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Vorwort 

Als Wilhelm Lohrenz, Mitarbeiter des britischen Geheimdienstes, am 18. No-
vember 1946 im brandenburgischen Finsterwalde verhaftet wurde, schien 
nichts auf eine große Bedeutung dieses Falles hinzuweisen. Zu Tausenden 
wurden in jenen Jahren in der Sowjetischen Besatzungszone Systemgegner, 
angebliche oder tatsächliche Kriegsverbrecher und Nazi-Werwölfe, Spione 
oder wen man auch immer dafür hielt, verhaftet. 

Und so hörte man anderthalb Jahre nichts mehr von Lohrenz, wie von 
vielen Häftlingen der sowjetischen Geheimpolizei auch, deren Angehörige 
nicht wußten, ob sie noch lebten. Erst im Zuge der Stalinisierung der SED, 
der Umformung der paritätisch aus ehemaligen SPD- und KPD-Genossen 
besetzten Partei in eine leninistische Kaderpartei, wurde Lohrenz buchstäb-
lich wieder aus dem Keller geholt. Am 16. Juni 1948 zwang man ihn, ein 
Geständnis zu unterschreiben, das anschließend in zahlreichen Zeitungen 
der SBZ veröffentlicht wurde. Darin beschuldigte er sich und das Ostbüro 
der SPD der Spionage. Tatsächlich hatte Lohrenz nie im Ostbüro gearbeitet, 
er war vor seiner Tätigkeit für die Briten Sekretär des Berliner Landesvor-
standes gewesen. Doch mit seiner Verhaftung hatten die Sowjets erstmals 
einen Sozialdemokraten in der Gewalt, der sich gut in der Berliner Partei-
führung auskannte. Und so wurde sein „Geständnis“ zu einem der ersten 
großangelegten Täuschungsmanöver sowjetischer und deutscher Kommuni-
sten im Kampf gegen die Ostbüros der westdeutschen Parteien, es war aber 
keineswegs das letzte. 

Die Ostbüros, politische Widerstandsorganisationen im Kampf gegen die 
kommunistische Diktatur und Stabsstellen des Kalten Krieges, haben in der 
Wissenschaft bis heute eher wenig Resonanz gefunden, die Tätigkeit der Ost-
büros ist selbst in Kreisen der jeweils eigenen Partei kaum bekannt. Ursache 
hierfür ist sicherlich, daß die lange zurückliegende Tätigkeit in der Zeit der 
Ost-West-Entspannung verdrängt wurde. 

Die Ostbüros müssen mit ihrer Tätigkeit in die Widerstandsarbeit einer 
ganzen Reihe von parteigebundenen, gewerkschaftlichen oder halbstaatlichen 
Organisationen eingeordnet werden. Zu nennen sind hier die Ostbüros der 
anderen Parteien BHE, DP und FVP sowie vor allem der Untersuchungsaus-
schuß Freiheitlicher Juristen (UFJ) und die Kampfgruppe gegen Unmensch-
lichkeit (KgU). Sie alle arbeiteten notgedrungen von westlichem Territorium 
aus, ihre politischen Wurzeln hatten die meisten Ostarbeiter aber in der 
SBZ/DDR. 
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Wie in den anderen Widerstandsorganisationen sah die Staatssicherheit in 
den Ostbüros der Parteien eine große Gefahr; „sie auszuspähen und ihre (ver-
meintlichen) Verbindungsmänner ausfindig zu machen, zählte zu den Haupt-
aufgaben des MfS in jenen Jahren.“1 So blieben die Anhänger des westlichen 
Parteiensystems im Osten nicht von schwerer Verfolgung verschont; viele 
Mitarbeiter und Vertrauensleute bezahlten ihre Arbeit gegen die SED und 
die gleichgeschalteten Führungen der Blockparteien mit langjähriger Haft, 
manche gar mit dem Tod. 

Das Projekt, die Tätigkeit der Ostbüros von SPD, CDU und FDP verglei-
chend zu erforschen, war bei der DFG beantragt worden, um Aufbau und 
Arbeitsweise, vor allem aber die unterschiedlichen Entwicklungen der jewei-
ligen Ostbüros darstellen zu können. Das Zustandekommen dieses Buches 
verdanke ich vielen Personen, die mich tatkräftig unterstützt haben. In erster 
Linie ist hier Prof. Dr. Wilhelm Bleek zu nennen, der schon bei meiner 
Promotion zum Thema Ostbüro der SPD manche Tür öffnete und auch bei 
diesem DFG-Projekt nicht nur an den wissenschaftlichen Fakten, sondern 
auch an einer positiven Arbeitsatmosphäre interessiert war. 

Zu danken habe ich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verschiedener 
Archive, allen voran Frau Margrit Naujoks und Frau Karin Stechel von der 
Behörde des Bundesbeauftragten in Berlin. Manch nützlichen Fingerzeig ver-
danke ich Herrn Karl Wilhelm Fricke, Köln, Herrn Wolfgang Schollwer, 
Bonn, und Prof. Dr. Hermann Weber, Mannheim. 

Suckut: Ost-CDU und LDPD (1994), S. 109. 1 
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Einleitung 

Die Ostbüros der westdeutschen Parteien haben – wie auch andere ver-
gleichbare antikommunistische Widerstandsorganisationen – lange Zeit ein 
Mauerblümchendasein in der Wissenschaft gefristet. Erst 1984 gab Karl 
Wilhelm Fricke einen ersten Überblick über die Tätigkeit des SPD-Ost-
büros.1 Das Informationsdefizit im Hinblick auf die Tätigkeit der westdeut-
schen Parteien in der SBZ/DDR beruht vor allem auf der konspirativen Ar-
beitsweise, welche die Ostbüros aus Angst vor Verfolgung zunächst durch 
sowjetische Stellen und durch die Politische Polizei der SBZ, die Dezernate 
K 5, sowie später durch die Staatssicherheit der DDR pflegen mußten. Erst 
jetzt sind, neben den Archivalien aus dem Bestand des MfS und der SED, 
auch die Überlieferungen der Ostbüros in den Parteiarchiven weitestgehend 
zugänglich. 

Die Hinterlassenschaft des Kalten Krieges wird somit erst relativ spät und 
zudem gleichzeitig von Wissenschaftlern und Journalisten aufgearbeitet.2 

Wenig haben bisher die Parteien selbst, die vor Jahrzehnten Ostbüros ge-
gründet haben, zur Aufhellung dieses Teils ihrer eigenen Geschichte beige-
tragen. Hier mögen noch verschiedene Ängste und Aversionen aus der Zeit 
vor 1989 eine Rolle spielen. Zwar hat sich die Beschäftigung mit der Ver-
folgung von Sozial- und Christdemokraten in der SBZ/DDR seit dem Ende 
des SED-Regimes intensiviert, die organisierte Widerstandsarbeit der Ostbü-
ros stand dabei aber nicht im Vordergrund.3 Offener als noch zu Jahren des 
Ost-West-Gegensatzes sind jedoch heute die Parteiarchive, die sich in Stif-
tungshand befinden. 

Bei den Anhörungen der Enquete-Kommission des 12. Deutschen Bundes-
tages spielten die Ostbüros keine große Rolle. Diese Thematik wurde, wie 
auch andere heikle Themen, etwa die Tätigkeit von V-Leuten des BND in 
der DDR, aus der Bestandsaufnahme ausgeklammert.4 Von den Hauptakteu-

1 Fricke: Opposition und Widerstand in der DDR (1984), S. 37–42. 
2 Erhebliche neue Erkenntnisse über die KgU konnte die Filmemacherin Erika Fehse zutage 

fördern. Vgl. Bomben, Gift und Reifentöter. Die Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit, 
Filmmanuskript o. O., o. D., zit. bei: Fricke; Engelmann: Konzentrierte Schläge (1998), 
S. 83–88. 

3 Siehe u. a. für die CDU: Richter: Ost-CDU (1991) und Kaff (Hg.): Gefährliche politische 
Gegner (1995); für die SPD: Bouvier; Schulz: Sozialdemokraten (1991) und Bouvier: Aus-
geschaltet (1996). 

4 Materialien der Enquete-Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-
Diktatur in Deutschland“. 18 Bde., Baden-Baden 1995. 
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ren der Ostbüros haben nur wenige autobiographische Schriften veröffent-
licht. Wissenschaftlich am wertvollsten ist die kurze Darstellung von Wolf-
gang Schollwer über das FDP-Ostbüro.5 Helmut Bärwald, der lange im SPD-
Ostbüro beschäftigt war und von diesem 1971 im Unfrieden schied, brachte 
1991 eine Darstellung heraus, in der es weniger um die Aktionen des Ostbüros 
als um seine Interpretation der Auflösungsgeschichte ging, die er mit Angrif-
fen auf den stellvertretenden SPD-Vorsitzenden Wehner und die Entspan-
nungspolitik verband.6 

Daß es auch lange nach Beendigung des Kalten Krieges noch Darstellun-
gen gibt, deren Inhalt sich fast ausschließlich auf Propagandamaterial stützt 
und jeder wissenschaftlichen Analyse Hohn spricht, belegen Werke jüngeren 
Datums von Klaus Huhn7 und Peter Ferdinand Koch8. Koch, der sich den An-
schein gibt, im Geheimdienstmilieu zu Hause zu sein, stützt sich überwie-
gend auf Propagandabroschüren des sowjetischen und des DDR-Geheim-
dienstes und illustriert sie mit eigenen Geschichtchen. Auch Huhn schreibt 
alte Propagandapublikationen der SED fort und irrt selbst bei einfachsten 
Namennennungen; eine vorurteilsfreie Beschäftigung mit der neueren For-
schung ist nicht erkennbar. 

Von dieser Form der Geschichtsklitterung heben sich einige Autoren wohl-
tuend ab. Sie arbeiten an zeitgeschichtlichen Themen, die zumindest am Rande 
mit dem Ostbüro zu tun haben. Zu nennen ist hier insbesondere Michael Herms 
mit seinen vorzüglichen Biographien von Heinz Lippmann und Robert Bialek.9 

Die Geschichte der Ostbüros spiegelt die politische Situation im geteilten 
Deutschland der frühen Jahre wider. Divergierende Wiedervereinigungsstra-
tegien bei den Parteien, unterschiedliche Organisationsstrukturen und Motive 
für die Gründung entsprechender Organisationen und verschiedene Schwer-
punkte ihrer Tätigkeit sind herauszuarbeiten. Von besonderem Interesse ist 
die Frage nach dem effektiven Einfluß der Ostbüroaktivitäten auf die Deut-
schen in der SBZ/DDR und die Erklärung ihres Bedeutungsverlustes ab Ende 
der fünfziger Jahre. Welche Faktoren spielen hier die entscheidende Rolle? 
Fehler in der konspirativen Arbeit, die Neuorientierung der Deutschlandpo-
litik der Parteien oder schlichtweg personelle Gründe? Die Untersuchung zu 
Entstehung und Entwicklung der Ostbüros soll neue Einblicke in die frühe 
Parteiengeschichte des geteilten Deutschlands bieten und zum Verständnis so-
wohl der Entwicklung des Kalten Krieges als auch des Widerstandes in der 
SBZ/DDR beitragen. Die Thematik liegt gewissermaßen an der Schnittstelle 
dieser drei großen Themenbereiche, wodurch dieses bisher vernachlässigte 
Kapitel deutsch-deutscher Geschichte einen besonderen Reiz erhält. 

5 Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 100–106. 
6 Bärwald: Ostbüro der SPD (1991). 
7 Huhn: Zwangsvereinigung (1996). 
8 Koch: BRD contra DDR (1994). 
9 Herms: Heinz Lippmann (1996); Herms; Noack: Aufstieg und Fall des Robert Bialek (1997). 
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1 Entstehung und Entwicklung der Ostbüros 

1.1 Die deutsche Teilung und das Parteiensystem 

Die Gründung und Tätigkeit der Ostbüros der Parteien kann nur vor dem 
Hintergrund der politischen Situation im Deutschland der unmittelbaren Nach-
kriegszeit verstanden werden. Die Ostbüros entstanden aus der jeweiligen 
Situation der Parteien im Westen und aus der speziellen Unterdrückungssitua-
tion ihrer Schwesterparteien und Anhänger im Osten. Widerstand in der SBZ 
und frühen DDR entwickelte sich in der Suche nach der stärkenden Kraft der 
Gemeinschaft, im Versuch, sich den Zugriffen der SED, einer machtbesesse-
nen Partei, die sich im Bunde mit der alles beherrschenden Besatzungsmacht 
befand, durch das Bilden eigener Gruppierungen zu entziehen und politische 
Gegenaktivitäten zu entwickeln. 

Nach dem Ende der nationalsozialistischen Schreckensherrschaft bildeten 
sich in allen vier Besatzungszonen sofort wieder politische Zirkel aus Perso-
nen, die vor 1933 auch schon in Parteien organisiert waren. Während die bür-
gerlichen Parteien sich und ihre Führung neu formieren mußten, hatte die SPD 
zwischen 1933 und 1945 durchgehend einen Exilvorstand besessen, der sich 
zunächst in Prag, später in Paris und in den Kriegsjahren in London befand. 

Als erste Besatzungsmacht ließ am 10. Juni 1945 die Sowjetische Militär-
administration in Deutschland (SMAD) in ihrer Besatzungszone politische 
Parteien zu. Durch den „Befehl Nr. 2“ gestattete sie die Gründung antifa-
schistischer Parteien und Gewerkschaften, obwohl ihre Zulassung eigentlich 
erst ein Gesprächsthema auf der anstehenden Potsdamer Konferenz sein 
sollte. Schon am 11. Juni wurde in Berlin die KPD gegründet; vom Ziel der 
Errichtung einer kommunistischen Diktatur nahm sie in ihrem ersten Aufruf 
Abstand. Während in Berlin aus Moskau eingeflogene Kader den Ton anga-
ben, bestimmten in den mittleren Zentren der Sowjetischen Besatzungszone 
(SBZ) nichtexilierte Kommunisten das politische Geschehen, oftmals aktive 
Widerstandskämpfer, von denen viele im Gefängnis oder im KZ gewesen 
waren. 

Gleichfalls in Berlin konstituierte sich am 15. Juni der „Zentralausschuß 
der Sozialdemokratischen Partei“, der sich zunächst auf die Arbeit in der Stadt 
selbst beschränkte. Vier Tage später bildeten die Genossen einen geschäfts-
führenden Vorstand, der sich für alle vier Besatzungszonen zuständig fühlte 
und dem als gleichberechtigte Vorsitzende Otto Grotewohl, Max Fechner und 
Erich Gniffke angehörten, allesamt Sozialdemokraten, die die NS-Zeit in 
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Deutschland verbracht hatten. Am selben Tag trafen sich in Berlin je fünf 
Vertreter der Sozialdemokraten und der Kommunistischen Partei zu einem 
Gespräch, in dessen Verlauf die KPD-Delegation unter Führung von Walter 
Ulbricht eine Verschmelzung beider Parteien zu einer einheitlichen Arbeiter-
partei vehement ablehnte.1 Regional gab es in der SBZ hingegen eine viel-
fältige Zusammenarbeit von Sozialdemokraten und Kommunisten, beispiels-
weise in den sogenannten Antifa-Komitees, wo auch bürgerliche Politiker 
mitwirkten. Es kam sogar verschiedentlich zur Gründung gemeinsamer Par-
teien, deren Tätigkeit jedoch schnell von der sowjetischen Besatzungsmacht 
beendet wurde.2 

Auch bürgerliche Parteien konstituierten sich in der SBZ rasch, eine christ-
liche und eine liberale Partei. Das katholische Zentrum hatte historisch gese-
hen im Gebiet der sowjetischen Besatzung nie eine politische Basis gehabt. 
Protestantisch-konservative, auch reaktionäre Gruppen waren im Norden und 
Osten des sowjetischen Besatzungsgebiets in der Weimarer Republik erfolg-
reich gewesen. Sie konnten jedoch kaum die Grundlage einer erneuerten 
Zentrumspartei, einer christlichen Volkspartei, bilden. So schien hier der neu-
gegründeten CDU eine weniger erfolgreiche Arbeit beschieden zu sein als 
ihrem westdeutschen Pendant, das sich auf starke katholische Kräfte, auch 
etwa in der Arbeiterschaft an Rhein und Ruhr, stützen konnte. Zahlreiche 
Gründungsmitglieder der CDU in der SBZ kamen aus dem Widerstand ge-
gen Hitler, allen voran Andreas Hermes und Jakob Kaiser;3 andere stamm-
ten aus den liberalen Parteien der Weimarer Republik. Die Berliner Führung 
der CDU, der im übrigen kaum Berliner angehörten, fühlte sich für Gesamt-
deutschland zuständig, also für alle vier Besatzungszonen. Sie konnte diesen 
Anspruch gegenüber den anderen Gründungszentren jedoch nicht durchset-
zen. So blieb ihre Vorreiterrolle auf die Durchsetzung des Namens der neu-
en Partei beschränkt, den auch die anderen christlichen Gruppierungen beim 
„Reichstreffen“ Mitte Dezember 1945 in Bad Godesberg akzeptierten.4 

Die ostdeutsche CDU wurde, wie auch die LDPD und die SPD bereits 
kurz nach ihrer Gründung, zum Eintritt in die „Einheitsfront der antifaschi-
stisch-demokratischen Parteien“ genötigt, aus der 1949 der „Block der antifa-
schistisch-demokratischen Parteien“ wurde, anders wäre eine weitere – wenn 
auch eingeschränkte – politische Tätigkeit der CDU nicht möglich gewesen. 
Im Block waren die zugelassenen Parteien der SBZ zusammengeschlossen, 
um gemeinsam auf allen regionalen Ebenen die politische Arbeit zu disku-
tieren und einvernehmlich zu beschließen. Diese Zusammenarbeit bedeutete 
jedoch keineswegs Chancengleichheit. Es kam auf allen Ebenen zu Behinde-
rungen der SPD und der bürgerlichen Parteien. 

1 Vgl. Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966), S. 84 f. 
2 Hierzu als jüngste Darstellung Naimark: Russen in Deutschland (1999). 
3 Agethen: CDU in der SBZ/DDR 1945–1953 (1994), S. 47 ff. 
4 Vgl. Kaff (Bearb.): Unionsparteien 1946–1950 (1991), S. X. 
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Andreas Hermes, erster CDU-Vorsitzender neben Walther Schreiber, stand 
den Blockbestrebungen ablehnend gegenüber und war vor allem nicht bereit, 
die entschädigungslose Enteignung in der Landwirtschaft (sowie die Art ihrer 
Durchführung) zu akzeptieren, obgleich beide grundsätzlich der Bodenreform 
in der SBZ positiv gegenüberstanden. Dies führte am 18. Dezember 1945 zur 
Absetzung der beiden Vorsitzenden; einen „freiwilligen“ Rücktritt hatten sie 
verweigert. 

Die Liberaldemokraten in der Sowjetischen Besatzungszone und in Berlin 
empfanden sich weitgehend als Nachfolger der DDP, also der nach heutigem 
Verständnis eher links- als nationalliberalen Partei der Weimarer Republik. 
Viele der Gründerväter der LDPD kamen wie der erste Vorsitzende Wilhelm 
Külz aus dieser Partei, während andere bekannte DDP-Mitglieder der Wei-
marer Republik, so Walther Schreiber, Ernst Lemmer und Otto Nuschke, in 
Berlin die „Demokratische Union“ mitgründeten bzw. ihr früh beitraten, aus 
der später die Christlich Demokratische Union wurde.5 Die beiden ehemali-
gen Reichsminister Wilhelm Külz und Eugen Schiffer erarbeiteten mit ande-
ren den Gründungsaufruf der LDPD6, der am 5. Juli 1945 vom Vorstand und 
Hauptausschuß unterzeichnet und am 3. August in der neuen Parteizeitung 
„Der Morgen“ veröffentlicht wurde. Dieser enthielt konservative politische 
Forderungen, etwa die Sicherung der freien Wirtschaft und des Privateigen-
tums oder auch die Wiederherstellung des Berufsbeamtentums. Wie bei der 
CDU verstand sich der Berliner Führungskern der LDPD nicht als regionale 
Leitung, sondern fühlte sich für ganz Deutschland zuständig.7 Ein eigener 
Landesverband für Groß-Berlin wurde erst am 21. September 1945 ausge-
gliedert. 

Sowohl die Zonenpartei als auch der Berliner Landesverband hatten mit 
einer großen Personalfluktuation zu kämpfen. Der erste LDPD-Zonenvor-
sitzende, Waldemar Koch, Schwiegersohn von Eugen Schiffer, wurde von 
den Sowjets schnell aus seinem Amt gedrängt. Grund war Kochs ablehnende 
Haltung zur Bodenreform.8 Die SMAD erreichte die Ablösung, indem sie der 
Partei weitere Zeitungslizenzen nur für den Fall eines Abtretens von Koch in 
Aussicht stellte. Bereits am 4. Februar 1946 wählten die Liberalen daher den 
langjährigen Dresdener Oberbürgermeister Wilhelm Külz9 zum neuen Vor-
sitzenden. Noch prekärer stellte sich die Situation im Berliner Landesver-
band dar: Innerhalb des ersten Jahres seiner Existenz wechselte der Landes-
vorsitzende drei Mal. Erst mit der Wahl von Carl-Hubert Schwennicke, in 

5 Vgl. Papke: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945–1952 (1994), S. 28. 
6 Um eine einheitliche Bezeichnung zu gewährleisten, wird die vor dem 27.10.1951 als 

LDP bezeichnete Partei durchweg als LDPD abgekürzt. 
7 Vgl. Berlin, Quellen und Dokumente. 1. Halbband, Berlin 1964, S. 997 ff. 
8 Vgl. Suckut: LDP(D) in der DDR (1996), S. 31. Vgl. auch Sommer: Liberal-Demokra-

tische Partei Deutschlands (1996), S. 44. 
9 Zur Biographie von Külz siehe Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 

1945/48 (1961), S. 45–54. 
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der Weimarer Republik Mitglied der Deutschen Volkspartei (DVP) und Se-
kretär Gustav Stresemanns, am 8. August 1946 beruhigte sich das Personal-
karussell. Schwennicke blieb bei den Liberalen Berlins die bestimmende Kraft 
und repräsentierte Kontinuität auch dadurch, daß er ab Oktober 1946 Vorsit-
zender der Stadtratsfraktion wurde. Schon hier begann ein Kesseltreiben gegen 
ihn: Am 16. Oktober brachte zunächst die „Berliner Zeitung“ einen Bericht 
über „Schwennicke als Gestapoagent“, einen Tag später folgten die meisten 
anderen SED-Zeitungen.10 

Wesentlich mehr Zeit nahm die Bildung der Parteien in den Westzonen in 
Anspruch. Im Mai 1945 richtete der ehemalige SPD-Reichstagsabgeordnete 
Kurt Schumacher in Hannover ein später nach ihm benanntes Büro ein, in 
dem sich ohne Genehmigung der britischen Besatzungsmacht Sozialdemokra-
ten aus der Stadt und ihrer Umgebung zusammenfanden. Auch an anderen 
Orten entwickelten sich so in den folgenden Wochen Parteiorganisationen 
auf kommunaler Ebene. Schumachers Büro wurde mit der Zeit zur Schalt-
zentrale der SPD in der britischen und amerikanischen Zone, er selbst zur 
„absolut dominierenden Führungsfigur der SPD“.11 

Um die Inhalte ihrer künftigen Politik aufeinander abzustimmen, trafen sich 
am 5. und 6. Oktober 1945 Sozialdemokraten aus allen Besatzungszonen mit 
Sozialdemokraten aus dem britischen Exil in Wennigsen bei Hannover. Auf 
Intervention der französischen Besatzungsmacht mußten sie ihr ursprünglich 
geplantes Konferenzprogramm stark einschränken; diese Obstruktionspolitik 
Frankreichs, die auch in der Folgezeit noch anhielt, sollte für die organisato-
rische Entwicklung der SPD Auswirkungen haben. Zwei Wochen vor der 
Konferenz hatte Wilhelm Pieck (KPD) die Vereinigung von SPD und KPD 
gefordert und damit eine überraschende Kehrtwendung vollzogen, die in der 
Partei Irritationen auslöste. Die Teilnehmer der Konferenz von Wennigsen 
erklärten daraufhin übereinstimmend, diese Frage stehe zur Zeit nicht zur 
Diskussion. Nach Konferenzschluß trafen sich am 7. Oktober Grotewohl 
und Schumacher in Hannover, um zu klären, wer nun eigentlich die SPD in 
Deutschland vertrete; darauf hatten zuvor sowohl das Büro Schumacher als 
auch der sozialdemokratische Zentralausschuß in Berlin Anspruch erhoben. 
Bis die Zonengrenzen aufgehoben würden, so einigten sich die beiden, solle 
der Zentralausschuß die Sozialdemokraten in der SBZ einschließlich Berlin 
führen, Kurt Schumacher hingegen solle der höchste Repräsentant der Partei 
in den drei Westzonen sein. Gleichzeitig vereinbarten Grotewohl und Schu-
macher, ihre Politik so weit wie möglich miteinander abzustimmen.12 

10 Vgl. „LDP-Führer war Nazi“. In: Sächsische Zeitung v. 17.10.1946, S. 1. 
11 Kleßmann: Die doppelte Staatsgründung (1986), S. 227. 
12 Gniffke sieht dies in seinen Erinnerungen anders und betont, der Zentralausschuß in Berlin 

sei auch für die Westzonen-SPD zuständig gewesen. Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966), 
S. 96 f. 
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Hatte der Berliner Zentralausschuß noch Mitte 1945 die organisatorische 
Einheit der Arbeiterklasse gefordert, so war er bis zur Konferenz von Wen-
nigsen von dieser Position abgerückt und hatte sich in dieser Frage Schuma-
cher und der Westzonen-SPD genähert. Grund war sicherlich auch das Be-
wußtsein der eigenen Stärke: Schon im September 1945 hatte Grotewohl 
ungeniert einen Führungsanspruch der SPD in der SBZ angemeldet, „der von 
der KPD als ernstes Warnsignal für ihre eigenen Machtansprüche wahrge-
nommen wurde“.13 Dieses Selbstbewußtsein, das zudem noch durch erhebli-
che Mitgliederzuwächse untermauert wurde,14 veranlaßte die KPD, nunmehr 
auf eine Fusion mit der SPD zu drängen. Mitbewirkt wurde der Stimmungs-
umschwung durch die vernichtende Wahlniederlage der Kommunisten in 
Österreich am 4. November 1945 und das schlechte Image der Partei in der 
Bevölkerung. Diese sah in den KPD-Kadern „zunehmend Tyrannen und 
Handlanger“.15 Pieck forderte am 9. November zum 27. Jahrestag der No-
vemberrevolution die baldige Vereinigung von SPD und KPD, einen Monat 
später schrieb er über den in dieser Frage stark opponierenden Vorsitzenden 
der West-SPD: „Schumacher tritt als Volksschädling auf“.16 Eine lediglich 
in der SBZ zu vollziehende Einheit schien möglich, da die Sozialdemokra-
ten in West und Ost auf ihrer Konferenz von Wennigsen keine gemeinsame 
Organisationsplattform gefunden hatten und politisch wie persönlich von-
einander abrückten. 

Doch nicht nur die West-SPD war gegen eine Vereinigung. Schon am 
11. November distanzierte sich auch Otto Grotewohl von diesem Ansinnen. 
Eine zonenmäßige Vereinigung würde die Vereinigung im Reichsmaßstab, die 
man zu wollen vorgab, nicht fördern. Fünf Wochen später, am 20./21. De-
zember 1945, trafen sich je 30 Sozialdemokraten und Kommunisten zur so-
genannten „Sechziger-Konferenz“. Grotewohl, inzwischen zur unbestritte-
nen Führungsfigur im Zentralausschuß aufgestiegen, kritisierte dabei die 
privilegierte Stellung der KPD im sowjetisch besetzten Teil Deutschlands. 
Einen sofortigen Zusammenschluß von SPD und KPD sah auch die Ent-
schließung dieser Konferenz nicht vor. Dennoch kündigte sich dieser schon 
Tage später an. Aus der gesamten SBZ erhielt der Berliner Zentralausschuß 
Berichte über – teils zwangsweise herbeigeführte – Vereinigungsbeschlüsse 
auf Orts- und Kreisebene. Selbst SPD-Bezirksvorsitzende, so Otto Buchwitz 
in Sachsen, Heinrich Hoffmann in Thüringen und Carl Moltmann in Meck-
lenburg-Vorpommern, verlangten die Zusammenführung von SPD und KPD. 
„Wenn in Berlin die Vereinigung nicht zustandekäme“, so schildert Ernst 
Thape die Position des Pro-Einheits-Flügels, „würden sie sich in ihren Be-

13 Malycha: Partei von Stalins Gnaden (1996), S. 41. 
14 Vgl. Naimark: Russen in Deutschland (1999), S. 322. 
15 Ebenda, S. 324. 
16 Klarschrift der handschriftlichen Notizen von Wilhelm Pieck v. 28.10.1966; SAPMO-BA, 

NY 4036/639, Bl. 3. 
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zirken regional mit den Kommunisten zusammenschließen und dann mit den 
Vereinigungswilligen in den anderen Ländern eine eigene SED-Zentrale 
schaffen. [...] Da gab es für unseren Widerstand überhaupt keine Operations-
basis mehr, sondern nur noch persönliche Resignation.“17 

Der Zentralausschuß befand sich in einem Dilemma. Am 15. Januar 1946 
beschloß er, eine Vereinigung könne nur im gesamten Reich vorgenommen 
werden. Auch bei künftigen Wahlen müßten beide Parteien mit getrennten 
Listen antreten; ein „Bruderkampf“ solle allerdings unterbleiben. Die Zensur 
sorgte aber dafür, daß der Beschluß totgeschwiegen wurde; Zeitungen in 
Dresden, die dennoch darüber berichteten, mußten wieder eingestampft wer-
den.18 Am folgenden Tag lud Oberst Sergej Tulpanow von der Sowjetischen 
Militäradministration Mitglieder des Zentralausschusses und der KPD zu sich 
und trug ihnen die nächsten Schritte der sich auf sowjetischen Druck hin an 
der Basis bereits vollziehenden Vereinigung der beiden Parteien vor. 

Dieser Vereinigungstrend und namentlich der sowjetische Druck, der da-
hinter deutlich zu spüren war, sorgten im Büro Schumacher für helle Aufre-
gung, zumal immer mehr sozialdemokratische Flüchtlinge in Hannover ein-
trafen, die sich den politischen Vorgaben der Besatzungsmacht nicht beugen 
wollten. Am 8. Februar 1946 trafen sich in Braunschweig Kurt Schumacher 
und Herbert Kriedemann mit Otto Grotewohl und Gustav Dahrendorf. Deren 
Schilderung der Ereignisse in der SBZ übertraf die Befürchtungen der West-
zonen-Genossen bei weitem. Eine Vereinigung, so erklärten Grotewohl und 
Dahrendorf, lasse sich nicht mehr verhindern – auch dann nicht, wenn sich der 
Berliner Zentralausschuß gegen den Zusammenschluß wende. Schumacher 
legte Grotewohl daraufhin nahe, die Ost-SPD aufzulösen, wie es dieser in 
Wennigsen versprochen hatte.19 Das sei nicht machbar, meinte Grotewohl, 
er wolle aber zumindest versuchen, gemeinsam mit seinen Mitarbeitern den 
demokratischen Charakter der künftigen Einheitspartei zu sichern. Diese Zu-
sammenkunft wurde für Schumacher zum Ausgangspunkt für die Gründung 
einer „Untergrundorganisation“, der ersten ihrer Art nach dem Krieg, in An-
knüpfung an alte sozialdemokratische Traditionen, die sich im Kaiserreich 
und in der NS-Zeit bewährt hatten. Entsprechend äußerte er sich bei einem 
Abendessen, das der politische Berater des britischen Oberbefehlshabers in 
Berlin, William Strang, am 22. Februar 1946 für ihn gegeben hatte. Jener tele-
grafierte tags darauf an das Londoner Außenministerium: „Sein Plan scheint 
zu sein, Kontakt zu einer Untergrundorganisation in der Einheitspartei zu 
halten, wofür er bereits Vorbereitungen trifft.“20 

17 Thape: Von Rot zu Schwarz-Rot-Gold (1969), S. 247 f. 
18 Vgl. dazu und zum folgenden Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966), S. 129 bzw. 138. 
19 Vgl. hierzu Ansprache Schumachers im RIAS. Juni 1951. DLR-Tonarchiv Berlin, Kopie 

im Besitz des Autors. 
20 William Strang an das Foreign Office, Telegramm Nr. 252, Public Record Office, No. C 2197, 

Foreign Office No. 371. Mein Dank gilt Bert Becker, der dieses Dokument aufstöberte. 
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Wenig später erklärte sich Grotewohl mit einem auf die SBZ beschränkten 
SPD-Parteitag einverstanden, der die bevorstehende Vereinigung beschließen 
sollte. Nach der Absetzung der CDU-Führungsspitze einige Wochen zuvor 
und der Auswechselung der ersten LDPD-Führung unter Waldemar Koch 
im November 1945 war ihm wohl klar, was auf den Zentralausschuß im 
Falle einer Weigerung zukommen würde. Schumacher reiste daraufhin Ende 
Februar nach Berlin, um zu erkunden, ob der Zentralausschuß bereit sei, in 
den Westsektoren Berlins eine eigenständige SPD aufrechtzuerhalten und die 
ostdeutsche SPD aufzulösen. Beides wollte der Zentralausschuß nicht, wor-
auf Schumacher jeden Kontakt zum Zentralausschuß abbrach.21 Damit be-
gründete er eine Haltung der SPD zur SED, die später als „sozialdemokrati-
sche Hallstein-Doktrin“ bezeichnet wurde: Die Westzonen-SPD unterband 
zukünftig jeden Kontakt von Parteigliederungen der SPD zur SED. Betrof-
fen waren davon auch Kontakte auf Länderregierungsebene, etwa Zusam-
menkünfte der Ministerpräsidenten aller deutschen Länder.22 

In den Berliner Westsektoren formierte sich unter Führung der Zentral-
ausschußmitglieder Karl Germer senior und Fritz Neubecker eine Opposition 
gegen die Vereinigung. Sie forderten eine Urabstimmung, die dann – gemäß 
der mittlerweile nicht mehr aktuellen Beschlußlage des Zentralausschusses 
vom 15. Januar 1946 – am 31. März 1946 abgehalten wurde, allerdings nur 
im Westteil der Stadt. Das Ergebnis war deutlich: 82,2 Prozent der an der 
Abstimmung Beteiligten lehnten eine sofortige Vereinigung von SPD und 
KPD ab, 62,1 Prozent befürworteten hingegen ein Bündnis, „welches ge-
meinsame Arbeit sichert und den Bruderkampf ausschließt“.23 Der am 20. 
und 21. April 1946 im Berliner Admiralspalast tagende Vereinigungsparteitag 
beschloß die Gründung der SED bei insgesamt nur 21 Neinstimmen; die 
Gegner opponierten unter der Führung von Fritz Drescher.24 Der erste ge-
meinsame Parteitag von Ost-SPD und KPD am 21./22. April 1946, der den 
Zusammenschluß besiegelte, war formell gesamtdeutsch, da 230 der 1 055 
Delegierten aus den westlichen Besatzungszonen kamen. Tatsächlich waren 
unter den 548 Delegierten des SPD-Parteitages auch 103 aus den Westzo-
nen;25 darunter acht SPD-Mitglieder, die allerdings ohne Mandat und nur 
deshalb dabeiwaren, weil Grotewohl sich nicht an die mit Schumacher in 
Wennigsen vereinbarte Abgrenzung der Interessenssphären gehalten hatte. 

Daraufhin bildete sich in den Westsektoren Berlins eine eigenständige 
SPD, die am 31. Mai in allen vier Sektoren zugelassen wurde, im Gegenzug 
zur Zulassung der SED auch im Westteil der Stadt. Bereits am 18. April hatte 

21 Gniffke schildert die Besprechung etwas anders. Die Frage einer selbständigen SPD in den 
Berliner Westsektoren erwähnt er nicht. Vgl. Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966), S. 152 f. 

22 Vgl. Kleßmann: Die doppelte Staatsgründung (1986), S. 187. 
23 Osterroth; Schuster: Chronik der Deutschen Sozialdemokratie (1978), S. 36. 
24 Vgl. Thape: Von Rot zu Schwarz-Rot-Gold (1969), S. 250. 
25 Koch: Versuch und Scheitern (1982), S. 95 f. 
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der inzwischen so genannte Parteivorstand in Hannover beschlossen, den Fu-
sionsbeschluß mit den Kommunisten in der östlichen Besatzungszone nicht 
anzuerkennen, da die Auswahl der Delegierten für den Vereinigungspartei-
tag nicht auf der Grundlage geheimer Wahlen erfolgt sei.26 In Hannover 
ging die SPD davon aus, die SPD bestehe de facto und auch juristisch weiter 
– dank der Untergrundorganisation und aufgrund des Befehls Nr. 2. Hätte 
sich die SPD konsequent auf diesen Standpunkt gestellt, wäre ein Antrag auf 
Zulassung der SPD in Gesamt-Berlin überflüssig gewesen, denn hier bestand 
im Kleinen genau die gleiche rechtliche Situation wie sie im Großen für 
Deutschland als Ganzes galt. Einiges deutete auf eine mittelfristige Einigung 
der Besatzungsmächte und von SPD, SED und KPD nach diesem Berliner 
Muster hin, die Paul Szillat, Vorstandsmitglied der SED und Vertrauens-
mann des SPD-Ostbüros, im Juni 1946 folgendermaßen beschrieb: „Wahr-
scheinlich wird es ja sowieso ein Kompensationsgeschäft werden: Die Zu-
lassung der SED in den anderen Zonen wird mit der Zulassung der SPD in 
der Ostzone verkoppelt werden.“27 

Diese Auffassung verkannte zwei wichtige Gesichtspunkte: Erstens konn-
ten die Kommunisten mit der KPD in den Westzonen ohnehin ungehindert 
arbeiten, anders als in Westberlin, wo die Westalliierten ihre Zulassung 
durch die Schaffung der SED als erloschen betrachteten. Zweitens konnte es 
die SPD nicht riskieren, eine formelle Zulassung ihrer Partei in der SBZ zu 
beantragen, da sich damit die illegal arbeitenden Sozialdemokraten hätten 
offenbaren müssen, die für die sowjetische Geheimpolizei somit zur einfa-
chen Zielscheibe geworden wären. Eine Wiederzulassung der SPD in der SBZ 
hätte eine völlige Kehrtwendung der sowjetischen Politik erfordert. 1947 gab 
es bei ehemaligen Sozialdemokraten dennoch Wiedergründungsüberlegun-
gen, die mit einer fast euphorischen Stimmung einhergingen: Zuversichtlich, 
daß die Partei schon in Kürze wieder öffentlich politisch aktiv werden kön-
ne, wandte sich ein Sozialdemokrat aus Freital-Döhlen, Richard Netsch, im 
März 1947 an das Ostbüro: „Genossen, ich kann Euch nur das eine sagen, 
eine Atmosphäre liegt in der Luft, der Ruf und Drang nach unserer SPD ist 
nicht mehr zu schildern. [...] Gleichzeitig teile ich Euch mit, in Freital habe 
ich einen handfesten Aktionsapparat aufgebaut.“28 Bereits im Februar 1947 
hatte ein Parteimitglied aus Schkeuditz berichtet: „Die hiesige Ortsgruppe 
umfaßt schon 50 Mitglieder. Ich bitte Euch [...] um Zusendung von Mit-
gliedskarten und auch Marken. Diese werden regelmäßig und ordnungsge-
mäß von uns abgerechnet. Oder sollen wir ohne Marken arbeiten?“ Zudem, 
so der Genosse, brauche er Aufnahmeformulare und Werbematerial.29 An die 

26 Vgl. Osterroth; Schuster: Chronik der Deutschen Sozialdemokratie (1978), S. 36. 
27 Protokoll der 3. Sitzung des Parteivorstandes der SED v. 18.–20.6.1946; SAPMO-BA, DY 

30, IV 2/1/004. 
28 Brief v. 4.3.1947; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c. 
29 Brief der Ortsgruppe Schkeuditz v. 5.2.1947; ebenda. 
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Gefahren, die mit der Ausgabe von offiziellen Parteidokumenten und Wer-
bematerial verbunden waren, scheint dieser Sozialdemokrat nicht gedacht zu 
haben. 

Kurt Schumacher, der im Vereinigungswillen der KPD schon früh deren 
Versuch gesehen hatte, zumindest im Osten Deutschlands allein die Macht zu 
erringen, fühlte sich durch die Berichte über Zwangsmaßnahmen der Sowjets 
gegen Sozialdemokraten in seiner Anschauung bestärkt. Nicht das Verlan-
gen nach „antifaschistischer Solidarität“ bestimmte seine Haltung, geprägt 
hatten ihn vielmehr seine Erfahrungen in der Weimarer Zeit: Das Paktieren 
der Kommunisten mit den Nationalsozialisten gegen die ungeliebte Repu-
blik etwa im Streik der Berliner Verkehrsbetriebe, aber auch die feindselige 
Haltung, die die KPD in dieser Zeit der SPD gegenüber einnahm, waren ihm 
noch in frischer Erinnerung. Und auch die von Stalin stammende und von füh-
renden deutschen Kommunisten stets wiederholte Äußerung, mit der die KPD 
sich der Bildung einer Einheitsfront gegen die Nationalsozialisten verwei-
gerte, Sozialdemokratie und Faschismus seien „Zwillinge“, hatte Schumacher 
nicht vergessen.30 

Zum anderen hat Schumacher den Stillhalte- oder Legalitätskurs eines 
Großteils der Sozialdemokratie nach dem Staatsstreich in Preußen als falsch und 
verhängnisvoll angesehen, er war für ihn eine Kapitulation vor den National-
sozialisten.31 Schumacher war nicht bereit, demokratisches Terrain kampflos 
antidemokratischen Kräften zu überlassen. Insofern war es nur konsequent, 
daß er sich auch mit den Entwicklungen in der SBZ, mit dem „Parteistreich“ 
gegen die SPD, nicht einfach abfinden wollte. Da die SPD in der SBZ nun 
nicht mehr existierte und die SED sich anschickte, auch in den westlichen 
Besatzungszonen aktiv zu werden, war mit der Zwangsvereinigung auch die 
Übereinkunft von Wennigsen obsolet geworden, mit der beide sozialdemo-
kratischen Führungen ihre Einflußsphären gegeneinander abgegrenzt hatten. 

Nachdem die Absicht der Sowjetischen Militäradministration und der KPD 
erkennbar geworden war, eine Vereinigung von SPD und KPD herbeizufüh-
ren, verstärkte sich der Druck auf die Sozialdemokraten in der SBZ. Wenn-
gleich bis heute unklar ist, wieviel SPD-Mitglieder im Zusammenhang mit 
der zwangsweisen Vereinigung beider Parteien verhaftet wurden, so steht 
doch fest, daß viele Sozialdemokraten verfolgt wurden, die „eine Fusion mit 
den Kommunisten für übereilt hielten oder grundsätzlich ablehnten“.32 Die 
SPD spricht von 20 000 Parteimitgliedern, die zwischen Dezember 1945 und 
April 1946 auf die eine oder andere Weise unter Repressalien zu leiden hat-
ten. Viele seien gemaßregelt worden, hätten ihre Wohnungen und ihren Ar-
beitsplatz verloren, andere seien verhaftet und nicht wenige getötet worden.33 

30 Lübbe: Kommunismus und Sozialdemokratie (1978), S. 122 ff. 
31 Vgl. Moraw: Parole der Einheit (1973), S. 75 f. 
32 Fricke: Warten auf Gerechtigkeit (1971), S. 69. 
33 Vgl. SPD-Pressedienst v. 26.4.1962. 
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Zu den ersten prominenten sozialdemokratischen Opfern unter sowjeti-
scher Besatzung gehörten die Polizeipräsidenten von Chemnitz und Berlin, 
Günter Schwabe und Karl Heinrich. Bei beiden kann davon ausgegangen 
werden, daß ihre Verhaftung auf „alte Rechnungen“ mit der KPD aus Weima-
rer Zeiten zurückzuführen war. Zudem war die Innen- und Sicherheitspolitik 
ein zu sensibler Bereich in der SBZ, als daß man ihn Sozialdemokraten über-
lassen durfte. Daher gehörten auch später sozialdemokratische Polizeipräsi-
denten zu den Verhaftungsopfern, wie 1947 Kurt Krippner aus Zwickau.34 

Doch auch gegen hauptamtlich im Parteiapparat tätige Sozialdemokraten 
richtete sich der Terror. Erich Krüger, Parteisekretär in Rostock, wurde in 
seinem Büro erschossen; der Parteisekretär Hermann Grünewald im Novem-
ber 1945 durch einen Genickschuß schwer verletzt.35 

In den bürgerlichen Blockparteien reifte der Entschluß zum Widerstand 
gegen den Kommunismus zumeist erheblich langsamer, weil der politische 
Spielraum dort 1946 noch längst nicht so eingeschränkt war. Als die West-
SPD schon eine Widerstandszentrale und eine Flüchtlingsbetreuungsstelle 
für die eigenen verfolgten Parteimitglieder im Osten plante, begannen Jakob 
Kaiser und Ernst Lemmer, die neuen Vorsitzenden der CDU der Sowjeti-
schen Besatzungszone, erst ihre Tätigkeit. Sie führten die Partei, die eigent-
lich östlich der Elbe über keine verwurzelten Traditionen verfügte, bei den 
Kommunalwahlen im September 1946 zu einem unerwartet großen Wahler-
folg und schnell in eine Oppositionsrolle gegen die herrschende SED. Kaiser 
und Lemmer schafften es, „die Lücke im politischen Spektrum zu schließen, 
die sich nach der Vereinigung von SPD und KPD aufgetan hatte“.36 „Noch 
bei den Kommunalwahlen im Herbst 1946 konnten in zahlreichen Gemeinden 
CDU und LDP keine Kandidaten zur Wahl stellen, weil die örtlichen Kom-
mandanturen die Lizenz für die Bildung einer Ortsgruppe verweigert hat-
ten.“37 Die Wahlergebnisse, vor allem die in Berlin, beflügelten den Oppo-
sitionsgeist in der gesamten SBZ, denn hier wurde erstmals deutlich, wie 
schwach die SED bei freien Wahlen tatsächlich abschnitt. Bei den darauf-
folgenden Landtagswahlen einen Monat später erzielte die CDU gar ein 
Viertel der Stimmen, obwohl viele ihrer Kandidaten im Wahlkampf massiv 
behindert wurden. Selbst in der Arbeiterhochburg Berlin eroberte sie 22 Pro-
zent der Stimmen und wurde nach der SPD, die hier zum letzten Mal frei in 
allen Stadtteilen kandidieren konnte, zweitstärkste Kraft. Die SED erreichte 
nur knapp 20 Prozent. Folge der Wahlerfolge war die stärkere Einbindung 
der beiden bürgerlichen Parteien in die Blockpolitik und damit ihre politi-
sche Neutralisierung: „Das Wachsen der reaktionären Bestrebungen in der 

34 Bericht von Voigt v. 9.7.1947; AdsD, Ostbüro-Archiv, 391. 
35 Manuskript der Rede Neumanns vor dem Europarat am 24.6.1957; AdsD, Ostbüro-Ar-

chiv, 301. 
36 Ditfurth: Blockflöten (1991), S. 26. 
37 Gradl: Anfang unter dem Sowjetstern (1981), S. 29. 
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CDU und der LDP erfordert enge Zusammenarbeit mit diesen Parteien, um 
die reaktionären Einflüsse auf die bürgerlich-demokratischen Kräfte zurück-
zuschlagen.“38 Der SED-Parteivorstand sprach gar von „den niedrigsten Mit-
teln faschistischer Propaganda und Verleumdung“,39 die die bürgerlichen Par-
teien zu ihrem Erfolg gebracht hätten. 

Die diktatorischen Tendenzen der SED, gepaart mit einer radikalen Ent-
eignungspolitik und der allgemeinen Rechtsunsicherheit, liefen auf eine of-
fene Konfrontation zwischen den Kommunisten und den bürgerlichen Block-
parteien hinaus. Was im Rahmen des Zwangsvereinigungsprozesses an der 
SPD vorexerziert worden war, wandte man nun von seiten der späteren 
Staatspartei gegen CDU und LDPD an, zumeist mit tatkräftiger Hilfe der 
sowjetischen Besatzungsmacht. Funktionäre, gerade auf den unteren und 
mittleren Ebenen, wurden behindert und bedroht;40 die Parteiorganisation 
durch den Entzug von Sachmitteln in ihrer Arbeit eingeschränkt. Doch die 
CDU-Basis folgte der Politik ihres Führungsduos. Auf dem 2. Parteitag der 
Ost-CDU wurden Kaiser und Lemmer mit überragender Mehrheit wieder-
gewählt. In geheimer Wahl erhielt Kaiser 248 von 249 abgegebenen Stim-
men, Lemmer 247 von 248.41 Alfred Sagner, Aktivist der Jungen Union in 
Berlin-Tempelhof, von dem später noch zu berichten sein wird, kam erst-
mals in den Parteivorstand. Er erhielt 203 Stimmen. 

Den Widerstand der CDU gegen die willkürlichen Enteignungen hatte die 
SMAD Ende 1945 mit der Absetzung von Andreas Hermes und Walther 
Schreiber gebrochen. Nun stellte sich das Führungsduo Kaiser/Lemmer an-
derthalb Jahre später mit Vehemenz gegen die sogenannte Volkskongreß-
bewegung. Die CDU-Parteispitze hatte im März noch mit Kurt Schumacher, 
Carl-Hubert Schwennicke (LDP) und Josef Müller (CSU) eine gesamtdeut-
sche Volksrepräsentation befürwortet,42 doch nachdem Schumacher wegen 
der Unterdrückung der SPD in der SBZ die Unterstützung versagte, verkam 
die Volkskongreßbewegung zu einer kommunistischen Propagandaveranstal-
tung, die fast ausschließlich von Parteien und Massenorganisationen der SBZ 
getragen wurde. Propagiertes Ziel war die Vertretung deutscher Interessen 
gegenüber den alliierten Mächten bei der als entscheidend angesehenen Kon-
ferenz der Siegerstaaten in London. Tatsächlich war durch die massive Be-
teiligung von KPD, SED und den kommunistisch dominierten Massenorga-
nisationen des Ostens von vornherein sichergestellt, daß diese vorgeblich 
demokratische Interessenvertretung des gesamten deutschen Volkes schlicht 
zum Instrument sowjetischer Deutschlandpolitik wurde. 

Ähnlich wie zwei Jahre zuvor die SPD-Führung in der Vereinigungsfrage 

38 Ulbricht: Strategie und Taktik der SED (1953), S. 73. 
39 Agethen: CDU in der SBZ/DDR 1945–1953 (1994), S. 51. 
40 Vgl. auch Beispiele in Ditfurth: Blockflöten (1991), S. 44. 
41 Zum Verlauf des Parteitages vgl. Gradl: Anfang unter dem Sowjetstern (1981), S. 114 ff. 
42 Renger: Ein politisches Leben (1993), S. 118 ff. 
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durch Resolutionen, offene Briefe und vollendete Tatsachen auf regionaler 
und Betriebsebene unter Druck gesetzt worden war, begann nach dem SED-
Parteitag vom September 1947 ein Kesseltreiben gegen den CDU-Vorstand 
in Berlin. CDU-Landesvorstände mußten feststellen, daß ihre eigenen Aus-
sagen oder Erklärungen der Berliner CDU-Spitze nicht oder unvollständig 
abgedruckt wurden. „Die Auflagen [der eigenen Tageszeitungen] wurden 
durch geringere Papierzuteilungen beschränkt. [...] In dem Quartal Oktober/ 
Dezember 1947 [...] erhielten von 700 t Papier die SED-Zeitungen 92,2 Pro-
zent. Mit ihrer Propaganda und verfälschenden Informationen wurden auch 
die CDU-Mitglieder überschwemmt.“43 Der Damm gegen die Volkskongreß-
bewegung hielt zwar, wie Gradl später schreiben sollte, jedoch beteiligten 
sich nach der offiziellen Kongreßstatistik trotzdem 219 CDU-Mitglieder, 
was rund 9,5 Prozent der Teilnehmer entsprach. Erheblich problematischer 
als die Anzahl der CDU-Delegierten war die Tatsache, daß ein Viertel der 
20 Parteivorstandsmitglieder trotz gegenteiligen Vorstandsbeschlusses am 
Volkskongreß teilgenommen hatten. Dazu gehörten Nuschke und der meck-
lenburgische CDU-Vorsitzende Reinhold Lobedanz, beide Liberale aus der 
Weimarer Republik. Nuschke wurde sogar Mitglied der Kongreßleitung. Hin-
zu kamen Siegfried Trommsdorf, Vorsitzender der CDU in Thüringen, Leo 
Herwegen, CDU-Vorsitzender in Sachsen-Anhalt, und Wilhelm Wolf, Vor-
sitzender in Brandenburg. Die SMAD hatte es vermocht, einen Teil der 
CDU-Führung aus der Widerstandsfront herauszubrechen,44 so wie es An-
fang 1946 gelungen war, drei der fünf Landesvorsitzenden der SPD für die 
Vereinigung mit der KPD zu mobilisieren und damit die vereinigungsun-
willige Parteiführung in Berlin auszuhebeln. Die SPD-Führung in Berlin 
hatte sich dem Druck gebeugt und änderte ihre Politik; sie blieb am Ruder 
und verlor lediglich einige Vorstandsmitglieder – etwa Karl Germer und 
Fritz Neubecker –, die in den Westen gingen und von dort aus eine eigene 
Politik machten. Das Duo Kaiser/Lemmer hingegen beugte sich nicht und 
wurde dabei vom CDU-Parteivorstand unterstützt. So mußten die Landes-
vorstände gegen Berlin mobilisiert werden, zumal Kaiser erklärt hatte, we-
gen der Meinungsverschiedenheiten mit der Besatzungsmacht nicht freiwil-
lig sein Amt aufgeben zu wollen. 

Daraufhin wurden beide am 19. Dezember 1947 durch ihre eigenen Landes-
vorsitzenden, die unter sowjetischem Druck handelten, abgesetzt. Die SMAD 
entzog dem Chefredakteur der CDU-Tageszeitung „Neue Zeit“, Wilhelm 
Gries, die Lizenz und entließ fast den gesamten Redaktionsstab. Fortan be-
trachtete sie „die Vorsitzenden der sechs Landesverbände als oberste Ver-
tretung der Partei unter dem Vorsitz von Lobedanz/Hickmann“,45 aus der 

43 Gradl: Anfang unter dem Sowjetstern (1981), S. 130. 
44 Die Teilnahme war für Mitglieder und Funktionäre der Union zur „eigenen Entscheidung“ 

freigegeben. Vgl. Kleinmann: Geschichte der CDU (1993), S. 65. 
45 Conze: Jakob Kaiser (1969), S. 204. 
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kurze Zeit später der Berliner Landesvorsitzende Walther Schreiber, der am 
Kurs Kaisers festhielt, ausgeschlossen wurde. Die neue CDU-Führung besaß 
zwar keine demokratische Legitimation, sie hatte jedoch – und das war ent-
scheidender – ein besseres Verhältnis zur SMAD.46 Wie zuvor in der West-
SPD hatte man sich in der CDU Gedanken über eine Auflösung der Ost-
CDU gemacht; sie war – wie zwei Jahre zuvor bei der SPD – aber unter den 
in der SBZ gegebenen Bedingungen nicht durchführbar.47 

Mittlerweile konstituierte sich in Westberlin das „Büro Kaiser“, dessen 
Mitarbeiter sich als legitime CDU-Leitung für die SBZ und Gesamtberlin ver-
antwortlich fühlten.48 Jakob Kaiser, der schon gegen das NS-Regime Wi-
derstand geleistet hatte, und Ernst Lemmer akzeptierten die Absetzung nicht, 
da sie sich als rechtmäßig gewählte Führungsspitze der Partei verstanden. 
Außerdem stießen weitere Vorstandsmitglieder und Mitarbeiter der ostdeut-
schen CDU zu Kaiser. Dieser betonte Ende Dezember 1947, „daß in der Ost-
zone die Möglichkeit, in aufrechter Haltung den demokratischen Weg selb-
ständiger Unionspolitik zu gehen, praktisch nicht mehr gegeben erscheint“.49 

Dies hatten die Westverbände der CDU schon früher so gesehen und des-
halb den Führungsanspruch der Berliner abgelehnt, ohne einen eigenen An-
spruch auf die Vertretung der sowjetzonalen Christdemokraten erheben zu 
können. Wie die zweite Gründungszentrale der SPD unter Kurt Schumacher 
in Hannover die Führung der eigenen Partei durch einen im kommunisti-
schen Machtgebiet befindlichen Parteivorstand ablehnte, gab es auch in der 
westdeutschen CDU große Vorbehalte gegen eine Parteiführung im sowjeti-
schen Herrschaftsbereich. So gelang es Konrad Adenauer 1947, die infor-
melle Führungsposition in den Westzonen zu erlangen. Und der gleiche 
Umstand versperrte Hermes und später Kaiser die Möglichkeit, zu unbe-
strittenen Führungsfiguren in der deutschen Christdemokratie aufzusteigen. 
„So gut gemeint und ehrlich ihr Wollen war, Partei und Vorstand verfingen 
sich mit jedem Schritt, den sie taten, mehr in den Zwangslagen des Ost-
West-Gegensatzes und den Umgarnungen des SED-Regimes.“50 

Die führenden oppositionellen Kräfte in der Ost-CDU, vor allem auf den 
mittleren Ebenen, wurden systematisch kaltgestellt, festgenommen und ver-
urteilt oder ins Exil getrieben.51 Viele flohen und kamen mit Empfehlungs-
schreiben der Vorsitzenden ihrer CDU-Gliederung in der Tasche im Westen 
an.52 All dies geschah knapp zwei Jahre, nachdem die ersten sozialdemokrati-

46 Zeidler: Ost-CDU 1945–1989 (1996), S. 24. 
47 Richter: Ost-CDU (1991), S. 39. Vgl. hierzu auch Pütz: Adenauer und die CDU (1975), 

S. 493 f. 
48 Das Verhältnis Exil-CDU/Landesverband Berlin wurde erst auf der Sitzung des Exilvor-

standes am 24.6.1950 geregelt. Vgl. Protokoll; ACDP, I 294, 69-4. 
49 Erklärung von Kaiser; ACDP, III-012, 923. 
50 Kleinmann: Geschichte der CDU (1993), S. 61. 
51 Vgl. hierzu Richter: Geschichte der CDU der SBZ/DDR (1988), S. 49 ff. 
52 Richter: Ost-CDU (1991), S. 230. 
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schen Flüchtlinge in Hannover eingetroffen waren. Zur Schwächung der CDU 
und der LDPD in der SBZ diente auch die Gründung von zwei formell un-
abhängigen, tatsächlich jedoch der SED völlig ergebenen Parteien, der Na-
tionaldemokratischen Partei Deutschlands (NDPD) und der Demokratischen 
Bauernpartei Deutschlands (DBD) im Frühjahr 1948, letztere bis 1982 ge-
führt von einem Altkommunisten aus der Weimarer Zeit.53 

Als schwierig erwies sich für SMAD und SED 1948 auch die Gleich-
schaltung der LDPD. Sie hatte sich unter ihrem Vorsitzenden Wilhelm Külz 
zunächst stärker angepaßt, ja manchmal, etwa in der Frage der Volkskongreß-
bewegung, geradezu opportunistisch gezeigt und leistete damit der eigenen 
schleichenden Gleichschaltung Vorschub. Der LDPD gelang es, in der SBZ 
schon bald zu einer mitgliederstarken Partei zu werden, was für eine liberale 
Gruppierung keineswegs selbstverständlich war. Sie versuchte ihren Einfluß-
bereich auf die westlichen Besatzungszonen auszudehnen, vor allem nach 
Hessen, doch „der von der LDP-Führung vertretene Anspruch, als Reichs-
parteileitung eine überzonale Organisation zu repräsentieren, der sich libe-
rale Gründungskreise in den anderen Teilen Deutschlands anschließen soll-
ten, mußte bereits zu Beginn des Jahres 1946 zurückgenommen werden“.54 

Zwischen dem Ostzonenparteivorsitzenden Külz und dem Berliner Landes-
vorsitzenden Carl-Hubert Schwennicke, der sich früh an den liberalen Par-
teien der Westzonen orientierte, kam es bald zu einem ersten Zerwürfnis. 
Nach der Wiederwahl von Külz auf dem Zonenparteitag in Eisenach am 
7. Juli 1947, gegen die sich die Berliner wegen Külz’ Fügsamkeit gegenüber 
Sowjets und SED ausgesprochen hatten, zog der Landesverband seine Kan-
didaten für den Parteivorstand zurück; einen Monat später erklärte die so-
wjetische Besatzungsmacht, Carl-Hubert Schwennicke sei „untragbar“.55 

Der politische Schwebezustand, in dem Schwennicke auf Anerkennung 
seiner Position durch die westdeutschen Liberalen setzte, Külz hingegen auf 
eine Stärkung seiner gesamtdeutschen Position mit Unterstützung der so-
wjetischen Besatzungsmacht, dauerte noch rund ein Jahr an. Im Westen 
hatte es keine einheitliche liberale Parteigründung gegeben, ein Umstand, der 
die Zusammenarbeit dort erschwerte, nicht jedoch die vorläufige Zusammen-
arbeit zwischen Ostpartei und den Westparteien. Die Demokratische Volks-
partei (DVP) im Südwesten, die Partei Freier Demokraten in Hamburg, die 
Sozialliberale Partei im Rheinland und die Liberaldemokratische Partei in 
Essen schlossen sich im Frühjahr 1947 mit der LDPD der Sowjetischen Be-
satzungszone zur „Demokratischen Partei Deutschlands“ (DPD) zusammen, 
ein Bündnis, das bis zum 18. Januar 1948 hielt56 und auch den trügerischen 
Frieden zwischen SBZ-Zonenparteileitung und der Berliner Parteiorganisa-

53 Vgl. Friedrich-Ebert-Stiftung: Parteien in beiden deutschen Staaten. Bonn 1983, S. 35 ff. 
54 Bode: Liberal-Demokraten und deutsche Frage (1997), S. 83. 
55 50 Jahre Berliner FDP (1995), S. 27. 
56 Vgl. auch Bode: Liberal-Demokraten und deutsche Frage (1997), S. 88 ff. 
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tion ermöglichte. An der Zustimmung der LDPD zur SED-gesteuerten Volks-
kongreßbewegung schieden sich die Geister. Theodor Heuss, neben Wilhelm 
Külz gleichberechtigter Vorsitzender der Partei, teilte diesem schriftlich das 
Ende der gesamtdeutschen liberalen Partei mit,57 da er diese Zustimmung 
für eine politische Unterwerfung hielt. Er beschuldigte Külz des Wortbruchs 
und sah für eine eigenverantwortlich wirkende liberale Partei in der SBZ 
keine Chance mehr. „Ich habe die Empfindung, daß Jakob Kaiser, den ich in 
meinem Leben noch nie gesehen habe, in der Niederlage eine deutsche Figur 
geworden ist, während Sie, so hart es ist, das auszusprechen, eine gewesen 
sind“,58 schrieb er Külz in Anspielung auf Kaisers Widerstand gegen die 
Volkskongreßbewegung und die daraus resultierenden Konsequenzen. 

Andere Führungsmitglieder der LDPD vertraten durchaus abweichende po-
litische Vorstellungen. Überlegungen zur Auflösung der eigenen Partei gab 
es – wie bei SPD und CDU – auch bei der LDPD, zumindest auf den mittle-
ren Rängen. Arno Esch, Mitglied des Zentralvorstandes der Partei und einer 
der radikalsten Opponenten, verfocht die „demonstrative Selbstauflösung“ der 
Partei. „Um das zu bewerkstelligen, müsse man aber die Organisation bis 
zur unteren Ebene fest in der Hand haben“,59 eine angesichts des schon ver-
festigten Machtsystems von SED und SMAD völlig unrealistische Bedin-
gung. Selbst die erheblich straffer organisierte SPD war nicht in der Lage 
gewesen, Einheitsresolutionen und divergierende Stellungnahmen von unte-
ren und mittleren Funktionärskreisen zu verhindern. An eine Selbstauflö-
sung hatten – über den Kopf des Parteivorsitzenden Külz hinweg – im Mai 
1948 auch andere Vorstandsmitglieder der LDPD, etwa Kastner, Moog, 
Damerow und Lieutenant, gedacht, doch dafür war es zu diesem Zeitpunkt 
bereits zu spät.60 

Innerhalb der LDPD gab es Bestrebungen, neben der offiziellen Partei, die 
dann durchaus eine besatzungsfreundliche Politik hätte machen können, eine 
illegale Nebenorganisation aufzuziehen, gewissermaßen einen „zweiten Ap-
parat“, der mit Abzug der Sowjets aus Deutschland als nicht korrumpierte 
liberale Partei tätig werden sollte. Zu nennen ist auch hier wiederum Arno 
Esch aus Rostock, der im November 1948 mit Gesinnungsfreunden eine 
„Radikal-Soziale-Freiheitspartei“ ins Leben rief. Sie sollte „eine Art Vorbe-
reitungsausschuß für den Tag X sein, an dem auf dem Gebiet der damaligen 
Sowjetzone die freie Parteienbildung möglich sein werde“.61 

Da hatten es die Berliner mit ihrer Opposition gegen Külz’ Politik erheb-
lich einfacher, waren sie doch – zumal der nach Siemensstadt im Westen um-
gezogene Parteichef Carl-Hubert Schwennicke – nicht so stark dem Druck 

57 Deutschlandpolitik der FDP (1972), S. 11. 
58 Zit. nach: Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945/48 (1961), S. 154. 
59 Köpke; Wiese: Mein Vaterland (1990), S. 79. 
60 So Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945/48 (1961), S. 155. 
61 Köpke; Wiese: Mein Vaterland (1990), S. 90. 
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der sowjetischen Militärs ausgesetzt. Wie schon zuvor bei den Abtrünnigen 
des SPD-Zentralausschusses und der nach Westen geflüchteten CDU-Partei-
spitze organisierte sich der Widerstand gegen den kommunistischen Druck 
primär bei den Liberalen in den Westsektoren Berlins. Als Konsequenz der 
Spaltung der Demokratischen Partei Deutschlands wurden die Spannungen 
im Berliner Landesverband wieder stärker: Schwennicke hatte sich in der 
Zeit dieses gesamtdeutschen Versuchs zurückgehalten, jetzt sah er wieder 
eine Chance, mit Erfolg gegen Külz und dessen Appeasementpolitik gegen-
über den Sowjets zu agieren. Doch auch Külz sah die Möglichkeit, Schwen-
nicke auszubooten, indem er einfach einen neuen Berliner Landesverband 
gründete. In Ostberlin bildete sich im Januar 1948 daher eine Oppositions-
gruppe gegen Schwennicke unter Reinhold Schwarz, angeblich ein ehemali-
ges KPD-Mitglied;62 der Zonenparteivorstand baute eine separate Landesor-
ganisation neben der schon bestehenden auf. Am 10. Februar beschloß der 
LDPD-Zonenvorstand in Halle auf Antrag von Külz den Ausschluß des 
Landesverbandes Berlin aus der LDPD; zuständig für Berlin wurde die neu-
gegründete Parallelorganisation. Am 26. April 1948 bildete sich hieraus eine 
„Arbeitsgemeinschaft der LDP Berlins“ als Ostberliner Ableger der ostzo-
nalen LDPD.63 Die Westberliner unter Schwennicke wurden hingegen zur 
Delegiertenkonferenz der liberalen Parteien der Westzonen am 11. und 12. De-
zember 1948 in Heppenheim eingeladen und als ordentlicher Landesverband 
der Liberalen anerkannt; der Landesvorsitzende erhielt einen Vorstandssitz. 
FDP-Vorsitzender wurde Theodor Heuss, den man wegen seines schlechten 
Wahlergebnisses und des mangelnden Rückhaltes in der neuen Partei als ei-
ne „Verlegenheitslösung“ ansah.64 Stellvertreter wurde Franz Blücher, Libe-
raler aus dem starken rechtsorientierten Verband Nordrhein-Westfalen. Am 
12. Januar 1949 änderte die Westberliner LDP ihren Namen in: „FDP-Lan-
desverband Berlin“. „Kontakte von LDP-Mitgliedern zur FDP, die nicht aus-
drücklich von der Besatzungsmacht gebilligt oder gewünscht worden waren, 
galten von nun an als illegal. Im weiteren Verlauf der Entwicklung wurden 
solche Verbindungen [...] als eine Art antisowjetische Kollaboration mit dem 
Klassenfeind betrachtet, vor allem, wenn es sich dabei um die Westberliner 
FDP Carl-Hubert Schwennickes handelte. Wer bei solchen Kontakten er-
tappt wurde, konnte mit Verhaftung [...] rechnen.“65 

Nicht abgeschlossen war das Personalkarussell bei den Ost-Liberalen. 
Nach dem Tod von Külz im April 1948 gingen sie auf Oppositionskurs zur 

62 50 Jahre Berliner FDP (1995), S. 34. Diese Mitgliedschaft ist nicht nachweisbar, Schwarz 
war lediglich wegen Wehrkraftzersetzung Anfang 1945 inhaftiert gewesen. Er wurde spä-
ter (1948–52) Bürgermeister von Ostberlin und von Juni 1951 bis zu seinem Tod im Fe-
bruar 1952 stellvertretender Vorsitzender der LDPD. 

63 Hierzu ausführlich Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945/48 (1961), 
S. 150 ff. 

64 Vgl. Hein: Weg nach Heppenheim (1989), S. 63. 
65 Schollwer: Potsdamer Tagebuch (1988), S. 23. 
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SED. Im Juli 1948 drohte die LDPD mit einem Ende der Mitarbeit im 
Block, die Partei wurde zu einem Sammelbecken derer, die die SED-Politik, 
aber auch Kaisers „christlichen Sozialismus“ bzw. später den Anpassungs-
kurs von Nuschke und Hickmann ablehnten. Daraufhin drohte die sowjeti-
sche Besatzungsmacht mit der Auflösung der Partei und brach den Wider-
stand der Parteiführung mit einer Verhaftungswelle. Festgenommen wurden 
beispielsweise der Vorsitzende der thüringischen LDPD-Landtagsfraktion, 
Hermann Becker, der brandenburgische Landesvorsitzende Wilhelm Falk und 
der Studentenratsvorsitzende der Leipziger Universität, Wolfgang Natonek. 
„Man kommt mit den Verlustmeldungen kaum noch nach“, schrieb damals 
der LDPD-Landessekretär Wolfgang Schollwer aus Potsdam in sein Tage-
buch.66 Der für die Nachfolge von Külz vorgesehene Alphons Gaertner flüch-
tete Mitte Juli 1948 in den Westen, eine Woche, nachdem er offiziell zum 
Kandidaten des Vorstandes für den Parteivorsitz ernannt worden war. Der 
geschäftsführende Vorsitzende und vormalige Generalsekretär der LDPD, 
Arthur Lieutenant, der sich mutig gegen die Selbstaufgabe der Partei durch 
eine zu starke Einbindung in die Blockpolitik ausgesprochen hatte,67 mußte 
unter dem Druck der Besatzungsmacht auf den Vorsitz verzichten und ging 
wenig später nach Westberlin. Er hatte im Juli 1948 „mit bemerkenswerter 
Deutlichkeit“ gegen Enteignungen und die geplante Verschiebung der Ge-
meindewahlen Stellung genommen.68 An die Parteispitze gelangten statt des-
sen gleichberechtigt Karl Hamann und Hermann Kastner, letzterer nur nach 
massiven Interventionen der sowjetischen Besatzungsmacht. Eine letzte De-
monstration von Eigenständigkeit war die Verabschiedung des Eisenacher 
Programms von 1949, in dem erneut eine pluralistische Demokratie, die Un-
abhängigkeit der Rechtsprechung, kulturelle Vielfalt und der Schutz des Pri-
vateigentums gefordert wurden.69 

Nach der Verschiebung freier Wahlen in der DDR auf den Oktober 1950 
und weiteren Terrormaßnahmen gegen Liberaldemokraten waren jedoch die 
politischen Aktionsmöglichkeiten minimal und vom Einverständnis der SED 
abhängig. In Brandenburg setzte 1950 eine Verhaftungswelle bei Abgeord-
neten des Landtages ein, aus Mecklenburg floh der Fraktionsvorsitzende Paul 
Scheffler, nachdem er vorübergehend verhaftet worden war. Ebenfalls in 
Mecklenburg wurde der Oppositionskreis um den Studenten Arno Esch zer-
schlagen; Esch selbst 1951 hingerichtet.70 Die Repressionsorgane gingen, häu-
fig unterstützt von politischen Opportunisten in der LDPD, systematisch gegen 
unliebsame Funktionäre vor. In der amtlichen LDPD-Geschichtsschreibung 
liest sich das so: „Die progressiven Kräfte waren mit Erfolg bemüht, impe-

66 Ebenda, S. 85. 
67 Agsten; Bogisch: LDPD auf dem Weg in die DDR (1974), S. 243. 
68 Schollwer: Potsdamer Tagebuch (1988), S. 65. 
69 Abgedruckt in Weber (Hg.): Parteiensystem (1982), S. 202 ff. 
70 Vgl. Köpke; Wiese: Mein Vaterland (1990), S. 90. 
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rialistische Interessenvertreter und auch bourgeoise Kräfte, soweit diese zu 
Gegnern der antifaschistisch-demokratischen Verhältnisse wurden, allmählich 
auszuschalten.“71 Der Landwirtschaftsminister von Sachsen, Reinhard Uhle, 
und der thüringische Finanzminister Leonhard Moog wurden der Sabotage 
beschuldigt, konnten jedoch in den Westen entkommen. Der Parteivorsit-
zende Hermann Kastner wurde, nachdem er sich gegen eine Einheitslisten-
wahl ausgesprochen hatte, im Juli 1950 aus der Partei ausgeschlossen, der 
Generalsekretär der Partei, Günter Stempel, im August vom wenige Monate 
zuvor gegründeten Staatssicherheitsdienst72 verhaftet und der sowjetischen 
Geheimpolizei übergeben, die ihn nach Sibirien deportierte.73 Nachfolger 
Stempels wurde Herbert Täschner, der die Partei de facto in eine Kaderpar-
tei leninistischen Zuschnitts umwandelte. 

Die Spaltung des Parteiensystems in Deutschland und in der ehemaligen 
Reichshauptstadt, ein Prozeß, der mit der Zwangsvereinigung von SPD und 
KPD zur SED im April 1946 begonnen hatte, war mit der Schaffung eines 
westlich orientierten Landesverbandes der Berliner Liberalen Anfang 1949, 
also noch vor der Gründung von zwei selbständigen deutschen Staaten, abge-
schlossen. Etappen in diesem Prozeß waren die Gleichschaltung der Ost-CDU, 
und mit einer kleinen Phasenverschiebung auch der LDPD, die sich zunächst 
selbst stärker angepaßt, nach dem Tode von Külz dem kommunistischen Druck 
aber wieder stärkeren Widerstand entgegengesetzt hatte. Genannt werden muß 
in diesem Zusammenhang auch die Schaffung von zwei uneingeschränkt 
prokommunistischen Blockparteien durch die Besatzungsmacht, die DBD 
und die NDPD, die das Widerstandspotential der bürgerlich-demokratischen 
Kräfte weiter schwächten und kein Pendant in den Westzonen hatten. 

Aber auch nach 1949 gab es immer noch vereinzelten Widerspruch in den 
Ostparteien. Parteimitglieder, denen die politische Linie ihrer Führung nicht 
paßte, traten aus oder flohen gar in den Westen. Nicht wenige verblieben 
aber auch als gewöhnliche Mitglieder oder kleinere Funktionäre in den Par-
teien, ohne ihre wirkliche Einstellung allzu offen auszusprechen. Sie bilde-
ten ein Oppositionspotential, das von den westdeutschen Schwesterparteien 
angesprochen und gegebenenfalls gegen die kommunistische Diktatur mo-
bilisiert werden konnte. 

71 Agsten; Bogisch: LDPD 1946–1949 (1974), S. 286. 
72 Das 1950 gegründete Ministerium für Staatssicherheit war vom 23.7.1953 bis zum 

24.11.1955 zum Staatssekretariat (SfS) herabgestuft. Um eine einheitliche Bezeichnung zu 
gewährleisten, wird nachfolgend, außer wenn der beschriebene Vorgang sich eindeutig in 
diesem Zeitraum vollzogen hat, immer von Ministerium für Staatssicherheit, MfS, gespro-
chen. 

73 Stempel, der sich trotz beruflicher Nachteile zwischen 1933 und 1945 geweigert hatte, der 
NSDAP beizutreten, wurde im Dezember 1955 den Behörden der DDR als „Kriegsverbre-
cher“ übergeben und am 28. April 1956 aus dem Zuchthaus Bautzen entlassen. Vgl. Bek-
kert: Die erste und letzte Instanz (1995), S. 326. Stempel gründete nach seiner Entlassung 
1957 die Vereinigung politischer Häftlinge des Sowjetsystems e. V. (VPH). 
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1.2 Anfänge der Ostbüros 

Die Ostbüros von SPD, CDU und FDP entstanden im engen Zusammenhang 
mit der Unterdrückung der jeweiligen politischen Anhänger in den östlichen 
„Schwesterparteien“. Dies unterscheidet sie von den Ostbüros anderer Parteien, 
etwa der Deutschen Partei oder des BHE, die keine entsprechende Zielgruppe 
in der SBZ/DDR hatten. Auch der Untersuchungsausschuß Freiheitlicher Ju-
risten, die Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit und die Flüchtlingsorga-
nisationen VPO, VOS und ZPO, die ebenfalls Flüchtlinge betreuten und den 
Widerstand gegen das kommunistische Regime organisierten, sind mit den 
Ostbüros von SPD, CDU und FDP nicht gleichzusetzen, weil mit ihrer Tä-
tigkeit kein spezifisches politisches Programm verbunden war. 

Die drei im Sommer 1945 in der SBZ gegründeten demokratischen Par-
teien waren einverleibt oder gleichgeschaltet, gleichzeitig gab es jedoch noch 
„Widerstandsnester“ in der Ost-CDU und der LDPD, ja sogar anfangs noch 
in der SED. Die deutsche Frage schien offen und innerhalb weniger Jahre 
lösbar, für eine gesamtdeutsche Politik benötigte man jedoch Parteien, die 
glaubwürdig den Anspruch erheben konnten, gesamtdeutsch zu sein. Nur 
wer über die Entwicklungen im Osten im Bilde war, über Veränderungen im 
Schul- und Justizwesen, Enteignungen, Deportationen und Demontagen, war 
in der Lage, diesen Anspruch einzulösen. Für die westdeutschen Parteien 
war es somit eine Selbstverständlichkeit, Organisationsstrukturen zu schaf-
fen und auszubauen, die geeignet waren, die Kommunikation mit ihren je-
weiligen politischen Anhängern im Osten aufrechtzuerhalten und ihre ille-
gale politische Tätigkeit zu unterstützen. 

Im Zusammenhang mit der Zwangsvereinigung von SPD und KPD in der 
SBZ flohen Sozialdemokraten in die Westsektoren der ehemaligen Reichs-
hauptstadt. Schon unmittelbar nach dem Vereinigungsparteitag von SPD und 
KPD gründete die Westberliner SPD daher Anfang Mai 1946 ein „Ostsekre-
tariat“, das die Neuankömmlinge betreuen und ihre Informationen festhalten 
sollte. Zudem hatte es die Aufgabe, „alle organisatorischen Vorbereitungen 
zu treffen, um bei der Zulassung der Partei [im sowjetischen Sektor Berlins] 
auch dort sofort mit dem Aufbau beginnen zu können. Zu diesem Zweck 
wurde ein Netz von Vertrauensleuten geschaffen, denen die Aufgabe gestellt 
war, lose persönliche Beziehungen zu den sich zur Sozialdemokratie beken-
nenden ehemaligen Mitgliedern zu halten und neu aufzunehmen.“74 Dieses 

74 SPD-Landesverband Groß-Berlin: Jahresbericht 1946–47 (April 1947). Ein Beleg für die 
frühe Infiltration der sozialdemokratischen Untergrundorganisation durch Spitzel ist der Fall 
des Leipziger Polizeirats und Organisationssekretärs des illegalen SPD-Bezirksvorstandes, 
Günther Weber alias Engel, ein Jahr vor dessen Flucht: „Der Gen[osse] Engel [arbeitet] unter 
einer Maske [...], um im gegebenen Moment zum vernichtenden Schlag gegen diese reak-
tionären Elemente ausholen zu können“, heißt es hierzu noch vor der Zwangsvereinigung 
in den Unterlagen der KPD. Niederschrift v. 5.4.1946; SAPMO-BA, DY 30, IV2/4/365, 
Bl. 73. 
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Sekretariat war als Abteilung IIb direkt dem Landesvorstand unterstellt; wie 
er hatte es seinen Sitz in der Ziethenstraße. Berliner und Hannoveraner So-
zialdemokraten arbeiteten auf diesem Feld unabhängig voneinander, gele-
gentlich auch gegeneinander. Dem sowjetischen und später auch dem DDR-
Geheimdienst ist eine Unterscheidung zwischen Berliner und Hannoveraner 
Ostbüro trotzdem nie in den Sinn gekommen. 

Die westlichen Alliierten waren mit der Gründung einer Zweigstelle des 
Hannoveraner Ostbüros in Berlin zunächst nicht einverstanden, dem standen 
vor allem die Bedenken der Amerikaner und Briten gegenüber zonenüber-
greifenden Parteiaktivitäten entgegen. So durfte in Berlin zunächst lediglich 
das Ostsekretariat des Landesverbandes arbeiten. Solche Probleme hatte Jakob 
Kaiser mit seiner von Berlin ausgehenden Tätigkeit nicht, denn Ende 1947 
stand eine Einbindung des Exilvorstandes in die Union der westdeutschen 
Christdemokraten nicht zur Debatte; zudem waren die Fronten zwischen den 
Alliierten zu diesem Zeitpunkt schon verhärtet, so daß Rücksichten und Be-
denken dieser Art schon weitgehend überholt waren. 

Anfang 1947 sollte der Berliner Sozialdemokrat Kurt Schmidt, aktiver Fu-
sionsgegner und ehemaliger theoretischer Kopf der Gruppe „Neu Beginnen“, 
im Auftrag des Hannoveraner Parteivorstandes mit der „Ostzonenarbeit in 
Berlin offiziell“ betraut werden, doch Schmidt starb im Juli 1947 im Alter 
von 35 Jahren an den Folgen einer Blinddarmoperation.75 Überdies fehlte es 
an Räumlichkeiten, und außerdem waren die Alliierten, wie erwähnt, mit 
Schumachers Plänen nicht einverstanden. So enthält der Monatskalender des 
Parteivorstandes im September 1947 den Vermerk: „Pfefferkorn. Zurück 
von Berlin. Seine Mitarbeit im Ostbüro Berlin nicht zustande gekommen. 
Pfefferkorn hat nach dem ablehnenden Bescheid der Amerikaner Bedenken 
hinsichtlich der Erfolge eines Berliner Büros.“76 Erst im Dezember 1947 
konnte Franz Neumann dem Parteivorsitzenden Schumacher berichten, auf 
Vermittlung des amerikanischen RIAS-Direktors William F. Heimlich sei es 
nun endlich möglich, ein Büro einzurichten: „Vor einigen Tagen war ich bei 
Oberst Heimlich. Er ist bereit, auf Anforderung sofort ein günstig gelegenes 
Haus [...] zur Verfügung zu stellen.“77 

Zuvor waren die Berliner Sozialdemokraten bei ihrer Ostarbeit auf sich 
selbst angewiesen gewesen. Anfangs leitete der Kreuzberger Kreisleiter Willi 
Kiaulehn das Berliner Sekretariat,78 aber noch 1946 löste ihn der Kreisvor-
sitzende der SPD in Berlin-Mitte (Sowjetischer Sektor) Ernst Moewes ab.79 

Durch das Ostsekretariat, so kündigte Erich Ollenhauer im Juni 1946 vor dem 

75 Aktenvermerk v. 17.3.1947; AdsD, Ostbüro-Archiv, 395 I; Hurwitz: Zwangsvereinigung 
1990, S. 103. 

76 PV-Protokolle 1947; AdsD. 
77 Brief von Neumann v. 10.12.1947; FNA, Unterlagen Staffelt, Bd. 4. 
78 Organisationsplan des LV Berlin v. 12.7.1946; FNA, ungeordnet. 
79 Vgl. Kühne: Kuriere, Spitzel, Spione (1949), S. 32. 
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Parteivorstand an, beabsichtige der Berliner Landesverband, „direkten Kon-
takt mit den Genossen in der Ostzone zu behalten, die zwangsweise SED-
Mitglieder geworden sind“.80 Die Sozialdemokraten im Ostsektor, die zu 
dieser Zeit schon wieder politisch aktiv sein durften, nahm man hiervon 
ausdrücklich aus, was auch die Staatssicherheit mehr als zehn Jahre später 
anerkennen mußte: „Eine direkte Beziehung der SPD-Mitglieder des demo-
kratischen Sektors von Berlin zum Ostbüro der SPD wurde bisher durch 
operative Maßnahmen noch nicht nachgewiesen.“81 Kontakte zu Ostberliner 
Genossen liefen über den Beauftragten des Landesverbandes, Willi Weber. 
„Es ist vielmehr die Schlußfolgerung zulässig, daß die SPD-Mitglieder im 
demokratischen Sektor über ihre Funktionäre und Leitungen auf gewisser-
maßen offiziellem Wege alle ihnen zur Kenntnis kommenden Informationen 
aus allen Gebieten dem Ostbüro der SPD zuleiten, d. h., daß diese Informa-
tionen über den Landesvorstand in Westberlin wahrscheinlich offiziell dem 
Ostbüro der SPD zugeleitet werden.“82 Als auch Moewes – der gelegentlich 
mit dem Ostbürochef Dux in Hannover zusammenarbeitete83 – Mitte 1947 
seinen Sessel räumte, erhielt der Berliner SPD-Vorsitzende Franz Neumann 
Berichte, die den gerade Ausgeschiedenen nicht ins beste Licht rückten.84 

So hieß es darin, Moewes arbeite mit ostdeutschen Gruppen zusammen, um 
mit ihnen „unter seiner Leitung eine Oppositionspartei der Unzufriedenen zu 
gründen. Es ist bekannt, daß M. über sehr umfangreiches Karteimaterial über 
ostzonale Polizeieinheiten verfügt. [...] Bedingt durch die unhaltbaren häus-
lichen Zustände, aus denen er sich lösen möchte, und die Kränkungen, die er 
durch die SPD erlitten hat, wird er ständig mehr in den Einfluß der östlichen 
Sphäre getrieben.“85 

Auf Moewes folgte als Leiter des Berliner Ostsekretariats noch 1947 Er-
win Wilke sowie vermutlich zum 1. Mai 1948 Rudi Heuseler, die beide das-
selbe Zimmer im Sitz des Berliner Landesverbandes der SPD bezogen.86 In 
einem Brief an den Parteivorstand Anfang 1948 erwähnte Siggi Neumann 
allein Wilke: „In Berlin haben wir in der Ziethenstraße (Parteihaus) einen 
Betreuer für evtl. auftauchende Flüchtlinge und V-Leute, Erwin Wilke, der 
aber nur nach unserer strikten Anweisung handelt, keinerlei Kontakte in die 
Zone hineinträgt, sondern nur Auffangstelle zur Weiterleitung von Informa-

80 PV-Protokoll v. 4.6.1946; AdsD, PV-Protokolle 1946. 
81 Lektion: Die Rolle der legalen SPD im demokratischen Sektor von Berlin nach 1945 und 

der Aufbau und die Tätigkeit der Jugendorganisationen der SPD; BStU, ZA, JHS Z Tgb.-
Nr. 201/57, Bl. 18. 

82 Ebenda, Bl. 19. 
83 Bericht v. 18.1.1947; AdsD, Ostbüro-Archiv, 391. 
84 FNA, Unterlagen Staffelt, ungeordnet. 
85 Ebenda. 
86 Vgl. Kühne: Kuriere, Spitzel, Spione (1949), S. 32; Leserbrief von Richter in der Fuldaer 

Zeitung v. 4.2.1977. 
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tionen oder Materialien an uns darstellt.“87 Im Auftrag des Landesverbandes 
befaßte sich später Willi Weber mit dieser Aufgabe,88 und auch dem Ar-
beitsbereich des Sekretärs für Jugendfragen, Otto Schmidt, soll das Büro ei-
ne Zeitlang unterstanden haben,89 eine bemerkenswerte Parallele zu den 
Ostbüros von CDU und FDP, wie wir noch sehen werden. 

Nach Auffassung der westlichen SPD war die Gleichschaltung ihrer Par-
teiorganisation in der SBZ inakzeptabel,90 zudem war sie widerrechtlich er-
folgt. Ebenso ging auch der emigrierte CDU-Vorstand davon aus, weiterhin 
durch den Willen der Mitgliedschaft legitimiert zu sein.91 Die SPD hielt ih-
ren Anspruch aufrecht, eine gesamtdeutsche Partei zu sein, und forderte die 
Wiederzulassung in der SBZ, ohne die ihr Vorsitzender Schumacher selbst 
das Ziel einer „Nationalen Repräsentation“ aller Deutschen hintenanstellte.92 

Die Exilführung der Ost-CDU in Westberlin sah sich als legitime Sprecherin 
der Parteimitglieder in der SBZ. Für beide Parteien galt es, angesichts einer 
in kurzen Fristen erwarteten Vereinigung der Zonen zu einem deutschen Staat, 
die flüchtigen Parteifreunde zu betreuen, Kontakte in die SBZ zu halten und 
den politischen Meinungsaustausch von hüben nach drüben zu pflegen. Da 
im Osten Deutschlands eine legale Tätigkeit nun ausgeschlossen schien, wa-
ren SPD und CDU entschlossen, für die Zeit bis zur Einigung der Sieger-
mächte über einen deutschen Einheitsstaat in der SBZ aus der Illegalität her-
aus zu wirken.93 Die West-SPD erkannte dabei die Zwangsvereinigung, das 
Büro Kaiser den neuen Vorstand der Ost-CDU nicht an. 

Die FDP hingegen war lediglich mit der politischen Haltung ihrer Schwe-
sterpartei im Osten nicht einverstanden, ein Anspruch auf Betätigung in der 
SBZ bestand zunächst nicht, da die LDPD als Schwestervereinigung für die 
SBZ anerkannt wurde. Lediglich die Berliner FDP konnte glaubhaft machen, 
auch für den Ostsektor zuständig zu sein. Einen Alleinvertretungsanspruch 
für liberale Ideen im Osten hat die FDP, jedenfalls vor 1949, nicht vertreten. 

1.2.1 Entstehung des SPD-Ostbüros – Exkurs zum Werdegang von 
Stephan Thomas 

Unter dem Namen „Betreuungsstelle Ost“ unterstützte ein Arbeitsbereich 
des Büros Schumacher, also der Keimzelle der West-SPD, in der Jakobstraße 
in Hannover seit Anfang 1946 Sozialdemokraten, die sich der politischen 

87 Brief von Neumann an den PV, o. D. (Anfang 1948); PATh. 
88 Brief von Kurt Haase an den Verfasser v. März 1988. 
89 Interview mit H. G. Weber v. 20.11.1988. 
90 Manuskript von Schumacher für die Pressekonferenz am 13.12.1947; AdsD, Ostbüro-

Archiv, 301 III. 
91 Vgl. Richter: Ost-CDU (1991), S. 36. 
92 Krippendorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945/48 (1961), S. 129. 
93 Manuskript von Heine für die PV-Sitzung am 29./30.4.1955; AdsD, PV-Protokolle 1955. 
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Verfolgung in der SBZ durch Flucht in den Westen entzogen.94 Er war der 
Vorläufer des Ostbüros. Zu den Flüchtlingen zählte auch der erste Leiter die-
ser Flüchtlingsbetreuungsstelle, Rudi Dux, ein sozialdemokratischer Journa-
list, der im Sommer 1936 von der Gestapo wegen Widerstandstätigkeit in 
Hannover verhaftet und 1938 von einem Sondergericht zu zwei Jahren Zucht-
haus verurteilt worden war. Nach Kriegsende hatte Dux in Magdeburg die 
SPD mitaufgebaut, war als Parteisekretär mit der Sowjetischen Militäradmi-
nistration in Konflikt geraten und im Februar 1946 in den Westen geflohen. 
Dux hatte es in Parteiversammlungen in Genthin und Haldensleben gewagt, 
eine Urabstimmung über die Frage der Vereinigung von KPD und SPD zu 
fordern.95 „Hilfe für Ostflüchtlinge“ nannte denn auch Ollenhauer das Ost-
büro, dessen Name in den ersten Jahren seines Bestehens mehrfach wech-
selte. „Für unsere Genossen in der Ostzone, die zwangsweise in die SED 
gehen mußten“, so Ollenhauer im Juni 1946, solle diese „Zentrale“ tätig 
werden, denn: „In den letzten Tagen sind stärkere Verhaftungen erfolgt, und 
zwar meistens von Sozialdemokraten. Diese Genossen müssen versorgt und 
betreut werden.“96 

Abwegig ist in diesem Zusammenhang die Behauptung des MfS, die schon 
Jahre zuvor vom sowjetischen Geheimdienst verbreitet wurde, daß das SPD-
Ostbüro gegründet worden sei, um den Amerikanern beim Ausspionieren der 
SBZ zu helfen. Wie willkürlich die Wahrheit verfälscht wurde, um propagan-
distische Wirkung zu erzielen, wird anhand der Akten deutlich. So wird ein 
immer wieder in Publikationen wiedergegebenes angebliches Zitat Kurt 
Schumachers zur Bereitschaft der SPD, über ihr Ostbüro für die USA zu spio-
nieren,97 in demselben MfS-Dokument erst diesem und 18 Seiten später ei-
nem US-Oberst Sylver zugeschrieben. Und auch die Angaben zum Datum der 
Ostbürogründung variieren in östlichen Publikationen erheblich.98 Als Grün-
dungsdatum des Berliner Ostbüros wird der April 194699 oder genauer der 
10. April 1946100 genannt, womit offenbar sowohl der Hannoveraner Bereich 
unter Dux als auch das Berliner Ostsekretariat gemeint sind. Der SPD-Vorsit-
zende Schumacher habe das Berliner Büro als Außenstelle der Hannoveraner 
Zentrale gegründet und den westlichen Schutzmächten dabei zugesagt, sämt-
liche durch das Ostbüro gewonnenen Informationen an sie weiterzuleiten. 

Einmal abgesehen davon, daß eine solche Informationspolitik kaum Schu-
machers politischer Linie entsprochen hätte – der SPD-Vorsitzende hatte mit

 94 Heine über die Parteiorganisation, Manuskript, o. D.; AdsD, Depositum Fritz Heine, Bd. 8. 
95 Malycha: Sozialdemokraten und SED-Gründung (1996), S. 207. 
96 PV-Protokoll v. 4.6.1946; AdsD, PV-Protokolle 1946. 
97 BStU, ZA, AS 1003/67, Bd. 1, Bl. 6 bzw. 24. Vgl. auch Lohrenz: Hinter den Kulissen 

(1949), S. 16–18. 
98 Vgl. Buschfort: Ostbüro der SPD (1991), S. 34. 
99 „Was hinter dem Ostbüro steckt“. In: Sächsische Zeitung v. 29.11.1958, S. 11. 

100 Das Spionagezentrum Ostbüro (1953), S. 2795; vgl. Lohrenz: Hinter den Kulissen (1949), 
S. 18; vgl. auch BStU, ZA, JHS VVS 240/70, Bl. 45. 
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den Besatzungsmächten immer wieder Auseinandersetzungen –, befand er 
sich an diesem Tag nicht in Berlin, sondern in Hannover. Erst eine Woche 
später, vom 16. bis zum 25. April 1946, hielt er sich tatsächlich in der Sekto-
renstadt auf.101 Offensichtlich bemerkten auch die sowjetischen Sicherheits-
behörden diesen Fehler und verlegten darum das Gründungsdatum des Berli-
ner Ostbüros in einer wenig später erschienenen Propagandaschrift pauschal 
auf Ende 1946.102 

In Wirklichkeit ist die Entstehung des Ostbüros als Prozeß zu beschrei-
ben. Wichtigste Aufgabe war zunächst, Flüchtlinge aus der SBZ zu betreuen. 
Doch waren alle tatsächlich echte Flüchtlinge, oder handelte es sich teilweise 
um Spitzel? Sollten vielleicht die Widerstandsbestrebungen im Westen durch 
Infiltration vorbeugend neutralisiert werden? 

Erst auf der Parteivorstandssitzung vom 5. September 1946 wurden die 
genauen Arbeitsaufgaben des Ostbüros behandelt. Hierzu gehörte auch die 
Einbeziehung der grenznahen SPD-Bezirke in die Informationsarbeit. Doch 
bis auf Braunschweig waren diese SPD-Gliederungen weitgehend untätig.103 

Da vom Berliner Ostsekretariat, dessen Tätigkeit sich auf den Ostberliner 
Raum samt Umland beschränkte, ebenfalls nur wenige Informationen kamen 
und die Alliierten immer noch mauerten, verfiel die Hannoveraner SPD-
Führung auf einen Trick. Zur Kontaktpflege mit den Alliierten in der Stadt 
befand sich ohnehin ein Beauftragter des SPD-Parteivorstandes in Berlin. 
Dieser hielt nun auch Verbindung mit Genossen aus der SBZ. Erste Vertre-
terin des Parteivorstandes war Annemarie Renger, Sekretärin und enge Mit-
arbeiterin des Parteivorsitzenden Schumacher. Sie kümmerte sich um alli-
ierte Travel Orders für geflüchtete Parteifreunde aus der SBZ, so etwa für 
den Bürgermeister von Freital, Arno Hennig,104 und informierte den Partei-
vorsitzenden und das Ostbüro in Hannover regelmäßig, von Mitte Oktober 
1946 an wöchentlich, über politische Vorgänge in der SBZ und in Ostber-
lin.105 Nachfolger von Annemarie Renger wurde für ein Dreivierteljahr der 
Journalist Erich Brost, der Anfang 1948 einen ersten Kontakt zwischen dem 
US-Geheimdienst und dem Hannoveraner Ostbüroleiter knüpfen konnte.106 

Der SPD der Westzonen gelang es trotzdem nicht, sich in Westberlin mit 
ihrer Ostbüroarbeit zu etablieren; auch Brost konnte hier keine Lösung er-
reichen. Er hatte in Berlin ein Mini-Ostbüro eingerichtet, das für „Hilfsdien-
ste für das Ostbüro-Hannover, Besorgung von Travel-Orders, Auffangstelle 
für Informationen gelegentlich Berliner Besuche von V-Leuten und als Ort 

101 Terminkalender von Schumacher (Kopie); PATh. 
102 Vgl. Kühne: Kuriere, Spitzel, Spione (1949), S. 5. 
103 Aktenvermerk v. 14. Mai 1947; AdsD, PV-Akten, 601b. 
104 Renger: Ein politisches Leben (1993), S. 117. 
105 Brief von Renger an Heine v. 24.10.1946; AdsD, Bestand Schumacher, J 34. 
106 Aktennotiz v. 4.2.1948; PATh. Die Tätigkeit für das Ostbüro wird in der Biographie über 

Brost nicht erwähnt. Andrzejewski; Rinklake: Man muß doch informiert sein (1997). 

34 



 

 
 

 
 

   
 

 
  

 

 
  

    
  

 
 

 
 

  

  
 

 

  

 

für Konferenzen zwischen Hannover und V-Leuten benutzt wurde.“107 Die 
Situation änderte sich erst, als Willy Brandt zum 1. Januar 1948 Erich Brost 
ablöste, eigenständig einen guten Draht zu den Alliierten herstellte und massiv 
in die Arbeit des Ostbüros eingeschaltet wurde. Brandt wurde zum Ansprech-
partner vieler illegaler Gruppen, so auch jener sehr aktiven um Werner Uhlig 
in Dresden.108 Kuriere des Ostbüros kamen nach Dresden und sprachen Op-
positionelle an, so auch den Christdemokraten Günther Nollau.109 Gruppie-
rungen wie die von Uhlig, aber auch Einzelverbindungen wie die zu Nollau 
waren die Grundlage der Informationsbeschaffung aus der SBZ, beispiels-
weise über die Justizpraxis und die Verfolgung Andersdenkender. Doch das 
Büro Brandts war durch andere Arbeiten überlastet, es gab zuviel Publi-
kumsverkehr, und ein richtiges Ostbüro in Berlin wurde dringender denn je. 
So schlug man in Hannover Anfang 1948 erneut vor, in Berlin solle „ein 
Treffpunkt oder ein Büro“ eingerichtet werden, da die Stadt „für die Genos-
sen aus der Ostzone [...] leichter erreichbar“ sei als das Hannoveraner Ost-
büro.110 Außerdem solle versucht werden, „zehn gute Berliner Genossen“ zu 
finden, in deren Wohnung sich die Kuriere aus der SBZ treffen könnten. Et-
waige Spitzel würden dann „ins Leere“ laufen. Im Februar 1948 teilte Siggi 
Neumann, seit dem 1. Juli 1947 Chef des Ostbüros in Hannover, dem Schatz-
meister Alfred Nau mit: „Das Berliner Büro ist dringlicher denn je, zumal wir 
damit rechnen müssen, daß die wichtigsten Freunde aus der Zone nicht mehr 
so leicht die Möglichkeit [haben werden], nach Hannover zu kommen [...], 
wie es bisher der Fall war. Hierfür habe ich bisher noch nicht den geeigneten 
Mann gefunden. Sollten wir jedoch schon in allernächster Zeit die entspre-
chenden Räume (Einfamilienhaus) bekommen, so habe ich vorgesehen, für 
einige Wochen den Genossen Grzeskowiak zum Aufbau des Berliner Bü-
ros nach dort zu schicken.“111 Neumanns Stellvertreter Stephan Grzesko-
wiak alias Thomas war ebenfalls zum 1. Juli 1947 ins Ostbüro eingetreten. 

Stephan Grzeskowiak, der die SPD-Widerstandszentrale entscheidend prä-
gen sollte und sich später Stephan G. Thomas nannte, wurde am 29. August 
1910 in Berlin als Sohn deutsch-polnischer Eltern geboren. Der Vater, deut-
scher Staatsangehöriger polnischer Nationalität und in der pommerschen 
Grenzregion geboren, die im Zuge der Dritten Polnischen Teilung 1795 an 
Preußen und 1918 wieder an Polen fiel, hatte zunächst der Polnischen So-
zialistischen Partei angehört, bevor er der SPD beitrat. Die Mutter sprach 
mit den Kindern nur polnisch und fühlte sich als Polin, während der Vater 
Thomas Grzeskowiak ein sozialistisches Weltbild hatte, das die Frage der 

107 Ebenda. Brief von Neumann an den PV, o. D.; PATh, 1948. 
108 Schilderung in der unveröffentlichten Biographie von Karl-Heinz Quade; Manuskript im 

Besitz des Verfassers. 
109 Nollau: Das Amt (1978), S. 116 f. 
110 Ratschläge für die Ostzonenarbeit, Fragment, Anfang 1948; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394. 
111 Brief von Neumann an Nau v. 25.2.1948; PATh, 1948. 
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Nationalität hintanstellte.112 Schon Stephans Großvater hatte als preußischer 
Soldat gegen Dänemark und Frankreich gekämpft, sein Vater am Ersten 
Weltkrieg auf deutscher Seite teilgenommen. Doch die wachsenden natio-
nalistischen Spannungen blieben nicht ohne Auswirkungen auf den jungen 
Stephan Grzeskowiak, der schon mal einem Mitschüler einen Zahn ausschlug, 
weil dieser ihn als „Polacken“ bezeichnet hatte. Wie wir später noch sehen 
werden, spielte die Beschäftigung mit der Kultur der eigenen Vorfahren eine 
wesentliche Rolle bei dem in Berlin aufgewachsenen Stephan Grzeskowiak, 
erheblich mehr jedenfalls als bei seinem Vater. Schon früh befaßte er sich 
ausgiebig mit dem Leben von Rosa Luxemburg, der deutschen Sozialdemo-
kratin polnisch-jüdischer Abstammung, und dem österreichischen Soziali-
sten Karl Radek, ebenfalls Pole, und entdeckte viele polnische Wurzeln in 
der deutschen Sozialdemokratie. Noch in den fünfziger Jahren geriet er in 
Wut, wenn die Staatssicherheit ihn in Pamphleten als „polnischen Grzesko-
wiak“ schmähte. 

Stephan Grzeskowiak beendete die Volksschule in Berlin mit 14 Jahren 
und lernte ab April 1925 Maschinenschlosser bei der Gesellschaft für elektro-
technische Industrie. Der junge Lehrling besuchte in seiner Freizeit Schulun-
gen der Arbeiterbildungsvereine und des Metallarbeiterverbandes, lernte dort 
Englisch, um Marxens Briefwechsel zu verstehen, und bildete sich in Rhetorik 
weiter. Mit 18 hatte er ausgelernt; auch ohne entsprechende weiterführende 
Ausbildung wurde der intelligente Arbeiter Mitte 1929 als Angestellter, als 
sogenannter Betriebsbeamter, in das Arbeits- und Vorkalkulationsbüro über-
nommen. Mit 20 Jahren besuchte er als Stipendiat das Kaiser-Friedrich-Real-
gymnasium im Stadtteil Neukölln, eine Lebensplanänderung, die einerseits 
gewollt war, jedoch auch durch äußere Umstände bewirkt wurde: Sein Ar-
beitgeber verlegte seinen Betrieb ins Saarland, er hätte mit umziehen müs-
sen, um weiter beschäftigt zu werden, zog aber die Kündigung vor. Der junge 
Arbeiter hatte sich schon Mitte 1929 in die Liste der Bewerber für ein Ar-
beiterstipendium aufnehmen lassen, Ende März 1930 wurde ihm mitgeteilt, 
daß er die Aufnahmeprüfung bestanden habe. Das Kaiser-Wilhelm-Realgym-
nasium galt in der Weimarer Zeit als sozialdemokratische „Kaderschmiede“ 
und wurde 1931 in Karl-Marx-Gymnasium umgetauft. Es sollte, finanziert 
aus Mitteln der Stadt, eine Vorzeigeschule werden. Im Februar 1933, einige 
Tage nach Hitlers Machtantritt, legte er sein Abitur ab, wenig später wurde 
der Betrieb der Schule eingestellt. 

Mitglied der SPD war Stephan Thomas im September 1930 geworden, 
nach dem großen Sieg der NSDAP bei den Reichstagswahlen. Zuvor hatte er 
sich trotz längeren Drängens seines Vaters, der Metallarbeiter und Gewerk-
schafter war, gegen einen Parteieintritt gewehrt, vielleicht auch ein wenig mit 

112 Nachfolgende Darstellung aus: Tagung zum 75. Geburtstag von Stephan Thomas, Politi-
sche Akademie Tutzing, Bandabschrift II/1–10, S. 1. 
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linkeren Gruppierungen geliebäugelt und überlegt, ob denn nicht eine Betä-
tigung in einer polnischen Organisation als politische Demonstration reiche. 
Um Lenin in der Muttersprache zu lesen und zu verstehen, hatte er Russisch 
gelernt, er empfand große Sympathie für die russische Revolution und das 
sowjetische Experiment, sah dann jedoch nach dem Erstarken der NSDAP 
nur noch in der SPD ein wirksames Bollwerk gegen Hitler. Trotz politischer 
Vorbehalte vollzog er den Parteieintritt. Schon zuvor war er Mitglied des 
Reichsbanners geworden, um die Republik zu verteidigen, die SPD im gan-
zen war ihm lange Zeit jedoch politisch nicht entschieden genug. 

Laut Mitteilungen des polnischen Nachkriegsgeheimdienstes, auf denen das 
Wissen der Staatssicherheit über den späteren Ostbürochef weitgehend ba-
sierte, absolvierte er ab Ende 1932 in Warschau ein Studium über Volksmin-
derheiten. Tatsächlich arbeitete er jedoch erst vom 1. September 1934 bis zum 
31. August 1935 in der Verlagsabteilung des Warschauer Instituts für Nationa-
litätenforschung. Stephan Grzeskowiak „war seit frühester Jugend fortschritt-
lich und radikaler Sozialist und entschiedener Gegner der Diktatur des Bun-
des der Polen in Deutschland [...], der eine reaktionäre Politik betrieb“,113 stellte 
anerkennend der polnische Geheimdienst fest. Stephan Thomas führte einen 
polnischen Pfadfinderclub in Berlin, er „hatte alle Sympathien der Jugend; 
es war bekannt, daß die Jugend bedenkenlos seine Anweisungen ausführte“. 

Aus diesen Schilderungen des polnischen Geheimdienstes von 1956, die 
vom MfS angefordert worden waren, wird schon ein wesentlicher Zug im 
Wesen von Stephan Thomas deutlich: Führungsfähigkeit, auch Führungswil-
len, die Bereitschaft, auf andere zuzugehen, um sie zu überzeugen, eine cha-
rismatische Ausstrahlung und eine sozialistische Einstellung, die sein ganzes 
Leben bestimmte, auch später in der Konfrontation mit den Kommunisten. 
Die berufliche Perspektive schälte sich damals ebenfalls heraus: politische 
Arbeit in Verbindung mit journalistischer Tätigkeit. 

Grzeskowiak leitete den Bund polnischer Akademiker in Berlin. Als „ziel-
bewußter politischer Publizist beeinflußte er auch die gesamte Redaktion der 
‚Kulturwehr‘ (Periodische Briefe der nationalen Minderheiten in Deutsch-
land, zu denen unter anderen Polen, Serbo-Jugoslawen, Franzosen gehör-
ten)“.114 Tatsächlich war er ab dem 1. März 1938 Schriftleiter der Kultur-
wehr, eine verantwortungsvolle Position in einem Ein-Mann-Betrieb, die er 
von einem verhafteten Sorben, Jan Skala, übernommen hatte. Nach neun Mo-
naten wechselte er als Prokurist und Lektor zur Friedrich-Werderschen Buch-
handlung, einer Einrichtung des katholischen St. Augustinus-Verlages.115 

113 Schreiben „streng geheim“ an Wollweber v. 14.6.1956; BStU, ZA, AP 4999/76. Nach-
folgende Zitate ebenda, Bl. 10 ff. 

114 Hier irrte der polnische Geheimdienst. Tatsächlich gehörten hierzu außer den Polen nur 
Sorben, Friesen und Dänen. 

115 In den Unterlagen der Staatssicherheit wird diese Einrichtung fälschlicherweise als „pol-
nische Bücherei“ bezeichnet. 
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Zum einschneidenden Erlebnis sowohl im Umgang mit Diktaturen als auch 
mit dem Demokratieverständnis der eigenen Partei wurde für Stephan Thomas 
der Preußenschlag, also die Absetzung der rechtmäßig gewählten sozialde-
mokratisch geführten Regierung Preußens 1932. Die Sozialdemokratie wehrte 
sich nicht und blieb auch politisch in der Defensive, ihre bewaffneten Ver-
bände setzte sie nicht für den Erhalt der Republik, sondern bestenfalls als 
Saalschutz bei Parteiveranstaltungen ein. Inbegriff für die unentschlossene 
Haltung der SPD wurde der preußische Innenminister Carl Severing, der, wie 
Stephan Thomas später spöttisch bemerkte, „mit dem berühmten Spruch in 
die Geschichte eingegangen ist: ‚Ich weiche nur der Gewalt‘, und diese Ge-
walt bestand aus einem Leutnant und vier Mann“.116 „Wir waren entschlos-
sen zu kämpfen“, betonte Stephan Thomas später, „die Illusion, die wir hat-
ten, war Reichsbanner, Generalstreik, preußische Polizei, und dann wäre der 
braune Spuk verjagt worden“. Er hatte mit seinen Freunden zu diesem Zweck 
zehn Gewehre und ein Maschinengewehr gehortet.117 Doch die Parteiführung 
wollte nicht kämpfen, weder 1932 noch 1933. Der 32jährige Sozialdemokrat 
gewann hier seine, ihn nie mehr verlassene Einstellung zur kämpferischen 
Demokratie, und er prägte, auf die Situation 1932/33 gemünzt, später einen 
Satz, der auch seine Tätigkeit im Ostbüro der SPD kennzeichnete: „Es gibt 
Situationen im Kampf [...], hier ging es ja um die Erhaltung der Demokratie, 
wo man die Frage nach dem Blutvergießen so nicht stellen kann. Man muß 
sie nur stellen nach Sieg und Niederlage.“118 

Vermutungen über die Mitarbeit Grzeskowiaks in Geheimdiensten, vor allem 
im polnischen und im britischen Dienst, beziehen sich schon auf diese Zeit. 
Angeblich soll er ab 1937 Mitarbeiter des polnischen Geheimdienstes II-ka 
gewesen sein,119 natürlich gibt es keine Beweise, nur Berichte über hohe Geld-
mittel, die er 1938 zur Verfügung gehabt haben soll, um damit in Berlin eine 
polnische Bibliothek aufzubauen. Tatsächlich baute er jedoch keine Biblio-
thek auf, sondern war Lektor in der Friedrich-Werderschen Buchhandlung. 
Die mangelnde Kontinuität im polnischen Geheimdienst der Vor- und Nach-
kriegszeit machte dem kommunistischen polnischen Sicherheitsorgan eine 
Verifizierung dieser Vorwürfe unmöglich. Auch die immer wieder gegen 
Grzeskowiak vorgebrachte Beschuldigung, schon in den dreißiger Jahren 
Mitarbeiter des britischen Geheimdienstes gewesen zu sein, konnte von den 
Polen nicht bestätigt werden. „Im Kreise der Emigranten-Organisationen 
und Studenten wurde vor dem Krieg oft und laut davon gesprochen“, stellten 
die um Amtshilfe gebetenen polnischen Tschekisten fest, doch „die Anga-

116 Tagung zum 75. Geburtstag von Stephan Thomas, Politische Akademie Tutzing, Band-
abschrift II/1–10, S. 1. 

117 The Christian Science Monitor Europe v. 11.5.1985, S. 11. 
118 Tagung zum 75. Geburtstag von Stephan Thomas, Politische Akademie Tutzing, Band-

abschrift II/1–10, S. 2. 
119 Schreiben „streng geheim“ an Wollweber v. 14.6.1956; BStU, ZA, AP 4999/76, Bl. 13. 
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ben beruhen auf Aussagen einiger Personen, die jedoch nicht in der Lage 
sind, konkrete Beweise beizubringen“.120 Grund für diese Gerüchte mögen 
Sommeraufenthalte in England gewesen sein; 1932 weilte Grzeskowiak auf 
Einladung der Quäkerorganisation „Society of Friends“ auf der britischen 
Insel. Bestätigen konnten die Polen hingegen seine Zugehörigkeit zu einer 
Widerstandsgruppe während des Krieges in Berlin. 

Doris Henley, Organisatorin des Jugendaustausches bei den englischen 
Quäkern, sorgte Anfang 1933 dafür, daß er direkt nach der Machtübernahme 
der Nazis kurzzeitig in England untertauchen konnte, denn als Reichsban-
nermitglied war er in den Zeiten der „wilden“ SA-Säuberungen ernsthaft ge-
fährdet; bei seinen Eltern fand eine Hausdurchsuchung statt. Nach wenigen 
Wochen kehrte er zurück und begann mit seinen Freunden vom Reichsbanner, 
aber auch mit Kommunisten eine Widerstandsgruppe aufzubauen. Bis 1936 
wurde so die „Neuköllner Sturmfahne“ in einem Keller abgezogen und nachts 
verteilt; die Druckmatrize tränkte man mit bei einer Saalschlacht erbeuteten 
Hakenkreuzfahne. Kontakt hielt er zu den späteren Berliner Landespolitikern 
Theo Thiele und Kurt Mattick. 1936 endete die Widerstandsarbeit zunächst. 
Einerseits kam es zum Bruch mit den Kommunisten über die gegensätzliche 
Einschätzung der Moskauer Schauprozesse, zum anderen war dies die Zeit 
der Berliner Olympiade; „die Welt machte den Frieden mit Hitler“,121 sagte 
Stephan Thomas später. 

1934 war ein Engländer nach Berlin gekommen, der kurze Zeit später 
Kontakt zu Stephan Grzeskowiak aufnahm: Hugh Carleton Greene, später 
Generaldirektor der BBC und von der Queen geadelt, damals Korrespondent 
des Londoner Daily Telegraph.122 Grzeskowiak und Greene hatten eine ge-
meinsame amerikanische Brieffreundin, Lucille Palmer, die 1933 Stephan 
Grzeskowiak in Berlin besucht hatte und wußte, daß er ein Gegner des neuen 
Regimes war. Sie hatte Greene die Kontaktaufnahme angeraten, um dem 
Journalisten angesichts der Tätigkeit des neuen Goebbelschen Propaganda-
ministeriums auch eine alternative Informationsquelle bei Gegnern des Re-
gimes zu eröffnen. Zwischen beiden und der Ehefrau Greenes, Helga, und der 
Verlobten Stephan Grzeskowiaks, Irene Michalski, entwickelte sich eine 
Freundschaft. Zudem begann ein reger Informationsaustausch: Der junge Ber-
liner erhielt ausländische Zeitungen, der Engländer Informationen aus dem 
Widerstand, über Terrorhandlungen des Regimes und vieles mehr. Der Ge-
danken- und Informationsaustausch zwischen Grzeskowiak und Greene hätte 
sicherlich, wenn er von der Gestapo entdeckt worden wäre, den Tatbestand 
des Landesverrates erfüllt. Für den jungen Sozialdemokraten war es eine Form 

120 Ebenda, Bl. 14. 
121 Tagung zum 75. Geburtstag von Stephan Thomas, Politische Akademie Tutzing, Band-

abschrift IV/I–II, S. 6. 
122 Vgl. hierzu Heinz Breloer: Hugh Carleton Greene, ARD am 25.11.1987. Kopie im Besitz 

des Verfassers. 
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des Widerstandes gegen ein aggressives verbrecherisches Regime. Greene 
ging 1937 nach Polen, hier besuchte ihn Stephan Grzeskowiak regelmäßig, 
zuletzt zusammen mit Irene Michalski vom 4. bis zum 8. August 1939, also 
kurz vor dem deutschen Überfall auf das Nachbarland. Mit diesem Besuch 
stehen unter Umständen die Spekulationen über Geheimdienstkontakte nach 
Polen im Zusammenhang. Neben diesen Auslandskontakten baute Stephan 
Grzeskowiak erneut eine – diesmal rein sozialdemokratische – Widerstands-
gruppe auf. Ein Mitglied der Gruppe, Paul Ziesche, wurde verhaftet, verriet 
seinen Genossen jedoch nicht und wurde fast ein Jahr lang im KZ Sachsen-
hausen festgehalten. Nach der Entlassung arbeiteten Ziesche und Grzeskowiak 
weiter zusammen. 

Im Wintersemester 1933/34 begann Stephan Grzeskowiak an der Hoch-
schule für Politik123 mit dem Studium, im Wintersemester 1935/36 schrieb 
er sich an der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Friedrich-
Wilhelm-Universität zu Berlin ein.124 Hier hörte er unter anderem beim 
Staatsrechtsphilosophen Carl Schmitt Vorlesungen über „Volk und Staat“ 
und über das „Staatsgefüge des II. Reichs“. Andere Veranstaltungen bezogen 
sich auf die Volkswirtschaftslehre, das deutsch-französische Verhältnis, aber 
auch auf „Rasse und Recht“. Grzeskowiak spezialisierte sich auf außen- und 
verfassungspolitische Themen, gleichzeitig nahm er an der Deutschen Hoch-
schule für Politik an Veranstaltungen, vor allem zu Fragen des Nationalis-
mus und des Panslawismus teil. Er beschäftigte sich auch mit publizistischen 
Fragestellungen wie „Zeitungslehre“, „Zeitschriftenwesen“ und „Presserecht“, 
unter anderem beim späteren Vorstandsmitglied der Exil-CDU, Emil Dovifat. 
Grzeskowiak galt als hervorragender Student, als „sehr aktiver Mitarbeiter“ 
im Seminar, mit „großer Aktivität und Sachkenntnis [...], die er vor allem 
auf speziell polnische Fragen und Fragen der baltischen Staaten anwandte“.125 

Im April 1936 erhielt er von der Studentenschaft der Friedrich-Wilhelm-
Universität ein ultimatives Schreiben: „Die Zugehörigkeit zur Deutschen 
Studentenschaft ist an den Nachweis der arischen Abstammung und die Zu-
gehörigkeit zum Deutschen Volkstum geknüpft. Da Sie diesen Nachweis 
nicht geführt haben und der festgesetzte Termin dafür verstrichen ist, haben 
Sie mit Ihrer zwangsweisen Exmatrikulation zu rechnen.“126 Es gelang Ste-
phan Grzeskowiak, unter Hinweis auf die Minderheitenregelungen im Deut-
schen Reich, als Angehöriger der polnischen Minderheit seinen Studienplatz 
zu behalten. An der Hochschule für Politik legte er im Februar 1938 die Ab-
schlußprüfung mit gutem Ergebnis ab. 

123 Zur Geschichte und zum Ende dieser Hochschule: Hachmeister: Gegnerforscher (1998), 
S. 112 ff. 

124 Das (Ersatz-)Studienbuch v. 25.6.1946 lautet auf den Namen Stefan Grzéskowski. Ein 
Grund hierfür ist nicht bekannt. Das Studienbuch befindet sich als Kopie beim Verfasser. 

125 Die Beurteilung stützt sich auf einen GI-Bericht; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 17 u. 44. 
126 Schreiben v. 6.4.1936; PATh. 
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Am 28. August 1939 wurde Grzeskowiak zur Wehrmacht einberufen. Ei-
nen Tag zuvor heiratete er seine Freundin Irene; dies war eigentlich erst für 
Oktober vorgesehen und wurde wegen der Einberufung vorgezogen. Der 
Kriegsdienst vollzog sich für ihn zunächst ohne Feindberührung in einem 
Sanitätsbataillon in Berlin. Stephan Grzeskowiak plante angesichts dieser 
guten Ausgangslage, an der Hochschule für Politik zu promovieren, doch es 
kam nicht dazu. Die sich zu diesem Zeitpunkt schon in Auflösung befindliche 
Hochschule127 lehnte dieses Ansinnen am 22. Januar 1940 ab. Rückblickend 
hat Stephan Grzeskowiak dies später nicht bedauert: „Es war doch richtig, 
daß ich unter den Nazis meinen Doktor nicht gemacht habe.“128 Eine Arbeit 
über das Verhältnis von Deutschland zu Polen, die er zu schreiben beab-
sichtigte, wäre unweigerlich zu einer Auseinandersetzung mit dem NS-Staat 
geraten, oder er hätte Konzessionen an die NS-Ideologie machen müssen. 

Grund für die Ablehnung war möglicherweise auch gewesen, daß Grzes-
kowiak als politisch unzuverlässig galt, denn am 20. September 1939 waren 
er und seine Frau Irene nach einer Denunziation verhaftet worden. Doch die 
Gestapo hatte nichts Belastendes gegen sie in der Hand, nach sechs Tagen 
mußten sie wieder freigelassen werden. Die Gestapo ließ jedoch nicht locker, 
am 9. Dezember desselben Jahres wurde Grzeskowiak in Berlin erneut ver-
hört, er wurde beschuldigt, Spionage zu betreiben. Auch diesmal konnte die 
Geheimpolizei ihm nichts nachweisen. 

Sowohl der polnische Geheimdienst in den fünfziger Jahren als auch Ste-
phan Thomas rückblickend in den achtziger Jahren gaben als Grund für sei-
ne freiwillige Meldung zur kämpfenden Truppe Angst vor einer erneuten 
Verhaftung an. Diese erfolgte nach Absprache mit dem Berliner Widerstands-
kämpfer und späteren stellvertretenden SPD-Landesvorsitzenden Kurt Mattick. 
Er kam 1942 an die Front nach Afrika, wo er nach Angaben des polnischen 
Geheimdienstes 1943 auf die englische Seite desertierte.129 Tatsächlich nahm 
er ab 4. April 1942 am Afrikafeldzug teil und geriet schon am 15. Juni nahe 
Tobruk in britische Gefangenschaft. Die Desertion wurde von Grzeskowiak 
zeitlebens abgestritten, jedoch gab er später zu: „Ich wurde gefangen und 
fühlte mich innerlich frei.“130 Er hatte sich schon bei der Landung in Afrika 
freier gefühlt als im Reich, denn die Zugriffsmöglichkeiten der Gestapo wa-
ren hier begrenzt. 

Seine guten Vorkriegskontakte nach England halfen ihm jetzt. Er bat dar-
um, Hugh Carleton Greene in London von seiner Gefangennahme zu in-
formieren. Dieser war, aus Polen kommend, Chef des deutschsprachigen 
Programms der BBC geworden, einer unter den Bedingungen des Krieges 

127 Hachmeister: Gegnerforscher (1998), S. 127. 
128 Tagebuch von Stephan Thomas, Eintrag v. 28.9.1945; PATh, 1. 
129 Schreiben „streng geheim“ an Wollweber v. 14.6.1956; BStU, ZA, AP 4999/76, Bl. 14. 
130 Tagung zum 75. Geburtstag von Stephan Thomas, Politische Akademie Tutzing, Band-

abschrift V/I–II, S. 1. Nachfolgende Zitate ebenda. 
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eminent wichtigen Einrichtung. Vier Tage später wurde „Peter the Pole“, wie 
er von Hugh Carleton Greene genannt wurde, über Gibraltar nach London 
ausgeflogen. Hier konnte er wieder politisch arbeiten, fertigte Analysen über 
die Lage im 3. Reich für das Political Intelligence Department an. 

In London lernte Grzeskowiak 1943 während seiner Tätigkeit im Anti-
faschistencamp Ascot Erich Ollenhauer, Waldemar von Knoeringen, Willi 
Eichler und Erwin Schöttle kennen, außerdem Karl-Eduard von Schnitzler, 
später Chefkommentator des DDR-Fernsehens und einen seiner späteren 
Gegenspieler. Schnitzler wurde Grzeskowiaks Sekretär im Parlament von 
Ascot.131 Bis 1944 arbeitete Grzeskowiak dann für den deutschsprachigen 
Dienst der BBC. Zudem wurden Schulbücher für das Nachkriegsdeutsch-
land entworfen. 

Nach Aussagen eines Kriegskameraden, der sich 1954 gegenüber der Staats-
sicherheit äußerte, hat der spätere Ostbürochef kontroverse Diskussionen mit 
Kommunisten im Lager geführt, etwa über den Aggressionskrieg der Sowjet-
union gegen Finnland, und den deutschen Offizieren im Lager ihr militäri-
sches Grüßen und auch das Ordentragen vorgeworfen,132 eine Behauptung, 
die sich mit Stephan Thomas’ eigenen Lebenserinnerungen deckt. 

Doch es gab auch Probleme. Stephan Grzeskowiak sah sich einer Intrige 
gegenüber, in der er beschuldigt wurde, insgeheim auf der deutschen Seite 
zu stehen. Mit Hilfe von Hugh Carleton Greene überstand er auch dies, be-
zeichnete den Vorgang später jedoch als „makaberstes Kapitel in meinem 
Leben“.133 Hinzu kam die Sorge um seine Frau, die er in Berlin zurückge-
lassen und von der er keine Nachricht hatte. „Ich begann langsam vertraut zu 
werden mit dem Gedanken, mein weiteres Leben allein zu bleiben“, schrieb 
er in sein Tagebuch. Doch dann kam der erste Brief aus dem besiegten 
Deutschland: „Nun, es gibt Wunder. Und das große Wunder meines Lebens 
ist die Tatsache, daß Irene lebt.“134 Irene Grzeskowiak hatte nach dem kriegs-
bedingten Ausscheiden des Ehemannes aus der Widerstandsgruppe in Berlin 
seinen Platz eingenommen. Sie und rund 20 andere Widerstandskämpfer 
wurden am 1. November 1944 verhaftet, ein Gruppenmitglied zum Tode ver-
urteilt, die anderen rettete der Einmarsch der Russen. Irene Grzeskowiak wurde 
aus einem Außenlager des KZ Ravensbrück befreit. 

Stephan Grzeskowiak bildete in England endgültig sein politisches Welt-
bild aus, auch der lange herumgetragene innere Nationalitätenkonflikt scheint 

131 Schnitzler ist heute nicht bereit, sich zu dieser Zeit zu äußern. Er hat sich allem Anschein 
nach jedoch noch im September 1947, bevor er in den sowjetischen Machtbereich ging, 
persönlich von Stephan Thomas verabschiedet, der damals schon im Ostbüro arbeitete. 
Schnitzler verschonte Thomas bis 1970 mit seiner bösartigen Propaganda. Erst 1984 traf 
er ihn wieder, zufällig in Polen. 

132 BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 25. 
133 Walker (Ed.): Remembering Helga (o. J.), S. 63. 
134 Tagebucheintrag v. 8.9.1945; PATh, 1. 
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zu diesem Zeitpunkt gelöst worden zu sein. Er fühlte sich als Deutscher, der 
stolz war auf seine polnische Abstammung, die für ihn „eine naturgegebene 
Bereicherung“ seines Lebens bedeutete.135 Er sah in dem „deutschen Lebens-
kreis“, in den er hineingeboren wurde, eine „schicksalsbestimmte Synthese“, 
die für ihn verpflichtend war „als Sozialist und bewußten Europäer“. Über-
haupt war das Ende des Krieges in Europa und Asien für ihn ein Grund, eine 
Bilanz zu ziehen, und diese verleugnete weder die deutsche noch die polni-
sche Prägung. „Es war eigentlich immer so und hatte bereits während mei-
ner Zeit auf der Karl-Marx-Schule ihren sinnvollen Niederschlag in meiner 
Jahresarbeit über das deutsch-polnische Problem gefunden. Später, in mei-
ner Studentenzeit, habe ich in systematischer wissenschaftlicher Arbeit alle 
diesbezüglichen Probleme vertieft“. Grzeskowiak wollte beim Aufbau eines 
demokratischen Deutschlands helfen, das aus der Hitlerdiktatur lernen sollte. 
In seinem Tagebuch deutete er an, er könne auch in das „neue sozialistische 
Polen gehen“, lehne dies jedoch aus „Instinkt + Erfahrung“ ab. In Deutsch-
land lagen „meine geistigen und politischen Wurzeln, hier waren meine Kampf-
jahre, hier gehöre ich voll + ganz hin.“ Grzeskowiak sei, so die Schriftstelle-
rin Ethel Mannin, die Ende der vierziger Jahre Deutschland bereiste, der 
„erste Hauch echter Hoffnung“, dem sie in ganz Deutschland begegne.136 

Sie hatte einen Deutschen getroffen, der nicht über den verlorenen Krieg 
oder die schwierigen Lebensumstände jammerte, sondern Visionen für einen 
Neuanfang hatte und diese versuchte umzusetzen. „Weil es solche Deut-
schen gibt, dachte ich, wird Deutschland wieder hochkommen.“ 

Die Rückkehr von Stephan Thomas nach Deutschland „war mit dem Nim-
bus des Geheimnisses umgeben“, schrieb zehn Jahre später der polnische Ge-
heimdienst dem Stasichef Wollweber. Nach Angaben der Polen soll Stephan 
Thomas zunächst von London nach Frankfurt und in die US-Armee gegan-
gen sein, bevor er zur britischen Besatzungsmacht nach Hannover – angeb-
lich unter dem Namen Stephanson – wechselte. Auch dies ist eine – wenn-
gleich vielzitierte – Falschinformation. Tatsache ist, daß er am 8. September 
1945 England verließ und am 4. Oktober 1945 formell aus britischer Kriegs-
gefangenschaft entlassen wurde. 

Stephan Grzeskowiak wollte zur Polizei, das hatte er schon im Kriegsge-
fangenenlager entschieden, denn eine demokratisch gesinnte Polizei war für 
ihn Grundvoraussetzung eines jeden demokratischen Staates; er wollte dort 
ausmisten, wie er sich später ausdrückte, getreu dem, was er schon im Au-
gust 1945 seinem Tagebuch anvertraut hatte: Deutschland müsse vor der 
Welt „beweisen, daß es den N[ational]S[ozialismus] völlig überwinden will. 
Dieser Beweis kann nur erbracht werden durch die restlose-absolute Liqui-

135 Dieses und folgende Zitate in Tagebuch von Stephan Thomas, Eintrag v. 9.9.1945; 
PATh, 1. 

136 Mannin: German Journey (1949), S. 148. 
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dierung aller nazistischen Systeme. [...] Diesen Beweis vor der Welt zu er-
bringen, das wird die erste große politische Aufgabe der neuen d[eutschen] 
Sozialdemokratie sein.“137 

Anfang Oktober 1945 begann Stephan Grzeskowiak mit Unterstützung der 
Briten einen Polizeikursus in Hannover. Am 12. November begann er seinen 
regulären Dienst beim 5. Revier der Hannoveraner Polizei, um kurze Zeit 
später zum Polizeipräsidium der Stadt zu wechseln. Am 28. Januar 1946 traf 
er zum ersten Mal Kurt Schumacher, doch „der Moment war nicht gerade 
günstig. Trotzdem hatte es insofern Zweck, als ich den ersten Kontakt an-
knüpfen konnte.“138 Bei einem weiteren Gespräch einige Monate später dis-
kutierte er mit ihm eine Nacht lang die Versäumnisse der Sozialdemokratie 
in der Endphase der Weimarer Republik. Beide waren ähnlicher Ansicht, 
beide vertraten die Position einer kämpferischen Sozialdemokratie, die nicht 
bereit war, antidemokratischen Kräften, ob von links oder von rechts, kampf-
los das Terrain zu überlassen. 

Mittlerweile war „Inspektor Grzeskowiak“ zum britischen Verbindungs-
offizier geworden, vor allem weil er „eine gute Bildung besaß und bewandert 
in mindestens vier Sprachen“ war.139 Er bewährte sich beim Verhandeln und 
Übersetzen im Verkehr mit der britischen Besatzungsmacht. Sein Vorgesetz-
ter bei der Hannoveraner Polizei stellte im Rahmen einer positiven Bewer-
tung seiner Kontakte zu britischen Dienststellen fest: „Dabei vergaß er nie, 
daß er ein Deutscher ist.“140 

Bis zum 30. April 1947 blieb Grzeskowiak im Polizeidienst in Hannover. 
Bevor er ab 1. Juli 1947 zum SPD-Ostbüro wechseln konnte, mußte seine 
Frau Irene überzeugt werden, im Land zu bleiben und nicht mit dem gerade 
geborenen ersten Sohn Stefan-Michael nach Kanada auszuwandern. Stephan 
Thomas, wie er sich jetzt in Erinnerung an seine Untergrundzeit nach dem 
Vornamen seines Vaters endgültig nannte, stand hinter Kurt Schumachers 
Politik, mit ihm wollte er „am Aufbau der Grundlagen eines Neuanfangs für 
dieses schwer geschlagene Land arbeiten“,141 teilte er wenig später der schon 
erwähnten britischen Schriftstellerin, Ethel Mannin, mit. Dazu sei es notwen-
dig, die Sozialdemokratie auch im Osten wieder zu beleben. In der Sowjeti-
schen Zone, sagte er, müßten die Sozialdemokraten wie unter den Nazis ille-
gal arbeiten. Wieder gibt es dort politische Verfolgung und alle diese Dinge, 
die uns aus der Nazizeit vertraut sind. [...] Aber sie [die Sowjets] können uns 
nicht stoppen, und wir sind mittlerweile schon so stark, daß wir es mit ihnen 
aufnehmen können!“ Und er fügte hinzu: „Hier in Hannover sind wir sehr 
enthusiastisch!“ 

137 Tagebucheintrag v. 24.8.1945; PATh. 
138 Tagebuch von Stephan Thomas, lose Blätter, Eintrag v. 28.1.1946; PATh. 
139 Schreiben von Witham v. 30.4.1947; PATh. 
140 Zeugnis v. 30.4.1947; PATh. 
141 Mannin: German Journey (1949), S. 147. Nachfolgende Zitate ebenda. 
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Davon überzeugt, dem Kommunismus im Osten Deutschlands mit den 
Mitteln der illegalen Arbeit entgegentreten zu müssen, ging Stephan Thomas 
im Frühjahr 1948 nach Berlin. Siggi Neumann hatte ihm zuvor noch eine 
ausdrückliche Warnung vor Willy Brandt mit auf den Weg gegeben, Neu-
mann und Brandt verstanden sich aufgrund ihrer unterschiedlichen politi-
schen Sozialisation nicht.142 Dennoch gewann Stephan Thomas von Brandt, 
bei dem er zunächst auf dem Sofa übernachtete und dessen Dienstwagen er 
benutzte, schon sehr bald einen positiven Eindruck. Er bereitete nun die 
Gründung einer Berliner Zweigstelle des SPD-Ostbüros vor. Ab März 1948 
unterrichtete die Partei ihre Mitglieder im Osten Deutschlands entsprechend. 
Demnächst gebe es, so erfuhr zum Beispiel Wilhelm Henning aus Wismar, 
eine „besondere Zentrale für Ostfragen [...], deren Aufgabe es sein werde, 
mit zuverlässigen SPD-Mitgliedern in allen Ländern der Ostzone Fühlung 
aufzunehmen“.143 Die Hannoveraner hatten mit der Arbeit des schon existie-
renden Ostbüros des Berliner Landesvorstandes schon länger größere Pro-
bleme, weil es organisatorisch nicht von der dortigen Parteiorganisation ge-
trennt war und einen Mitarbeiter beschäftigte, der verdächtigt wurde, für den 
US-Geheimdienst zu arbeiten. Außerdem setzte es sich immer wieder sträf-
lich über die Grundregeln konspirativer Arbeit hinweg. So berichten die Ge-
sprächspartner eines 1954 entlassenen Häftlings: „Im Büro in Berlin wurde, 
wie er feststellte, grob fahrlässig gearbeitet. So konnten sich zum Beispiel 
mehrere Besucher aus der Ostzone gegenseitig sehen, auch wenn sie aus 
dem gleichen Gebiet kamen und sich mit hoher Wahrscheinlichkeit vom Se-
hen kennen mußten. Durchschriften von Meldungen lagen offen im Büro 
herum, und er hatte verschiedentlich Gelegenheit, in Dinge Einblick zu neh-
men, die sicher der Diskretion bedurft hätten.“144 Da man jedoch von Berlin 
aus „verhältnismäßig einfach den Kontakt mit Vertrauensleuten des Ostbüros 
aufrechterhalten“ und neue „Verbindungen mit Vertrauensleuten in der So-
wjetzone aufnehmen“ konnte,145 mußte von dort „ein wesentlicher Teil der 
Untergrundarbeit“ geleistet werden. So wurde im Mai 1948 in der Hammer-
steinstraße 14a die Berliner Zweigstelle eingerichtet. 300 Reichsmark betrug 
die monatliche Miete, Möbel und andere Einrichtungsgegenstände hatte man 
auf dem Schwarzen Markt besorgt. 

In einem Brief an SPD-Schatzmeister Alfred Nau beschrieb Siggi Neu-
mann die Arbeitsweise der Berliner Zweigstelle: „Wer nicht das Haus ohnehin 
kennt, wie etwa die wichtigsten Freunde aus der Ostzone, wird im allgemei-
nen von uns zu Willi Brandt bestellt und erst nach entsprechender Durch-
leuchtung in das neue Haus geleitet.“146 Das war auch der SED recht schnell 

142 Geheime Aktennotiz von Thomas v. 26.11.1962; PATh, ungeordnet. 
143 Verhaftungsbericht von Wilhelm Henning von 1956 im Besitz des Verfassers. 
144 Haftbericht v. 9.4.1954; AdsD, 421. 
145 Manuskript von Thomas; PATh, 1951. 
146 Brief von Neumann an Nau v. 18.5.1948; PATh, 1948. 
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bekannt, im August 1948 vermutete man dort, Brandt sei „Chef dieser Ar-
beit“,147 eine Fehleinschätzung, die lange Jahre Bestand haben sollte. Hierzu 
beigetragen haben mag die Tatsache, daß Brandt mit hohen alliierten Dienst-
stellen in Berlin in Kontakt stand und wohl auch Geheimdienstinformatio-
nen erhielt.148 

Aus den Räumen in der Hammersteinstraße mußte das Ostbüro recht bald 
wieder ausziehen, denn die Gegenseite hatte bald erfahren, wo es sich be-
fand,149 wie die Journalistin Gerda Strunk, die aus der Zentrale in Hannover 
zeitweilig zur Berliner Zweigstelle versetzt worden war, berichtete: „Die 
[Agenten] wußten genau, wo wir in Westberlin unsere Villa hatten. Ich bin 
ja auch fast immer in der Stadt überwacht worden, das hat man bald ge-
merkt. Wir haben dann das Haus gewechselt, [und wir haben] Leute ausge-
wechselt.“150 Als der Kurier Karl Gundlach im August 1948 in der Untersu-
chungshaft vernommen wurde, schien das sowjetische Sicherheitsorgan von 
der Villa in der Hammersteinstraße allerdings noch nichts zu wissen. Erst am 
29. November bemerkte Gundlach, „daß der NKWD151 neuerdings Hammer-
steinstraße, [...] Böttcherstraße und die Namen Uhlig, Brenner, Neumann, 
Stephan Thomas und vieles mehr kannte“.152 

Die Anlaufstelle für Genossen aus der SBZ wurde in die Melanchthon-
straße verlegt, und auch das Ostbüro mußte umziehen. Gerda Strunk und 
Heinz Kühne hatten ein Haus in der Kranzallee 27 ausgewählt, welches das 
Ostbüro und er persönlich zur Untermiete Ende 1948 bezogen. Der sowjeti-
sche Geheimdienst folgte allerdings einem Mitarbeiter von der Hammer-
steinstraße dorthin und war so bereits drei Tage nach dem Bezug auch über 
diese neue Bleibe informiert. Die Leitung der Berliner Zweigstelle sollte 
Mitte 1948 der Genosse Reimer übernehmen, was aber kurze Zeit später 
„aus verschiedenen Gründen“, wie es hieß, nicht mehr in Frage kam. Bevor 
Anfang Juni 1948 Ramm als „vorläufige Übergangslösung“ zum ersten Leiter 
des Berliner Ostbüro-Ablegers bestimmt wurde,153 leiteten Siggi Neumann 
oder Stephan Thomas die Zweigstelle selbst. Deren Existenz änderte im üb-
rigen nichts daran, daß die Berliner SPD auch weiterhin Ostarbeit auf eigene 
Faust betrieb und das Ostbüro nicht informierte.154 Viele Genossen aus der 

147 Niederschrift von Waldemar Kasperski v. 25.8.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/383-
14, Bl. 235. 

148 Vgl. Schreiben von Richard Sterling, HICOG, v. 26.10.1949 an Brandt; AdsD, WBA, 
Allgemeine Persönliche Korrespondenz, Bd. 4, 1949. 

149 Referat von Kühne in Sonnenberg am 4.2.1988, Videomitschnitt im Besitz des Verfas-
sers. 

150 Interview mit Strunk v. 26.10.1988, S. 6. 
151 Zu dieser Zeit gab es den NKWD nicht mehr, es handelte sich in Wirklichkeit um das 

MGB. 
152 Haftbericht von Gundlach, o. D., S. 10; AdsD, Ostbüro-Archiv, 421. 
153 Vgl. kommentierte Mitarbeiterliste v. 26.10.1948; PATh, 1948. Außerdem Interview mit 

Bärwald v. 23.11.1988. 
154 Brief von Heine an den Verfasser v. 23.1.1990. 
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SBZ zahlten ihre Mitgliedsbeiträge bei Willi Weber ein, dem Ostbeauftragten 
der Berliner SPD, der 1951 aus Chemnitz geflohen war.155 In seinem Partei-
büro lagerten aus Sicherheitsgründen auch die entsprechenden Belege.156 Da-
neben betreute er auch SPD-Flüchtlinge aus Ostberlin. Auch bei der CDU 
tat das der Landesverband und nicht das Ostbüro.157 

„Bei der Flüchtlingsbetreuungsstelle Ost in Hannover findet eine Regi-
strierung und eine Vorprüfung der ankommenden Flüchtlinge statt“, berich-
tete der sozialdemokratische „Vorwärts“ am 24. August 1951. Und weiter heißt 
es dort: „Hat es sich in Hannover herausgestellt, daß es sich um einen echten 
politischen Flüchtling handelt, dann gewährt ihm die SPD jeden nur mögli-
chen Schutz und jede nur mögliche Hilfe und Unterstützung.“158 Daß dies in 
erster Linie die Aufgabe des Ostbüros war, bestätigt auch Wilfred Busch.159 

Er war – gemeinsam mit seinem Freund Jochen Bargmann – ab Oktober 
1945 als Kurier für das Büro tätig. Dux schickte die beiden regelmäßig in 
die SBZ, wo sie versuchen sollten, alte Verbindungen zu Genossen aufzu-
nehmen bzw. zu vertiefen und herauszufinden, ob es sich bei den in Hanno-
ver eingetroffenen Flüchtlingen tatsächlich um verfolgte Sozialdemokraten 
handelte.160 Die Kuriere – meist für bestimmte der damals noch bestehenden 
Länder zuständig161 – waren mit falschen Ausweisen ausgestattet, die das 
Ostbüro über einen Mitarbeiter in Halle sowie über Quellen im thüringischen 
Innenministerium162 und der dortigen Finanzverwaltung163 erhielt. Zu diesen 
gefälschten Dokumenten zählten auch Mitgliedsausweise der SED. Busch 
trug darüber hinaus gelegentlich das SED-Parteiabzeichen am Revers und 
hatte eine Ermächtigung bei sich, die ihn befugte, in der SBZ nach ehemali-
gen NS-Funktionären zu suchen. 

Auch der Berliner SPD-Landesverband ermittelte im Osten, schickte In-
formanten zu öffentlichen und nichtöffentlichen SED-Veranstaltungen – ent-
sprechende Mitschriften finden sich im Franz-Neumann-Archiv in Berlin164 

– und verteilte Flugblätter und Klebezettel: Etwa 30 000 davon brachten 
Moewes und Wilke allein zwischen Dezember 1947 und Januar 1948 in den 
Ostteil der Stadt.165 In Hannover wurden schon Mitte 1946 die ersten Flug-
blätter gegen die SED gedruckt, so gegen den Besuch von Grotewohl und Pieck 

155 BStU, ASt Chemnitz, AOP 375/55, Beiakte, Bl. 5. In einigen Unterlagen des MfS wird 
irrtümlich 1954 angegeben. 

156 Interview mit Ehrke v. 19.2.1988. 
157 Richter: Ost-CDU (1991), S. 157. 
158 Neuer Vorwärts v. 24.8.1951, S. 3. 
159 Interview mit Busch v. 16.2.1987. 
160 Vgl. PV-Protokoll v. 4.6.1946; AdsD; vgl. Informationsbrief Nr. 3, „Geheim“; PATh, 1948. 
161 Interview mit Busch v. 16.2.1987. 
162 Haftbericht v. 19.2.1954; AdsD, Ostbüro-Archiv, 421. 
163 Haftbericht v. 4./5.2.1954; ebenda. 
164 FNA, Unterlagen Staffelt, Teil III. 
165 Bericht v. 17.1.1948; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c. 
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in Braunschweig im Juli. Die Flugblattreihe „Tatsachenbericht“ mit Themen 
wie „Korrupte SED“ (Nr. 1) und „Ist die SED eine deutsche Partei?“ (Nr. 5) 
erreichte größere Auflagen. Das „20 Fragen-Flugblatt“ mit offenen Fragen 
an die SED-Spitze führte zu erheblichen Irritationen in der SED-Führung,166 

wie auch „eine Spitzel-Broschüre“.167 Von Beginn an versuchte das SPD-Ost-
büro auch, „die Methoden der Zusammenarbeit zwischen der SED und der 
KPD im Westen aufzuspüren“.168 Auch über die anderen Parteien in der SBZ 
zog das Ostbüro der SPD Informationen ein. So gelangte das Stenogramm 
einer Besprechung zwischen dem sowjetischen General Tulpanow und dem 
CDU-Vorsitzenden Kaiser vom 20. November 1947 zur SPD.169 Noch wich-
tiger scheinen für die SPD-Parteiführung die alliierten Vernehmungen des 
SS-Brigadeführers und Chefs der Auslandsaufklärung des Reichssicherheits-
hauptamtes, Ernst Schellenberg, gewesen zu sein, aus denen sich angeblich 
allerlei belastende Informationen über den stellvertretenden Vorsitzenden der 
Ost-CDU, Ernst Lemmer, ergaben.170 Auch glaubte die SPD, Hinweise dar-
auf zu haben, daß das CDU-Vorstandsmitglied Ferdinand von Friedensburg 
„von den Russen ‚gekauft‘“ sei. 

Die SED bzw. die KPD in den Westzonen, die trotz der formell gesamt-
deutschen Parteigründung ihren Anspruch auf Vertretung der Kommunisten in 
Westdeutschland aufrechterhielt,171 interessierten sich ebenfalls für Neuigkei-
ten aus der SPD. Örtliche KPD-Kader schrieben die Reden mit, die Schuma-
cher hielt und übermittelten sie umgehend nach Ostberlin. Auch finden sich 
Delegiertenlisten für den Parteitag im Mai 1946 in Hannover in den Unter-
lagen Piecks, zudem die Geschäftsordnung und vieles mehr.172 Kurze Zeit 
später befragte die SED ehemalige KZ-Insassen, die mit Kurt Schumacher 
dieses Schicksal geteilt hatten, zu dessen Verhalten in der NS-Zeit, konnte 
jedoch, abgesehen von der Tatsache, daß er Kommunisten gegenüber reser-
viert gewesen war, nichts Negatives zutage fördern.173 Das Ergebnis der 
Nachforschungen über Schumacher war mehr als dürftig; dafür blühte um so 
mehr die Phantasie: Im Oktober 1947 wußte der Moskauer Rundfunk zu be-
richten, Kurt Schumacher sei 1928 in einer Zigarettenfabrik beschäftigt ge-

166 Schreiben von Alfred Volkner an Hermann Matern, damals Vorsitzender des Landesver-
bandes Groß-Berlin der SED, v. 5.8.46; SAPMO-BA, NY 4036/640. Dort auch die vor-
genannten Schriften. 

167 Schreiben an Dahlem v. 10.2.1949; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/401, Bl. 165. 
168 Schreiben von Neumann an Flatau v. 17.10.1947; AdsD, PV-Akten, 601b. 
169 Vgl. Brief an Scholz v. 15.12.1947; AdsD, PV-Akten, 746. 
170 Schreiben von Fritz Heine an Arno Scholz v. 15.12.1947; AdsD, PV-Akten, 746. Nach-

folgende Zitate ebenda. Vorwürfe dieser Art wurden kurze Zeit später in der sozialdemo-
kratischen Zeitung „Telegraf “ veröffentlicht und spielten bis weit in die sechziger Jahre ei-
ne große Rolle im Kampf der SED gegen Lemmer. Weitere Informationen über Lemmers 
angebliche Spionagetätigkeit vor 1945 bei Höhne: Krieg im Dunkeln (1985), S. 405. 

171 Vgl. Mayer: Durchsetzt von Parteifeinden (1995). 
172 SAPMO-BA, NY 4036/640. 
173 Ebenda, Bl. 59 f. 
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wesen und habe dann den Auftrag erhalten, im Auftrag der Kapitalisten die 
Sozialdemokratie zu unterwandern.174 

Die Arbeit der Flüchtlingsbetreuungsstelle lief in dieser Zeit noch ziemlich 
unkoordiniert ab. Nach wie vor hielten SPD-Bezirke im Westen Kontakt mit 
den Parteifreunden in der SBZ und gefährdeten sie dadurch zusätzlich. Schon 
im August 1946 hatte Ollenhauer dazu aufgefordert, kein Material in die Ost-
zone zu schicken.175 Dennoch sandten die West-Genossen ihre Parteipost 
auch weiter in die SBZ, ganz offiziell im SPD-Couvert. Einen solchen Brief 
empfing auch das Parteimitglied Fritze, berichtete Ostbüro-Kurier Hahne-
mann im Januar 1947. Der Postbote, ein ehemaliger KPD-Funktionär, habe 
Fritze das Schreiben mit den Worten überreicht: „Guten Morgen, Herr Schu-
macher!“176 Auf diesen Vorfall reagierte der Ostbüro-Chef mit einem ge-
harnischten Rundschreiben an alle Bezirke („zur Weitergabe an die Unter-
gliederungen der Partei“): „Alle Parteidienststellen machen wir darauf 
aufmerksam“, hieß es in der Mitteilung, „daß sie auf jeden Fall bei Verkehr 
mit irgendwelchen Personen in der SBZ vermeiden, Briefumschläge mit 
dem Aufdruck „Sozialdemokratische Partei“ zu verwenden, da in der letzten 
Zeit wiederholt Klagen aus der Ostzone geführt worden sind. [...] Im übri-
gen möchten wir ersuchen, allen Schriftverkehr mit der Ostzone, sofern er 
sich auf politische Tatsachen bezieht, dem Parteivorstand, Abteilung Ostbe-
treuung, bekanntzugeben.“177 Doch was nutzte dieser fromme Wunsch, wenn 
Pakete voller Flugblätter während des Posttransportes aufplatzten? „Ich habe 
wieder Material durch die Post bekommen, das halb geöffnet war, so daß je-
der einsehen konnte“, schrieb im August 1946 ein Ostzonen-Genosse nach 
Hannover und bat: „Ich will mich nicht unnütz der Gefahr aussetzen. Seid 
also bitte nicht so leichtsinnig“, denn „dies ist nun schon das zweite Mal.“178 

Die Kontakte der Hannoveraner in die SBZ nahmen zu, immer mehr Sozial-
demokraten kamen zu politischen Gesprächen hierhin oder zu Parteigliede-
rungen an der Zonengrenze. Immer mehr illegal arbeitende sozialdemokrati-
sche Gruppen wurden durch Kuriere aufgesucht. Ende 1947 hatte die SPD 
Kontakte in alle wichtigen Städte, Behörden, Unternehmen, und in nahezu 
allen Regionen standen Sozialdemokraten bereit, die bei einer Zulassung der 
Partei bereit waren, sie im Auftrag der Hannoveraner erneut aufzubauen. 

Anfangs war die Ostarbeit der SPD, wie schon erwähnt, noch ziemlich un-
systematisch und unkoordiniert. Die Berliner arbeiteten an Hannover vorbei, 
die Ostbüroarbeit in Hannover kam nicht recht vom Fleck. Erst mit der Ein-
stellung des früheren stellvertretenden Leipziger Polizeipräsidenten Günther 
Weber am 27. April 1947 änderte sich die Arbeitsweise des Ostbüros. We-

174 Abschrift; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/401, Bl. 270 ff. 
175 PV-Protokoll v. 22.8.1946; AdsD, PV-Protokolle 1946. 
176 Kurierbericht von Hahnemann v. Januar 1947; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c. 
177 Rundschreiben Nr. 1 v. 26.4.1947; PATh, 1945/46/47. 
178 Brief von D. H. v. 24.8.1946; AdsD, Ostbüro-Archiv, 420 A/I. 
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ber war am 24. März 1947 aus Leipzig nach Berlin zu einem Bekannten ge-
flüchtet. Er verfügte über gute Beziehungen zu den Alliierten, die ihn in bri-
tischer Uniform von Berlin in die Westzonen brachten. In Hannover begann 
er die Arbeit des Ostbüros umzustrukturieren. Nachrichtendienstliche Metho-
den sollten dazu beitragen, die Aufgaben effektiver zu erfüllen. Schon weni-
ge Tage nachdem der Parteivorstand ihn angestellt hatte, erarbeitete er einen 
Plan zum Aufbau des „Nachrichten- und Propagandawesen[s] Ostzone“.179 

Weber, ein eloquentes Organisationstalent, der im Gegensatz zu vielen an-
deren Angestellten beim Parteivorstand über Verwaltungserfahrung verfügte 
und der schon im April 1946 auf der „Schwarzen Liste“ der SED gestanden 
hatte, wollte das neue Ostreferat zusammen mit „acht qualifizierten Par-
teiangestellten“ aufbauen, die zum Teil erst aus der SBZ herübergeholt wer-
den sollten. Der beim Parteivorstand beschäftigte Genosse Klemmer sollte 
mit dem Nachrichtendienst der Organisation betraut werden, ferner sollten 
sozialdemokratische Landesminister Verbindungsstellen bei ihren Behörden 
einrichten lassen. „Diese Stellen sollen von sich aus die Arbeit aufnehmen 
und Material liefern und ständig Fühlung zum Ostsekretariat halten.“ Zu be-
obachten sei auch die Arbeit der KPD in den Westzonen. 

Zudem schlug Weber vor, das Referat zu teilen. Die „Organisationsab-
teilung“ sollte für die exekutive Arbeit in der SBZ zuständig sein, das „Poli-
tische Sekretariat“ (auch „Informationsabteilung“ genannt) sollte die Arbeit 
von KPD und SED kontrollieren, Material aus offiziellen und geheimen 
Quellen sichten, sortieren und auswerten und die gewonnenen Erkenntnisse 
publizistisch umsetzen. Die aus der SBZ geflüchteten Sozialdemokraten 
sollten überdies in einer Kartei erfaßt werden. Insgesamt sollten – so Webers 
weitreichende Pläne – nicht weniger als 42 festangestellte Mitarbeiter im 
Ostbüro tätig werden; allein für die Aufbauphase verlangte er 22 Kräfte, die 
in 16 Räumen unterzubringen seien. Da „so viele zusammenhängende Räume 
in Hannover nicht zur Verfügung stehen“, schlug er vor, die Besatzungs-
mächte auf dieses Problem anzusprechen. Doch Weber zerstritt sich mit dem 
Parteivorstand und vor allem mit Ostbürochef Neumann. „Es gehört zu den 
üblen Praktiken Webers, daß er uns [...] Informationen vorenthält“, schrieb 
Neumann im Oktober 1947.180 Schon zwei Monate zuvor hatte er eine Un-
tersuchung gegen Weber beim Parteivorstand gefordert. Grund war, „daß 
Weber hinter dem Rücken des Ostbüros politische Verbindungen mit der 
Ostzone aufrechterhält“.181 

Weber ging, nachdem die Parteiführung mehrere Anläufe gemacht hatte, 
ihn in andere Tätigkeiten zu vermitteln, Ende 1947 in die amerikanische Zone 

179 Ergänzungsvorschläge von Weber an Nau v. 23.5.1947; AdsD, PV-Akten, 601b, hier 
auch das folgende Zitat. Die Vorschläge beruhen auf dem Aktenvermerk v. 14.5.1947; 
ebenda. 

180 Schreiben von Neumann an Ollenhauer v. 26.9.1947; ebenda. 
181 Schreiben von Neumann an Flatau v. 17.10.1947; ebenda. 
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nach Wiesbaden. Vor ihm warnte die Hannoveraner SPD-Führung „alle Partei-
dienststellen“. Weber stehe „in keinerlei Beziehung zur Flüchtlingsbetreuung 
Ost des PV“ und habe „längere Zeit für einen Parteifunktionär unzulässige 
Beziehungen zu alliierten Dienststellen gepflegt. Wir weisen nachdrücklich 
darauf hin, daß Günther Weber mit der größten Reservation zu behandeln 
ist.“182 

1.2.2 Beginn der Arbeit des CDU-Ostbüros – Fortsetzung der 
illegalen SPD-Ostarbeit 

Nach der Übersiedlung Jakob Kaisers und fast des kompletten CDU-Haupt-
vorstandes in die Westsektoren Berlins hatte man in den CDU-Ortsgruppen, 
„durch die starke illegale Tätigkeit der SPD in Sachsen angeregt“,183 über 
andere Formen der Parteiarbeit nachgedacht. In einigen Städten unternahm 
man Annäherungsversuche an die Gruppen des SPD-Ostbüros und begann 
aus eigener Initiative, Kontakt zum Büro Kaiser in Westberlin aufzunehmen. 
Andere Ortsgruppen lösten sich auf oder boykottierten die inzwischen gleich-
geschaltete CDU-Presse. Kaiser selbst versuchte „bis in die Ortsgruppen hin-
ein [...], auf ‚illegalen Wegen‘ den Mitglieder-Stamm der Union in der SBZ 
bei den alten Fahnen zu halten“.184 Insgesamt war in vielen Bereichen ein 
zäher Widerstand gegen die politische Gleichschaltung festzustellen.185 

Das Parteibüro von Kaiser wurde unter Mithilfe der westlichen Alliierten, 
vor allem der Briten, in der Schlüterstraße in Berlin-Charlottenburg einge-
richtet. Anfang 1948 war die Unterstützung der Briten für die CDU um Kaiser 
ähnlich groß wie die, die dem SPD-Ostbüro in Hannover gegeben wurde, wel-
ches wenig später – nach längeren Verhandlungen mit der britischen Militär-
regierung – ein Haus in der Böttcherstraße im Stadtteil Herrenhausen zuge-
wiesen bekam, das die Militärregierung von einem Nazi beschlagnahmt hatte. 

Auch darüber hinaus halfen die Briten SPD und CDU gleichermaßen. Die 
britischen Militärangehörigen Cpt. Browner und Major Lancashire sorgten 
dafür, daß der De-facto-Leiter des Ostbüros, Alfred Sagner, die entsprechen-
den Interzonenpässe für die aus der SBZ geflohenen Parteifreunde bekam, 
die dann gefahrlos mit dem britischen Militärzug aus Westberlin ausreisen 
konnten. „Es ist damals so gewesen, daß ich jede Woche Freunde auf diesem 
Wege herausschleuste.“186 Zur „Zwischenlagerung“ der Parteifreunde aus 

182 Warnung v. 16.2.1948; AdsD, Ostbüro-Archiv, 444. Weber wurde später Stadtdirektor 
von Braunschweig und trat aus der SPD aus. 

183 Richter: Ost-CDU (1991), S. 52. 
184 Kleinmann: Geschichte der CDU (1993), S. 67. 
185 Bericht über die Tätigkeit der CDU im Land Sachsen v. 24.8.1950; BStU, ZA, AS 

524/66, Bl. 1–4. 
186 Interview mit Alfred Sagner v. 13.2.1997. 
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dem Osten diente eine Villa in Berlin-Tempelhof, die der JU-Funktionär 
Alfred Sagner mit Kollegen nach einem Bombentreffer wieder instandge-
setzt hatte. 

Auch die SPD unterhielt eine Herberge in Berlin und benutzte alliierte 
Militärzüge für gefährdete Parteifreunde, noch mehr allerdings für ihre Ku-
riere, die überwiegend über Ostberlin in den Osten eingeschmuggelt wurden. 
Nur sehr selten ging man über die britisch-sowjetische Zonengrenze, was 
weitaus gefahrvoller war. Im Normalfall kehrten die SPD-Kuriere mit einem 
verschlossenen Briefumschlag zum Berliner Ostbüro zurück, der ihr in der 
SBZ gesammeltes Material enthielt. Für die Weitergabe nach Hannover sorgte 
dann die Berliner SPD,187 während die Kuriere selbst in den britischen Ab-
teilen der alliierten Militärzüge wieder zurückfuhren. 

Diese Verbindung funktionierte solange, bis die Sowjets begannen, Deut-
schen die Fahrten von und nach Berlin in den alliierten Militärzügen zu 
verwehren. Zum ersten Mal geschah dies am 24. Januar 1948, als die sowje-
tischen Behörden den britischen Zug Berlin-Bielefeld stoppten und die Wag-
gons mit deutschen Reisenden einfach abkoppelten. Ein ähnlicher Vorfall 
ereignete sich nur zwei Tage später, so daß die alliierten Züge schließlich 
keine Deutschen mehr mitnahmen. Fritz Tinz, der im Februar 1948 als neuer 
fester Mitarbeiter des SPD-Ostbüros in Hannover eingestellt werden sollte, 
hatte dadurch zwei Monate lang keine Möglichkeit, von Berlin aus die briti-
sche Zone zu erreichen.188 Zunächst behalf man sich damit, die deutschen 
Reisenden mit britischen Uniformen auszurüsten, doch auch dieser Lösung 
war nur eine kurze Dauer beschieden, denn kurz darauf folgte die Berlin-
Blockade, die jeglichen Schienenverkehr von und nach Berlin unterband. 
SPD-Ostbüro und Büro Kaiser mußten ihre Mitarbeiter und Parteifreunde 
jetzt per Flugzeug von und nach Berlin transportieren, wozu man ebenfalls 
auf die Unterstützung der Alliierten angewiesen war. 

Die Staatssicherheit sah rückblickend im Umzug des CDU-Parteivorstan-
des von Ost- nach Westberlin den Beginn der Ostbürotätigkeit der CDU.189 

Tatsache ist jedoch, daß ein Ostbüro zu diesem Zeitpunkt noch nicht be-
stand. Überhaupt scheint die sowjetische Besatzungsmacht über ein Jahr lang 
die Kontakte des Exilvorstandes der CDU in die SBZ geduldet zu haben. 
Vor allem Ernst Lemmer, der im März 1948 mit dem sowjetischen Politoffi-
zier Hauptmann Kratin über seinen Wiedereinzug in den Ost-CDU-Vorstand 
sprach,190 ließ sich von Christdemokraten der SBZ Bericht erstatten, reiste 
zu Vortragsveranstaltungen in der SBZ umher, fuhr mit dem Auto oder der 
Eisenbahn durch die SBZ in den Westen und behielt zunächst auch seine 

187 Ebenda. 
188 Brief von Neumann an Nau v. 25.2.1948; PATh, 1948. 
189 Vgl. BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 103. 
190 Creuzberger: Opportunismus oder Taktik (1995), S. 37–46. 
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Ämter beim Kulturbund und beim FDGB.191 Der Gesprächsfaden war somit 
noch nicht ganz abgerissen. 

Im Jahre 1948 waren Besuche von ostdeutschen Parteifreunden bei Jakob 
Kaiser und den anderen exilierten Hauptvorstandsmitgliedern gang und gäbe 
– wie zwei Jahre zuvor ostdeutsche Sozialdemokraten vor allem Berliner, 
aber auch westdeutsche Spitzenpolitiker besucht hatten. Dies werteten die 
östlichen Sicherheitsorgane später schon als Ostbürotätigkeit. Kaiser, Lemmer 
und den anderen Vorstandsmitgliedern wurde unterstellt, sie hätten die SBZ 
verlassen, um aus dem Westen vom ersten Tag an planmäßig Spionage und 
Sabotage, natürlich „im Auftrag imperialistischer Geheimdienste“, gegen 
die neue Ordnung im Osten zu betreiben. Im ideologischen Jargon hieß es, 
daß Kaiser „bestrebt ist, Deutschland wieder zum Anhängsel des römischen 
Papstes und zum Ausbeutungsobjekt für amerikanische Monopolinteressen 
zu machen“.192 

Erstaunlich zutreffend und nüchtern stellte die Staatssicherheit hingegen 
Ende 1959 fest: „Das Büro Jakob Kaiser wurde mit der Perspektive geschaf-
fen, ein Kontaktbüro zwischen West-CDU und den Anhängern Jakob Kaisers 
im Gebiet der damaligen SBZ Deutschlands zu besitzen. Es sollte ein Ver-
bindungsbüro zwischen dem geflüchteten Hauptvorstand der CDU und den 
Funktionären und Mitgliedern der CDU in der damaligen SBZ sein, um 
leichter vertriebene [sic!] CDU-Funktionäre empfangen zu können und die 
Weiterentwicklung der Ost-CDU zu beobachten.“193 

Wochenlang wurden heimlich Akten und Büromaterial der Ost-CDU von 
Ost- nach Westberlin transportiert, eifrig unterstützt vom Hausmeister der 
Parteizentrale Leon Stachurski, der mit Abschluß der Aktion Ende März 1948 
ebenfalls in den Westen wechselte. „Bevor Generalsekretär Dertinger eine 
Kontrolle am Eingang des Unionshauses einrichten ließ, war es [...] sogar 
gelungen, die ‚Parteikasse‘ in Sicherheit zu bringen. Dadurch verfügte das 
neue Büro Kaiser über finanzielle Mittel.“194 Was dem Exil-Vorstand fehlte, 
war vor allem ein Publikationsorgan. Die „Neue Zeit“ ließ sich ja nicht in 
den Westen transferieren. So wurde, als Kaiser sich im britischen Sektor 
eingerichtet hatte, ein Antrag auf Zulassung einer eigenen Tageszeitung ge-
stellt und von den Briten am 2. März 1948 genehmigt.195 Fast gleichzeitig 
erhielt der Hauptvorstand neue Räumlichkeiten in der Reichsstraße von den 

191 Vgl. Schlomann: Mit so viel Hoffnung (1991), S. 204 ff. 
192 BStU, ZA, JHS 23246, Bl. 3. 
193 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 197. Das MfS zitiert diese Passage, ohne sie als sol-

che zu kennzeichnen, aus dem Vernehmungsprotokoll von Johannes Fasel v. 29.9.1955; 
BStU, ZA, AOP 690/60, Bl. 44. Dabei wurden – wohl versehentlich – aus verbliebenen 
CDU-Funktionären vertriebene CDU-Funktionäre. 

194 Richter: Ost-CDU (1991), S. 65. Daß man die Reichsgeschäftsstelle im Ostsektor „ein 
wenig ausgeräumt“ habe, bestätigt auch Alfred Sagner im Interview v. 13.2.1997. 

195 Vgl. Information Control, Press, S 4. OMGBS Monthly OMG Report March 48. Zit. 
nach: Richter: Ost-CDU (1991), S. 61. 
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Briten gestellt. Doch die Tageszeitung, die unter dem Titel „Der Tag“ am 
23. März 1948 gegründet wurde, konnte die in sie gesetzten Erwartungen 
nicht erfüllen. Als Sprachrohr der Exil-CDU sollte sie sich vor allem an die 
Bewohner der SBZ richten, doch das Postabonnement für den „Tag“ wurde 
natürlich unverzüglich von den Behörden der SBZ in der gesamten Ostzone 
gesperrt,196 und ab September 1948 galt überhaupt das Verbot, westliche 
Presseerzeugnisse zu vertreiben, auch im Ostsektor Berlins. Damit konnte 
die zur Kostendeckung notwendige Auflage nicht erreicht werden. „Der Tag“ 
blieb – mit zunächst vier Seiten und einer Auflage von bis zu 100 000 Ex-
emplaren – zeit seiner Existenz ein Zuschußunternehmen. Hinzu kam, daß er 
sich im Westen Berlins, dem einzigen realen Absatzmarkt, nicht etablieren 
konnte. So sank die Auflage kontinuierlich bis 1950/51 auf rund 40 000 Ex-
emplare,197 und obwohl Kanzlerberater und Bankier Robert Pferdmenges 
sich für die Anzeigenakquisition bei Industriekunden stark machte, wurde 
das Defizit immer größer. 

Doch dies war in der Gründungszeit noch kein Thema. Kaiser und die an-
deren Mitglieder des gewählten Vorstandes waren froh, wieder über ein Pu-
blikationsorgan zu verfügen, „um das System drüben, auch das System unse-
rer eigenen Leute, die sich gebeugt hatten, besser bekämpfen zu können“.198 

„Der Tag“ sollte, nachdem offiziell keine Zeitungen mehr in den Osten ver-
schickt werden durften, illegal in die SBZ und nach Ostberlin gebracht wer-
den. Dazu brauchte die Exilorganisation aber entsprechende Informationen, 
die für die Leser im Osten von Interesse waren. „Dabei war selbstverständ-
lich, daß die Politik der Ost-CDU [...] und die Entwicklung der Sowjetzone 
überhaupt ständig sorgfältig beobachtet und kritisch begleitet werden muß-
ten.“199 Nur so konnte glaubhaft der Anspruch auf eine Zuständigkeit für die 
SBZ eingelöst werden. Auf diese Weise entwickelte sich die „Tag“-Redak-
tion gleichzeitig zur Keimzelle des Ostbüros. In der Redaktion unter Leitung 
des Chefredakteurs Wilhelm Gries wurden Informationen gesammelt, verar-
beitet, gedruckt oder weitergegeben an die Parteiführung. Doch schnell stellte 
sich heraus, daß viele Informationen verlorengingen, denn etliche Ost-Par-
teifreunde suchten nicht den „Tag“ auf, sondern Mitglieder des Parteivor-
standes, die dann die Redaktion nicht informierten, oder die Westberliner 
Parteiorganisationen oder gar Parteidienststellen in den Westzonen. 

Somit mußte eine zentrale Anlaufstelle geschaffen werden; es wurde ein 
Nebenbüro der „Tag“-Redaktion unter Leitung des Tempelhofer Parteivor-
standsmitglieds und Jugendfunktionärs Alfred Sagner eingerichtet. Die „Tag“-

196 Schreiben von Gradl an Press Section, PR/ISC Branch, HQ Military Government BTB v. 
5.7.1948; ACDP, Nachlaß Gradl, I 294, 52-1. 

197 Ebenda, Bd. 52-2. 
198 Interview mit Alfred Sagner v. 13.2.1997. 
199 Gradl: Anfang unter dem Sowjetstern (1981), S. 147. Vgl. hierzu auch Alfred Sagner im 

Interview v. 13.2.1997. 
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Redaktion und dieses besondere Büro arbeiteten eng zusammen, de facto war 
kaum eine Trennlinie zu ziehen; doch die Aufgaben, die das Ostbüro zu lei-
sten hatte, nahmen zu. Offiziell war Jakob Kaiser Leiter dieses Büros, aus 
dem später auch die Exil-CDU entstand, tatsächlich war er jedoch viel zu sehr 
beschäftigt, auch mit der Interessenvertretung seiner Parteiorganisation in 
den westlichen Zonen, als daß er sich eingehend hierum kümmern konnte. 
Zudem wurde er im Juli 1949 Vorsitzender der CDU/CSU-Sozialausschüsse, 
eine Tätigkeit, die ihn schon vor Gründung der Bundesrepublik beruflich ins 
Rheinland zog. Alfred Sagner wurde so zunächst zum Mittelpunkt der ille-
galen Ostarbeit der CDU. 

1.2.3 Föderalistischer Anfang bei den Liberalen 

Bei den Liberalen bildete sich im Berliner FDP-Landesverband die Keim-
zelle der illegalen Widerstandsarbeit der Gesamtpartei, und auch hier gab es 
ähnliche Probleme wie bei SPD und CDU. Das Ostbüro der Liberalen wurde 
unter dem Namen „Hilfsdienst Ost“ (HDO) durch den Berliner Landesvorsit-
zenden Carl-Hubert Schwennicke nach der Abspaltung von der Ost-Mutter-
partei 1948 gegründet. 

Die Leitung des HDO übernahmen zunächst der Berliner FDP-Jugend-
chef Herbert Geißler und sein Jugendreferent Rudolf Jacobi, eine ähnliche 
Konstellation also wie bei der CDU und teilweise auch beim Berliner SPD-
Landesverband. Geißler war zuvor Mitglied im Sekretariat des Zentralrats 
der FDJ gewesen und war zuständig für Sport, Jugendheime und Wandern. 
Der damals 26jährige Geißler hatte Külz in einer Sitzung des Hauptausschus-
ses der Partei zum Rücktritt aufgefordert,200 sich der Schwennicke-Linie an-
geschlossen und wenig später seine Tätigkeit in der FDJ, die sich ab Mitte 
1947 von einer überparteilichen Jugendorganisation immer mehr zu einem 
Transmissionsriemen der SED wandelte, aufgegeben. Geißler unterhielt am 
Kaiserdamm in Charlottenburg ein Büro, wo er auch eine Jugendzeitschrift 
herausgab. Doch er galt in LDPD-Kreisen als Nachrichtenhändler, der seine 
Arbeit „auf höchst unprofessionelle Weise“ betrieb201 und Kontakte zu alli-
ierten Dienststellen unterhielt. Im Januar 1950 wurde der geflüchtete stellver-
tretende Landesvorsitzende und Fraktionsvorsitzende der LDPD im Mecklen-
burger Landtag, Paul Scheffler, festbeschäftigter Leiter dieser Dienststelle 
der Berliner Liberalen; er hatte sich in der SBZ gegen die Wirtschaftslen-
kung ausgesprochen.202 Scheffler begann seine Tätigkeit in Berlin damit, zu-
nächst ab Mai 1949 die „Flüchtlingsbetreuung Ost“ des Landesverbandes 

200 Agsten; Bogisch: LDPD 1946–1949 (1974), S. 205. 
201 Köpke; Wiese: Mein Vaterland (1990), S. 116. 
202 Vgl. Agsten; Bogisch: LDPD 1946–1949 (1974), S. 102. 
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ehrenamtlich zu führen.203 Ihm, der zunächst als „Einzelkämpfer“ die Auf-
gaben erledigt hatte, stand ab Mitte 1950 eine Sekretärin zur Verfügung, kurze 
Zeit später noch eine weitere Mitarbeiterin. Den Großteil der Arbeit führten 
ehrenamtlich mitarbeitende Parteifreunde durch, die Flüchtlinge betreuten 
und Schreibarbeiten übernahmen. Scheffler stieg, neben seiner Tätigkeit für 
den HDO, schon bald wieder in die politische Arena. Er saß im Berliner 
Abgeordnetenhaus, hatte zahlreiche Ehrenämter und konnte sich daher nicht 
genügend um den HDO kümmern. 

Der Hilfsdienst Ost war übrigens nicht der einzige Versuch, in Berlin eine 
Anlaufstelle für LDP-Mitglieder zu errichten. Auch Wolfgang Mischnick, 
Jugendreferent der Partei und später Fraktionsvorsitzender der FDP im Deut-
schen Bundestag, plante nach seiner Flucht aus Dresden, „chiffrierte Nach-
richten auszutauschen. [...] Es war der Versuch, unter den erschwerten Bedin-
gungen über Westberliner Anlaufstellen Hinweise zu geben und umgekehrt 
Informationen zu erhalten, wie die Entwicklung in der SBZ voranging.“204 

1.2.4 Aufbau der Ostbüros vor dem Hintergrund der weiteren 
Entwicklung der Parteien in der SBZ 

Von den 34 Unterzeichnern des Gründungsaufrufes der CDU flohen 33 in 
den Westen, lediglich Nuschke blieb und erhielt dafür Ämter und Würden. 
Von den 14 ursprünglichen Vorstandsmitgliedern blieben lediglich vier in 
der SBZ. In der Ost-CDU wurde im September 1948 eine neue Führung von 
sowjetischen Gnaden eingesetzt: Nuschke hatte inzwischen die politische Be-
währungsprobe im Sinne von Sowjets und SED bestanden. Seine Partei nahm 
am 2. Volkskongreß teil, wo er gar das Eröffnungsreferat hielt. Am 20. Sep-
tember 1948 entschieden sich in Erfurt 186 Delegierte des CDU-Parteitages 
für Nuschke, 61 gaben jedoch trotz sowjetischer Präsenz im Saal weiße 
Stimmzettel ab. 

Eine Zahl verdeutlicht den Austausch auch der mittleren Ost-CDU-Funk-
tionärsebene eindrucksvoll: Auf dem Exil-CDU-Parteitag von 1950 nahmen 
160 Delegierte des SBZ-Parteitages von 1947 teil; das war mehr als die 
Hälfte der damaligen Delegierten. Sie hatten damals das Führungsduo Kaiser-
Lemmer bestätigt und waren mittlerweile in den Westen geflüchtet. Weitere 
befanden sich in Haft oder waren in die Sowjetunion deportiert worden. Die 
Ost-CDU verlor im Rahmen der Verfolgungsmaßnahmen bis 1950 rund 25 
Prozent ihrer Mitglieder.205 Nuschke führte die Ost-CDU, die innerhalb 
von drei Jahren nun schon die dritte Parteiführung erhielt, weiter in Rich-

203 Lebenslauf; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/A, Bl. 222. 
204 Mischnick: Von Dresden nach Bonn (1991), S. 295 f. 
205 Agethen: CDU in der SBZ/DDR 1945–1990, S. 239. 
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tung politische Gleichschaltung, gegen den Widerstand seines Stellvertreters 
Hugo Hickmann, aber stark unterstützt von Generalsekretär Georg Dertinger. 
Hickmann blieb im Hintergrund, hatte eine andere deutschlandpolitische Kon-
zeption und wurde im Januar 1950 zum Rücktritt gezwungen. Schon im Ok-
tober 1949 hatte Otto Buchwitz, ehemaliger Sozialdemokrat und maßgeblich 
an der Fusion von SPD und KPD beteiligt, betont, es wäre „Zeit, Leuten wie 
Hickmann das Handwerk zu legen [...]. Wenn er eine Leiche im Keller hat, 
müssen wir ihn herausholen und mit der Leiche beerdigen.“206 

Einer der Gründe für das Anpassungsverhalten der neuen Ost-CDU-Füh-
rung lag in dem Hoffen auf freie und geheime Wahlen, die ihr von SED und 
SMAD bis Herbst 1950 zugesichert worden waren und bei denen sie hoffte, 
die Mehrheit im Land zu erringen. Im Oktober 1950 wurde jedoch nur eine 
Einheitsliste „gewählt“. Kaisers Exil-CDU207 hatte anderthalb Jahre zuvor 
schon richtig erkannt: „Einer demokratischen Wahl kann sich die SED in der 
Zone nicht stellen und wird es nicht tun.“208 Zur ersten Volkskammerwahl 
1950 stellte Kaiser dann fest: „Es hat keinen Sinn, über die [...] Spitzen-
funktionäre der einstmals nichtkommunistischen Parteien auch nur ein Wort 
zu verlieren. Die einen von ihnen sind gar nichts anderes mehr als Verräter 
und getarnte SED-Emissäre, die anderen [...] sind dem diabolischen System 
und ihrer eigenen Schwäche erlegen.“209 Doch selbst Führungskader, die sich 
angepaßt hatten, lebten gefährlich: Der Landesvorsitzende von Sachsen-An-
halt, Leo Herwegen, wurde am 28. Oktober 1949 verhaftet und anschließend 
wegen angeblicher Sabotage am Volksvermögen zu 15 Jahren Haft verur-
teilt,210 auf die Verhaftung des späteren DDR-Außenministers Georg Dertin-
ger wird noch einzugehen sein. 

Zu den geflüchteten CDU-Parteimitgliedern der mittleren Ebene gehörte 
auch Werner Jöhren. Er kam Anfang 1948 von Usedom nach Westberlin und 
begann im Juli 1949 seine Tätigkeit im sogenannten Ostreferat oder auch Ost-
büro der CDU. Zwei Monate später wurde er dessen Leiter. Alfred Sagner, 
inzwischen enger Vertrauter von Jakob Kaiser, wechselte mit diesem als per-
sönlicher Mitarbeiter zum Parlamentarischen Rat nach Bonn.211 Kaiser be-
fand sich nun dauerhaft in Bonn bzw. Königswinter, in Berlin blieben die 

206 Protokoll der erweiterten PV-Sitzung der SED v. 9.10.1949; SAPMO-BA, DY 30, IV 
2/1/074. 

207 Der konstituierende Parteitag der Exil-CDU fand erst am 24./25.4.1950 statt. Das Büro 
Kaiser wurde jedoch schon zuvor so benannt. 

208 So die Feststellung von Johann Baptist Gradl. In: ACDP, Nachlaß Gradl, I 294, 69-4. 
209 „Kapitulation der Oberfunktionäre“. In: „Der Tag“ v. 18.5.1950, S. 2. 
210 Brundert: Es begann im Theater (1958). 
211 Sagner blieb Persönlicher Referent Kaisers auch im BMG, wechselte dann unter Franz-

Josef Strauß ins Verteidigungsministerium, anschließend zur Bundeswehr und dann als 
Militärattaché in mehrere Länder. Er gehörte am 20. Februar 1959 zu den Gründern des 
Komitees „Rettet die Freiheit“ und war Mitherausgeber des „Rotbuchs I“ und des „Rot-
buchs II“. 
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Tageszeitung „Der Tag“ und das Ostbüro, beides unter der Verantwortung 
von Johann Baptist Gradl, gewissermaßen Kaisers Statthalter in Berlin. Gradl 
hatte schon nach dem Umzug von Kaiser und Sagner weitgehend die Füh-
rung der Geschäfte auch des Ostbüros übernommen, unterstützt von weite-
ren Mitgliedern der „Tag“-Redaktion, die die Staatssicherheit später zu Inte-
rimsleitern dieser Parteidienststelle machte: Frau Marx, Massejewski, dem 
späteren Botschafter in Paraguay, und dem ehemaligen Wehrmachtsoberst 
Rosenow, der in vielen ostdeutschen Publikationen fälschlicherweise auch 
als Mitarbeiter des Berliner SPD-Ostbüros auftaucht. Mit der Einstellung von 
Werner Jöhren war die Zeit der Behelfslösungen vorbei; er drückte dem CDU-
Ostbüro seinen Stempel auf. Jöhren war, obwohl eigentlich Niederschlesier, 
„der Typ des zugeknöpften Pommern“,212 ruhig und zurückhaltend, vor al-
lem durch nichts zu erschüttern. Reagierten andere Mitarbeiter des Ostbüros 
auf die Pressionen der Staatssicherheit mit größter Nervosität, so blieb Werner 
Jöhren meistens gelassen. 

Jöhren wurde am 1. September 1900 in Guben geboren. In der Weimarer 
Zeit trat der nationale, aber nicht nationalsozialistisch gesinnte Jöhren in den 
Stahlhelm ein; auf die NSDAP oder ihre paramilitärischen Verbände ließ er 
sich trotz der Überführung des Stahlhelms in die SA nicht ein. Er wurde 
Buchhändler auf Usedom und engagierte sich nach dem Krieg in der CDU. 
Kaiser und Gradl hatten ihn in der dramatischen Vorstandssitzung der CDU 
der SBZ am 11. Dezember 1947 kennengelernt. Jöhren, damals noch Landrat 
auf Usedom und Landtagsabgeordneter in Schwerin, war als Vertreter für den 
nicht erschienenen Landesvorsitzenden Reinhold Lobedanz gekommen, der 
sich für seine Teilnahme am 1. Volkskongreß rechtfertigen sollte.213 Jöhren 
„saß unmittelbar neben [dem sowjetischen] Hauptmann Kratin. Der Behaup-
tung seines mecklenburgischen Kollegen [Lobedanz], der sich auf den an-
geblichen Wunsch der mecklenburgischen Mitgliedschaft zur Teilnahme am 
Volkskongreß berufen hatte, widersprach Jöhren eindringlich, dabei sich dem 
sowjetischen Hauptmann unmittelbar zuwendend, und beschrieb die wahre 
Stimmungslage recht drastisch.“214 Die Reaktion der Besatzungsmacht ließ 
nicht lange auf sich warten: Ende des Jahres 1947 fanden sich an den Schwar-
zen Brettern der Gemeinden auf Usedom „Resolutionen, auf denen die In-
selbevölkerung angeblich den sofortigen Rücktritt des ‚reaktionären Land-
rates Jöhren‘ forderte“.215 Kurze Zeit später wurden „Volksaktionen“ gegen 
den Landrat durchgeführt. Jöhren hatte sich täglich auf der sowjetischen 
Kommandantur zu melden. An der Sitzung des erweiterten Landesvorstan-
des der CDU Mecklenburgs am 4. Januar 1948 konnte er nicht mehr teil-
nehmen, mit der täglichen Meldepflicht war er von den Sowjets auf der Insel 

212 Interview mit Alfred Sagner v. 13.3.1997. 
213 Vgl. S. 22. 
214 Gradl: Anfang unter dem Sowjetstern (1981), S. 135. 
215 Richter: Ost-CDU(1991), S. 57. Hier auch nachfolgende Schilderungen. 
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Usedom quasi unter Hausarrest gestellt worden.216 Am 9. Januar 1948 ver-
kündete der SED-Kreisrat Gerhard Casparius, Jöhren entspreche nicht mehr 
den Erfordernissen des politischen Systems der SBZ. Als ihm dann, einen 
Monat später, „Sabotage am Wiederaufbau“ vorgeworfen wurde, trat er von 
seinem Amt als Landrat zurück und floh. 

Sein Vorgänger als Leiter des Ostbüros, Alfred Sagner, bezeichnet ihn als 
einen „sehr zuverlässigen Mann, zuverlässig und aufrecht. Er war [...] wirk-
lich der ruhende Pol.“217 Dieses ruhige Reagieren auf die gegebene Situation 
zeigte sich schon bei seiner Flucht: Er mußte die sofortige Verhaftung durch 
die sowjetische Besatzungsmacht befürchten, nachdem er telefonisch gewarnt 
worden war und verschwand gleich, die Gefahr richtig einschätzend, wäh-
rend die Polizei vor dem Haus stand, durchs Bürofenster zum nächsten Bahn-
hof und fuhr nach Berlin.218 Erst ein Jahr später, als er mit seiner Tätigkeit 
im Ostbüro beginnen sollte, holte er die Familie – nach genauer Fluchtpla-
nung mitsamt den eigenen Möbeln – nach Westberlin nach. 

Engste Mitarbeiter von Werner Jöhren wurden Erich Pleschinger, 1949 aus 
der DDR geflüchtet, Heinz Baldauf und Pfarrer Ernst-Günther Haß, ehemali-
ger Kreisvorsitzender von Chemnitz-Land, die in den fünfziger Jahren alle 
drei selbst Kontakte zu den Vertrauensleuten in der DDR – insgesamt waren 
es rund 250 – hatten.219 Interessant ist die politische Entwicklung von Pfar-
rer Haß: Der eher unpolitische Geistliche aus der Textilstadt Limbach-Ober-
frohna war 1945 vom dortigen SPD-Bürgermeister Carl Friedrich Selkmann 
aufgefordert worden, die CDU in der Stadt zu gründen, um so ein „gewisses 
Gegengewicht gegen die KPD“ zu schaffen, zu der sich der Sozialdemokrat 
mit seiner Partei allein nicht in der Lage sah.220 Haß wurde im September 
1946 stellvertretender Bürgermeister der Stadt; er blieb dies bis zu seiner 
Flucht im Juli 1950. In dieser Zeit hatte er dafür gesorgt, daß „die Ortsgruppe 
[...] immer den Kurs der Zonenvorsitzenden Jakob Kaiser und Ernst Lem-
mer [hielt], auch als diese ihrer Ämter durch die SMA enthoben worden wa-
ren“.221 Den Schriftwechsel und die Organisationsunterlagen seiner Partei-
gliederung brachte er mit nach Berlin.222 Das Zusammenspiel zwischen dem 
konfessionslosen und zwangsweise in die SED überführten Carl Friedrich 
Selkmann und dem evangelischen Christdemokraten Ernst Günter Haß lief 
so gut, daß die unter kommunistischer Kontrolle stehende Polizei bereits Mitte 
1947 eine streng vertrauliche Charakteristik der beiden für das Kreispolizei-
amt in Chemnitz anfertigen mußte. Doch Negatives konnte nicht berichtet wer-

216 Schlomann: Mit so viel Hoffnung (1991), S. 126. 
217 Interview mit Alfred Sagner v. 13.3.1997. 
218 Interview mit Maria Jungkunst v. 6.3.1997. 
219 Vgl. Aussage Fasel; BStU, ZA, AOP 690/60, Bl. 49. 
220 Die Anfänge 1945/46 der Ortsgruppe Oberfrohna (Kreis Chemnitz) der CDU; ACDP, 

I 297, 300-3. 
221 Ebenda, S. 5. 
222 ACDP, Bestand I 296, 6/2 u. 3/1. 
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den. Selkmann wurde als „aufrichtiger Antifaschist“ bezeichnet, über Haß hieß 
es: „Über seine Handlungsweise [...] ist etwas Nachteiliges nicht bekannt.“223 

Hauptaufgabe des Ostbüros unter Werner Jöhren wurde neben der Presse-
arbeit und der damit im Zusammenhang stehenden Zuarbeit für den „Tag“ 
(wie auch bei SPD und FDP) die Überprüfung von geflüchteten Parteifreun-
den aus der SBZ, um die eigene Partei vor Spitzeln und Unterwanderung zu 
schützen. Erst im Mai 1950, nachdem alle Ostbüros zusammen schon Zehn-
tausende von Flüchtlingen auf ihre Fluchtgründe hin überprüft und politisch 
eingeordnet hatten, nahm auch die gerade gegründete Bundesrepublik die 
Tätigkeit der Parteidienststellen für sich in Anspruch; die Flüchtlingsbetreu-
ung der Parteien wurde zum Bestandteil eines ausgeklügelten Systems der 
Überprüfung mit dem Ziel der Enttarnung möglicher Agenten und der politi-
schen Einschätzung von Flüchtlingen. Die Parteien nahmen damit praktisch 
staatliche Aufgaben wahr. Die Einschätzung, ob jemand aus politischen Grün-
den geflüchtet war und ihm daher höhere Eingliederungshilfen zustanden, war 
zwar eine staatliche Entscheidung, die Gutachten, an die sich die zuständigen 
Ausschüsse hielten, stammten jedoch von den Parteien oder auch von ande-
ren Organisationen wie dem UFJ und der KgU. In unregelmäßigen Abständen 
wurden mit dem BMG einheitliche Begutachtungsrichtlinien festgelegt.224 

Die drei Parteien, die zunächst ihre Flüchtlinge in den jeweiligen Parteidienst-
stellen oder separaten Büros betreut hatten, richteten später in den drei gro-
ßen Flüchtlingslagern Gießen, Uelzen und Berlin-Marienfelde eigene Büros 
ein. Die FDP machte 1950 den Anfang,225 was argwöhnisch von der SPD 
betrachtet wurde, die sich 1951 diesen direkten Zugang zu den Flüchtlingen 
in den Auffanglagern dann ebenfalls schuf. 

Wie in der Anfangszeit bei der SPD wurden auch bei der CDU zunächst 
die Regeln der Konspiration nicht ausreichend beachtet. So bedankte sich 
Jakob Kaiser Anfang 1948 nach seiner Absetzung bei Parteifreunden im 
Osten persönlich per Post für ihre Unterstützung. „Wiederholt wurde ich 
von dem Fraktionsvorsitzenden, dem in Berlin (West) lebenden Kurt Lands-
berg, und von anderen dort wohnenden und amtierenden CDU-Führungskräf-
ten gebeten, über das politische Verhalten von in die Westsektoren der Stadt 
geflüchteten Parteifreunden Auskunft zu geben“, schrieb Siegfried Mampel 
viele Jahre später.226 

Zum Ostbüro der CDU in der Schlüterstraße in Berlin-Charlottenburg ka-
men mit großer Selbstverständlichkeit Parteifreunde aus der SBZ, um politi-
sche Gespräche zu führen. „Vertreter von Ortsgruppen meldeten sich im Büro 
Kaisers als ‚Zonen-Ortsgruppe‘ an. [...] Bis zum Sommer 1948 waren die Kon-

223 BStU, ASt Chemnitz, AOP 1045/63, Bl. 22. 
224 Beurteilung von Lehrern, Dienstverpflichteten der Wismut AG, Volkspolizisten etc. im 

Protokoll der Besprechung v. 6.5.1950; ADL, 2493. 
225 Jahresbericht 1950/51 v. 6.9.1951; ADL, 2608. 
226 Mampel: So fing es an (1987), S. 433. 
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takte zwischen dem ‚Büro Jakob Kaiser‘ und den Ortsgruppen und Kreis-
vorständen, die Kaiser weiterhin als führenden Repräsentanten der CDU der 
SBZ ansahen, weitgehend hergestellt.“227 Während illegale Gruppen von 
LDPD-Mitgliedern zunächst nur vereinzelt mit dem Hilfsdienst Ost Kontakt 
aufnahmen, hielten bei der CDU ganze Ortsgruppen Kontakt zu Kaiser und 
Lemmer. Es fand ein reger Informationsaustausch statt; das CDU-Ostbüro 
sammelte, sortierte und verwertete die eingegangenen Informationen. 

Rückendeckung erhielt die Arbeit Kaisers durch die Vorstandstagung der 
Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU bei ihrer Sitzung am 21. September 1948 
in Königswinter. Auf Vorschlag von Konrad Adenauer wurde beschlossen, 
nicht mehr mit der CDU der SBZ zusammenzuarbeiten. Für dieses Ziel hatte 
Kaiser neun Monate lang gestritten. Auf der Sitzung vom 28./29. Dezember 
1947 konnte sich die West-Union noch nicht zu einem solchen Schritt 
durchringen.228 Hickmann durfte an den Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft 
im Februar und im April 1948 noch teilnehmen. Doch ein halbes Jahr später 
wurde jeglicher Kontakt der West-CDU zur Nuschke-Partei abgebrochen; als 
einzige legitime Repräsentanten der Ost-CDU galten nunmehr Kaiser und 
Lemmer. Gleichzeitig war jedoch auch der Führungsanspruch innerhalb der 
CDU zwischen Rheinländern und Berlinern zugunsten ersterer entschieden. 
Den unionsinternen Machtkampf mit Jakob Kaiser hatte Adenauer gewon-
nen, gewissermaßen als Nebenprodukt der Entmachtung des Ostzonenvor-
sitzenden durch die sowjetische Besatzungsmacht.229 Für das CDU-Ostbüro 
bedeutete die Anerkennung durch die Christdemokraten des Westens vor al-
lem eine moralische Unterstützung der eigenen Arbeit. Ein Unterstellungsver-
hältnis unter die spätere Bundesgeschäftsstelle der CDU, wie von der Staats-
sicherheit angenommen, 230 war damit zunächst allerdings nicht verbunden, 
die Exil-CDU arbeitete weitgehend autonom. In Berlin standen sich auf Dauer 
zwei konkurrierende CDU-Leitungen gegenüber; hinzu kamen zwei kon-
kurrierende Landesverbände, die sich beide für alle vier Sektoren der ge-
teilten Reichshauptstadt zuständig fühlten. 

In allen Parteien gingen maßgebliche Kräfte Anfang der fünfziger Jahre 
noch davon aus, daß das kommunistische Regime im Osten Deutschlands 
nicht lange Bestand haben werde. So empfahl Alfred Sagner im Oktober 1949, 
nun persönlicher Referent des gerade zum Bundesminister für Gesamtdeut-
sche Fragen berufenen Jakob Kaiser, dem Ostbüroleiter Werner Jöhren, die-
ser möge die CDU-Mitglieder auffordern, in der SBZ/DDR zu bleiben, da 
ansonsten „die geistige Widerstands-Substanz bis zur nächsten Wahl in der 
Sowjetzone empfindlich geschwächt“ werde.231 Auch die West-Liberalen sa-

227 Vgl Richter: Ost-CDU (1991), S. 59. 
228 Vgl. Kaff (Bearb.): Unionsparteien 1946–1950 (1991), S. 160 ff. 
229 Vgl. auch Schlomann: Mit so viel Hoffnung (1991), S. 97. 
230 BStU, ZA, JHS 23017, Bl. 249. 
231 Brief v. 31.10.1949; BA, Nachlaß Kaiser 105. Zit. nach: Richter: Ost-CDU (1991), S. 265. 
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hen in dem rapiden Mitgliederverlust ihrer Schwesterpartei LDPD ab 1952 eine 
Schwächung des gesamtdeutschen Liberalismus, denn gerade echte Liberale 
traten aus, die opportunistischen, prokommunistischen Mitglieder hingegen 
blieben. Nach den Stalin-Noten des Jahres 1952 schien die Wiedervereini-
gung für manche Beobachter in greifbare Nähe gerückt. Symptomatisch hier-
für war etwa der Wiedervereinigungsplan des FDP-Bundestagsabgeordneten 
Karl Georg Pfleiderer.232 Noch 1953 hielt die FDP es „für zweckmäßig, daß 
die Mitglieder der Sowjetzonen-LDP die Austrittsbewegung aus der Partei 
zu diesem Zeitpunkt abstoppen und eine weitere Auflösung von Parteiver-
bänden verhindern“.233 Im Ostbüro der Partei war man der Auffassung, „daß 
die personellen und organisatorischen Voraussetzungen im Falle der Durch-
führung der Wiedervereinigung im wesentlichen gegeben sind“.234 Dies hieß 
jedoch nichts anderes, als daß sich die FDP auf die vorhandene Parteiorgani-
sation der LDPD stützen mußte, namentlich auf die nicht angepaßten Par-
teimitglieder, die nicht geflüchtet waren.235 

Diese Auffassung war in der Bundesrepublik damals weitgehend Allge-
meingut, bezogen auf die DDR insgesamt als auch auf Teilbereiche. „Die Ar-
beiten der Ostsekretariate müssen darauf hinzielen, die Menschen zum Aus-
halten in der Ostzone zu bewegen.“236 Selbst die Volkspolizei wollte man 
nicht ihrer Mitarbeiter berauben: „Herr Külz237 gibt zu bedenken, daß es nicht 
zweckmäßig ist, die für die SED unsicheren Leute aus der Volkspolizei her-
auszunehmen“, hieß es beispielsweise 1950 in einem Gespräch mit dem Ge-
samtdeutschen Ministerium. 

1.2.5 Finanzierung der Ostbüros 

Die Finanzierung der Ostbürotätigkeit war für die SPD gerade in der An-
laufphase vor der Währungsreform extrem schwierig. Da bereits 1946 etli-
che Flüchtlinge ankamen, gleichzeitig jedoch die wirtschaftliche Lage in den 

232 Vgl. Mende: FDP (1972), S. 77 f. Pfleiderer, zwischen 1926 und 1945 als Diplomat u. a. 
in China, der UdSSR und Schweden, entwickelte eine auch in der FDP umstrittene Alter-
native zu Adenauers Westbindung, die vor allem ein neutrales Deutschland mit eigenen 
Streitkräften vorsah. Pfleiderer wurde 1955 der erste bundesdeutsche Botschafter in Ju-
goslawien und starb unmittelbar nach dem durch die Hallstein-Doktrin bedingten Ab-
bruch der Beziehungen 1957. 

233 Schreiben von Naase an Dieckmann v. 25.7.1953; ADL, 2415. 
234 Schreiben von Naase an Schwennicke v. 19.6.1953; ADL, 2515. 
235 Daß eine gemeinsame Partei auch mit ehemals prokommunistischen Christdemokraten 

und Liberalen möglich war, zeigt der Wiedervereinigungsprozeß des deutschen Parteien-
systems 1989/90. 

236 Protokoll v. 6.5.1950; ADL, 2493. 
237 Dr. Helmut R. Külz, Sohn des 1. LDPD-Vorsitzenden Wilhelm Külz, Landesvorstands-

mitglied der LDPD Thüringen, Juni 1948 Rücktritt und Flucht, später BMWi, 1953 Se-
natspräsident beim Bundesverwaltungsgericht in Berlin. 
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Westzonen noch sehr schlecht war, waren die Sozialdemokraten auf alliierte 
Hilfen angewiesen. Diese bestanden sowohl in Lebensmitteln und anderen 
Verbrauchsgütern für die Flüchtlinge als auch in Papierzuteilungen, Schreib-
maschinen und später der Möglichkeit, nach Berlin zu fliegen und PKW zu 
kaufen. Mit den Mitgliedsbeiträgen war aufgrund von Inflation und Ziga-
rettenwährung wenig anzufangen, und an Devisen kam die SPD kaum heran. 
Obwohl der SPD-Parteivorstand „dem Ostsekretariat jede finanzielle Hilfe 
zugesagt und gewährt hat, muß darauf verwiesen werden, daß damit praktisch 
nichts erreicht werden konnte. Kompensation und Beziehungen beherrschen 
den Markt, doch sind beide Möglichkeiten für uns nicht gangbar gewesen.“238 

Hilfe versprachen parteieigene oder im Besitz von Sozialdemokraten befindli-
che Druckereien. Hinzu kamen Verleger, denen vor allem die Briten gestat-
tet hatten, eigene Publikationen auf den deutschen Markt zu bringen. 

Eine direkte Finanzierung oder Mitfinanzierung des SPD-Ostbüros durch 
amerikanische und britische Stellen in dieser Phase ist nicht auszuschließen, 
kann aus den Akten jedoch nicht belegt werden. In der Literatur findet sich 
die Mutmaßung, „es scheint, als habe die CIA teilweise finanzielle Unterstüt-
zung“ für das Ostbüro bereitgestellt; auch der damalige SPD-Repräsentant 
in Berlin, Willy Brandt, habe entsprechende Mittel von der CIA erhalten.239 

Eindeutige Belege hierfür gibt es nicht. Sicher ist lediglich, daß die Berliner 
SPD-Zeitung „Berliner Stimme“ von den USA mitfinanziert wurde.240 

Auch beim Ostbüro der CDU ist denkbar, daß – wie vielfach in der ostdeut-
schen Presse behauptet – in der Anfangsphase von Briten und US-Amerika-
nern finanzielle Unterstützung geleistet wurde, zumindest zu jener Zeit, als 
Jakob Kaiser gerade abgesetzt worden war und in Westberlin als „Kaiser ohne 
Land“ um Macht und Einfluß in der CDU/CSU-Arbeitsgemeinschaft sowie 
bei den verbliebenen Parteifreunden in der SBZ und in Ostberlin rang. Ob es 
zu einer regelrechten Finanzierung von Kaisers Büro durch die USA kam, ist 
aus den Akten ebenfalls nicht zu ersehen. Aber es scheint durchaus logisch, 
daß die Amerikaner hier 1948/49 in ähnlicher Form halfen wie die Engländer 
der SPD zwei Jahre zuvor in Hannover. Außerdem ist belegt, daß Werner Jöh-
ren mit Mr. Hoche von der britischen Militärregierung in Berlin früh Kontakt 
aufgenommen hatte. 1950 verhandelte er wegen einer finanziellen Unter-
stützung zugunsten des sogenannten Unionshilfswerks und erläuterte dem Bri-
ten dabei die Aufgaben der eigenen Dienststelle: „Das Ostreferat [übernimmt] 
die Überprüfung aller aus der Ostzone kommenden politischen Flüchtlinge“.241 

238 Aktenvermerk v. 14.5.1947; AdsD, PV-Archiv, 601b. 
239 Vgl. Karabell: Frühe Jahre der CIA (1997), S. 81. 
240 Schreiben von Brandt an Tennant v. 3.5.1950, beruflicher Werdegang 1947–1966; AdsD, 

WBA, 7. 
241 Brief von Jöhren an Hoche v. 26.5.1950; ACDP, III-013, 750. Das Unionshilfswerk be-

treute Flüchtlinge, die in Berlin blieben. Jöhren wünschte auch für seine Tätigkeit 500 DM 
im Monat. 
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Nur bei der FDP ist eine längerfristige Finanzierung der Arbeit durch US-
Stellen nachweisbar. Laut Wolfgang Schollwer, dem ehemaligen stellvertre-
tenden Leiter des Ostbüros der FDP, sollten „Kontakte mit amerikanischen 
Stellen in der Bundesrepublik [...] helfen, eine Finanzierung der recht kost-
spieligen Propagandaaktionen sicherzustellen.“242 Offenbar wurde von einem 
bestimmten Zeitpunkt an kein einziges Flugblatt mehr von der FDP selbst 
finanziert.243 Die Unterstützung antikommunistischer Organisationen und Pu-
blikationsorgane in Europa und insbesondere an der Nahtstelle des Ost-West-
Konfliktes in Deutschland war gängige US-Praxis seit etwa Ende 1947. 244 

Daneben initiierte und bezahlte der US-Geheimdienst Propaganda-Kino-
filme.245 

Ab 1950 sorgte das Gesamtdeutsche Ministerium in Bonn für eine finan-
zielle Unterstützung aller Ostbüros. In diesem Zusammenhang meldete der 
SPD-Vorstand Bedenken wegen möglicher publizistischer Attacken an, wenn 
in der Öffentlichkeit bekannt würde, daß der antikommunistische Kampf der 
oppositionellen Sozialdemokratie teilweise mit Geldern der konservativen Re-
gierung geführt werde.246 Man befürchtete, Adenauer könne die Teilfinanzie-
rung des SPD-Ostbüros durch das BMG bei der Bundestagswahl 1957 zu einem 
Wahlkampfthema machen. Adenauer tat dies nicht; da jedoch die Staatssi-
cherheit um diese Befürchtung wußte, machte sie die BMG-Finanzierung An-
fang 1957 publizistisch zum Thema,247 jedoch ohne eine größere Resonanz 
im Westen. Mehrfach hieß es in DDR-Tageszeitungen, das Ministerium habe 
dem Ostbüro fünf- oder sechsstellige Summen überwiesen. Die „Märkische 
Volksstimme“ wußte sogar zu berichten, am 19. Juni 1956 habe das Ostbüro 
dank ministerieller Finanzspritze „13 495 DM unter der Rubrik Einnahmen 
verbucht“.248 Die Summe mag zutreffen, doch das Geld ging an den Partei-
vorstand der SPD, der es dann zur Bezahlung einzelner Aktionen einsetzte. 
Dem Ostbüro selbst stand nur eine kleine Kasse zur Verfügung, aus der es 
gelegentlich entlassene DDR-Häftlinge unterstützte. Sicher ist, daß die zahl-
reichen Veröffentlichungen der Ostbüros aller Parteien ohne die finanzielle 
Hilfe des Gesamtdeutschen Ministeriums auf Dauer nicht hätten gedruckt 
und verbreitet werden können. Diese Mittel flossen bis in die siebziger Jahre 
und wurden im Ministerium unter dem Haushaltstitel „Gesamtdeutsche Ar-
beit“ abgerechnet.249 

242 Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 100. 
243 Vgl. den handschriftlichen Vermerk auf dem Bericht von Naase, o. D. (vermutlich 1955); 

BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. 1, Bl. 71–73. 
244 Karabell: Frühe Jahre der CIA (1997), S. 75. 
245 Borchard: Spielfilme gegen Kommunismus (1997), S. 221–230. Vgl. auch Ostermann: 

Ostdeutsche an langwierigen Kampf gewöhnen (1987), S. 351. 
246 Abschrift Held v. 18.10.1956; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 166 f. 
247 Vgl. Neues Deutschland v. 31.1.1957, S. 2. 
248 Märkische Volksstimme v. 20.3.1957, S. 6. 
249 Interview mit Helmut Bärwald v. 17.5.1988. 
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Auch die Exil-CDU und das CDU-Ostbüro hatten potentielle Legitimie-
rungsprobleme bezüglich der Finanzierung ihrer Arbeit durch das BMG. 
Nicht nur, daß der Vorsitzende der Exil-CDU gleichzeitig auch der zuständige 
Minister war, der letztendlich über die Vergabe der Gelder zu entscheiden 
hatte. Auch die konkrete Verwendung des Geldes war im Einzelfall durchaus 
heikel, denn die Exil-CDU wollte vor allem den „Tag“ unterstützt sehen, was 
insofern problematisch war, als es sich hierbei nicht um eine kommerziell 
bedeutungslose Flugschrift für den Osten handelte, sondern um eine im Kon-
kurrenzkampf mit anderen Westberliner Zeitungen – vor allem aus den Häu-
sern Springer und Scholz – stehende Tageszeitung. Seit 1950 erhielt Gradl 
einen Zuschuß für die Zeitung, die ersten drei Jahre sogar, ohne einen Nach-
weis über die Verwendung des Geldes führen zu müssen.250 Das Problem, 
auf dem freien Markt mit einer aus Steuermitteln subventionierten Zeitung 
anzutreten, löste die Exil-CDU 1953 durch einen Kunstgriff. Offiziell galten 
die Zuschüsse dem sogenannten „Kleinen Tag“, der Ausgabe für die Bevöl-
kerung der DDR und Ostberlins, auch wenn sich de facto beide Erzeugnisse 
finanziell nicht trennen ließen. Das Problem verschärfte sich 1959, als die de-
fizitäre bürgerlich-liberale Tageszeitung „Kurier“ ebenfalls im Deutschland-
verlag der Exil-CDU erschien. Seitdem wurden beide Tageszeitungen durch 
das BMG mitfinanziert. 

Die Gelder des Gesamtdeutschen Ministeriums mußten die Ostbüros nicht 
ausschließlich zur Information der DDR-Bevölkerung nutzen; sie konnten 
damit auch Publikationen über die Verhältnisse in Ostdeutschland für die 
westdeutsche Öffentlichkeit bereitstellen, wie zum Beispiel die zahlreichen 
„Monatsberichte“ und den „Ostspiegel“ der SPD, bei der CDU den „Presse-
dienst“ und bei der FDP verschiedene, zumeist von Wolfgang Schollwer an-
gefertigte Studien. Nach Auskunft Hermann Kreutzers, in der SBZ/DDR als 
SPD-Vertrauensmann in Haft und ab 1966 als Abteilungsleiter für Politik und 
Öffentlichkeitsarbeit im Ministerium für die Vergabe der Mittel zuständig, 
erhielten die Ostbüros der SPD und CDU nach 1956 jährlich jeweils etwa 
300 000 Mark an Zuschüssen.251 

Weil SPD und CDU ihre Ostdienststellen bereits bei Gründung des Ministe-
riums unterhielten, die FDP jedoch nicht, mußten die Liberalen bei Aufnahme 
ihrer Osttätigkeit separat mit dem Ministerium über finanzielle Unterstützung 
verhandeln. Die Zusammenarbeit kam nach dem Besuch des Referatsleiters 
Liebrich vom BMG Mitte 1950 zustande,252 ihn hatte Karl-Heinz Naase auf 
einer Sitzung der Flüchtlingshilfestellen im Mai 1950 kennengelernt. Das Ge-
spräch mit Liebrich führte zu einer ständigen Finanzierung auch der Ost-
dienststelle der FDP. Mitte 1951 übernahm das Bundesministerium für Ge-

250 Schreiben von Gradl an Thedieck v. 4.5.1953; ACDP, Bestand Gradl, I 294, 69-4. Nach-
folgende Darstellung ebenda. 

251 Interview mit Hermann Kreutzer v. 18.2.1988. 
252 Vgl. ADL, 2584. 
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samtdeutsche Fragen zunächst die Kosten für einzelne Propagandaaktionen; 
das Ostbüro hatte anschließend lediglich den erhaltenen Vorschuß zu quit-
tieren und die entsprechenden Rechnungen beizufügen.253 Später wurden 
dann Pauschalen gezahlt, bei deren Verwendung das Ostbüro weitgehend frei 
war. Wie man aus von der Staatssicherheit entwendeten Dokumenten erse-
hen kann, erhielt das FDP-Ostbüro 1952/53 vierteljährlich im Durchschnitt 
20 000 DM.254 Finanziert wurden hiervon unter anderem die Außenstellen in 
Berlin, Gießen und Uelzen, teilweise einschließlich der Gehälter.255 In Ber-
lin zahlte der Landesverband der FDP einen Teil der Gehälter der Mitarbei-
ter.256 Zuschüsse des BMG wurden bei der FDP in Berlin hauptsächlich zur 
Deckung der Sachkosten genutzt. Beispielsweise stellte das BMG ab August 
1953 1 200 DM/Monat zur Verfügung, davon bekamen die sogenannte In-
formationsstelle des Landesverbandes 500 DM und das Ostbüro selbst für Pro-
pagandaaktionen 700 DM.257 Der staatliche Zuschuß blieb in den folgenden 
Jahren weitgehend konstant. Karl-Heinz Naase hatte schon im Oktober 1953 
darauf hingewiesen, er habe „die Kosten für den Druck und die Einschleusung 
von etwa einer Million Druckschriften im Zeitraum vom 1.1. bis 30.9.1953 
durch private Spenden“, die er selbst erschlossen habe, finanziert.258 Gemeint 
war hiermit wohl in erster Linie die US-Geheimdienststelle OPC. Die Staats-
sicherheit unterstellte dem Ostbüro der FDP zudem, finanzielle Zuwendun-
gen von etwa 20 000 DM jährlich von der Industrie erhalten zu haben,259 ein 
wohl erheblich zu hoch angesetzter Betrag. Das FDP-Ostbüro unternahm 
mehrfach Versuche, Personal oder Sachkosten einzusparen, zeitweise mußten 
sogar Flugblattversand und Ärztlicher Beratungsdienst einige Monate einge-
stellt und Mitarbeiter entlassen werden. Der Grund hierfür lag in der insge-
samt eher schlechten Finanzlage der Bundespartei, die sich damals weitge-
hend aus Spenden der Wirtschaft finanzierte.260 Zudem konnte die FDP in 
ihrer Propagandaarbeit nicht in diesem Umfang auf die Unterstützung par-
teieigener Druckereien zurückgreifen wie SPD und CDU. Es kam erschwe-
rend hinzu, daß die Bereitschaft der US-Stellen, finanzielle Mittel bereitzu-
stellen, nicht unbegrenzt war; „im Zuge allgemeiner Etateinschränkungen“ 
wurden die Zuwendungen so weit verringert, daß das Ostbüro Mitarbeiter 
entlassen mußte. Es wurde festgelegt, Neueinstellungen könnten nur noch 
dann vorgenommen werden, wenn „die Finanzierung des Gehalts [...] von pri-
vater Seite her erfolgt“.261 

253 Schreiben vom BMG an den HDO v. 7.8.1951; ADL, 2519. 
254 Aufstellung v. 23.7.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. 1, Bl. 234. 
255 Schreiben von Naase v. 9.10.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I/2, Bl. 21. 
256 Lebensbeichte W., o. D., S. 34; ADL, 2923. W. spricht von 5 000 DM monatlich für Gehälter. 
257 Handschriftlicher Vermerk auf Schreiben von Bach an Naase v. 10.8.1953; ADL, 2585. 
258 Schreiben von Naase v. 9.10.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I/2, Bl. 21. 
259 Auskunftsbericht über das Büro für Wiedervereinigung; ebenda, Bd. I, Bl. 23. 
260 Henning: FDP (1982), S. 67. 
261 Schreiben von Naase streng vertraulich an Bach v. 17.12.1953; ADL, 2585. 
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Vollständig informiert über die Finanzquellen des FDP-Ostbüros war selbst 
der Bundesgeschäftsführer der Partei nicht. Ostbürochef Karl-Heinz Naase 
konnte ihm nach Vorhaltungen wegen des großen Finanzbedarfs der Dienst-
stelle vorrechnen, „daß die Bundespartei noch nicht einmal 25 Prozent der 
Gesamtfinanzierung des Ostbüros trägt“.262 Erst im März 1957, als sich das 
Ostbüro schon in Abwicklung befand, übernahm die Bundesparteileitung voll-
ständig die Zahlung der Gehälter aller verbliebenen Mitarbeiter.263 Die rela-
tive Personalknappheit des Ostbüros sah man im Bundesvorstand der Partei 
nicht. Der Vorsitzende des Landesverbandes Nordrhein-Westfalen, Friedrich 
Middelhauve, war gar der Auffassung, es sei überbesetzt. Karl-Heinz Naase 
hielt ihm entgegen, man selbst habe dreizehn Mitarbeiter, das Ostbüro der 
SPD jedoch 47.264 

Statt des eigentlich zuständigen Haushaltsausschusses des Bundestages ent-
schied über die Vergabe von Bundesmitteln an die Ostbüros und an andere 
Widerstandsorganisationen ein unter Ausschluß der Öffentlichkeit tagender 
Fünferausschuß, dem je zwei Abgeordnete von CDU und SPD sowie ein Ab-
geordneter der FDP angehörten.265 Bis zu einer gewissen Höhe konnte der 
für diesen Haushaltsposten zuständige Referatsleiter im Gesamtdeutschen Mi-
nisterium, Freiherr von Dellingshausen, allerdings auch selbst entscheiden, 
wer für welche Einzelmaßnahmen Geld aus Bundesmitteln erhielt.266 

Erst Mitte der fünfziger Jahre wurden die heute üblichen Institutionen zur 
Überprüfung ministerieller Geldverwendung eingeschaltet, die Vorprüfungs-
stelle des Bundesfinanzministeriums und der Bundesrechnungshof in Frank-
furt. Bei der FDP führte der Bundesrechnungshof im September 1955 eine 
Prüfung durch, die zu dem Ergebnis kam, das Ostbüro habe erheblich mehr 
Geld ausgegeben, als es eingenommen habe.267 Von der geheimen Finanzie-
rung durch US-Stellen wußten die Rechnungsprüfer natürlich nichts und so 
vermuteten sie fälschlicherweise, bestimmte Belege seien doppelt abgerech-
net worden. 

1.3 Mitarbeiter und Vertrauensleute der Ostbüros 

Die Ostbüros verfügten über einen höchst unterschiedlichen Mitarbeiterstamm. 
Das SPD-Ostbüro hatte in der Zeit von etwa 1948 bis 1961 bis zu 50 Festbe-
schäftigte, 75 Prozent davon in Berlin, daneben zeitweise rund einhundert 
Helfer und Teilzeitkräfte, die bei der Flüchtlingsbetreuung, den Ballonaktio-

262 Aktennotiz von Naase an Weirauch v. 2.7.1954; ADL, 2582. 
263 Vgl. Vermerk von Sagaster für Flach v. 28.11.1957; ADL, 2608. 
264 Manuskript von Naase, o. D. (1955); BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 71. 
265 Brief von Thedieck an den Verfasser v. 5.6.1988. 
266 Brief des Freiherrn von Dellingshausen an den Verfasser v. 14.6.1988. 
267 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/A, Bl. 414. 
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nen und vielen anderen Tätigkeiten halfen. Entlang der Zonengrenze gab es 
Grenzsekretariate, besetzt mit hauptamtlich bei der Partei beschäftigten So-
zialdemokraten, zum Beispiel Kreis- oder Unterbezirkssekretären, die dem 
Ostbüro ebenfalls halfen. Das Ostbüro der SPD selbst gab 1952 75 Grenz-
mitarbeiter an.268 Hinzu kamen haupt- und ehrenamtliche Helfer beispiels-
weise bei der Jugendorganisation „Die Falken“, dem Freiheitsbund oder der 
Arbeiterwohlfahrt. 

Das CDU-Ostbüro verfügte in seinen besten Zeiten über knapp 15 feste Mit-
arbeiter, hinzu kamen einige wenige ehrenamtliche Mitarbeiter, die ähnliche 
Tätigkeiten verrichteten wie jene der SPD. Unterstützung von Ortsgruppen 
und anderen Parteivereinigungen im Westen bestand nur minimal, vor allem 
die CSU identifizierte sich kaum mit der Arbeit der Exil-CDU. Dafür konnte 
das CDU-Ostbüro vielfach auf die Unterstützung der Berliner CDU und der 
Infrastruktur der Exilorganisation, etwa der „Tag“-Redaktion, zurückgreifen. 

Die FDP dürfte in ihrer Hochzeit 1953 in ihren Ostbüros in Bonn, Berlin 
und den Außenstellen in den Flüchtlingslagern nie mehr als 15 Personen be-
schäftigt haben, zeitweise erheblich weniger. In Berlin half die „Kampfge-
meinschaft“, ein Zusammenschluß liberaldemokratischer Flüchtlinge, ehren-
amtlich aus; im Bundesgebiet gab es kaum Unterstützung. 

Im Vergleich etwa zum Untersuchungsausschuß Freiheitlicher Juristen, der 
in seiner Glanzzeit knapp 80 Personen beschäftigte,269 war die Personalstär-
ke der Ostbüros also eher gering, auch wenn sie zumindest teilweise auf eine 
Parteiinfrastruktur bauen konnten. Lediglich das SPD-Ostbüro mit seinen 
bis zu 50 hauptamtlichen Mitarbeitern erreichte fast diese Größenordnung. 

Selbstbewerber wurden bei den Ostbüros mit Mißtrauen behandelt und eher 
nicht eingestellt. Ausgesucht wurden Personen, die schon als SED-Gegner 
bekannt waren. Als Grund für seinen Wunsch nach Mitarbeit bei einer der 
Widerstandsorganisationen im Westen Berlins gab zum Beispiel Herbert W. 
„Haß gegen das kommunistische Regime“ an. Er hatte für den UFJ in der 
DDR gearbeitet und bewarb sich nach seiner Flucht beim Untersuchungs-
ausschuß, beim Ostbüro der FDP, beim BMG, dem IWE und dem RIAS, je-
doch ohne Erfolg. Dann trat das Ostbüro der SPD an ihn heran, obwohl er 
weder Mitglied noch Anhänger der Partei war, und bot ihm eine hauptamtli-
che Stelle an.270 Diese Verfahrensweise war kein Einzelfall. Käthe Fraedrich 
und Charlotte Heyden zum Beispiel waren von den sowjetischen Besatzungs-
behörden in die UdSSR deportiert worden; Fraedrich war nicht politisch 
organisiert, Heyden im Stadtrat auf Usedom für die LDPD tätig gewesen. 
Nachdem Charlotte Heyden aus der Haft entlassen worden war, bat sie der 
SPD-Ostbüro-Chef Stephan Thomas um ihre Mitarbeit. Heyden wiederum 

268 Sonderaktionen August 1952, Anlage 25A; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
269 Mampel: Untergrundkampf des MfS (1994), S. 12. 
270 Lebensbeichte W., o. D; ADL, 2923. 
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empfahl Käthe Fraedrich, und so arbeiteten bald beide in der Berliner Zweig-
stelle des Ostbüros. Als politische Mitarbeiter wurden, wie erwähnt, im Prin-
zip nur Personen eingestellt, „deren politische Tätigkeit in der SBZ vor ihrer 
Flucht bekannt war und die aufgrund dieser Tätigkeit für qualifiziert genug 
gehalten wurden, illegale Kontakte in ihren früheren Heimatgebieten“ zu 
knüpfen und aufrechtzuerhalten, so die Position der SPD.271 Dies schloß 
Demokraten anderer politischer Herkunft nicht aus. 

Es gab jedoch auch Ausnahmen: Bei Robert Bialek lehnte die SPD zu-
nächst sogar die Befürwortung einer Notaufnahme in die Bundesrepublik ab, 
stellte ihn dann jedoch schon ein Jahr später fest ein. Klaus Jelonneck wurde 
1949 in der SPD noch für einen Spitzel gehalten,272 weil drei Personen dies 
unabhängig voneinander gemeldet hatten. Tatsächlich saß er zu diesem Zeit-
punkt schon als Ostbüro-V-Mann in sowjetischer Haft, hatte jedoch zwei Jahre 
zuvor wirklich Informantendienste für den Landrat von Haldensleben gelei-
stet.273 Diese sollen zur Festnahme eines Volksrichters geführt haben. Eini-
ge Jahre später wurde Jelonneck in Bonn eingestellt, wenngleich das Miß-
trauen einiger Ostbüro-Mitarbeiter ihm gegenüber blieb. Die Staatssicherheit 
ermittelte weiter gegen ihn,274 die westdeutschen Sicherheitsbehörden jedoch 
auch. Jelonneck mußte um die Jahreswende 1958/59 aus dem SPD-Ostbüro 
ausscheiden, weil man ihn – fälschlicherweise – der „landesverräterischen 
Beziehungen“ verdächtigte.275 Die anschließende Arbeitslosigkeit suchte die 
Staatssicherheit für sich auszunutzen, indem sie einen inoffiziellen Mitar-
beiter auf ihn ansetzte, der ihn zum Übertritt in die DDR bewegen sollte, ein 
vergebliches Bemühen. Jelonneck ging als Redakteur zur „Welt der Arbeit“ 
nach Frankfurt. 

Bei der SPD mußte jeder Aspirant auf eine Festanstellung zwei Bürgen bei-
bringen,276 vielfach reichten hierzu die Haftberichte bereits Entlassener. Wer 
geeignet erschien, wurde überprüft, in der Frühzeit sogar durch Ermittlungen 
von Kurieren in ihrem Heimatort in der SBZ, später dann nur noch durch Be-
fragung von Flüchtlingen und Besuchern der Ostbüros und Recherche in der 
eigenen Kartei. Die Ostbüros und vergleichbare Organisationen informierten 
sich auch gegenseitig über Verdachtsmomente, die jedoch nicht immer ernst 
genommen wurden. So schlug der UFJ eine Warnung des SPD-Ostbüros be-
züglich Götz Schlichts in den Wind und stellte ihn ein – er wurde zum er-
folgreichsten Agenten der Staatssicherheit im Untersuchungsausschuß.277 

Während die SPD auch Nichtsozialdemokraten mit Fachkompetenz zu schät-

271 Interview mit Nelke v. 28.11.1987, S. 5. 
272 Vgl. Zum Spitzel gezwungen (1949), S. 7. 
273 BStU, ZA, AS 1003/67, Bd. 4, Bl. 292. 
274 Ebenda, Bl. 287. 
275 Ebenda, Bl. 318. Nachfolgende Darstellung auf Bl. 319 ff. 
276 Interview mit Zachmann v. 24.2.1988. 
277 Vgl. Mampel: Untergrundkampf des MfS (1994), S. 54 ff. 
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zen wußte, nahmen die anderen Ostbüros nur eigene Parteifreunde auf, ledig-
lich Hans Füldner war zum Zeitpunkt seiner Einstellung in die Außenstelle 
des Ostbüros in Berlin schon aus der FDP ausgetreten. Nach der Abspaltung 
der Freien Volkspartei von der FDP 1956 mußten deren Anhänger fristlos 
das freidemokratische Ostbüro verlassen und bauten ein eigenes auf. Gerade 
in der Anfangsphase bestand der Mitarbeiterstamm der Ostbüros weitgehend 
aus Ostflüchtlingen, bei der SPD etwas weniger als bei den anderen Partei-
en. Im Berliner FDP-Ostbüro waren auch einige Westberliner vertreten. Die 
CDU stellte vor allem jene Personen ein, die in der SBZ/DDR politisch ver-
folgt worden waren, oder Personen, die sich in der Exil-CDU engagierten. 
Dies war ein natürliches und nahezu unerschöpfliches Nachwuchsreservoir. 
Die FDP hatte Probleme, fachkundige Mitarbeiter zu finden. Der LDP-Flücht-
ling Hans Füldner wurde etwa eingestellt, nachdem er in Siegen mehrfach 
Anfragen des FDP-Ostbüros beantwortet hatte. 

Widerstandserfahrung aus der NS-Zeit besaßen nur Mitarbeiter des SPD-
Ostbüros: Dux, Neumann, Stephan Thomas, Alfred Weber – sie alle hatten 
auch gegen den Nationalsozialismus gekämpft. Inwieweit diese Widerstands-
erfahrung nutzbar gemacht werden konnte, ist unklar. Der Aufbau des SPD-
Ostbüros lief jedenfalls so überstürzt, daß die Regeln der Konspiration nicht 
besonders beachtet wurden. Vor dem Hintergrund einer erwarteten baldigen 
Wiederzulassung der SPD in der SBZ brauchte man Ansprechpartner in je-
dem Ort, jedem Kreis, jedem Betrieb. An eine gründliche Überprüfung der 
Aspiranten, geschweige denn eine nachrichtendienstlich professionelle Ver-
bindungsarbeit war in dieser Zeit nicht zu denken. Es ging der SPD vor al-
lem um eine schnelle Verankerung sozialdemokratischer Opposition. Angeb-
lich wurden hierzu in der ersten Zeit auch Erfolgsmeldungen fingiert.278 

Bei allen Ostbüros fehlte es in den ersten Jahren an kompetenten Mitarbei-
tern. So freute man sich, soweit genug Geld vorhanden war, über jeden Sach-
kenner, der eingestellt werden konnte. Walter Ramm, der bis in die sechziger 
Jahre für das SPD-Ostbüro arbeitete, wurde Mitarbeiter, nachdem er zuvor 
in einem Brief an den Parteivorstand – ohne daß er dazu aufgefordert wor-
den war – seine Erlebnisse als Dresdener SPD-Sekretär und seine Flucht nach 
der Zwangsvereinigung geschildert hatte.279 Horst Becker, Mitbegründer des 
SPD-Ortsvereins Wurzen-Oschatz in Sachsen, hatte in seinem Parteibezirk 
den Berliner „Telegraf“ verteilt. Nach Hausdurchsuchungen und ersten Ver-
haftungen in seinem Umfeld flüchtete Becker im Januar 1948 in die West-
zonen. Hier bat ihn ein halbes Jahr später Neumann zu sich und bot ihm an, 
für das Ostbüro zu arbeiten.280 Ohne Verzug traten Helmut und Gerda Strunk 
nach ihrer Flucht aus der SBZ in das SPD-Ostbüro ein. Die beiden hatten 

278 Murphy; Kondrashev; Bailey: Battleground Berlin (1997), S. 406. 
279 Brief von Ramm an den PV v. 3.6.1946 und Antwort von Heine v. 24.6.1946; PATh, 

1945/46/47. 
280 Interview mit Horst Becker v. 26.7.1988. 
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mit dem Ostbüro schon in Verbindung gestanden, als sie in Zwickau noch 
für eine KPD- und eine SPD-Zeitung tätig gewesen waren.281 

Hermann Witteborn, ab Ende 1947 beim Ostbüro angestellt, war in Ro-
stock der einzige von vier SPD-Parteisekretären gewesen, der nicht politisch 
verfolgt worden war, zwei waren mittlerweile tot. Auch er hatte schon vor 
seiner Flucht Berichte für das SPD-Ostbüro geliefert, zum Beispiel über die 
SED-Parteischule in Liebenwalde.282 Manche seiner Angestellten warb das 
SPD-Ostbüro in der SBZ auch regelrecht an; Werner und Gudrun Uhlig aus 
Dresden kamen auf diesem Weg nach Hannover.283 Werner Uhlig war Vor-
sitzender einer Stadtbezirksgruppe der SPD und nach der Zwangsvereinigung 
Kopf einer sehr aktiven illegalen SPD-Gruppe, die unter anderem die „Säch-
sische Zeitung“ fälschte und dauernd mit Kurieren im Kontakt stand.284 Die 
Abwerbung Uhligs in den Westen dürfte ihm und seiner Frau das Leben oder 
zumindest die Freiheit gerettet haben, denn sieben Monate später, im Okto-
ber 1948, flog die Gruppe auf. Manche Sozial- oder Christdemokraten flohen 
aus der DDR, weil sie vom sowjetischen Geheimdienst angeworben werden 
sollten. Beispielsweise sollte Albert Striever „nach Rücksprache mit den Freun-
den“, hiermit ist der sowjetische Geheimdienst gemeint, „zum Vorschlag als 
V-Mann“ gebracht werden.285 Striever floh umgehend und wurde beim CDU-
Ostbüro eingestellt. 

Die Kontakte zwischen dem Ostbüro und den Sozialdemokraten in der SBZ 
wurden zunächst grundsätzlich „nicht auf dem Postwege hergestellt, sondern 
durch Kuriere angeknüpft und aufrechterhalten“286. Kuriere wurden so zum 
Rückgrat der illegalen Tätigkeit des Ostbüros. Meist waren es junge Leute, 
die mit großem Idealismus die Sache der Partei unterstützten und bei ihren 
Fahrten in die SBZ nicht selten ihr Leben aufs Spiel setzten oder zumindest 
langjährige Haftstrafen riskierten.287 Die Kuriere des SPD-Ostbüros hatten 
verschiedene Aufgaben: Zum einen sollten sie die Verbindung zu den alten 
Genossen halten und Informationen über das politische Vorleben von Perso-
nen einholen, die in den Westen geflüchtet waren und sich als Sozialdemo-
kraten ausgaben. Daneben transportierten sie Berichte über Ereignisse in der 
SBZ in den Westen. Zum anderen schleusten zumindest einige der Kuriere 
gelegentlich auch Propagandamaterial und Handlungsanweisungen für ost-
deutsche Genossen in die SBZ. Gerade in der Anfangszeit hatten die Kuriere 
zudem die Aufgabe, gefährdete Sozialdemokraten in der sowjetischen Zone zu 
warnen und zur Flucht in die Westzonen zu veranlassen. Der Einsatz der Ku-

281 Interview mit Strunk v. 26.10.1988. 
282 Bericht v. 18.8.1946; AdsD, Bestand Schumacher J 34. 
283 Brief von Neumann an Nau v. 25.2.1948; PATh, 1948. 
284 Vgl. Interview mit Karl-Heinz Quade v. 23.1.1996. 
285 BStU, ZA, AP 1911/55, Bl. 207 f. 
286 Informationsbrief Nr. 3; PATh, 1951. 
287 Manuskript von Thomas für PV-Sitzung, S. 7; PATh, 1951. 
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riere vereitelte so zahlreiche Verhaftungen, wie aus einer Notiz von Thomas 
aus dem Jahr 1952 hervorgeht.288 

Die ersten noch erhaltenen Kurierberichte stammen vom Januar 1947, zu-
sammengestellt von einem Kurier namens Hahnemann289. Dieser suchte we-
niger Einzelpersonen als vielmehr „halbe Ortsvereine“ auf und führte über die 
Anwesenheit der Mitglieder bei lokalen Sitzungen und die möglichen Grün-
de ihres Nichterscheinens penibel Protokoll: „Behle, der immer verspricht, 
Material zu beschaffen, hält dies niemals ein. Es erweckt den Anschein, als 
ob sich Behle für die Zukunft Rückendeckung verschaffen will.“290 In Situa-
tionen, die eher ein konspiratives Vorgehen erfordert hätten, schien Hahne-
mann sich dagegen ein wenig zu sorglos zu verhalten. Material zum Beispiel, 
das er einer Genossin in Dresden aushändigen sollte – die sich aber gerade 
auf der Reichsschule der SED in Liebenwalde aufhielt – gab er einfach bei 
deren Eltern ab. 

Neben Hahnemann arbeiteten später Jochen Bargmann und Wilfred Busch 
– sie waren zumeist gemeinsam unterwegs – sowie Richard Lehners als Ku-
riere für das Ostbüro. Im Frühjahr 1947 erweiterte sich der Kreis um den Ge-
nossen Ehring,291 im Februar des darauffolgenden Jahres kam der junge Bre-
merhafener Genosse Heinz Kühne dazu. Weitere Namen nannte Neumann in 
einem Schreiben an Nau vom Februar 1948. Danach hatten auch die Genos-
sen Ernst Knüppel, Gürtler, Möller – sowie probeweise die Genossen Grosse 
und Bartsch – als Kuriere für das Ostbüro in der SBZ gearbeitet.292 Ehring 
und Hahnemann mußten aufgrund eines Verratsfalles schon im Mai 1947 aus-
scheiden.293 

Vor allem nach den großen Entlassungswellen von 1954 bis 1956 stellten 
die Ostbüros von SPD und CDU auch ehemalige politische Häftlinge ein. 
Teilweise, wie Dieter Rieke, nur übergangsweise, bis etwas Besseres gefun-
den werden konnte, teilweise jedoch, wie bei Wilhelm Heidepriem von der 
CDU und Heinz Edel von der SPD, so dauerhaft, daß sie Stützen der illegalen 
Arbeit wurden. Wilhelm Heidepriem war 1948 Mitglied der CDU in Bran-
denburg geworden und im Mai 1950 Bürgermeister seiner Heimatgemeinde 
Garlitz. Am 13. Oktober 1952 verhaftet und zu zehn Jahren Zuchthaus verur-
teilt, kam er nach vier Jahren wieder frei und flüchtete drei Monate später 
nach Westberlin. Ab 1. April 1958 bis Ende April 1972 war Heidepriem dann 
im Ostbüro der CDU tätig, sowohl im Bürodienst als auch ab 1959 in der 
Flüchtlingsbetreuung in Marienfelde. Insgesamt herrschte aber auch eine ge-

288 Ebenda. 
289 Möglicherweise handelt es sich um einen Berliner Parteisekretär mit Namen Ernst Hahne-

mann. 
290 Kurierbericht von Hahnemann v. Januar 1947 und dort auch die folgende Begebenheit; 

AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c. 
291 Haftbericht von Jelonneck v. 23.2.1954; AdsD, Ostbüro-Archiv, 421. 
292 Brief von Neumann an Nau v. 25.2.1948; PATh, 1948. 
293 Aktenvermerk v. 14.5.1947; AdsD, PV-Archiv, 601b. 
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wisse Vorsicht gegenüber ehemaligen Häftlingen und Flüchtlingen, die als 
„einzige ihrer Gruppe“ entkommen waren. Bei diesen Personengruppen war 
nicht auszuschließen, daß der eine oder andere von der Staatssicherheit „um-
gedreht“ worden war. Daß diese Vorsicht bei entlassenen Häftlingen nicht 
unbegründet war, zeigen der Fall Götz Schlicht beim UFJ294 und auch Ein-
zelbeispiele bei den Ostbüros, auf die noch zurückzukommen sein wird. 

Gerade in der Anfangszeit berücksichtigten die Ostbüros nicht, daß ent-
täuschte Parteifreunde sich den östlichen Machthabern aus finanziellen Grün-
den zuwenden könnten. Illustratives Beispiel hierfür ist der Fall des Duis-
burgers Ernst Knüppel, der hier ausführlich geschildert werden soll, weil er 
ein grelles Schlaglicht auf die Wirrungen der deutsch-deutschen Nachkriegs-
situation wirft. Knüppel, der zuvor etliche Berufe und Beschäftigungen aus-
geübt hatte, war 1945 als 26jähriger kurze Zeit KPD-Bürgermeister in einer 
Landgemeinde im sowjetischen Besatzungsgebiet, bevor er Ende 1945 ab-
gelöst wurde. Im Januar 1946 wechselte er in die Britische Zone und zur 
SPD. Er wurde Angestellter der SPD in Helmstedt und kam so mit Rudi Dux 
in Verbindung, der ihn beauftragte, „mit den Vorsitzenden der Ortsvereine, 
die direkt an den Grenzen lagen, Rücksprache zu nehmen zwecks Feststel-
lung sicherer Übergangswege in die damalige Ostzone“.295 Hier sollten von 
Verhaftung bedrohte Personen die Seiten wechseln können, selbst Übergangs-
wege für Möbelwagen machte man aus. Nach Dux’ Abgang besuchte Ste-
phan Thomas Ernst Knüppel, stellte ihn ins Ostbüro ein und beauftragte ihn 
mit dem Personenschleusen. Kurze Zeit später, nachdem die ersten Kuriere 
verhaftet oder abgesprungen waren, wurde Knüppel Kurier. Er holte Be-
richte in der SBZ ab, lieferte selbst Stimmungsberichte. Knüppel jedoch galt 
als unzuverlässig und wurde entlassen. Sofort bot er der Hannoveraner KPD 
seine Dienste an, jedoch ohne Erfolg, man schien nicht interessiert zu sein. 
Auch mit anderen Arbeitsverhältnissen hatte er wenig Glück. Ein Betrugs-
delikt zu Lasten des „Neuen Vorwärts“ brachten ihm zehn Monate Haft 
ein,296 bei der AEG wurde er ebenfalls wegen finanzieller Verfehlungen ent-
lassen. 

Knüppel bemühte sich weiterhin vergeblich um Zusammenarbeit mit der 
KPD. Nachdem die Einschaltung eines KPD-Landtagsabgeordneten keinen 
Erfolg brachte, fuhr er zum ZK der SED nach Ostberlin. Dort wurde ihm emp-
fohlen, sich an die westdeutsche Parteiorganisation der KPD zu wenden. Auf 
der Rückreise von Berlin nach Duisburg übernachtete er in Magdeburg bei 
einem Genossen, den er drei Jahre zuvor kennengelernt hatte, und gab sich 
als Kurier des Ostbüros aus. Der alte Sozialdemokrat, froh, nach Jahren wie-

294 Mampel: Untergrundkampf des MfS (1994), S. 54. 
295 Vernehmungsprotokoll v. 2.3.1951; BStU, ZA, AP 11250/56, Bl. 4. Nachfolgende Schil-

derung bezieht sich ebenfalls hierauf. 
296 Vernehmungsprotokoll v. 3.3.1951, S. 2 f.; BStU, ZA, AP 11250/56, 
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der einen Vertreter der West-SPD begrüßen zu können, schrieb gleich einen 
Bericht für den Berliner „Telegraf“. 

Jetzt erregte Knüppel als Westdeutscher Aufsehen, zwei Tage später wurde 
er festgenommen, was ihn endlich in die Lage versetzte, sich am Ostbüro zu 
rächen. Er sei in der Lage, teilte er der Staatssicherheit mit, „die letzten Reste 
der Verbindungsleute zu vernichten“.297 27 Positionen umfaßten seine alten 
Kontakte in die SBZ, die er der Staatssicherheit jetzt offenbarte, auch seinen 
Gastgeber in Magdeburg. Sie wurden sofort nach Halle eingeliefert, darunter 
auch ein bettlägeriger 70jähriger Mann, und anschließend den „Freunden“ 
übergeben. Um sich ein wenig interessanter zu machen, bot er gleich noch 
an, Informationen über das „Kaiser-Büro“ zu beschaffen – ein Angebot ohne 
Grundlage, wie die Nachfrage des Vernehmers ergab. 

Die Staatssicherheit traute Knüppel zunächst nicht richtig, mußte dann aber 
doch erkennen, daß er zutreffende Informationen geliefert hatte.298 Knüppel 
schieb sogar freiwillig einen Brief an den Parteivorstand nach Hannover, ganz 
im Ton der erzwungenen „Generalabrechnungen“ von Kühne und Lohrenz: 
„Als Sohn einer Arbeiterfamilie habe ich festgestellt“, hieß es da, „daß die 
SPD keine Partei der kleinen Leute ist, sondern nur die Interessen der Bour-
geoisie und Junker vertritt, ebenfalls nicht die Interessen der Arbeitnehmer, 
sondern die Interessen der Arbeitgeber.“299 Die Ostbüromitarbeiter und Schu-
macher hätten mit ihrem „Agentenlohn“ Villen angeschafft. 

Mittlerweile scheint ihm aber klar geworden zu sein, in welche Probleme 
er sich hineinbegeben hatte. Das, was er wußte und berichten konnte, hatte 
die Staatssicherheit nunmehr weitgehend erfahren. Er war jetzt überflüssig 
und blieb für das MfS eine zwielichtige Figur, die durch seine Tätigkeit in 
den Jahren 1947/48 Schuld auf sich geladen hatte. Nach drei Wochen Haft 
stellte Knüppel erneut eine Liste mit – wie ihm schien – wichtigen Personen 
des Ostbüros der SPD zusammen. „Ich möchte nochmals darum bitten, mir 
doch eine ‚Mitarbeit‘ zu gewähren, ich wäre in der Lage [...] sofort gegen 
Bestechungsgeld Listen und Karteien zu besorgen von Personen, die vom 
Ostbüro aufgesucht werden.“300 Die Staatssicherheit ging hierauf nicht mehr 
ein. Warum sollte sie auch? Im Gegensatz zu Knüppel wußte sie, daß bereits 
seit über einem Jahr keine Kuriere des SPD-Ostbüros mehr in den Osten 
geschickt wurden. Knüppel wurde zusammen mit den Genossen Dörr und 
Sanguinette verurteilt, er zum Tode, die anderen beiden zu je 25 Jahren 
Zwangsarbeit. Das Urteil wurde am 18. August 1951 vollstreckt.301 Bis zum 

297 BStU, ASt Magdeburg, AU 706/51, Bl. 142. Nachfolgende Zitate ebenda. 
298 Vernehmungsprotokoll v. 3.3.1951; BStU, ZA, AP 11250/56, Bl. 10. 
299 BStU, ASt Magdeburg, AU 706/51, Bl. 2. Der Parteivorstand war am 31.5.1951 von 

Hannover nach Bonn umgezogen. 
300 Niederschrift v. 13.3.1951; BStU, ASt Magdeburg, AU 706/51, Bl. 181. 
301 Diese Information verdanke ich Klaus-Dieter Müller von der Stiftung Sächsischer Ge-

denkstätten, dem ich hiermit herzlich für seine Mühe danke. 
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MfS scheint diese Information allerdings nicht gelangt zu sein. 1954 erinnerte 
sich die HA V wieder an ihn. Im Zusammenhang mit einem anderen Unter-
suchungsvorgang wurde er erneut zur Fahndung ausgeschrieben.302 

Der Fall Knüppel, aber auch die Tätigkeit des Kuriers Karl-Heinz Schmiedl303, 
dem ebenfalls ein Nachrichtenverrat nach seiner Kündigung nachgesagt wurde, 
führten zu einem anderen Verhalten der Leitung des SPD-Büros. Angestell-
te, denen beispielsweise wegen Zusammenarbeit mit alliierten Geheimdien-
sten oder aufgrund finanzieller Unregelmäßigkeiten gekündigt werden mußte 
oder weil man eine Zusammenarbeit mit östlichen Sicherheitsorganen ver-
mutete, jedoch nicht beweisen konnte, brachte die SPD künftig in der Partei-
organisation oder bei staatlichen Stellen unter. Ein Geheimnisverrat auf-
grund einer finanziellen Notlage oder Arbeitslosigkeit sollte unter allen 
Umständen verhindert werden. Ähnliches geschah bei der CDU. Selbst pro-
fessionelle Geheimdienste verhielten sich gelegentlich unvorsichtiger. So 
trat Jakob Kolb, Leiter der Berliner Nachrichtendienststelle des Amtes Blank, 
Ende 1954 in den Osten über, als ihm eine Anklage wegen Veruntreuung 
drohte.304 

Auch mit großzügigen Abfindungen war das SPD-Ostbüro einverstanden, 
wenn problematische Mitarbeiter freiwillig gingen. So bot man dem Berliner 
Mitarbeiter W., dem wegen seiner Kontakte zu US-Dienststellen gekündigt 
worden war und der nicht selbst gekündigt hatte, wie er immer behauptete, 
eine Weiterzahlung des Gehaltes für bis zu vier Monaten an,305 um ihn nicht 
in wirtschaftliche Schwierigkeiten fallen zu lassen. Zudem sollte er eine Ar-
beitsstelle in Westdeutschland bekommen. Doch in diesem speziellen Fall 
half auch dieses Angebot nicht, das Verhältnis war unüberbrückbar zerrüttet. 
W. wollte Rache nehmen und möglicherweise auch noch daran verdienen. So 
versuchte er, sein V-Leute-Netz, zu dem zahlreiche Angehörige der Ostber-
liner Intelligenz gehörten, an eine andere Organisation zu übergeben. Erst hier 
schaltete das Ostbüro auf Konfrontation um, wohl auch um die SPD-Freunde 
im Osten zu warnen. In der Zeitung „Der Flüchtling“ warnte Stephan Thomas 
öffentlich vor ihm. Dieser habe mit ausländischen Nachrichtendiensten zu-
sammengearbeitet, denen er „gegen Höchstpreise Informationen aus der Zone 
zutrug, die ihm in seiner Dienststelle zugänglich wurden“.306 W. dementierte 
diese Behauptung nicht, rächte sich aber auf seine Art. Er schädigte die Arbeit 
des SPD-Ostbüros, indem er für Zeitungen und die, die daran interessiert wa-
ren, alles aufschrieb, was er über das eigene Haus wußte: Pannen, Skandale, 

302 Niederschrift v. 13.3.1951; BStU, ASt Magdeburg, AU 706/51, Bl. 188. 
303 Vgl. S. 91 f. 
304 Vgl. Meinl: Mahlstrom des Kalten Krieges (1997), S. 76. 
305 Lebensbeichte W., o. D.; ADL, 2923. Zudem hatte W. illegal Kontakte in die DDR ge-

pflegt (vgl. BStU, ZA, AU 145/56, Bl. 27) und soll Geld sowie Lebensmittel unterschla-
gen haben (ebenda, Bl. 97). 

306 Der Flüchtling, Beilage zur Ausgabe Nr. 8/1956. 
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Personen, Namen, Vorlieben, Schwächen, Charakteristika der Mitarbeiter, 
Adressen. Die „Westberliner BZ“ veröffentlichte einiges davon,307 eine Ko-
pie der Enthüllungsschrift gelangte zum FDP-Ostbüro.308 

Bei der FDP scheint es großzügige Abfindungen bei Kündigungen nicht 
gegeben zu haben, hier war man schon froh, die Gehälter einigermaßen pünkt-
lich zahlen zu können. Der in der DDR mit Hans Füldner gemeinsam ver-
urteilte Horst Gassa – sie hatten auch im Ostbüro eng zusammengearbeitet – 
war ehrenamtlicher Mitarbeiter des FDP-Ostbüros gewesen, das heißt, er 
arbeitete lediglich für eine Aufwandsentschädigung und hatte im Ostbüro nach 
Füldners Entführung zunächst teilweise dessen Aufgaben übernommen.309 Er 
wurde jedoch bald entlassen,310 da das FDP-Ostbüro der Ansicht war, nun-
mehr nicht mehr ausreichend unbemerkt gegen die DDR arbeiten zu können. 
Auch Gassa fiel im Februar 1954 in die Hände der Staatssicherheit.311 

Die Bezahlung der Mitarbeiter der drei Ostbüros war sehr unterschiedlich. 
Während es bei der CDU anscheinend keine Probleme gab und die Mitar-
beiter des Ostbüros nicht schlechter gestellt waren als die im übrigen Exil-
verband, verursachten finanzielle Fragen bei der FDP ständig Ärger. Zu schlecht 
fühlten sich die Mitarbeiter bei der Partei angesehen und bezahlt. Auch die 
arbeitsrechtliche Lage der Mitarbeiter war nicht zufriedenstellend, vor allem 
die vielfach ungeklärten Beschäftigungsverhältnisse machten den Mitarbei-
tern Sorgen. Sie waren anfänglich weitgehend ohne Arbeitsverträge und mit 
willkürlich festgesetzten Gehältern, die bei Bedarf auch mal um 20 Prozent 
herabgesetzt312 und verspätet gezahlt wurden, wenn das BMG seine Zuschüs-
se nicht überwies. So war Unzufriedenheit vorprogrammiert. 

Thomas Dehler war nach seiner Wahl zum Parteivorsitzenden mehrfach 
auf diese unhaltbare Situation angesprochen worden, jedoch ohne irgendeine 
positive Reaktion seinerseits. Schon 1951 hatte man in einer Besprechung 
mit den Außenstellen Gießen und Uelzen „vorgeschlagen, daß das Arbeits-
verhältnis der im Hilfsdienst Ost Beschäftigten baldmöglichst durch Arbeits-
verträge festgelegt wird.“313 Dies wurde in Berlin auch durchgeführt, die 
Festbeschäftigten wurden so abgesichert. Viele Mitarbeiter waren dort aber 
weiterhin „ehrenamtlich“ tätig. Dies bedeutete, sie waren arbeitslos gemel-
det oder bei einem anderen Arbeitgeber über einen längeren Zeitraum hin-
weg krank geschrieben und arbeiteten in dieser Zeit für eine geringe Auf-
wandsentschädigung für die FDP.314 

307 BZ v. 2.6.1956. 
308 Lebensbeichte W., o. D.; ADL, 2923. 
309 Schreiben von Naase an Bach v. 12.10.1953; ADL, 2524. 
310 GM-Bericht; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, Bl. 433. 
311 Vgl. ebenda, Bl. 248. Auch hier gibt es unterschiedliche Daten über die Festnahme. Ebenda, 

Bd. I, Bl. 7. 
312 Schreiben von Scheffler an Naase v. 21.3.1951; ADL, 2584. 
313 Protokoll der Sitzung v. 15.6.1951; ADL, 2582. 
314 Vgl. BStU, ZA, AIM 748/61, Teil I, Bd. 2, Bl. 132. 
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In der Bonner Zentrale warteten die Mitarbeiter jedoch weitere vier Jahre 
auf die Selbstverständlichkeit von Arbeitsverträgen. Das und die mangelnde 
Anerkennung des Ostbüros durch die Gesamtpartei, von Carl-Hubert Schwen-
nicke und Karl-Heinz Naase mehrfach moniert,315 führte zu großer Unzu-
friedenheit unter den Mitarbeitern. So kam es im Sommer 1955 zu einem 
„Streik“ der Bonner Beschäftigten. Sie weigerten sich, der Einladung zum 
Betriebsausflug der Bundesgeschäftsstelle zu folgen. In einem Schreiben an 
den Bundesgeschäftsführer Werner Stephan, unterschrieben von allen Mit-
arbeitern, verwiesen sie auf die Arbeitssituation und ihre Unterbezahlung und 
regten an, den auf das Ostbüro fallenden anteiligen Geldbetrag für den Be-
triebsausflug in die Betreuungsarbeit für notleidende Ost-Parteifreunde zu 
stecken.316 Die mißliche Situation wurde anschließend durch den stellvertre-
tenden Parteivorsitzenden Wilhelm Nowack entschärft, der den Wünschen der 
Belegschaft Rechnung trug. Fünfeinhalb Jahre nach der Arbeitsaufnahme des 
FDP-Ostbüros gab es jetzt endlich Einzelarbeitsverträge. 

Bei der SPD beschwerten sich vor allem die Beschäftigten, die nicht kon-
spirativ arbeiteten. So Arno Stahl, Flüchtlingsbetreuer in Berlin, der sich so-
wohl an Herbert Wehner als auch an dessen Bekannte Annelene von Caprivi 
wandte, um über die Bevorzugung der konspirativen Abteilung Klage zu 
führen: „Die Unterschiedlichkeit der Gehälter sowie die ständige Bevorzu-
gung des konspirativen Apparates gegenüber der Flüchtlingsbetreuung ha-
ben uns im Herbst v. J. veranlaßt, eine Gehaltszulage zu erbitten. [...] Leider 
haben unsere Vorgesetzten im Flüchtling nur den mehr oder weniger inter-
essanten Informanten gesehen. Den zu gewinnenden SPD-Genossen nicht.“317 

Günther Nelke, Leiter der Flüchtlingsbetreuung in Bonn, drückte sich zwar 
vorsichtiger aus, bestätigte aber, „die Tätigkeit der beiden Büros“, also des 
konspirativen Teils und der Flüchtlingsbetreuungsstelle, habe sich immer 
mehr auseinanderentwickelt.318 Wehner sollte diese Differenzen später in-
strumentalisieren. 

Vielfach wohnten Mitarbeiter der Ostbüros in den Diensträumen. Der Ber-
liner SPD-Ostbüroleiter Alfred Weber, der sich wie die meisten anderen Mit-
arbeiter der Ostbüros aus Sicherheitsgründen den Aliasnamen Peter Wandel 
zugelegt hatte, wohnte zeitweise in den Ostbüroräumen in der Berliner Specht-
straße 17, was sowohl ihm wie auch den dort befindlichen Unterlagen eine 
gewisse Sicherheit gab. In der Hannoveraner Dienststelle des SPD-Ostbüros 
wohnten die Mitarbeiter Spanka und Witteborn, zuvor war die Familie Uhlig 
dort untergebracht. Ähnlich hielt es die FDP. Der Einbau einer Alarmanlage 
im Berliner Ostbüro wurde unter anderem deswegen abgelehnt, weil der Mit-

315 Vgl. Schreiben von Schwennicke an Middelhauve v. 18.8.1954; ADL, 2585. 
316 Schreiben v. 15.6.1955; ADL, 2582. 
317 Fraktionsunterlagen, Korrespondenz Wehner; AdsD, 731 A–E. Brief von Stahl an von 

Caprivi v. 3.7.1958. 
318 Brief von Nelke an den Autor v. 27.5.1988. 
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arbeiter Friedrich Hemminger im Ostbüro wohnte und daher die Gefahr ei-
nes Einbruchs nicht so groß schien. 

In der Regel kehrten Mitarbeiter, die in der SBZ/DDR in Haft geraten 
waren, nach ihrer Entlassung nicht zu den Ostbüros zurück; bestenfalls ver-
suchte man sie nach der Haftentlassung woanders unterzubringen, um ihnen 
eine Berufsperspektive zu geben. Manchmal war das Verhältnis auch regel-
recht zerrüttet. So lagen Hans Füldner und Horst Gassa nach ihrer Haftent-
lassung mit ihrer Partei im Streit. Anders bei Gertrud Grothe, 1960 festge-
nommene pensionierte Sekretärin des CDU-Ostbüros, die nach zweieinhalb 
Jahren Haft ihre Wohnung in Westberlin unberührt vorfand: Ostbüroleiter 
Krause hatte weiterhin die Miete bezahlt. 

Die sogenannten Vertrauensleute der Ostbüros rekrutierten sich aus der 
jeweiligen politischen Anhängerschaft in der SBZ/DDR. Bei CDU und FDP 
waren dies zumeist Mitglieder oder ehemalige Mitglieder der (ehemaligen) 
Schwesterparteien, bei der SPD zwangsvereinigte Sozialdemokraten, die ent-
weder noch in der SED oder ausgetreten waren. Während die CDU nur in 
besonderen Einzelfällen auch Kontakt zu Mitgliedern anderer Parteien in der 
DDR aufrechterhielt, versuchte die SPD ab 1948 bewußt Kontakte vor allem 
zu Liberaldemokraten anzuknüpfen; auch Verbindungen zu anderen Parteien 
in der DDR wurden gepflegt. Das FDP-Ostbüro war ausschließlich an Libe-
raldemokraten in der SBZ/DDR interessiert; die 1953 zusätzlich eingerich-
tete Informationsstelle des Berliner Landesverbandes legte jedoch gleich zu 
Beginn ihrer Tätigkeit fest, daß ihre V-Leute „nicht unbedingt Mitglieder der 
LDP sein [müßten], in vielen Fällen sind SED-Mitglieder noch angebrach-
ter. Vor allem im Bezirk Berlin können gar nicht genug Mitarbeiter vorhan-
den sein.“319 Die Vertrauensleute verkörperten den politischen Selbstbehaup-
tungswillen der demokratischen Parteien in der SBZ/DDR und bildeten eine 
personelle Reserve für den Tag der Wiedervereinigung. Bis dahin war es je-
doch ihre Aufgabe, vor allem Informationen über die Verhältnisse in der 
SBZ/DDR zu liefern. 

Ein Verzeichnis der ostdeutschen SPD-Mitglieder oder -Funktionäre scheint 
im Westen vor der Zwangsvereinigung der Partei mit der KPD nicht existiert 
zu haben und vergleichbare Listen wohl auch nicht beim CDU-Exilvorstand 
oder beim Ostbüro der FDP. Den Ostbüro-Mitarbeitern standen nur einige 
Delegiertenlisten früherer Parteitage zur Verfügung, die jedoch mit Hilfe der 
Aussagen von Flüchtlingen und Besuchern sowie durch Zeitungsauswertung 
Zug um Zug vervollständigt wurden. Aus diesen wurden vertrauenswürdig 
erscheinende Personen ausgewählt. Oft meldeten sich alte Parteimitglieder 
aus dem Osten Deutschlands aber auch selbst bei den Parteien der Westzo-
nen und deren Ostbüros. 1947 erhoben Sozialdemokraten aus Gera noch förm-

319 Schreiben von Porzig an das FDP-Ostbüro v. 22.5.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, 
Bl. 22. 
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lich Anspruch auf zwei Delegiertenmandate beim Nürnberger SPD-Partei-
tag.320 Ähnliches war etwas später noch ausgeprägter bei der CDU zu beob-
achten; ganze Ortsgruppen ließen sich in Berlin als „kaisertreu“ registrieren. 
Auch bei der FDP meldeten sich Teile von örtlichen Parteigliederungen, so 
etwa die Pritzwalker Gruppe um den Lehrer Alfred Effinger, auf die später 
noch einzugehen sein wird. 

Offenbar hat es die Teilnahme von Ost-Sozialdemokraten an SPD-Par-
teitagen in der Frühzeit tatsächlich gegeben. Die Sächsische Kriminalpolizei 
ermittelte, daß die ehemaligen SPD-Parteisekretäre Albert Mayer und Her-
bert Eichler am Nürnberger Parteitag der SPD 1947 teilgenommen hätten, 
letzterer „mit angeklebtem Bart“.321 Unmittelbare Konsequenzen hatte es in 
diesem Fall nicht gegeben: Mayer blieb noch bis 1950 in der DDR. „An dem 
Parteitag der SPD in Dortmund [1952] nahm auch eine Delegation aus der 
Sowjet-Zone teil. [...] Alle Vorsichtsmaßnahmen haben sich bewährt, die De-
legierten sind unbehelligt in ihren Heimatorten wieder angekommen.“322 Auf 
dem Berliner Parteitag von 1954 betreute das Ostbüro gar 27 Besucher aus 
der DDR. „Ein Agent wurde erkannt und ist aus dem Tagungsraum verwie-
sen worden. In den o. a. Zahlen sind nicht die von uns eingeladenen und zu-
verlässigen Verbindungsleute enthalten“, wurde dem Parteivorstand nach 
Abschluß des Parteitages mitgeteilt.323 

Sozialdemokraten versuchten vielfach, einen Rest von Parteileben auch in 
der Illegalität zu bewahren. Historisch wichtige Materialien wurden nach der 
Zwangsvereinigung zum Parteivorstand in den Westen geschafft. Das Archiv 
der Sächsischen SPD verwahrte der Genosse Leipert zu Hause auf, damit es 
nicht in die Hände der SED fiel.324 

Die West-SPD legte großen Wert darauf, auch ihre Genossen im Osten 
weiterzubilden. Sie wurden teilweise in Parteischulungsveranstaltungen ein-
geschmuggelt; es konnte auch vorkommen, daß Ostbüro-Mitarbeiter die Ver-
trauensleute bei einem Treffen zunächst einmal mit den „unverfälschten Leh-
ren von Marx und Engels vertraut“ machten,325 damit sie die aktuelle Politik 
der SPD verstehen konnten, bevor es um praktische Fragen ging. 

Die SPD hat (im Unterschied zu CDU und FDP) regelrechte Anleitungen 
für die illegale Arbeit herausgegeben. Es handelte sich in der Anfangszeit 

320 Dabei handelt es sich um einen Brief der „Illegalen Sozialdemokratischen Partei“ in Gera, 
die sogar über eigene Kopfbögen mit diesem Aufdruck verfügte; AdsD, Ostbüro-Archiv, 
394c. 

321 Bericht v. 27.5.1948; BStU, ZA, AS 462/67, Bl. 6. 
322 Sonderaktionen September 1952, S. 17; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
323 Bericht über Sonderaktionen, Juli 1954, S. 16; AdsD, Ostbüro-Archiv. Vgl. auch Bericht 

v. 30.7.1954 (Anlage 26); ebenda. 
324 Schreiben PKK Sachsen an ZPKK Berlin v. 26.2.1949; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/400, 

Bl. 268 ff. Das Archiv wurde am 25.2.1949 bei einer Hausdurchsuchung gefunden und 
sichergestellt. Leipert unternahm einen vergeblichen Selbstmordversuch und wurde fest-
genommen. 

325 GI „Trommler“; BStU, ZA, AIM 1330/66, Teil I, Bd. 2, Bl. 191. 
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um die „Informationsbriefe“, in denen einige Verhaltensregeln erläutert wur-
den, etwa um aus dem Blickfeld der Geheimpolizei zu gelangen. Hier findet 
sich auch der Ratschlag, „wieder SED- oder andere Funktionen zu überneh-
men und das weitere Verhalten so einzurichten, daß die SED und die Russen 
den Eindruck bekommen, die betreffenden Genossen sind wieder ‚zur Ver-
nunft‘ gekommen“.326 V-Leuten wurde vom Ostbüro der SPD nahegelegt, 
„nach Möglichkeit einflußreiche Positionen in der SED, Verwaltung, Wirt-
schaft, Presse etc. an[zu]nehmen, um die Informations- und Wirkungsmög-
lichkeiten zu erhöhen“. In den fünfziger Jahren wurden die V-Leute dann 
richtiggehend in konspirativen Techniken unterrichtet. Sie erhielten den Rat-
schlag: „Je dunkler die Farbe Deiner Kleidung, desto weniger wirst Du be-
merkt“, oder Tips, wie man Verfolger abschüttelt. Auch die Verschlüsselung 
von Mitteilungen und der richtige Gebrauch von Decknamen scheint gelehrt 
worden zu sein.327 Im Zusammenhang mit den Ereignissen 1956 in Polen 
wies die SPD ihre V-Leute in der DDR darauf hin, daß sie sich „von nie-
mandem provozieren lassen sollen. [Es] wird zum Ausdruck gebracht, daß 
die Entwicklung in der DDR und ebenfalls auch die Verhältnisse anders ge-
lagert sind als in den genannten Volksdemokratien.“328 

Viele spätere Vertrauensleute wurden, vor allem bei der SPD, angeschrie-
ben und um einen Besuch in Westberlin ersucht, meist von ehemaligen Freun-
den oder Bekannten, die in den Westen geflüchtet waren. Manchmal gelang 
es der Staatssicherheit, diese Briefe abzufangen und die Adressaten mit ent-
sprechendem Druck zu veranlassen, „Briefe an den Landesverband der SPD, 
Parteivorstand der SPD sowie an den Landesvorsitzenden der SPD, Westber-
lin, und an den Innensenator, Westberlin,“ schreiben zu lassen, um „energisch 
gegen diese Methode der Agentenwerbung [zu] protestieren“.329 Vieles an der 
Praxis der Ostbüros erinnert an die Arbeit von Nachrichtendiensten; der Ein-
satz solcher Techniken war jedoch notwendig zum Schutz der Vertrauens-
leute. Zu nennen ist hier der Gebrauch von Geheimtinte, von kleinen Foto-
apparaten und letztendlich auch von Funkgeräten. 

Politisch richtete sich die Arbeit des Ostbüros der SPD vor allem gegen 
die SED und die Blockparteien, weniger gegen die Sowjets und ihre Besat-
zungssoldaten, deren Präsenz als Ergebnis des verlorenen Krieges für eine 
Übergangszeit akzeptiert wurde. In oppositionellen LDPD-Gruppen, ob mit 
dem Ostbüro der FDP in Verbindung stehend oder nicht, sah man das ähn-
lich: „Gegen die SED – allemal; aber keinen Finger gegen die Besatzungs-
macht!“330 war beispielsweise das politische Motto des Rostockers Arno Esch, 
der trotzdem von der Besatzungsmacht zum Tode verurteilt wurde. Die SPD 

326 Informationsbrief Nr. 3, „Geheim“; PATh, 1948. 
327 BStU, ZA, JHS, Tgb.-Nr. 317/58, Bl. 91 ff. 
328 BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 168. 
329 BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 199. 
330 Köpke; Wiese: Mein Vaterland (1990), S. 99. 
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hatte gerade in der Zeit direkt nach der Zwangsvereinigung gute Kontakte 
auch in Führungsgremien der SED, die jedoch mit den Massenverhaftun-
gen und der Fluchtbewegung von 1948/49 abrupt ein Ende fanden. Später 
gelang es immer wieder, zur mittleren Funktionärsebene Kontakte aufzu-
bauen. Manchmal kamen kritische SED-Kader gezielt nach Westberlin, um 
mit der SPD Kontakt aufzunehmen und gegen die Politik der SED-Führung 
zu arbeiten. Prominentestes Beispiel hierfür ist Wolfgang Harich, der zur 
Berliner SPD Verbindung aufnahm, jedoch zuständigkeitshalber an das Ost-
büro weiterverwiesen wurde, mit dessen Mitarbeitern er dann politische Ge-
spräche führte.331 

Vor möglicherweise bevorstehenden Verhaftungen wurden die Vertrau-
ensleute des SPD-Ostbüros in den vierziger Jahren häufig noch durch Kurie-
re gewarnt, was sich teilweise als zu riskant erwies. Die Kuriere riskierten 
selbst ihre Freiheit und gefährdeten möglicherweise auch noch andere V-
Leute, mit denen sie auf derselben Tour Kontakt hatten. Später warnte die 
SPD ihre Parteifreunde im Osten, etwa nach der Entführung von Robert Bia-
lek, durch abgesprochene Texte auf Grußkarten, die zur Sicherheit zweimal 
verschickt wurden.332 

Waren es in den vierziger Jahren zumeist „alte Sozialdemokraten“ aus der 
Zeit vor 1933 sowie junge SPD-Mitglieder aus den sozialdemokratischen 
Stammregionen der SBZ, meist Arbeiter oder staatliche Angestellte, die das 
SPD-Ostbüro aufsuchten, so änderte sich das Bild in den fünfziger Jahren 
erheblich. Vor allem nach 1953 fanden immer mehr Angehörige der Intelli-
genz den Weg zur SPD-Widerstandszentrale: Mitarbeiter des Kulturappara-
tes, Schriftsteller, Maler, Angestellte in Ministerien. Symptomatisch hierfür 
waren Übertritt und Einstellung von Robert Bialek. Es kam verstärkt zur 
Unterstützung von Anhängern des „3. Weges“, denen viele Mitarbeiter des 
Ostbüros politisch nahestanden und die auch in der Bundesrepublik solange 
unterstützt wurden, wie sie nicht versuchten, der SPD politisch Konkurrenz 
zu machen. 

Bei der FDP können Kontakte des Ostbüros zu führenden LDPD-Mitglie-
dern in der SBZ/DDR nahezu ausgeschlossen werden; Kontakte gab es in ge-
ringerem Ausmaß lediglich zu regionalen LDPD-Kadern. Einzige Ausnahme 
dürfte der Vorgang „Tanzmusik“ gewesen sein,333 wenngleich es sich hier 
lediglich um einen indirekten Kontakt handelte, weil eine LDPD-Wider-
standsgruppe sowohl zum Ostbüro der FDP als auch zum ehemaligen Partei-
vorsitzenden Hermann Kastner Verbindung aufgenommen hatte. Bei der CDU 
gab es dagegen noch lange nach der Absetzung von Kaiser und Lemmer 
Kontakte in höchste Führungsgremien der Ost-Union, vor allem durch Ernst 

331 Vgl. hierzu besonders Brodersen: Prozeß gegen Janka (1990); Janka: Schwierigkeiten 
(1989); Harich: Keine Schwierigkeiten (1993). 

332 BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 2, Bl. 315 ff. 
333 Vgl. S. 163 f. 

81 



 

  

  
  

 
    

   

 
   

  
 

 
 

 

  
     

  
 

 
 

  
 

  
   

Lemmer. Diese hatten jedoch, in der Phase, als Lemmer in der SBZ noch 
politische Funktionen bekleidete, halblegalen Charakter. Das CDU-Ostbüro 
selbst pflegte geheime Kontakte, vor allem zu unteren und mittleren Partei-
funktionären. 

1.4 Verfolgung und Verhaftungen 

Der Verfolgungsdruck gegenüber vereinigungsunwilligen Sozialdemokraten 
scheint im ersten Jahr nach der Zwangsvereinigung etwas abgeebbt zu sein, 
was nicht einer gewissen Logik entbehrt: Sowjetische Besatzungsmacht und 
KPD hatten ihr primäres Ziel, die Schaffung einer einheitlichen Arbeiter-
partei, erreicht und Fusionsgegner eingesperrt oder in die Flucht getrieben. 
Jetzt ging es darum, die neue Partei aktionsfähig zu machen und die internen 
Zweifler zu überzeugen. Zudem hatte die SPD aufgrund organisatorischer 
Schwäche kaum die Möglichkeit, in großem Umfang in der SBZ zu wir-
ken.334 Gleichwohl wußten SMAD und SED-Führungsspitze um die Bestre-
bungen der West-SPD in der SBZ; bei einem Treffen zwischen Marschall 
Sokolowski und der SED-Führung am 23. Dezember 1946 schien dies das 
größte Problem zu sein, das die SED bewegte.335 Personen, von denen der 
sowjetische Geheimdienst wußte, daß sie mit der West-SPD in Verbindung 
standen, wurden in dieser Zeit nicht automatisch inhaftiert. Die Zahl der 
mit dem Ostbüro der SPD in Verbindung stehenden Verhafteten dürfte sich 
1946/47 auf einem relativ niedrigen Niveau bewegt haben. Zu dieser Zeit 
war es durchaus noch üblich, daß inhaftierte Sozialdemokraten wieder entlas-
sen wurden, so Kurt Brandt aus Eisleben Mitte 1947, den man wegen einer 
beginnenden TBC-Erkrankung in ein Sanatorium einwies.336 Der Genosse 
Oehlert aus Leipzig wurde gar, nachdem er im Gefängnis schwer mißhan-
delt worden war, im Mai 1947 ohne Anklageerhebung wieder auf freien Fuß 
gesetzt.337 Von vielen Sozialdemokraten wußten ostdeutsche und sowjeti-
sche Behörden, daß sie mit der westdeutschen Parteiführung in Verbindung 
standen; nur wenige wurden 1946/47 aus diesem Grund verhaftet wie etwa 
eine Hallenser Gruppe im Frühjahr 1947.338 Julius Bredenbeck und Fritz 
Drescher waren dem Vorläufer der Zentralen Parteikontrollkommission der 
SED ab August 1948 als Vertrauensleute des SPD-Ostbüros bekannt, Breden-
beck galt der SED als „Hauptinspirator“.339 Diese beiden Sozialdemokraten 

334 Vgl. S. 34 u. 49. 
335 Murphy; Kondrashev; Bailey: Battleground Berlin (1997), S. 405. 
336 SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/383-14, Bl. 221. 
337 Vgl. AdsD, PV 601b. 
338 SAPMO-BA, NY 36/734, Bl. 294. 
339 Niederschrift von Waldemar Kaspareck v. 25.8.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/383-14, 

Bl. 236. 
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waren der SED von Waldemar Kaspareck alias Rösler genannt worden, ein 
Häftling mit Kontakt zum Leipziger Polizeirat Günther Weber,340 der nach 
einem halbjährigen Gefängnisaufenthalt im Juli 1947 mit der Maßgabe ent-
lassen worden war, „sich mit Zustimmung des Genossen Otto Walter341 im 
Ostbüro“ in Hannover umzusehen.342 Bei der CDU war die Situation anfangs 
ähnlich; hier war die Verbindung zu Politikern des späteren Exilvorstandes 
in den ersten Monaten nach der Übersiedlung von Kaiser und Lemmer nach 
Westberlin weitgehend gefahrlos möglich. 

Der SED war in den ersten Jahren nicht verborgen geblieben, daß sich 
nach wie vor viele ihrer Mitglieder zur Sozialdemokratie bekannten, ja daß 
Emissäre der Hannoveraner Parteiführung Genossen in der SBZ und in Ost-
berlin aufsuchten. Mehrfach erfuhr die am 16. September 1948 durch Partei-
vorstandsbeschluß ins Leben gerufene Zentrale Parteikontrollkommission dies 
von linientreuen Genossen im Land. Doch schon vorher hatte es Meldungen 
hierüber gegeben, die über das Informationsnetz der KPD in Westdeutsch-
land beim SED-Parteivorstand landeten.343 Ein Spion, intern X genannt, be-
richtete so von „60 Verbindungs-Leute[n] des Ostbüros, [die] als Delegierte 
auf dem [Nürnberger] Parteitag anwesend“ gewesen sein sollen.344 

Vom gleichen Spion X stammen auch Lagebeurteilungen über die Situa-
tion im Ostbüro, die den tatsächlichen Stand der Aufbauarbeit allerdings er-
heblich überschätzten und die SED in Alarmbereitschaft setzten: X meldete 
aus dem Land Sachsen Konferenzen von Vertrauensleuten mit bis zu 22 Per-
sonen. Völlig übertrieben waren die Informationen über den organisatorischen 
Aufbau des SPD-Ostbüros: „Es gelang N[eumann], den Personal-Apparat von 
20 Personen auf 80 Personen auszubauen. Hiervon sollen 50 Personen in 
Hannover arbeiten, während 30 Personen außerhalb, das heißt in den Grenz-
bezirken, unmittelbar tätig sind.“ Tatsächlich sollte Neumanns Stab bei sei-
nem Amtsantritt im Sommer 1947 schrittweise auf 40 Mitarbeiter ausge-
weitet werden, einen Monat nach der Schilderung von X hatte er jedoch erst 
26 Angestellte zur Verfügung, Putzpersonal, Kraftfahrer etc. inbegriffen. In 
die gleiche Kerbe schlug auch ein Flüchtling aus Leipzig, ebenfalls als X 
bezeichnet, der aufgrund eines Korruptionsvorwurfes geflüchtet war, sich 
dann jedoch der KPD zur Verfügung gestellt hatte. Dessen Bericht wurde 
von der Hamburger KPD nach Ostberlin gemeldet: „Das Ostbüro unterhält 
in der Ostzone einen sehr großen Kreis von V-Leuten. X bringt mehrfach zum 

340 Vgl. S. 49 f. 
341 Otto Walter, 1902–1983, war damals Mitglied im Parteivorstand der SED in Sachsen-

Anhalt und wurde 1949 Mitarbeiter des MfS-Vorläufers „Hauptverwaltung zum Schutze 
der Volkswirtschaft“, 1953–1964 stellvertretender Minister für Staatssicherheit. 

342 Niederschrift von Waldemar Kaspareck v. 25.8.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/383-14, 
Bl. 236. 

343 Vgl. Bailey; Kondraschow; Murphy: Unsichtbare Front (1997), S. 176. 
344 Bericht X v. 22.3.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/10.02/237. Hier auch nachfolgende 

Schilderungen. 
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Ausdruck, daß wir uns wohl kaum vorstellen können, wie umfangreich der 
Kreis ist und welche bedeutenden Leute dazu gehören. Er sagt, daß so gut 
wie in jedem Büro V-Leute von ihnen säßen.“345 Der Spitzel hatte in der Tat 
einen gewissen Einblick: Er hatte kurz im Ostbüro gearbeitet und war zu-
mindest einmal mit Richard Lehners, später Innenminister und Landtagsprä-
sident in Niedersachsen, als Kurier in der SBZ gewesen. Auch die Hannove-
raner KPD versuchte schon früh, an Informationen über das Ostbüro in der 
Stadt zu kommen, die SED mußte jedoch Anfang 1948 feststellen: „Über 
Dux, der den Org[anisations]-Leiter des Ostsekretariats in Hannover macht, 
wußten unsere Genossen nichts Näheres, ebenso über Brandt [...] Die enge-
ren Mitarbeiter des Ostsekretariats sollen sich zu einem beträchtlichen Teil 
aus ehemaligen Magdeburgern zusammensetzen.“346 

Der erste umfassende Bericht zur „Schuhmacherbewegung“ scheint im 
Mai 1948 vom Dezernat K 5 des Landeskriminalamtes Sachsen erarbeitet 
worden zu sein und wurde anschließend der Deutschen Verwaltung des In-
neren zur Verfügung gestellt.347 Danach war die deutsche Kriminalpolizei 
schon im Mai 1948 über die illegalen Verbindungen wichtiger Sozialdemokra-
ten nach Westen im Bilde; so waren beispielsweise die Namen Arno Haufe, 
Arno Wend348 und viele andere bekannt. Die sächsische Kriminalpolizei 
wußte auch früh davon zu berichten, wie sich die Kuriere bei den Vertrau-
ensleuten auswiesen, nämlich durch „eine Postkarte mit einer Glockenblume 
[...] und neuerdings eine Postkarte mit einem Kinderkopf“.349 Allerdings sei 
„eine Überwachung der namentlich aufgeführten Personen [...] aus Perso-
nalmangel nicht möglich“ gewesen. „Außerdem sind die führenden Köpfe 
der Schuhmacherrichtung alle im Besitz eines Fahrzeuges, was bei den zu-
ständigen Überwachungsstellen nicht der Fall ist.“ Einschneidender wird je-
doch die Tatsache gewirkt haben, daß die SMAD in einigen Fällen die Er-
mittlungen schlichtweg verbot.350 

Bei den Ermittlungen kamen der SED-Personalabteilung, später der West-
kommission und der Zentralen Parteikontrollkommission, KPD-Genossen in 
den Westzonen zur Hilfe, die beispielsweise aus Braunschweig schrieben: 
„K. Vorsfelde, Funktionär der SPD, bringt regelmäßig Schumacher-Material 
nach der Ostzone und kommt mit marxistischer Literatur als Deckung für seine 
Tätigkeit zurück. [...] K.’s Eltern wohnen in Stendal und geben bei etwaigen 
Schwierigkeiten eine Begründung für seinen Aufenthalt in der Ostzone.“351 

345 Bericht aus Hamburg v. 22.7.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/10.02/237. 
346 BStU, ZA, AS 1003/67, Bd. 6, Bl. 40. 
347 Bericht v. 27.5.1948; BStU, ZA, AS 462/67, Bl. 2. Nachfolgendes Zitat Bl. 6. 
348 Zum Verfahren gegen Haufe und Wend wegen angeblicher Wirtschaftsverbrechen vgl. 

Nollau: Das Amt (1978), S. 97. 
349 Bericht des Landeskriminalamtes Sachsen, Dezernat K 5, v. 27.5.1948; BStU, ZA, AS 

462/67, Bl. 2. 
350 Bericht v. 27.5.1948; BStU, ZA, AS 462/67, Bl. 4. 
351 Bericht von Robert Keune und Otto Träger v. 20.3.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/400. 
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Der Vorsitzende der Handwerkskammer und Leiter der illegalen SPD-Gruppe 
in Weimar, Hans Baumeister aus Dortmund, den die KZ-Haft nach Buchen-
wald in Thüringen verschlagen hatte, besuchte Pfingsten 1948 seine Heimat-
stadt im Ruhrgebiet. Ein dort ansässiger Kommunist berichtete dies der SED 
in Ostberlin, mit dem Nachsatz: Baumeister sei „äußerst unsicher“ und soll 
„zersetzende Briefe nach dem Westen schreiben“.352 Aufgrund anderer Spit-
zelberichte vermutete die ostdeutsche Schwesterpartei, daß „in der Nähe von 
Ulbricht jemand sein muß, der dem Ostbüro Berichte zustellt“.353 Trotzdem 
blieben die Ermittlungsergebnisse der SED eher bescheiden: „Die Partei war 
bisher nicht in der Lage, einen entscheidenden Kampf gegen die Schumacher-
Tendenzen innerhalb unserer Partei zu führen. [...] Die Entlarvung gewisser 
Agenten, angefangen von Noack, Krüger bis Lugk, Finzelberg, war fast aus-
schließlich das Werk der Besatzungsmacht.“354 

Wie schon erwähnt, ließ der sowjetische Geheimdienst die Sozialdemo-
kraten in der ersten Zeit weitgehend gewähren, wenngleich er versuchte, die 
SPD-Untergrundtätigkeit zu überwachen. Verschiedene Vorgänge lassen dar-
auf schließen, daß der sowjetische Geheimdienst schon 1948 über die Tätig-
keit des SPD-Ostbüros recht genau im Bilde war. So verschwand im Som-
mer 1948 auf ungeklärte Art ein Ausweis aus dem Ostbüro, den der Kurier 
Karl Gundlach für eine Fahrt nach Dresden und Halle benutzen sollte. We-
nige Stunden vor der Abreise mußte ein neuer Ausweis angefertigt werden. 
Als Gundlach wenig später, im August 1948, verhaftet wurde, bekam er schon 
„in der ersten Minute“ eine Kopie des verschwundenen Exemplars vorge-
legt.355 Aufgrund der Namensliste, die der Kurier Karl Gundlach nach seiner 
Verhaftung vergeblich im Polster des Polizeiwagens versteckt hatte, wurden 
mindestens 14 weitere Genossen inhaftiert.356 

Die massive Verfolgung von Christdemokraten, die mit dem Ostbüro der 
Partei in Verbindung standen, setzte Ende 1949 ein, anderthalb Jahre nach 
dessen Gründung und ein Jahr nach den ersten massiven Verhaftungen von 
SPD-V-Leuten. Sie setzten sich 1950 fort: „In Ahrensfelde wurden beispiels-
weise der Bürgermeister [...] und weitere Mitglieder der Ortsgruppe verhaf-
tet und zur Abschreckung mit Handschellen aneinandergekettet auf einem 
offenen LKW mehrfach durchs Dorf gefahren. Trotz der allgemeinen Ver-
unsicherung hielten die meisten Gruppen der CDU ihren Kontakt zum Ost-
büro der CDU aufrecht.“357 „Der Tag“, Kernstück der Exil-CDU und seines 
ausführenden Organs, des Ostbüros, blieb beliebter Lesestoff opponierender 
ostdeutscher Christdemokraten. Am 17. Dezember 1950 wurde eine Journa-

352 Bericht „R“ v. 27.5.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/10.02/237. 
353 Bericht X v. 22.3.1948; ebenda. 
354 Bericht von Lau an ZPKK/PPA v. 29.1.1949; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/402. 
355 Haftbericht von Gundlach; AdsD, Ostbüro-Archiv, 421. 
356 Haftbericht von Polenz v. 22.2.1954; AdsD, Ostbüro-Archiv, 421. 
357 Richter: Ost-CDU (1991), S. 278. 
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listin aus Rostock verhaftet, die Artikel für die Zeitung geschrieben hatte. 
Sie wurde zu 25 Jahren Zuchthaus verurteilt und nach Sibirien deportiert.358 

Personen, die mit dem Berliner FDP-Ostbüro in Verbindung standen, wur-
den erst 1952 vereinzelt verhaftet. Da es bei der FDP aus personellen und fi-
nanziellen Gründen nur wenig Kontakte in die SBZ/DDR gab, waren die 
personellen Verluste zunächst vergleichsweise gering. Neben der Gruppe um 
Arno Esch in Rostock, die bestenfalls mit dem Vorläufer des Berliner Ost-
büros in Verbindung zu bringen ist, war wohl Gerhard Siebers, seit Septem-
ber 1950 mit dem Ostbüro in Kontakt, der erste FDP-V-Mann, der enttarnt 
wurde.359 Zwei Jahre nach seiner Kontaktaufnahme mit den Berlinern wurde 
er verhaftet, vier Jahre nach Gründung der Berliner FDP-Dienststelle und 
zweieinhalb Jahre, nachdem die ersten christdemokratischen V-Leute ins Ge-
fängnis gehen mußten. 

Ab 1948 trieb die SED ehemalige Sozialdemokraten geradezu in die Arme 
des Ostbüros. Die vordem paritätische Besetzung der SED-Leitungsgremien 
auf allen Ebenen war schon 1948 mehr und mehr ausgehöhlt worden. Im 
Rahmen der Schaffung einer „Partei neuen Typus“ beschloß die 1. Partei-
konferenz im Januar 1949 die Einrichtung eines Politbüros nach KPdSU-
Vorbild. Der III. Parteitag der SED schloß im Juli 1950 diesen Transforma-
tionsprozeß zu einer leninistischen Kaderpartei ab. Der Parteivorstand der 
SED wurde abgeschafft; an seine Stelle trat das Zentralkomitee. Von Parität 
konnte jetzt keine Rede mehr sein, Sozialdemokraten wurden auf allen poli-
tischen Ebenen verfolgt; gleichzeitig wurden CDU und LDPD immer mehr 
auf eine kommunistische Linie eingeschworen. 

Möglich wurden die 1948 einsetzenden Massenverhaftungen von Sozial-
demokraten, die mit dem Ostbüro in Verbindung standen, vor allem auf-
grund von konspirativen Mängeln bei der Kuriertätigkeit. In konspirativen 
Techniken nicht ausreichend ausgebildet und teilweise draufgängerisch agie-
rend, wurden die zumeist jungen Kuriere fast alle schnell enttarnt und ver-
haftet. Mit der Intensivierung der Tätigkeit im Osten erhöhte sich unweiger-
lich das Risiko, entdeckt zu werden. 

Ausgangspunkt der Repressionswelle gegen die Kontaktleute des Ostbüros 
der SPD war die Verhaftung von Wilhelm Lohrenz am 18. November 1946 
in Finsterwalde, einem ehemaligen Mitarbeiter des Berliner Ostsekretariats, 
der Mitglied des Berliner Landesvorstandes geworden war.360 Lohrenz hatte 
seine Tätigkeit in der SPD einige Monate zuvor aufgegeben, um für die Briten 
– möglicherweise geheimdienstlich – zu arbeiten. Er wurde in Cottbus dem 

358 Ebenda, S. 309. 
359 BStU, ZA, HA IX 3828. 
360 Für diverse ergänzende Informationen zu Lohrenz danke ich Herrn Andreas Herbst, Ber-

lin, der mir auch einige Dokumente zur Verfügung stellte. Herbst veröffentlichte einen 
Artikel zu Lohrenz am 27.9.1997 im Neuen Deutschland. („Ein Autor, der keiner sein 
wollte und doch Honorar verlangte“) 
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sowjetischen Geheimdienst übergeben361 und am 19. Dezember in das Pots-
damer Gefängnis eingeliefert. Lohrenz wurde dort in fensterlosen Zellen ein-
gekerkert, ein halbes Jahr lang verhört, von den Vernehmern geprügelt und 
in eine mit Wasser überflutete Zelle gesperrt. Im Mai 1948 unternahm er ei-
nen Selbstmordversuch.362 Einen Monat später, am 16. Juni 1948, zwang 
man ihn schließlich, ein Geständnis zu unterschreiben, das anschließend in 
zahlreichen Zeitungen der SBZ veröffentlicht wurde. In einer Broschüre363, 
die nachweislich falsche Angaben enthält und in seiner Machart eine von 
vielen vergleichbaren Publikationen ist, schildert Lohrenz als „reuemütiger 
Sozialdemokrat“ die – natürlich – falschen Entscheidungen der „kleinbür-
gerlichen Clique“ um den ersten Landesvorstand der Westberliner SPD. Kurt 
Swolinsky, Karl J. Germer und Franz Neumann, die in Berlin die Einheit der 
Arbeiterklasse zerstört hätten, seien zugleich für die Zusammenarbeit des 
Ostbüros des Berliner Landesvorstandes mit dem britischen und amerikani-
schen Geheimdienst verantwortlich. 

Am 27. Juni 1948, mehr als anderthalb Jahre nach der Festnahme von 
Lohrenz, verlas Ulbricht das erzwungene „Geständnis“ vor dem Zentralse-
kretariat der SED, ohne darauf zu verweisen, daß sich Lohrenz schon lange 
im Gefängnis befand und überhaupt nicht im SPD-Auftrag die SBZ bereist 
hatte. Daraufhin herrschte, so Erich Gniffke, zunächst „betretenes Schwei-
gen“. Gniffke, der als Sozialdemokrat SED-Mitglied geworden war, hatte 
den Auftrag, vor der 11. Parteivorstandstagung am 29./30. Juni 1948 in Ber-
lin zum Fall Lohrenz Bericht zu erstatten. In seinen Äußerungen warnte er 
die versammelten SED-Genossen vor „Gespenstern“. Grotewohl hingegen 
griff die angeblichen Lohrenz-Enthüllungen in seinem Schlußwort auf. „Neues 
Deutschland“ veröffentlichte sein Pamphlet schon am folgenden Tag.364 

Schon auf der Sitzung des Zentralsekretariats am 14. Juni war beschlossen 
worden, das „Geständnis“ in einem „Sonderdruck [...] herauszubringen mit 
einer Auflage von 300 000 Exemplaren“. Daneben wurden Rundfunk und 
Zeitungen angewiesen, „daß der gesamte Text zu veröffentlichen und zu kom-
mentieren ist. [...] Die zuständigen Stellen [...] sollen aufgefordert werden, 
Material über in der Ostzone erfolgte Sabotageakte und über die Zusam-
menarbeit leitender SPD-Funktionäre mit dem Geheimdienst der Engländer 
und Amerikaner [...] zusammenzustellen.“365 Dies war der Beginn einer Se-
rienproduktion von Broschüren und Flugblättern über das Ostbüro, deren 
Inhalt mit der Wahrheit meist wenig zu tun hatte. Fritz Schreiber und Erich 
Gniffke, die beide das Lohrenz-Geständnis nicht für authentisch hielten, er-

361 Manuskript von Stephan Thomas für den PV, S. 23; PATh, 1951. 
362 Haftbericht von Lohrenz v. 25.9.1950; PATh, 1950. 
363 Loherr: Hinter den Kulissen (1948). 
364 Vgl. Stößel: Positionen und Strömungen in der KPD/SED (1985), S. 336. 
365 Protokoll Nr. 84 (II) der Sitzung des Zentralsekretariats am 14.6.1948; SAPMO-BA, DY 

30, IV 2/2.1/207. 

87 



 
 

  

 

  
 

 
  

   

 

 

 
  

  

 
   

 

 
   

 
  

    
     

  
  

     
    

  
 

  
 

     
 

   
   

    
  

kannten in diesen Vorgängen den Beginn einer Kampagne gegen ehemalige 
Sozialdemokraten in der SED.366 Die eigene Parteispitze wurde von den mit 
Nachforschungen beauftragten SED-Genossen erstmals in einer Zusammen-
fassung vom 25. August 1948 über das Problem Ostbüro unterrichtet.367 

Wilhelm Lohrenz, der vom überzeugten Kommunisten in der Weimarer 
Republik zunächst eine Wandlung zum religiösen Sozialisten durchmachte 
und sich dann 1945 der SPD anschloß, wurde nach seinem „Geständnis“ er-
staunlich gut behandelt. Unter der Bedingung, daß er mit seiner Familie nach 
Dresden übersiedle, entließen ihn die Behörden im Dezember 1949 aus der 
Haft. Lohrenz wurde von Otto Grotewohl empfangen, beantragte die Mit-
gliedschaft in der SED und erhielt eine Stelle als Leiter des Büchereiwesens 
der Stadt Dresden.368 Im Sommer 1950 wechselte er erneut die Fronten und 
flüchtete mit seiner Familie nach Westberlin.369 

Auch Richard Lehners wurde schon recht bald als Kurier enttarnt. Zurück-
zuführen war dies möglicherweise auf den schon erwähnten eingeschleusten 
„Flüchtling“, der nach kurzer Zeit der Tätigkeit im Innendienst des Hanno-
veraner Ostbüros Lehners als Kurier in die SBZ begleitete. Lehners benutzte 
nicht immer die gewöhnliche Kurierstrecke via Berlin, sondern erreichte Ost-
deutschland gelegentlich auch über den Grenzübergang Tannenberg Ost.370 

Vieles deutet darauf hin, daß Lehners beschattet wurde. Jedenfalls wurde 
er im Januar 1948 von der Dresdener Bahnpolizei unter seinem Decknamen 
„Hein“ angesprochen. Geistesgegenwärtig legte der Kurier seinen echten, auf 
den Namen Lehners ausgestellten Ausweis vor. Unbehelligt kehrte er in den 
Westen zurück und berichtete der Leitung des Ostbüros von dem Vorfall.371 

366 Vgl. Gniffke: Jahre mit Ulbricht (1966), S. 316 f. 
367 Abschrift für den Genossen Dahlem; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/383-14, Bl. 475. 
368 In dieser Zeit bemühte er sich verzweifelt, Geld für die unter seinem Namen erschiene-

nen Pamphlete vom Dietz-Verlag einzufordern (Schreiben von Lohrenz an Grotewohl v. 
10.4.1950; SAPMO-BA, NY 90/624). Möglicherweise war er mittlerweile von den So-
wjets, die ihn drei Jahre lang inhaftiert hatten, angeworben worden. Ernst Lohagen, 1. Se-
kretär der SED in Sachsen, sprach bedeutungsvoll davon, Lohrenz habe „noch einige 
Aufträge für unsere Freunde durchzuführen“. Ob Lohrenz das Buch und die Zeitungsar-
tikel wirklich selbst geschrieben hat, bleibt zweifelhaft. Auch bei Schreiben an den 
Dietz-Verlag verwies er immer nur darauf, dem Verlag sei „das Manuskript [...] vom so-
wjetischen Nachrichtenbüro zur Veröffentlichung übergeben worden“. (Schreiben von 
Lohrenz an den Dietz-Verlag v. 17.3.1950 u. 17.4.1950; Archiv des Dietz-Verlages.) 
Möglicherweise rührt hier auch die Behauptung des Ostbüroleiters her, Lohrenz habe in 
Dresden für das SNB gearbeitet. 

369 Manuskript von Thomas für PV-Sitzung, S. 23; PATh, 1950. 
370 Bericht aus Hamburg v. 22.7.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/10.02/237. 
371 Kurierbericht von Lehners v. 27.1.1948; PATh, 1948. Ähnliches passierte auch dem Ku-

rier Heinz Kühne. „Mittels durchgeführter Kontrolle wurde festgestellt, daß am 7. Okto-
ber 1948 durch die Polizei der Stadt Hüstrow [wohl Güstrow] Maßnahmen für die Ver-
haftung des Leiters der [Berliner] Filiale des ‚Ostbüros‘ der SPD, Kühne, Hans, ergriffen 
wurden, aber angesichts dessen, daß Kühne bei der Kontrolle der Dokumente einen 
Ausweis auf eine Person namens Rostek vorlegte, wurde er nicht verhaftet.“ (Auskunft v. 
13.10.1950; Privatarchiv Dieter Rieke: Unterlagen der Generalstaatsanwaltschaft Moskau 
über Rieke.) 
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Obwohl allen Beteiligten klar sein mußte, daß die ostdeutschen Behörden 
nun Lehners Identität kannten, reiste dieser im März 1948 leichtsinnigerweise 
erneut in die SBZ und gefährdete damit seine Kontaktleute im Osten. Er 
übernachtete, wie üblich, bei sozialdemokratischen Vertrauensleuten, unter 
anderem zwei Tage lang bei Curt Eckhardt in Erfurt. Einen Tag nach seiner 
Abreise wurden Eckhardt und sechs Mitglieder seiner Gruppe festgenom-
men.372 Die Dresdener Gruppe um Arno Wend, wo Lehners im Januar ge-
wesen war, geriet im Juli 1948 in Haft. Daß ein Zusammenhang zwischen 
den Besuchen der Kuriere und den Verhaftungen ostdeutscher Sozialdemo-
kraten bestand, war inzwischen allgemein klar geworden, wie der ehemalige 
Vertrauensmann Dieter Rieke aus Gardelegen heute berichtet: „Es war eine 
recht heikle Arbeit, weil wir gemerkt haben, in Mecklenburg oder in Sach-
sen-Anhalt wurden unsere Leute verhaftet. Meistens nach Besuchen von Ku-
rieren. Da wurden wir langsam hellhörig, es kamen Zweifel auf, aber es gab 
keinen Weg mehr zurück.“373 

Auch Wilfred Busch wurde Anfang 1948 verhaftet, als er während einer 
Kurierfahrt in Mühlhausen/Thüringen seine Eltern besuchte. Busch war als 
angeblicher britischer Spion denunziert worden. Schon nach seinen ersten 
Besuchen in der SBZ hatte ihn der britische Geheimdienst in der Nähe von 
Hannover festgesetzt und vernommen; ein dabei anwesender früherer SS-
Sturmführer namens Hans Hoffmann, der später zu den Sowjets überlief, gab 
Buschs Namen den sowjetischen Sicherheitsbehörden preis, die natürlich 
sofort zugriffen, als sie seiner habhaft werden konnten. Von seiner Verbin-
dung zum Ostbüro der SPD wußten seine Vernehmer zunächst nichts. Dies 
wurde den Behörden in Ostdeutschland erst bekannt, nachdem der SED-
Informant Baumbach im Ostbüro erfahren hatte, „daß der um die Weih-
nachtszeit vorigen Jahres verschüttgegangene Kurier [...] Winfried hieß“.374 

Mit demselben Hans Hoffmann hatte auch der Kurier Karl Gundlach in der 
Haft zu tun. Gemeinsam in eine Zelle gesperrt, schlug Hoffmann Gundlach 
vor, er solle die eigene Lage doch zumindest mit Teilgeständnissen ver-
bessern.375 

Nach diesen ersten Verhaftungen von Kurieren, hatte Ostbürochef Neu-
mann erhebliche Probleme, das Verbindungssystem in den Osten weiter wie 
bisher aufrechtzuerhalten. Noch im Februar 1948 schrieb er an Nau: „Ob-
wohl die Arbeit bedeutend angewachsen ist, haben wir im Moment – wenn 
wir den neu angestellten Kühne schon einbeziehen – nur drei Kuriere. Im Mo-
ment ist das der schwächste Punkt in unserem Büro und all meine Bemü-
hungen konzentrieren sich darauf, geeignete Kuriere zu finden. Wir müssen 

372 Brief von Eckhardt an Willy Brandt v. 30.10.1963; AdsD, PV-Bestand, 1179. 
373 Interview mit Rieke v. 20.7.1988. 
374 Bericht von Baumbach v. 1.8.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/10.02/237. 
375 Haftbericht von Gundlach, ca. April 1956; AdsD, Ostbüro-Archiv, 421. 
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es in den nächsten Wochen oder Monaten schaffen, wieder auf den alten 
Stand zu kommen.“376 

Neumann blieb wenig Zeit, seinen Apparat zu reorganisieren. Denn schon 
bald kam es in der SBZ zu ersten Massenverhaftungen von Sozialdemokra-
ten, die auf direktem oder indirektem Wege mit dem Ostbüro in Verbindung 
gestanden hatten. In einem Schreiben an Heine schlug Neumann deshalb vor, 
die Westzonen-SPD müsse sich auf eine Art und Weise revanchieren, „daß 
der Gegenseite Hören und Sehen vergeht. Es ist einfach unerträglich, mit 
gebundenen Händen zusehen zu müssen, wie unsere Genossen Freiwild sind, 
die wir registrieren, und bestenfalls hinterher die Dinge propagandistisch 
verwerten und für die Opfer sammeln. Ich habe mir während der ganzen 
[Pfingst-] Feiertage [in der Woche zuvor wurden Sozialdemokraten in der 
Altmark verhaftet] die Dinge reiflich überlegt und bin der Ansicht, daß wir 
[...] zu Repressalien greifen. Wir müssen für jeden verhafteten SPD-Funk-
tionär zwei bis drei bekannte KP-Funktionäre im Westen unschädlich ma-
chen.“ Neumann betonte, er sei „bereit, alle diesbezüglichen Risiken auf 
meine Kappe zu nehmen“.377 Der Vorschlag wurde nicht weiterverfolgt. 

SED-Spitzel Baumbach konnte nach den Verhaftungen mit Neumann ein 
Gespräch führen und meldete zufrieden dem Parteivorstand nach Ostberlin, 
„daß die Arbeit der Kuriere von der Westzone aus wegen der bestehenden 
Schwierigkeiten [...] eingestellt sei; daß die Zentrale der illegalen Arbeit nach 
Berlin verlagert ist und lediglich durch Verbindungsleute von Hannover ge-
steuert wird“.378 Die SED veranlaßte daraufhin bei den „Freunden“ eine ver-
stärkte Bearbeitung der Berliner Objekte des Ostbüros, die letztendlich zur 
Entführung von Heinz Kühne führte. 

Auch nach den Massenverhaftungen der Jahre 1948/49 und der Schaffung 
der Staatssicherheit 1950 sammelte die SED weiterhin Daten über das Ostbüro 
der SPD. So finden sich Originale von Flüchtlingsunterlagen,379 Rundschreiben 
des Berliner SPD-Landesverbandes380 und interner Schriftwechsel der Ber-
liner Parteigrößen in den Unterlagen des SED-Parteiarchivs. Selbst über die 
Gehälter der Mitarbeiter des SPD-Parteivorstandes war die SED informiert.381 

Daß das Ostbüro der SPD mit seinen Kurieren so wenig Glück hatte, 
konnte nicht nur mit der Cleverneß der sowjetischen Behörden und den ein-
geschleusten Agenten zu tun haben. Daß so viele Kuriere und vor allem 
Kontaktleute aufflogen, hatte seinen Grund auch in der Unerfahrenheit und 
im Leichtsinn der Mitarbeiter des Ostbüros. Geradezu haarsträubend sorglos 
verhielt sich beispielsweise der Ostbüro-Kurier Heinz Kühne. Kühne, so 

376 Brief von Neumann an Nau v. 25.2.1948; PATh, 1948. 
377 Brief von Neumann an Heine v. 18.5.1948; PATh, 1948. 
378 Bericht von Baumbach v. 1.8.1948; SAPMO-BA, DY 30, IV 2/10.02/237. 
379 Schreiben des Magistrats von Groß-Berlin v. 30.1.1950; SAPMO-BA, BPA II/A/1/65. 
380 Rundschreiben v. 6.3.1952; ebenda. 
381 Ebenda. 

90 



 

  

 
 

  

 

 
  

 
 

  
  

  
   

 
 

  
 

 
 

  
 

 

 
 

schildert der ehemalige Vertrauensmann Horst Kunze aus Zwickau, „hatte 
eine Anzahl von Anschriften anderer Genossen im Vogtland und Erzgebirge 
bei sich“. Er trug ein amerikanisches Khakihemd, war mit amerikanischem 
Dosenproviant ausgerüstet und bewahrte den Zettel mit seinen Anlaufadres-
sen in einer Rolle in der Brusttasche seines Hemdes auf.382 

Mit dem Kurier Karl-Heinz Schmiedl, der wie Karl Gundlach im August 
1948 in der SBZ verhaftet wurde, könnte es den ostdeutschen Behörden ge-
lungen sein, einen Überläufer zu gewinnen. Schmiedl hatte auf einer der Ku-
rierfahrten seine Eltern statt einer Kontaktperson besucht und war hier bei-
nahe verhaftet worden. Dem SPD-Ostbüro teilte er hierüber jedoch nichts mit. 
Als der Vorfall trotzdem bekannt wurde, weil sich der ostdeutsche Sozial-
demokrat, der eigentlich besucht werden sollte, in Hannover meldete, wurde 
Schmiedl – den vorher schon andere ostdeutsche Sozialdemokraten belastet 
hatten – in die Kartei versetzt. Nach einem weiteren Konflikt mit der Ostbü-
roleitung – er verkaufte ihm dort zugängliches Material an den US-Geheim-
dienst CIC in Frankfurt – wurde er auf eine Stelle in der Anzeigenabteilung 
der Hannoverschen Presse abgeschoben, wo ihm nach Unregelmäßigkeiten 
im Juli 1948 gekündigt wurde. Von da an ist sein weiterer Lebensweg un-
klar. Möglicherweise sollte Schmiedl im Auftrag des US-Geheimdienstes CIC 
ihm bekannte Sozialdemokraten in der SBZ anwerben, um nicht auf gefil-
terte Nachrichten aus dem SPD-Ostbüro angewiesen zu sein, da man „keine 
Kontrolle über die Aktivitäten dieser Büros hatte [und] die Informationen aus 
diesen Quellen nicht sehr zahlreich“ waren.383 Die Umstände von Schmiedls 
Einreise in die Sowjetische Zone bleiben mysteriös, und es ist nicht auszu-
schließen, daß er schon Monate zuvor für die andere Seite gearbeitet hat. Denn 
obwohl Schmiedl laut zweier ostdeutscher Veröffentlichungen angeblich im 
April 1948384 bzw. im August 1948385 die Grenze überschritten haben und 
wenig später verhaftet worden sein soll, hielt er sich – so ein Bericht, den das 
Ostbüro wahrscheinlich aus britischen Geheimdienstkreisen erhielt – angeblich 
schon im Dezember desselben Jahres wieder als freier Mann in Berlin auf.386 

In diesem Bericht heißt es weiter, Schmiedl habe mit einem Leipziger Agen-
ten namens Böhme zusammengearbeitet, der wöchentlich in Berlin erschienen 
sei, um Material abzuholen. Aufgabe Schmiedls sei es gewesen, das Berliner 
Ostbüro zu überwachen. Für diese Annahme sprechen auch Schilderungen in-
haftierter Sozialdemokraten.387 Tatsache ist, daß ein Verrat Schmiedls, wenn 
er tatsächlich schon zu Zeiten seiner Tätigkeit in der Kartei des Ostbüros ein-

382 Interview mit Kunze v. 20.4.1988. 
383 Bailey; Kondraschow; Murphy: Unsichtbare Front (1997), S. 155. 
384 Vgl. Tägliche Rundschau v. 10.4.1949, S. 3. 
385 Vgl. Kühne: Kuriere, Spitzel, Spione (1949), S. 18. 
386 Bericht v. 28.12.1948; AdsD, Ostbüro-Archiv, 479. 
387 Bericht v. 6.3.1956; AdsD, Ostbüro-Archiv, 421, (auch im PATh). Die Paraphe von Ste-

phan Thomas belegt, für wie wichtig er diesen Bericht hielt. Die folgende Darstellung der 
Ergebnisse; ebenda. 
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gesetzt haben sollte, nahezu alle Verhaftungen von 1948/49 erklären würde. 
Zahlreiche Genossen belasteten ihn jedenfalls nach ihrer Haftentlassung.388 

Auch über den „schwunghaften Schwarzhandel“, den Schmiedl bei seinen 
Reisen in die SBZ betrieben habe, beschwerten sich SPD-Vertrauensleute 
später;389 es handelte sich dabei aber um eine Tätigkeit, die die SPD schon 
zuvor auch anderen Kurieren unterstellt hatte. „Wir haben sowohl bei den 
Genossen, die an der Grenze wohnen, als auch bei denen, die wir als Kuriere 
eingesetzt haben, die Feststellung machen müssen, daß sie mit der Zeit den 
an den Grenzen blühenden Schiebergeschäften mehr Aufmerksamkeit wid-
me[te]n als ihrer politischen Tätigkeit.“390 Die Verdachtsmomente gegen 
Schmiedl dämpften jedenfalls das Engagement der SPD für ihren ehemaligen 
Kurier. In einem Amnestievorschlag aus dem Jahr 1952 listete das Ostbüro 
neben 37 Vertrauensleuten aus der SBZ zwar die Kuriere Kühne, Gundlach 
und Busch auf,391 doch auf die Freilassung Schmiedls schienen seine frühe-
ren Arbeitgeber keinen Wert mehr zu legen. 

Die CDU hatte in dieser Zeit keine Probleme dieses Ausmaßes mit der Ver-
haftung von Kurieren, weil sie solche nur in Notfällen einsetzte; bei der FDP 
waren entsprechende Strukturen noch gar nicht vorhanden. Vor der Schaffung 
der Staatssicherheit in der DDR gingen die politischen VP-Dezernate K 5 und 
die sowjetischen MGB-Dienststellen gemeinsam gegen Oppositionelle mit 
Verbindungen in den Westen vor. Beispielsweise wurden im März 1949 meh-
rere christdemokratische Flugblattverteiler in Nordhausen und Umgebung in-
haftiert.392 In den Jahren 1951/52 kam es dann bei der CDU zu regelrechten 
Massenverhaftungen, vor allem im Raum Erfurt, Jena, Weimar und Gera,393 

bei denen die Staatssicherheit schon eine entscheidende Rolle spielte. Die 
Erfurter Festnahmen gingen weitgehend auf das Konto eines Geheimen Mit-
arbeiters (GM) „Fröhlich“, der sich im Juni 1951 im Auftrag der Staatssi-
cherheit nach Westberlin absetzte und im Ostbüro einen guten Einblick in 
die Kontaktarbeit bekam. Rund 50 Verhaftungen wurden auf ihn zurückge-
führt.394 Vermutungen, daß die Festnahmen auf eine undichte Stelle im Ost-
büro oder in der Exil-CDU zurückzuführen seien, hat es schon seinerzeit ge-
geben.395 In einem Schauprozeß vor dem Bezirksgericht Erfurt stellte der 
1. Strafsenat im Dezember 1952 in seiner Urteilsbegründung fest, „daß alle 
vor dem demokratischen Gericht stehenden Angeklagten im Dienste der von 
Jakob Kaiser geführten Verbrecher-CDU gestanden haben“.396 Der Haupt-

388 Vgl. Leserbrief von Faas. In: Der Spiegel v. 21.4.1969, S. 8. 
389 Leserbrief von Holk; ebenda. 
390 Aktenvermerk v. 14. Mai 1947; AdsD, PV-Akten, 601b. 
391 PATh, Liste ungeordnet. 
392 Gesamtvorgang in BStU, ZA, AS 41/67. 
393 Zu den Erfurter Prozessen vgl. Kos: Der Erfurter Schauprozeß (1995), S. 125–158. 
394 Vgl. BStU, ZA, AOP 690/60, Bl. 87. 
395 Vgl. Richter: Ost-CDU (1991), S. 285. 
396 Dieses und nachfolgende Zitate: BStU, ASt Erfurt, AST 198/87, Bl. 28 ff. 
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angeklagte Herbert Teuscher habe eine „Zusammenkunft parteifeindlicher 
und kaiserhöriger CDU-Mitglieder“ organisiert. „Diese illegale Organisation 
wurde im Sitzungszimmer des Rathauses [...] durchgeführt. Die Bekanntgabe 
der Ziele der Kaiser-CDU geschah durch den Angeklagten, außerdem war er 
einverstanden, daß er durch die Versammelten zum 1. Kreissekretär [...] ge-
wählt wurde. Seiner besonderen Verbundenheit zum Agenten Kaiser [...] 
wurde dadurch Ausdruck verliehen, daß ein Bericht und eine Zusammenfas-
sung über die durchgeführte illegale Veranstaltung nach Westberlin abgesandt 
wurden.“ In der Tat hatte Teuscher einen illegalen Kreisverband „Alter Unions-
freunde“ ins Leben gerufen, der mit der Exil-CDU und dem Ostbüro Kon-
takt hielt.397 Es folgten weitere Prozesse gegen oppositionelle CDU-An-
gehörige. Insbesondere der Geraer Schauprozeß im Januar 1953 ähnelte dem 
Erfurter hinsichtlich Tatvorwürfen und Hergang. Freilich wurden auch Christ-
demokraten verurteilt, denen keine direkten Westkontakte nachzuweisen wa-
ren. Trotzdem veranlaßte die Verhaftungs- und Prozeßwelle von 1952/53 die 
Exil-CDU und das Ostbüro zu größerer Zurückhaltung bei ihren Kontakten 
in die DDR; von der Schaffung einer „Schattenorganisation“ der Bundes-
CDU in der DDR nahmen sie endgültig Abstand.398 

Auch der am 15. Januar 1953 verhaftete DDR-Außenminister Georg Der-
tinger und sieben politische Freunde sowie Familienangehörige wurden von 
der Staatssicherheit der politischen Tätigkeit des CDU-Ostbüros zugeord-
net,399 da Dertinger unter anderem auch Kontakt zu Ernst Lemmer unter-
hielt. Tatsächlich war die Inhaftierung Dertingers jedoch weniger auf seine 
Beziehungen zur West-CDU zurückzuführen, sondern hatte vor allem damit 
zu tun, daß die SED ihre „Bündnispolitik“ im Lichte ihrer Herrschaftskon-
solidierung so neu konzipiert hatte, daß sie der CDU das Außenministerium 
nicht mehr zugestehen wollte. Zudem zeigte sich innerhalb der SED ein Miß-
trauen Dertinger gegenüber, das sich schon 1949 in der Protokollnotiz of-
fenbarte, er „spricht mit zwei Zungen“.400 Mögliche Treffen Dertingers und 
Hamanns 1952 mit dem ehemaligen thüringischen Justizminister Külz in 
Westberlin, über die das SPD-Ostbüro vertrauliche Einzelheiten erfuhr,401 

könnten hier belastend gewirkt haben. Vier Monate später befürchtete Gerald 
Götting, Generalsekretär der Union und in dieser Funktion Nachfolger Der-
tingers, daß dieser „eines Tages wieder rehabilitiert wird“.402 Er machte sich 
zu Unrecht Sorgen. Dertinger blieb bis 1964 in Haft. 

397 Vgl. Richter: Ost-CDU (1991), S. 285. 
398 Vgl. ebenda, S. 286–288. 
399 BStU, ZA, AOP 690/60, Bl. 67. Dieser Darstellung wird von Maria Jungkunst und Jür-

gen Stargardt vehement widersprochen. (Interviews v. 7.3.97) 
400 Protokoll der erweiterten Parteivorstandssitzung der SED v. 9.10.1949, S. 45; SAPMO-

BA, DY 30, IV 2/1/074. 
401 Handakte von Thomas, Berichte über drei Treffen, „streng vertraulich“; PATh. 
402 Ditfurth: Blockflöten (1991), S. 52. 
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1.5 Aufbau von Außenstellen 

Für die CDU lag die Zentrale ihrer Ostarbeit von Anfang an in Berlin; de 
facto war sie weitgehend unabhängig von der rheinisch geprägten Bundes-
partei. Zwar richtete sie nach Gründung einer einheitlichen CDU und der 
Bestimmung des Bundesparteisitzes in Bonn eine kleine Zweigstelle ihres 
Ostbüros in der neuen Hauptstadt ein – das sogenannte „Schwarze Ostbüro“, 
das inoffiziell nach seinem Leiter benannt war, dem 1950 aus Apolda ge-
flüchteten Hans-Joachim Schwarze. Es blieb der Staatssicherheit lange Jahre 
verborgen und befaßte sich vornehmlich mit Presseangelegenheiten, der Kon-
taktpflege zum BMG und der Befragung ostdeutscher CDU-Flüchtlinge. Eine 
ausnehmend wichtige Rolle spielte es nicht.403 Auch bei der FDP entstanden 
die Vorläuferstrukturen des Ostbüros zunächst in Berlin unter der Ägide des 
Landesverbandes. Nach der Einrichtung der Bundesgeschäftsstelle im Jahre 
1950 wurde auch die Ost- und Flüchtlingsarbeit der FDP zunehmend von 
Bonn aus angeleitet. Die Ostarbeit der SPD war hingegen von vornherein eine 
Domäne der Hannoveraner Zentrale. Doch Berlin war als Brückenkopf in 
den Osten unter operativen Gesichtspunkten der Hauptort der Ostbüroakti-
vitäten. Hier waren die meisten Mitarbeiter konzentriert, und von hier aus 
wurden die meisten Verbindungen in die DDR gehalten und die meisten Ma-
terialien eingeschleust. Nachfolgend soll daher die Rolle der Berliner Büros 
genauer beleuchtet werden. 

Die verschiedenen geheimen Anlaufstellen des SPD-Ostbüros in Berlin 
wurden alle sehr schnell von der anderen Seite entdeckt, was Thomas zu ei-
ner Änderung seiner Strategie bewog. Im Januar 1949 richtete das Ostbüro 
in der Charlottenburger Langobardenallee 14, zuvor eine britische Dienst-
stelle und umringt von britischen Militärdienststellen, eine „offene“ Flücht-
lingsbetreuungsstelle ein, deren Bürozeiten über den RIAS bekanntgegeben 
wurden.404 Zwei hauptamtliche Mitarbeiter und ein Honorar-Sachbearbeiter 
kümmerten sich dort um Flüchtlinge und Informanten; ihnen gingen zwei 
Stenotypistinnen und ein Pförtner zur Hand. Nach Angaben Heines sprachen 
in der Langobardenallee monatlich zweihundert bis dreihundert Besucher 
vor, die anschließend wieder zurück in die SBZ gingen.405 Intern wurde die-
ser Treffpunkt basis genannt. 

Neben dieser offenen Kontaktstelle installierte das Berliner SPD-Ostbüro 
einen geheimen Stützpunkt, das sogenannte oberhaus. Hier – 1952 handelte 
es sich um ein mit drei hauptamtlichen Mitarbeitern besetztes Büro in einer 
Etagenwohnung – hatte man den illegalen Apparat des Büros untergebracht.406 

403 Auskunft v. 7.7.1956; BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 349. 
404 RIAS-Manuskript „Berlin spricht zur Zone“ v. 8.1.1951; PATh, 1951/I. 
405 Stichwortmanuskript von Heine für die PV-Sitzung v. 29./30.4.1955; AdsD, PV-Protokolle, 

1955. 
406 Streng vertraulicher Bericht über den Stand des Aufbaus in Berlin; PATh, 1952. 
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Darüber hinaus waren 48 Mitarbeiter ehrenamtlich für die Berliner Depen-
dance tätig: Nach telefonischer Absprache trafen sie sich mit Besuchern aus 
dem Osten und nahmen Berichte entgegen, zahlten Fahrtgelder aus und ver-
teilten Informationsmaterial. Nur die wenigsten Genossen aus der DDR 
kannten die geheime Etagenwohnung. Man traf sich vielmehr in Bahnhöfen, 
Straßen, Cafés oder Restaurants. Daneben standen zwei Ausweichräume in 
der Stadt zur Verfügung. Nun endlich war die konspirative Praxis realisiert 
worden, die Günther Weber schon 1947 vorgeschlagen hatte. Zusätzlich ver-
fügte das Ostbüro über die sogenannte reinigung, einen Anlaufpunkt im Auf-
fanglager Marienfelde, und ein depot genanntes Vorratslager in der Wasgen-
straße am Schlachtensee im Stadtteil Zehlendorf. 

Mit dem Aufbau der Berliner Dienststelle war seit Mitte 1948 der ehema-
lige Kurier Heinz Kühne beauftragt. Kühne blieb acht Monate in der Sekto-
renstadt. Mitarbeiter der K 5 im sowjetischen Sektor Berlins erfuhren von 
Kühnes Aktivitäten. Sie erhielten deshalb den Auftrag, ihn gefangenzuneh-
men und in den Osten zu verschleppen. Am 8. Februar 1949 waren sie er-
folgreich. Während eines Abendbesuchs, den Kühne Bekannten im Franzö-
sischen Sektor abstattete, geriet der Ostbüro-Mitarbeiter trotz erheblicher 
Gegenwehr, unter anderem mit einer Pistole, in die Gewalt der Entführer. 
Seine Verschleppung warf die Ostzonenarbeit der SPD erneut zurück.407 In 
der Folge wurden Hunderte von Sozialdemokraten in der SBZ inhaftiert, au-
ßerdem hatte das Ostbüro erneut keine funktionierende Zweigstelle in Ber-
lin. Heinz Kühne selbst wurde als „Überläufer“ deklariert, nachdem er in 
Untersuchungshaft mürbe gemacht worden war und er sich bereit gefunden 
hatte, ein „Geständnis“ zu schreiben, das die SED-Propaganda gegen das 
Ostbüro der SPD verwendete.408 

Stephan Thomas und Walter Ramm kamen nun wieder monatsweise nach 
Berlin und reorganisierten die Arbeit. Willy Brandt half bei der Pressearbeit 
aus. Die Kompetenzen waren in den Berliner Dienststellen der Partei bis 
Mitte 1949 noch nicht eindeutig voneinander abgegrenzt. So war es zum Bei-
spiel Willy Brandt, der auf regelmäßig einberufenen internationalen Presse-
konferenzen die Denkschriften des Ostbüros vorstellte.409 

Da Willy Brandt gelegentlich seinen Dienstwagen einschließlich Fahrer 
Erich Groth an das Ostbüro verlieh – so übrigens auch an den Kurier Heinz 
Kühne am Abend seiner Entführung 410 –, bezeichnete ihn die ostdeutsche 
Presse bis Mitte der fünfziger Jahre immer wieder als dessen führenden Mit-
arbeiter.411 Tatsächlich aber gab es schon ab 1949 keinen organisatorischen 

407 Interview mit Heinz Kühne v. 4.2.1988. 
408 Kühne: Kuriere, Spitzel, Spione (1949). Vgl. Buschfort: Ostbüro der SPD (1991), S. 18 

u. 40. 
409 Brief von Brandt, o. D.; PATh, 1948/II. 
410 Brief von Rosen i. A. Brandts v. 1.12.1988 an den Verfasser. 
411 Vgl. Neues Deutschland v. 1.7.1953, S. 2. 
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Zusammenhang mehr zwischen Brandts Büro und der Berliner Ostbüro-
Zweigstelle, außer eben jenem, daß beides Zweigstellen der Westzonen-SPD 
waren. 

Unter dem Tarnnamen Aktionsgemeinschaft FDJ errichtete das Ostbüro 
später eine weitere Zweigstelle in Berlin. Sie war nach den kommunistischen 
Weltjugendfestspielen in Ostberlin Ende 1951 gegründet worden, in der Folge 
des überwältigenden Zuspruchs, den Kurt Schumacher von ostdeutschen Ju-
gendlichen in einer Diskussion im Großen RIAS-Sendesaal erfahren hatte. 
Das Ziel dieser separaten Einrichtung war vor allem, Jugendliche in der DDR 
für die sozialdemokratische Idee zu gewinnen und der regimekonformen FDJ 
das Feld der Jugendpolitik streitig zu machen. Der Name sollte den Eindruck 
vermitteln, es handele sich um eine Organisation abtrünniger FDJler. An 
diese Legende hielt sich Fritz Heine selbst gegenüber dem Parteivorstand, 
dem er berichtete, die Aktionsgemeinschaft bestehe aus einem „Kreis ehe-
maliger FDJler“ und jüngeren, in der Jugendarbeit versierten Genossen.412 

Tatsächlich hatten vier ehemalige FDJ-Funktionäre, die in den Westen ge-
gangen waren, lediglich den Gründungsaufruf dieser Ostbüro-Zweigstelle 
unterzeichnet. Darin erklärten sie im November 1951 unter dem Titel „Unser 
Wollen, unser Weg, unser Ziel“, in der DDR-Jugendarbeit müsse das „Recht 
auf Freude und Frohsinn“ verwirklicht werden,413 womit sie sich stark an 
der Formulierung der „Grundrechte der jungen Generation“ orientierten, die 
im April 1946 von der FDJ entworfen worden war.414 Prominentester Unter-
zeichner des Aufrufes war Günther Mielau, zuvor Mitglied des FDJ-Zen-
tralrates. Mielau war jedoch ebensowenig wie seine Mitunterzeichner Rolf 
Nohara, Hildegard Simon oder Gerhard Winkler jemals bei der Aktionsge-
meinschaft beschäftigt. Erst später wechselte etwa das führende FDJ-Mit-
glied Karlheinz Schäffer als freier Mitarbeiter zur garage,415 so der interne 
Deckname. Der Gründungsaufruf wurde in 700 Briefen an Führungskader 
der FDJ geschickt, mehr als 35 000 Exemplare wurden an weitere Personen 
versandt.416 

Die garage befand sich zunächst in einem Haus in der Berliner Sven-
Hedin-Straße 44. Anfang 1953 zog die Zweigstelle dann in die Jebensstraße 
am Bahnhof Zoo um, wo sie in einem Gebäude untergebracht wurde, das 
später auch der französische Geheimdienst nutzte. Drei festangestellte Mit-
arbeiter inklusive Hausmeister kümmerten sich ab 1952 um die garage; zwölf 
Ehrenamtliche, meist Freunde von den Falken, waren für die „Abschirmung 

412 Stichwortmanuskript von Heine; AdsD, PV-Protokolle, 1955. 
413 Es liegen drei verschiedene Versionen von diesem Aufruf vor; PATh, 1951. 
414 Erstes Parlament der Freien Deutschen Jugend. Brandenburg an der Havel, Pfingsten 1946. 

Berlin o. J. (1947), S. 204 ff. 
415 Biographie Schäffer: Die letzten beißen die Hunde. In: Stern v. 28.6.1953. 
416 Zwischenbericht über die Tätigkeit der Aktionsgemeinschaft der Freien Deutschen Ju-

gend v. 9.3.1952; AdsD, Ostbüro-Archiv, Berichte über Sonderaktionen, März I 1952. 
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der ankommenden Besucher“ verantwortlich.417 Der Besucherstrom zu die-
ser Jugendbetreuungsstelle war rege. Hier konnten sich Jugendliche aus der 
DDR und aus Ostberlin beraten lassen, hier bekamen sie Bücher ausgelie-
hen, hier konnten Flugschriften, eine Tarnausgabe der FDJ-Zeitung „Junge 
Welt“ und die eigene Zeitung „Freie Junge Welt“ ausgehändigt werden. Eine 
Theatergruppe, geleitet vom ehemaligen FDJ-Leitungsmitglied Karlheinz 
Schäffer, führte politische Stücke auf. Doch auch neue Verbindungen sollten 
durch die Arbeit der garage gewonnen werden. „Es sind bisher 70 Verbin-
dungsleute herausgebildet worden, die wichtige Hinweise und Informatio-
nen über die Jugendarbeit in der Zone übermitteln“, teilte das Ostbüro drei-
einhalb Jahre nach Inbetriebnahme dieser Stelle dem Parteivorstand mit. 
„Insbesondere sollen auf lange Sicht qualifizierte Verbindungen entwickelt 
werden.“418 Später verlegte man die garage in ein Bürohaus am Hohenzol-
lerndamm 174–175, in dem zuvor das oberhaus Räume gemietet hatte. Es 
hatte sich inzwischen zu einer zweiten geheimen Befragungs- und Leitstelle 
für DDR-Informanten entwickelt. 

Wegen der größeren Entfernung Bonns von der innerdeutschen Grenze und 
Problemen bei der Koordinierung der Arbeit der Zweigstellen wurde das Ost-
büro 1949/50 streng hierarchisch gegliedert. Gleichzeitig richtete man einen 
ständigen Kurierverkehr zwischen Bonn und Berlin ein. Dennoch konnte der 
inzwischen nahezu 100 freie und feste Mitarbeiter zählende Apparat nicht 
mehr ausschließlich von Bonn aus geleitet werden, und auch die monatelan-
gen Berlin-Aufenthalte von Ostbüro-Mitarbeitern aus der Zentrale waren hier 
auf Dauer keine Lösung. 

Die Ostbüro-Spitze suchte daher einen Leiter für die Berliner Zweigstelle. 
Anfang 1952 betraute sie den ehemaligen Kommunisten Alfred Weber alias 
Peter Wandel mit dieser Funktion. Wandel war 1933 als KPD-Mitglied ins 
dänische Exil gegangen und hatte dort unter dem Namen Paul Zybell als 
ranghöchstes KP-Mitglied gewirkt. „Etwa 1934 war Weber an der Aufdek-
kung einer Zusammenarbeit dänischer Faschisten und Polizeibeamter gegen 
deutsche kommunistische Emigranten beteiligt. Dänische Faschisten hatten 
einen deutschen [KPD-] Parteifunktionär entführt, [...] um ihn auf einem deut-
schen Dampfer der Gestapo auszuliefern. Weber spürte dieses Versteck auf 
und zwang die dänische Polizei zum Eingreifen.“419 Durch eine Scheinehe 
wurde er dänischer Staatsbürger, 1936 widersetzte er sich der KPD-Aus-
landsleitung, als diese ihn nach Moskau beorderte. Nachdem er sich auch 
der Order widersetzt hatte, im Spanischen Bürgerkrieg zu kämpfen, wurde 
er aus der KPD ausgeschlossen und ging zur SPD. Nach dem Einmarsch der 
Wehrmacht „war Weber führend in der nationalen Widerstandsbewegung 

417 Streng vertraulicher Bericht über den Stand des Aufbaus in Berlin; PATh, 1952. 
418 Bericht über Sonderaktionen, Januar 1955, S. 7; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
419 BStU, ZA, HA IX 4308, Bl. 206. 
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Dänemarks tätig“, die bewaffnete Aktionen und den Transport von Flücht-
lingen ins neutrale Schweden organisierte. Dorthin gelangte er 1942 und blieb 
bis Kriegsende. Nach 1945 arbeitete er als Ministerialdirektor im dänischen 
Verteidigungsministerium, möglicherweise auch für den dänischen Geheim-
dienst, der ihn dann – nachdem er 1951 nach Deutschland zurückgekehrt war 
– dem Ostbüro empfahl. Weshalb die Dänen Wandel vorschlugen, war zu-
mindest einigen Mitarbeitern rätselhaft; er war bei ihnen nicht außerordent-
lich beliebt.420 

Doch Wandel war durch seine politische Lebensgeschichte zweifellos prä-
destiniert für eine solche Arbeit, und der Erfolg gab ihm – trotz einiger Pan-
nen, die in einem solch großen Apparat nicht auszuschließen sind – recht. 
Wandel wurde Leiter aller Ostbürostellen in Berlin und baute sie zielstrebig 
aus. Einen „wesentlichen Aufschwung und eine stete Erweiterung“ stellten 
sogar Personen fest, die Wandel ablehnend gegenüberstanden.421 Wandel 
hatte „den Laden im Griff“ und schuf neue Verbindungen in die DDR durch 
das Anwerben ehemaliger KP-Freunde aus der Exilzeit.422 

Die Zentrale des Berliner SPD-Ostbüros, die basis, befand sich samt Ver-
waltung und Abrechnungsstelle bis 1957 in der Langobardenallee, von wo 
aus Eberhard Zachmann alias Müller und Wandel einige V-Leute betreuten; 
in Einzelfällen unternahmen dies auch andere Angestellte, wie zum Beispiel 
W. alias Rothe. Die meisten V-Leute führte jedoch das oberhaus, das bis 
zum Herbst 1961 von Konstantin Pritzel alias Reinhardt geleitet wurde.423 

Der Mitarbeiter Hubertus von Loefen war zuständig für den Bereich der 
DDR-Sicherheitsorgane, der Nationalen Volksarmee sowie der Betriebs-
kampfgruppen; Pritzel beschäftigte sich mit der Wirtschafts- und Gesund-
heitspolitik der DDR. In dem Berliner Flüchtlingslager Marienfelde hielt 
Maletzki alias Köhler mit einigen V-Leuten Verbindung, Stahl befragte DDR-
Flüchtlinge. Wichtige Flüchtlinge überstellte die reinigung im Lager Marien-
felde dem oberhaus zur Befragung. 

Ständige Probleme hatte die Leitung des Bonner SPD-Ostbüros mit dem 
Berliner SPD-Landesverband. Zwar bemühte sich Thomas um ein gutes Ver-
hältnis zu den Berlinern und erörterte daher regelmäßig politische Fragen 
mit den Landesvorstandsmitgliedern Theo Thiele und Kurt Mattick. Damit 
konnte er aber nicht verhindern, daß der Landesverband weiterhin eine eigene 
Ostarbeit betrieb, Flüchtlinge betreute und Nachrichten sammelte, was auch 
in der Berliner Partei nicht unumstritten war. So erklärte der Delegierte 
Schober auf dem Landesparteitag der Berliner SPD im Mai 1952: „Die Zu-

420 Brief von Arno Stahl an Annelene von Caprivi v. 3.7.1958; Käthe Fraedrich im Interview 
v. 19.11.1988, S. 6; AdsD, Fraktionsunterlagen, Korrespondenz Wehner, 731 A–E. 

421 Lebensbeichte W., o. D.; ADL, 2923, S. 3. 
422 BStU, ZA, HA IX 4308, Bl. 211. 
423 Pritzel ging nach dem Mauerbau zum RIAS. Er verfaßte zahlreiche Artikel über die DDR 

und hier besonders über das Gesundheitswesen. 
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sammenarbeit des Ostbüros und der Berliner Parteiorganisation ist seit zwei 
Jahren die denkbar schlechteste“ und gab die Schuld daran dem Landesvor-
stand.424 

Vergleichbare Probleme hatte auch die FDP. Anfang 1950 richteten die 
Liberalen in Bonn ihre Bundesgeschäftsstelle ein, in der im Mai 1950 unter 
dem Namen Hilfsdienst Ost (HDO) ein Flüchtlingsreferat eingerichtet wur-
de, zunächst unter Leitung von Generalsekretär Hans-Joachim Pietsch. Karl-
Heinz Naase wurde dessen Stellvertreter und gleichzeitig in Personalunion 
deutschlandpolitischer- und Jugendreferent der Bundesparteileitung. 

Der 1922 in Siegburg geborene Karl-Heinz Naase sollte zur prägenden Fi-
gur der FDP-Ostarbeit werden. Naase mußte 1938 aufgrund der wirtschaftlich 
schlechten Lage, in der sich die siebenköpfige Familie befand, das Reform-
realgymnasium nach der mittleren Reife verlassen. Er lernte Bankkaufmann 
in Danzig, gab seinen Willen, das Abitur nachzumachen und zu studieren, 
jedoch nicht auf. 1940 wurde Naase zur Wehrmacht eingezogen, gleichzei-
tig war er als externer Schüler an der Oberschule Dresden-Plauen eingetra-
gen. Eine schwere Verwundung auf der Krim beendete den Kriegsdienst und 
ermöglichte 1943 sowohl das Ablegen des Abiturs als auch den Beginn des 
Studiums der Rechtswissenschaften und der Ökonomie, zunächst an der Tech-
nischen Hochschule in Danzig, dann kriegsbedingt in Jena.425 

Das Kriegsende brachte für Karl-Heinz Naase einschneidende Veränderun-
gen mit sich. Er mußte, um sich finanziell über Wasser zu halten, das Studi-
um aufgeben und begann, bei der Deutschen Bank in Meiningen in seinem 
erlernten Beruf zu arbeiten. Daneben trat der 23jährige der Liberaldemokra-
tischen Partei Deutschlands bei, in der er schon nach einem Jahr maßgeben-
de Funktionen bekleidete: Er wurde Kreissekretär der LDPD in Meiningen, 
bis er im Januar 1946 zum Bezirkssekretär in Eisenach berufen wurde. Es 
folgte die Leitung des Jugendreferates der Thüringer Landespartei,426 die er 
am 1. November 1946 wieder aufgab, um mit 24 Jahren Bürgermeister der 
3 500 Einwohner zählenden Kleinstadt Rastenberg in Thüringen zu werden. 
Als Nachrücker gelangte er im November 1946 zudem in den Kreistag von 
Weimar.427 Karl-Heinz Naase wurde dort Vorsitzender des Schul- und Kul-
turausschusses und des Wirtschaftsausschusses, also in zwei von drei Aus-
schüssen, deren Vorsitz den Liberalen zufiel. Am 28. Mai 1947 kam Karl-
Heinz Naase als Nachrücker in den Thüringer Landtag.428 

Bei den Ost-Liberalen galt Karl-Heinz Naase als erfolgversprechender 
Nachwuchspolitiker. Mitte 1948 hatte die LDPD-Zonenleitung dem damals 

424 Bericht von „Müller“ über den SPD-Parteitag v. 26.5.1952, S. 15; AdsD, Ostbüro-Ar-
chiv, 395 I. 

425 Die Angaben zur Person beruhen auf ADL, Personalbogen Naase v. 5.12.1951. 
426 Louis: Liberal-Demokratische Partei in Thüringen (1996), S. 161. 
427 Schreiben von Z. an Landrat Dreykorn v. 12.11.1946; ADL, LDPD 23085. 
428 Louis: Liberal-Demokratische Partei in Thüringen (1996), S. 164 f. 
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erst 25jährigen Bürgermeister die Stelle eines hauptamtlichen Jugendsekre-
tärs bei der Parteileitung in Berlin angeboten, ein Ansinnen, das er – nach-
dem er zunächst interessiert gewesen war – ablehnte, vor allem mit Rück-
sicht auf seinen eigenen Kreisverband. Dieser hatte sich über die Berufung 
Karl-Heinz Naases, von der der Kreisvorsitzende aus der Parteizeitung er-
fahren hatte, beim Landesvorstand beschwert: „Der Einfluß unserer Partei in 
Rastenberg ist von besonderer Bedeutung, so daß uns viel daran liegen muß, 
in Rastenberg einen guten und einwandfreien Bürgermeister zu wissen. 
Weiterhin ist N. auch als Fraktionsvorsitzender unserer Kreistagsfraktion 
von Bedeutung für uns und [für] die Interessen der LDP im Landkreis Wei-
mar.“429 Vor allem der Vorsitz der Kreistagsfraktion wäre für die LDPD nur 
mit Schwierigkeiten erneut zu besetzen gewesen. Karl-Heinz Naase hatte hier 
erst neun Monate zuvor die Nachfolge von Helmut Paetzold angetreten, der 
unter dem Druck der Sowjetischen Militäradministration sein Kreistagsman-
dat abgeben mußte.430 Doch nicht nur die Zonenleitung interessierte sich für 
Karl-Heinz Naase, auch die Thüringer Landesleitung der Partei streckte ihre 
Fühler nach ihm aus. Naase wurde Landesjugendreferent, eine Funktion, ne-
ben der er seine anderen politischen Ämter weiterführen konnte. Doch aus 
der politischen Blitzkarriere wurde nichts. Der Druck von seiten der SED 
und der sowjetischen Besatzungsbehörden verstärkte sich. 

Karl-Heinz Naase hatte in den Augen der Machthaber zu diesem Zeit-
punkt in Rastenburg „bereits sehr schlechte Arbeit geleistet. [...] Er trat für 
die Belange der Großbauern und sonstigen reaktionären Elemente ein“,431 

was man wohl so übersetzen kann, daß er Anweisungen der sowjetischen 
Stellen und der SED nicht widerspruchslos hinnahm. Zudem machte er auf 
die Lage der Dienstverpflichteten im Uranbergbau aufmerksam.432 Am 13. De-
zember 1948 floh Naase mit seiner Frau in den Westen. Getarnt wurde die 
Flucht mit einem Weihnachtsurlaub; so brauchte er einer Vorladung der so-
wjetischen Kreiskommandantur nicht mehr Folge zu leisten.433 

Nach seiner Flucht arbeitete Karl-Heinz Naase zunächst als Vertreter und 
Buchhalter im süddeutschen Raum. Am 1. September 1950 trat der damals 
28jährige dann als Referent in den Hilfsdienst Ost bei der FDP-Bundes-
geschäftsstelle in Bonn ein. Grund für die Aktivitäten der Bundespartei war 
zu diesem Zeitpunkt die Erwartung, in absehbarer Zeit wieder eine gesamt-
deutsche liberale Partei bilden zu können. „Man darf das Feld nicht den an-
deren Parteien überlassen (besonders im Hinblick auf gesamtdeutsche Wah-

429 Schreiben des Kreisverbandes Weimar an den Landesvorstand Thüringen v. 2.7.1948; 
ADL, LDPD 24419. Für das Auffinden des Personalbogens des Parteivorstandes sowie 
für dieses und die nachfolgenden Dokumente danke ich Herrn Raymond Pradier, Gum-
mersbach. 

430 Sitzung des Kreistages v. 18.6.1947; ADL, LDPD 23008. 
431 BStU, ASt Magdeburg, Abt. XX 1489, Bl. 9. 
432 Protokoll der Fraktionssitzung (Landtag) v. 16.12.1947; ADL, LDPD 2771. 
433 Protokoll der erweiterten Kreisvorstandssitzung v. 3.10.1947; ADL, LDPD 24409. 
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len)“,434 teilte Karl-Heinz Naase später dem Organisationsausschuß seiner 
Partei mit. Der Bundesvorsitzende der FDP, Franz Blücher, beauftragte noch 
im April 1950 ganz formell den Bundesgeschäftsführer Lothar Weirauch und 
Hans-Joachim Pietsch mit dem Aufbau dieser Dienststelle. „Ich bevollmäch-
tige die genannten Herren“, schrieb Blücher, „mit allen hierbei in Betracht 
kommenden öffentlichen und privaten Stellen in Verbindung zu treten.“435 

Es ist die einzige bisher überlieferte „Gründungsurkunde“ eines Ostbüros. 
Gleichzeitig gründete die FDP-Bundesgeschäftsstelle den steuerbegünstig-
ten Verein „Hilfsdienst Ost e. V.“, um Spenden steuerlich absetzen zu kön-
nen.436 Es darf an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben, daß der Bundesge-
schäftsführer Weirauch seit Herbst 1948 konspirativ mit östlichen Stellen 
zusammenarbeitete, zunächst mit der SED-Parteiaufklärung, nach deren Auf-
lösung mit dem APN und seinem Nachfolger, der HV A.437 Welche kon-
kreten Auswirkungen das für die Ostarbeit der FDP hatte, ist nach derzeiti-
gen Erkenntnissen nicht zu bestimmen. 

Neben Berlin hatten sich auch in anderen Regionen der Westzonen libe-
rale Parteifunktionäre – noch vor der Einrichtung eines Flüchtlingsreferates 
in Bonn – Gedanken darüber gemacht, wie aus dem Osten geflüchteten Par-
teifreunden geholfen werden könne. Die liberalen Landesvorstände hatten 
am Rande des Parteitages in Heppenheim im Dezember 1948 beschlossen, 
möglichst alle aus der SBZ geflüchteten LDPD-Mitglieder zu registrieren; der 
Gießener Oberbürgermeister Engler, selbst Flüchtling aus Leipzig, wurde mit 
der Aufstellung einer entsprechenden Kartei beauftragt, womit er zum 1. Sep-
tember 1949 begann. Finanziert wurde die Betreuung der Flüchtlinge, aber 
auch der Aufbau eines ersten Verbindungsnetzes im Westen, das dazu bei-
tragen sollte, Informationen über ankommende Flüchtlinge zu sammeln, zu-
nächst ausschließlich vom FDP-Kreisverband Gießen, eine für diese kleine 
Parteigliederung kaum zu tragende Last. Zwangsläufig mußte die Tätigkeit 
daher zeitweise auch wegen finanziellen Engpässen eingestellt werden.438 

Die Flüchtlingsstelle in Gießen wurde zunächst vom Kreisvorsitzenden der 
FDP Henkel persönlich geführt, später halfen ihm ehrenamtlich Christa von 
Holly und kurzzeitig eine Kraft, die aufgrund mangelnder Zahlungsbereit-
schaft der FDP bald in eine Festanstellung im Flüchtlingslager Gießen wech-
selte. Ab 1. September 1950 war die Dienststelle, zwischenzeitlich „Referat 
Ost“ genannt, hauptamtlich durch Frau von Holly besetzt. Der Tag der Ar-
beitsaufnahme von Holly in der Flüchtlingsbetreuungsstelle galt auch als of-

434 Manuskript vermutlich von 1955; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 71. 
435 Schreiben v. 21.4.1950; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/A, Bl. 223. Dieses Papier, das 

die Staatssicherheit aus dem Ostbüro in Bonn entwendete, ist einmalig in der Tätigkeit der 
Ostbüros der Parteien. 

436 Vereinsstatuten; ADL, 2582. 
437 Vgl. Müller-Enbergs (Hg.): Inoffizielle Mitarbeiter (1998), S. 113. 
438 Tätigkeitsbericht Gießen 1.9.1950–31.7.1951; ADL, 2586. 
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fizieller Beginn der organisatorischen Verantwortung des Bonner HDO in 
Gießen und Uelzen.439 Christa von Holly war schon ab Mai 1947 im Kreis-
verband Gießen beschäftigt gewesen, zeitweise jedoch ausgeschieden, und 
stand ab Mai 1950 auf der Bonner Wunschliste für diese Funktion. Der Kreis-
geschäftsführer war allerdings erst nach langen Verhandlungen mit der Bun-
despartei bereit, sie ordnungsgemäß einzustellen. Schon seit Mai 1950 erhielt 
der Gießener Kreisverband durch einen Vorstandsbeschluß, der am Rande des 
2. Parteitags der FDP in Düsseldorf gefällt worden war, eine monatliche 
Unterstützung für seine Flüchtlingsstelle durch den Bundesvorstand in Höhe 
von 400 DM aus den Zuwendungen des Gesamtdeutschen Ministeriums. 
Diese Regelung sorgte noch ein Jahr später, als die formale Abtrennung der 
Dienststelle vom Kreisverband schon längst erfolgt war, für Ärger, weil die 
Bundesgeschäftsstelle einige Monate den zugesagten Betrag ausgesetzt hat-
te,440 nachdem sie feststellen mußte, daß das Geld nicht für die Flüchtlings-
arbeit eingesetzt wurde, sondern einfach in die allgemeinen Finanzen des 
Kreisverbandes eingeflossen war. In Bonn hatte man angesichts dieser Zweck-
entfremdung befürchtet, daß das Ministerium seine gerade begonnene Un-
terstützung der deutschlandpolitischen Arbeit der FDP wieder einstellen 
könnte. Gießen stellte sich hingegen auf den nachvollziehbaren Standpunkt, 
man habe jahrelang die Flüchtlingsarbeit der Bundespartei vorfinanziert, da-
her könne man das zufließende Geld jetzt als Ausgleich nach eigenem Gut-
dünken verwenden. 

Doch nicht nur finanzielle Probleme belasteten das Verhältnis. Obwohl 
der Bonner HDO seit September 1950 der Gießener Stelle dienstlich vorge-
setzt war und die Finanzierung durch die Bundespartei sichergestellt wurde, 
hatte Christa von Holly bei ihrer Einstellung dem Kreisverbandsgeschäfts-
führer zusagen müssen, nicht mit dem Bonner Leiter zu korrespondieren.441 

Alles sollte weiterhin in der Hand des Gießener Kreisverbandes bleiben. 
In Uelzen, bei der dritten Flüchtlingsstelle der FDP, verlief alles unpro-

blematischer. Hier versah seit 27. Juli 1950 Helmut Rieß seinen Dienst,442 

dem hierfür auch vom niedersächsischen Landesverband Unterstützung ge-
währt wurde, ohne sich in die Tagesarbeit einzumischen. 

Hauptaufgabe der Betreuungsstellen in den Lagern Uelzen, Gießen und 
Berlin-Marienfelde war es, Flüchtlinge daraufhin zu untersuchen, ob sie aus 
politischen Gründen geflüchtet waren, was mit Vergünstigungen im Aufnah-
meverfahren verbunden war. In der Gießener FDP-Stelle gab es dabei chro-
nisch Probleme. Trotz der formalen Unabhängigkeit vom Kreisverband wurde 
von Holly auch weiterhin mit Aufgaben des Kreisverbandes belastet, was sie 
zu einem bitteren Protest in Bonn veranlaßte. Denn eigentlich war die Ar-

439 Jahresbericht 1950/512 des Hilfsdienstes Ost der FDP v. 6.9.1951; ADL, 2608. 
440 Schreiben von Henkel an Blücher v. 25.4.1951; ADL, 2586. 
441 Schreiben von Holly an Pietsch v. 11.10.1950; ADL, 2586. 
442 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4, Bl. 7. 
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beitsbelastung in der Flüchtlingsbetreuung schon ausreichend; in Gießen wur-
den beispielsweise täglich 20 bis 30 Flüchtlinge betreut, hinzu kamen mo-
natlich durchschnittlich 30 schriftliche Gutachten. Außerdem wurden etwa 
im September 1953 149 mündliche und 99 schriftliche Auskünfte erteilt.443 

Geleistet wurde diese Arbeit mit einem Sachkostenaufwand von 850 DM 
sowie anderthalb Festbeschäftigten, nämlich von Holly selbst und einer 
Schreibkraft. Zusätzlich mischte sich der Gießener FDP-Kreisvorsitzende 
Henkel auch noch in die Beurteilung von Flüchtlingen ein, ohne über ir-
gendeine Sachkenntnis zu verfügen. „Dadurch macht sich der Hilfsdienst 
Ost der FDP im Bundesdurchgangslager unglaubwürdig“, stellte von Holly 
fest.444 Und um das Maß voll zu machen, verbot man ihr, die Monatsbe-
richte zur Flüchtlingsbetreuung nach Bonn zu schicken. Sie verblieben beim 
Gießener Kreisgeschäftsführer, der den Bonnern anbot, ihnen bei Einzelfra-
gen gerne Auskunft zu geben. Bis zur Klärung dieser Streitfrage lieferte ein 
im Notaufnahmelager Gießen angestelltes FDP-Mitglied unentgeltlich Mo-
natsberichte nach Bonn. 

Als die FDP aufgefordert wurde, Kandidaten für Leitungstätigkeiten im 
neugegründeten Bundesamt für Verfassungsschutz zu benennen, wechselte 
Pietsch auf Vorschlag seiner Partei in diese Dienststelle nach Köln. Karl-
Heinz Naase trat, wie schon erwähnt, seine Nachfolge an und intensivierte 
die Aktivitäten zur Zentralisierung der Ostarbeit der FDP. Doch hatte er vor 
allen Dingen mit Kapazitätsproblemen zu kämpfen: „Sämtliche 17 Aufga-
bengebiete“ wurden Ende 1951 von ihm und seinem Stellvertreter Wolfgang 
Schollwer betreut, teilte er der Parteiführung mit.445 Zahlreiche Aufgaben 
konnten daher gar nicht oder nur teilweise erfüllt werden, etwa die Archiv-
und die Öffentlichkeitsarbeit. Gerade die mangelnde Archivarbeit hatte schon 
Scheffler von der Berliner Betreuungsstelle bemängelt. „Über Zuverlässig-
keit und Echtheit der anlaufenden Personen mußte bisher von den Partei-
dienststellen ohne ausreichende Prüfungsmöglichkeiten entschieden werden. 
Täuschungen und Fehlgriffe häuften sich und waren unvermeidlich“,446 be-
gründete er die Notwendigkeit einer Personenkartei. 

Auch Scheffler war ursprünglich an der Übernahme der Leitung des Bon-
ner Büros interessiert gewesen. Seinen Bewerbungsunterlagen an den FDP-
Hauptgeschäftsführer Lothar Weirauch hatte er gleich einen Entwurf für die 
„zu errichtende Betreuungsstelle Ost der FDP im Bundesmaßstab“ beige-
legt.447 In Verkennung der großen personellen Verluste, die die SPD in den 
zurückliegenden anderthalb Jahren gehabt hatte, schrieb er: „Die SPD ist uns 
um zehn Nasenlängen voraus und würde, wenn der Sprung in die Ostzone 

443 Vgl. Monatsbericht September 1953; ADL, 2586. 
444 Schreiben von Holly an Pietsch v. 11.10.1950; ADL, 2586. 
445 Vorschläge zur Erweiterung des Hilfsdienstes Ost v. 2.12.1951; ADL, 2586. 
446 Organisationsvorschlag für einen „Hilfsdienst Ost“ in der FDP, o. D.; ADL, 2582. 
447 Schreiben v. 5.4.1950; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/A, Bl. 220. 

103 



  

 
   

 

 
 

   
 

  
 

 

  

 
    

    
   

    
   

 
 

 
 
   

  
 

   
  

  

    

heute gemacht würde, dort drüben schon jetzt eine schlagfertige Organisation 
vorfinden.“ Er forderte für den Aufbau der Bonner Zentrale vor allem Fach-
leute zur Informationsauswertung; so sollten sich fünf nebenamtliche Mitar-
beiter mit den Bereichen Wirtschaft, Polizei, Sozialpolitik, Kulturpolitik und 
Schulwesen beschäftigen.448 Freilich waren diese Experten in Bonn – im 
Gegensatz zur Flüchtlingsstadt Berlin – nicht ohne weiteres vorhanden, erst 
recht nicht neben- oder gar ehrenamtlich. 

Tragende Säule des Bonner FDP-Büros wurde bald dessen stellvertreten-
der Leiter, Wolfgang Schollwer.449 Der 1922 geborene Schollwer war nach 
der Kriegsgefangenschaft 1948 in Potsdam Kreissekretär geworden und an-
schließend Referent in der LDPD-Landesleitung Brandenburg. Am 6. Juni 
1950 erfolgte seine erzwungene Kündigung; in den Unterlagen der Staatssi-
cherheit heißt es, er sei „wegen seiner negativen Haltung zu unserem Staat 
fristlos entlassen“ worden.450 Zuvor wurde Schollwer mehrfach ein Medi-
zinstudium verweigert. Schollwer mußte das Eindringen kommunistenfreund-
licher Funktionäre in den LDPD-Parteiapparat mit ansehen, während prinzi-
pientreue Liberale verfolgt wurden. „LDP und CDU mußten [...] erhebliche 
Verluste an Parteifunktionären hinnehmen“, notierte er Mitte 1950 in sein 
Tagebuch. „Der Landesverband Brandenburg der LDP verlor [...] zehn sei-
ner insgesamt 29 Kreisvorsitzenden, eine weit größere Anzahl von Ortsgrup-
penvorsitzenden, Bürgermeistern, Kreis- und Gemeinderatsmitgliedern.“ Aus 
der Landtagsfraktion mußten acht Mitglieder von 20 ihre Mandate niederle-
gen.451 Im Oktober 1950 floh er in den Westen und trat zum 1. April 1951 in 
Bonn in den Hilfsdienst Ost ein. 

In einer Zeit als die LDPD in der DDR und in Ostberlin schon weitge-
hend gleichgeschaltet war, erzielte der von Carl-Hubert Schwennicke ge-
führte Berliner Landesverband der FDP seinen größten politischen Erfolg: 
Mit 23 Prozent der Wählerstimmen errang er bei der Kommunalwahl am 
3. Dezember 1950 32 Mandate im Abgeordnetenhaus; fünf der zwölf Be-
zirksbürgermeister gehörten der FDP an. Die Berliner FDP wurde hiermit 
zum erfolgreichsten Landesverband; der Stimmenanteil erreichte das Niveau 
der LDPD bei den letzten freien Wahlen in der Sowjetischen Besatzungszone. 
Doch gleichzeitig nahmen die Pressionen von DDR-Seite zu. Zweieinhalb 
Monate zuvor war der stellvertretende Landesvorsitzende der Berliner FDP, 
William Borm, zusammen mit dem Kreuzberger Stadtrat Martin Wende am 

448 Voranschlag für die zu errichtende Betreuungsstelle Ost der FDP im Bundesmaßstab, 
o. D.; ADL, 2582. 

449 Kurzbiografie in: Frölich (Hg.): Bürgerliche Parteien (1994), S. 121–124. Vgl. auch 
Schollwer: Potsdamer Tagebuch (1988). Schollwer wurde 1957 stellv. Pressesprecher der 
FDP, 1958/59 Pressesprecher. Autor des „Schollwer-Papieres“ zur Neuorientierung der 
Deutschlandpolitik 1967. 

450 Auskunftsbericht über das Büro für Wiedervereinigung; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, 
Bl. 13. 

451 Schollwer: Potsdamer Tagebuch (1988), S. 186. 
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Grenzkontrollpunkt Wartha-Herleshausen festgenommen worden. Borm wur-
de wegen Kriegs- und Boykotthetze zu zehn Jahren Zuchthaus verurteilt, 
von denen er neun Jahre absaß. In der Haft wurde er von der Staatssicherheit 
„umgedreht“ und sollte später lange Jahre für die HV A von Markus Wolf 
als Agent tätig sein.452 

Scheffler war von den Bonnern als Leiter des Berliner HDO übernommen 
worden, doch schon kurze Zeit später sann die Zentrale auf personelle Ver-
änderungen. Grund hierfür waren vor allem die Gerüchte um dessen Geheim-
dienstkontakte.453 Vermutet wurde auch, daß die Mitglieder der Rostocker 
Gruppe um Arno Esch vor allem wegen der Kontakte zu Scheffler und sei-
nem Vorgänger Geißler so hart verurteilt worden waren.454 Außerdem war 
man in Bonn mit der von den Berlinern geleisteten Flüchtlingsbetreuung und 
Informationssammlung nicht zufrieden. Dies führte zu erheblichen Unstim-
migkeiten, und im Januar 1951 wurden Verbesserungsvorschläge für die Ber-
liner Dienststelle gemacht, da „die von der A[ußen]St[elle] Berlin bisher ge-
leistete Arbeit den [...] Aufgaben nicht gerecht“ werde.455 Man wollte einen 
„in Bonn eingearbeiteten, geeigneten politischen Flüchtling“ nach Berlin 
schicken456 und kam auf den Leipziger Herbert Otto, der seit einem halben 
Jahr beim Hilfsdienst Ost in Bonn beschäftigt war. Er wurde zum 1. März 
1951 nach Berlin abgeordnet, um für einen besseren Informationsfluß zwi-
schen Bonn und Berlin zu sorgen und die Arbeit insgesamt zu vereinheitli-
chen. Gleichzeitig übernahm die Bonner Zentrale die Arbeitsverträge – so-
weit vorhanden – mit den Berliner HDO-Angestellten.457 

Sowohl die Arbeitsleistung als auch die Organisation erwiesen sich in Ber-
lin als äußerst unzureichend. Ein Kassenbuch konnte bei einer im April 1951 
durchgeführten Überprüfung nicht vorgelegt werden, die Mitarbeiterin G. 
hatte weder ein Aufgabenfeld im Betreuungsdienst, noch war sie in der Lage, 
stenotypistische Aufgaben auszuführen.458 An die Personalunterlagen kamen 
die Bonner Kontrolleure erst gar nicht heran, G. verweigerte ihnen die Ein-
sicht mit der Begründung, Bonn sei hierfür nicht zuständig. Mit der umge-
kehrten Begründung war die Einsichtnahme zuvor auch dem Berliner Landes-
vorsitzenden Carl-Hubert Schwennicke verweigert worden.459 Es verdichtete 
sich so der Verdacht, Scheffler und seine Mitarbeiter wollen sich nicht in die 
Karten gucken lassen. Im Zusammenhang mit den erwähnten Geheimdienst-
gerüchten nährte dies in Bonn die schlimmsten Befürchtungen; Naase ver-
suchte daher die Außenstelle in den Griff zu bekommen, indem er zusätzlich 

452 Wolf: Spionagechef (1997), S. 461–467; Knabe: Unterwanderte Republik (1999), S. 67–70. 
453 Bericht über die Überprüfung der Außenstelle Berlin v. 16.–19.4.1951; ADL, 2584. 
454 Köpke; Wiese: Mein Vaterland (1990), S. 124. 
455 Vorschläge Helmut Portwich v. 4.1.1951; ADL, 2584. 
456 Aktennotiz von Naase für Pietsch v. 22.12.1950; ADL, 2584, S. 3. 
457 Schreiben von Naase an Jeserich v. 31.3.1951; ADL, 2584. 
458 Bericht über die Überprüfung der Außenstelle Berlin v. 16.–19.4.1951; ebenda. 
459 Schreiben von Schwennicke an Naase v. 22.8.1951; ebenda. 
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einen Mann seines Vertrauens in Berlin einstellte, den Sachsen Friedrich 
Hemminger. 

Der Ärger über Scheffler hatte sich lange angestaut, die Kassenprüfung 
vom April 1951 war nur der Tropfen, der das Faß zum Überlaufen brachte. 
Schon im vergangenen Jahr hatte ein interner Untersuchungsbericht festge-
halten, daß „Scheffler [...] nur in den seltensten Fällen persönlich“ anwesend 
sei und kaum versuche, die anderen Mitarbeiter anzuleiten: „Frau G. kommt 
und geht, wie sie es für richtig hält. Junge Hilfskräfte halten im wesentlichen 
den Betrieb aufrecht. Ein Flüchtling muß drei bis vier Stunden durchschnitt-
lich auf seine Abfertigung warten.“460 Doch statt sich stärker in der Flücht-
lingsbetreuung zu engagieren, reduzierte Scheffler nach eigenem Gutdünken 
seit Anfang 1951 seinen Arbeitseinsatz „wegen der Erledigung wichtiger er-
scheinender politischer Aufgaben“ weiter.461 Ein weiterer Stein des Ansto-
ßes war der offensichtliche Mißbrauch der dienstlichen Möglichkeiten für 
persönliche Zwecke durch Scheffler. Entsprechendes hatte eine seiner Mit-
arbeiterinnen zu Protokoll gegeben.462 In Bonn hegte man den Verdacht, daß 
im Berliner Büro erarbeitete Informationsberichte über die Lage in der DDR 
die Zentrale des Ostbüros nie erreicht hätten, weil sie an alliierte Geheim-
dienste verkauft worden seien. „Eine Auswertung der von Scheffler in den 
letzten zwei Monaten nach Bonn weitergeleiteten Berichte und Informatio-
nen ergab, daß sowohl qualitativ sowie auch quantitativ eine rückläufige Ent-
wicklung zu verzeichnen war“, stellten die Bonner fest. „Außerdem stand 
der Wert der Meldungen in keinem Verhältnis zu den finanziellen Mitteln, 
die dafür zur Verfügung gestellt wurden.“463 Scheffler wurde daraufhin im 
Juli 1951 verwarnt und an seine Dienstpflichten erinnert. Als dann aber auch 
Carl-Hubert Schwennicke einen Monat später schwer enttäuscht über die Ar-
beitshaltung und die organisatorischen Unzulänglichkeiten im Berliner Büro 
war und seinem Ärger vor allem über nicht genehmigte Urlaube Luft mach-
te,464 war die Ablösung Schefflers nicht mehr abzuwenden. Scheffler und 
seiner Mitarbeiterin G. sollte „im Laufe des Oktober[s] zum 31. Dezember 
1951 unter Einhaltung der Kündigungsfrist [...] gekündigt“ werden.465 Die-
ser zog es aber vor, selbst abzutreten; G. blieb und wurde mit der Arbeit im 
Flüchtlingslager Marienfelde betraut – mit negativen Folgen für das Ostbüro, 
wie die weitere Entwicklung noch zeigen sollte. 

Nachfolger von Scheffler als Leiter der Berliner Außenstelle wurde im 
Dezember 1951 Hans Henn, der jedoch fast zeitgleich in den Bundestag ein-
zog und diese Tätigkeit deshalb aus Zeitmangel wieder einstellen mußte. 

460 Aktennotiz von Naase an Pietsch v. 22.12.1950; ebenda. 
461 Schreiben von Schwennicke an Naase v. 21.3.1951; ebenda. 
462 Vgl. Geheime Aktennotiz des HDO v. 26.7.1951; ebenda. 
463 Geheime Aktennotiz des HDO v. 26.7.1951; ebenda. 
464 Schreiben von Schwennicke an Naase v. 22.8.1951; ebenda. 
465 Aktennotiz von Naase v. 28.10.1951; ebenda. 
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Am 1. Juni 1952 wurde dann der Vorsitzende der LDP-Kampfgemeinschaft, 
Fritz Lüttge, ehrenamtlicher Leiter des Berliner Ostbüros. Lüttge hielt sich 
jedoch völlig aus dem Tagesgeschäft heraus und überließ auch die Anleitung 
der Mitarbeiter der Bonner Zentrale. 

Diese Personalentscheidung hatte ungeahnte Auswirkungen auf die LDPD 
der DDR, denn Lüttge war vor seiner Flucht in Leipzig LDPD-Bürgermei-
ster gewesen und hatte damals intensiven Kontakt mit Rudolf Agsten ge-
pflegt, der etwa bis zur Gründung der DDR noch als regimekritisch galt. 
„Dann war bei ihm ein auffallend schneller Umschwung in seinen Auffas-
sungen festzustellen“,466 hielt die Staatssicherheit fest. Agsten, der sich an-
geblich um einen Übertritt zur SED bemühte, geriet aufgrund dieses abrup-
ten Sinneswandels und seiner alten Bekanntschaft zum neuen Chef des 
Berliner FDP-Ostbüros beim MfS unter Verdacht. Hinzu kamen noch Veröf-
fentlichungen vertraulicher Vorgänge aus der LDPD in westdeutschen Zeitun-
gen, die auf Agsten hinzudeuten schienen.467 Die Staatssicherheit überwachte 
ihn daraufhin, konnte ihm jedoch selbst nach mehrjährigen Ermittlungen 
„keine aktive Feindtätigkeit“ nachweisen. „Auch die Durchführung eines B-
Auftrages [Abhörmaßnahme] brachte keinerlei Anhaltspunkte“.468 

Lüttges Engagement für das Ostbüro erwies sich auf Dauer als nicht aus-
reichend, und so einigten sich Bonn und Berlin darauf, wieder einen festbe-
schäftigten Mitarbeiter zum Leiter der Berliner Außenstelle zu ernennen. Da 
die Personalauswahl schwierig war, kam es aber erneut nur zu einer Über-
gangslösung: Herbert Otto wurde de facto neuer Chef, auch wenn er offiziell 
nur Stellvertreter blieb, ohne einen Vorgesetzten zu haben. Auch diese Kon-
struktion erwies sich aber als nicht zukunftsträchtig; aufgrund von Konflik-
ten mit dem Landesvorstand kündigte Otto zum Januar 1953 und ging zum 
Berliner Lastenausgleichsamt. Seine Beziehung zum Landesverband be-
schrieb er als von „Mißachtung, Mißtrauen und Erschwerung meiner Arbeit“ 
bestimmt.469 Da er „unter den gegebenen Verhältnissen auch für die Zukunft 
nicht die Gewähr für eine bessere und vollkommenere Erfüllung unserer Auf-
gaben“ leisten könne, halte er es „für an der Zeit, meinen Posten für einen 
anderen Mann freizumachen, der das Vertrauen nicht nur der Bundesleitung, 
sondern auch des Berliner Landesverbandes hat“. 

Auf Vorschlag von Otto wurde der Sachbearbeiter Friedrich Hemminger 
kommissarischer Leiter des Berliner Ostbüros, gleichzeitig erweiterte man 
mit der Einstellung von neuen Schreibkräften sowie der Sachbearbeiter Hans 
Bach, ehemals LDPD-Bürgermeister von Buttstädt in Thüringen, und Hans 
Füldner die Dienststelle erheblich.470 Mit dem Aufgabenverteilungsplan vom 

466 Überprüfungsvorgang 368/54; BStU, ZA, AOP 10154/92, Bl. 1. 
467 Ebenda. Vgl. auch Suckut: Ost-CDU und LDPD (1994), S. 110. 
468 Überprüfungsvorgang 368/54; BStU, ZA, AOP 10154/92, Bl. 5. 
469 Schreiben von Otto an Naase v. 28.11.1952; ADL, 2584. Nachfolgendes Zitat ebenda. 
470 Schreiben von Naase an von Holly v. 21.7.1953; ADL, 2586. 
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10. April 1953 wurde Hemminger und Bach gemeinsam die Führung der Ber-
liner Außenstelle übertragen, eine Konstruktion, die eine ständige Rivalität 
zwischen den beiden Leitern zur Folge hatte. Als dann Bach zum 1. August 
1953 zum alleinigen Ostbüroleiter in Berlin berufen wurde, schied Hemmin-
ger folgerichtig aus. 471 

Der Konkurrenzkampf in der Spitze des Berliner Ostbüros beeinträchtigte 
die FDP-Widerstandsarbeit zu einer Zeit, als nach Jahren knapper Kassen 
endlich genug finanzielle Mittel zur Verfügung standen, um in der geteilten 
Stadt mehr Personal einzustellen und weitere Aufgaben zu übernehmen. Es 
wurde ein „Ärztlicher Beratungsdienst“ eingerichtet, an den sich Ostdeutsche 
mit medizinischen Fragen wenden konnten. Gegründet wurde diese Einrich-
tung nach einer Klage der Berliner Leiter an die Bonner Adresse, daß die 
„Zustände in sanitärer Hinsicht in der SBZ“ von Tag zu Tag verheerender 
würden, „was sich z. T. aus der zahlenmäßig großen Abwanderung von 
Ärzten und z. Z. aus dem ungewöhnlich großen Mangel an Medikamenten 
und Instrumenten erklärt“.472 Der Beratungsdienst war nach dem Vorbild der 
„Vereinigung für kulturelle Hilfe e. V.“, deren Mitglied Karl-Heinz Naase 
war, als Anlaufstelle für Flüchtlinge, Ostberliner und DDR-Bürger organi-
siert. „Es ist [...] die Aufgabe unseres ärztlichen Beratungs- und Hilfsdien-
stes, die Armen und Ärmsten der Zone medizinisch zu betreuen“, teilte die 
FDP ihren Parteigliederungen im Mai 1953, wenige Wochen nach der In-
betriebnahme, mit.473 Unterstützt wurde diese Arbeit von den USA, bei de-
nen Medikamentenspenden auch später eine große Rolle spielten.474 Auch 
die SPD stellte zur Jahreswende 1951/52 Überlegungen zur Errichtung eines 
medizinischen Dienstes für Ostdeutsche an,475 ohne diese jedoch zu reali-
sieren. 

Erster Leiter dieser Zweigstelle in Berlin war H. J. Weiß, der bis 1952 bei 
der KgU in einer ähnlichen Einrichtung gearbeitet hatte, bevor er zur FDP-
Dienststelle stieß. Wie er arbeiteten auch seine Nachfolgerinnen ehrenamt-
lich, d. h. für eine kleine Unkostenentschädigung. „Besonderen Wert“ legte 
das Ostbüro zunächst angesichts der bevorstehenden Bundestagswahl 1953 
„darauf, auch die bereits auf westliches Gebiet geflüchteten Personenkreise 
– also sämtliche SBZ-Flüchtlinge – medizinisch zu betreuen“, um „damit für 
später eine gewisse politische Resonanz zu sichern“. Ab Mitte 1953 stand 
die Beratungsstelle jedoch nur noch DDR-Bürgern und Ostberlinern zur 
Verfügung. Über die Inanspruchnahme dieses Dienstes gibt es nur spärliche 
Informationen; zwischen Februar und Oktober 1955 schwankte die Besucher-

471 Ebenda. 
472 Schreiben von Scheffler an Naase v. 19.11.1951; ADL, 2584. 
473 Rundschreiben C 39/53; ADL, 2593. 
474 Ostermann: Ostdeutsche an langwierigen Kampf gewöhnen (1987), S. 364. 
475 Schreiben von Wehner an Brandt v. 29.1.1952; AdsD, WBA, Beruflicher Werdegang 

1947–1966, Bd. 8, Mappe 1952. 
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zahl zwischen 26 und 203 pro Monat,476 für das Rechnungsjahr 1956/57 ging 
man von insgesamt 2 263 Besuchern aus.477 Eine Informationssammlung des 
Ärztlichen Beratungsdienstes zugunsten des Ostbüros fand nicht statt; ledig-
lich monatliche Statistiken gaben anonym Aufschluß darüber, wieviel DDR-
Bürger und Ostberliner mit welchen Krankheitssymptomen die Beratungs-
stelle besucht hatten.478 

Die zweite Neuerung der FDP betraf den „nachrichtendienstlichen“ Be-
reich. SPD und CDU hatten durch ihre Kontakte zu politischen Anhängern 
im Osten einen guten Kenntnisstand von den dortigen Verhältnissen. Re-
gelmäßig kamen Sozial- und Christdemokraten nach Westen, vor allem nach 
Westberlin, um Informationen weiterzugeben, die für die jeweilige Partei-
führung wichtig sein konnten. Das Berlin des Kalten Krieges war zumindest 
bis zum Mauerbau eine Art Nachrichtenbörse: Informationen, auch unbedeu-
tendster Art, wurden gesammelt, teilweise auch im Wortsinn gehandelt; im 
Osten über den Westen, im Westen über den Osten. Natürlich lag das Haupt-
gewicht dieser Tätigkeit bei den Geheimdiensten, den alliierten wie den 
deutschen. Doch im Westen der ehemaligen Reichshauptstadt befaßten sich 
auch zahlreiche andere Organisationen und Einzelpersonen mit der Nach-
richtenbeschaffung, überwiegend nicht aus finanziellem Interesse. Parteien, 
Gewerkschaften, Unternehmerverbände, Jugendorganisationen sowie nicht 
zuletzt Zeitungen und Rundfunksender waren bestrebt, sich über die Ver-
hältnisse in der vierten Besatzungszone und späteren DDR auf dem laufen-
den zu halten, bei keiner dieser Organisationen war jedoch ein umfassendes 
Bild über den Osten Deutschlands vorhanden. So tauschten befreundete Or-
ganisationen und Personen Nachrichten aus. 

Die Bonner Zentrale des FDP-Ostbüros war an allgemeinen politischen In-
formationen aus der DDR und Ostberlin und vor allen Dingen aus der LDPD 
interessiert. Doch die Informationen flossen insgesamt nur spärlich. Zwar 
werteten Karl-Heinz Naase und seine Mitarbeiter 48 Zeitungen, Zeitschrif-
ten, Informations- und Pressedienste sowie sonstige periodische Publikatio-
nen aus, aber die so erlangten Informationen waren von untergeordneter Be-
deutung. Das Ostbüro hatte nur wenige Informanten in der DDR, und das, 
was die befragten Flüchtlinge von sich gaben, war nur bedingt von Interesse. 
Gleichwohl wollte die FDP für den „Tag X“, die Wiedervereinigung, gerü-
stet sein, wofür sie Informationen aus allen Bereichen, aber insbesondere aus 
der LDPD und deren Umfeld benötigte. 

Der Handel mit Informationen war in Berlin eine typische Begleiterschei-
nung des Kalten Krieges, „unzählige Stellen und private Personen [sammeln] 
Informationen“, wußte der Berliner Ostbüroleiter Otto zu berichten. „Diese 

476 Bericht des FDP-Ostbüros v. 28.11.1955; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I. 
477 Tätigkeitsbericht v. 20.4.1956–10.1.1957; ADL, 2608. 
478 ADL, 2503. 
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Sammler seien allerdings nicht immer charakterlich die besten, und das Mate-
rial wäre unkontrollierbar.“479 Aufgrund des verspäteten Starts der Ostbüroar-
beit bei der FDP hatte diese ein schlechteres Verbindungsnetz als SPD und 
CDU, das nur durch die Bezahlung von Informanten hätte ausgeglichen wer-
den können, doch „Honorare für Berichte [standen] hier praktisch überhaupt 
nicht zur Verfügung“, hatte schon Ottos Vorgänger Henn 1952 die Notwen-
digkeit begründet, sich lediglich mit Zweitauswertungen anderer Stellen zu 
beschäftigen. Er könne „nur aufgrund persönlicher Beziehungen zu Dienst-
stellen oder Einzelpersonen solche Berichte beschaffen“, von denen er wußte, 
„daß sie bereits auf anderem Wege an alliierte oder deutsche Zentralstellen 
weitergeleitet“ wurden.480 

Etwas Abhilfe brachte die Flüchtlingsbefragung. LDPD-Mitglieder wur-
den nach politisch, wirtschaftlich und auch militärisch bedeutsamen Sach-
verhalten befragt. Doch obwohl die FDP-Betreuerin im Flüchtlingslager 
Gießen, Christa von Holly, den Neuankömmlingen während der Befragung 
Kaffee und Zigaretten zur Verfügung stellte, „da die Aussagewilligkeit und 
die psychologische Wirkung günstig beeinflußt werden“,481 blieben die Er-
gebnisse eher bescheiden. Der Uelzener Flüchtlingsbetreuer Rieß erhielt bei 
seiner Arbeitsaufnahme gleich eine ganze Liste von Themen, der er entneh-
men sollte, „welche Gebiete uns im Zuge einer laufenden Berichterstattung 
besonders interessieren“.482 Doch obwohl der Bonner Ostbüroleiter der Au-
ßenstelle 100 DM Belohnung „ggf. zur Weitergabe an die Gewährsleute“ in 
Aussicht stellte, kam es auch hier bei der Informationsbeschaffung zu kei-
nem Durchbruch. Immerhin erlangte man Erkenntnisse über die „kommuni-
stische Zersetzungspolitik“ in der Bundesrepublik.483 

Symptomatisch für die Probleme bei der Nachrichtenbeschaffung ist die 
Klage von Christa von Holly von April 1951. Man sei in der Lage, von ei-
nem „hohen FDJ-Funktionär“ ein Manuskript „über die Organisation, Infil-
trierungsmethoden und Angaben über geplante Aktionen in der Westzone 
[sic!]“ zu beschaffen, man benötige hierfür jedoch finanzielle Mittel. Die 
Frage des Geldes für Informationen müsse, so von Holly, „ein für alle Mal“ 
geklärt werden. Sie habe da jemanden an der Hand, der hierzu interessante 
Finanzierungsvorschläge machen könne.484 Offenbar war eine nachrichten-
dienstliche Stelle bereit, hier in die Bresche zu springen. 

Karl-Heinz Naase sah im Januar 1953 aufgrund der sich krisenhaft zu-
spitzenden wirtschaftlichen und politischen Lage in der DDR die Notwendig-
keit und auch die Möglichkeit, neue Formen der Informationsbeschaffung zu 

479 Tagungsprotokoll v. 19.4.1952; ADL, 2582. 
480 Schreiben von Henn an Naase v. 14.1.1952; ADL, 2584. 
481 Schreiben von Holly an Naase v. 13.8.1951; ADL, 2586. 
482 Schreiben von Naase an Rieß v. 19.12.1950; ADL, 2592. 
483 Jahresbericht 1950/51 des Hilfsdienstes Ost der FDP v. 6.9.1951, S. 3; ADL, 2608. 
484 Schreiben von Holly an Naase v. 25.4.1951; ADL, 2586. 
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organisieren. Hierfür sollte eine regelrecht nachrichtendienstliche Stelle einge-
richtet werden, deren Aufgaben in einem Grundsatzpapier von Januar 1953 
aus der Feder von Carl-Hubert Schwennicke und des Berliner Landesvor-
standsmitglieds Rudolf Will485 vornehm umschrieben wurden: „Klärung [der 
Fragen der anstehenden Wiedervereinigung] durch umfassende Vorbereitungs-
arbeiten auch innerhalb der FDP. Dazu bedarf es der sofortigen Errichtung 
eines besonderen Referates, dessen Sitz [...] Berlin sein muß.“486 

Es gelang, für diese Stelle von den Amerikanern eine Finanzierungszusage 
zu bekommen. Als Leiter gewann die FDP einen Mitarbeiter der KgU, der 
auch FDP-Parteimitglied war: Joachim Porzig. Dieser war im Flüchtlingsla-
ger Berlin-Marienfelde für die Fertigung von Gutachten über aufgenommene 
Flüchtlinge zuständig, gehörte „der Aufklärungsabteilung [der KgU] an und 
bearbeite[te] die Sachgebiete Parteien und Verwaltung“.487 Karl-Heinz Naase 
kannte ihn als Angehörigen der Kampfgemeinschaft der LDP in Berlin,488 

und Wolfgang Schollwer war mit ihm noch aus der gemeinsamen Potsdamer 
Zeit bekannt.489 Porzig beabsichtigte, kurzfristig in der DDR einen „Appa-
rat“ aufzubauen und hoffte, „ein einigermaßen dichtes Netz zusammenzu-
kriegen, da ich in den letzten 14 Tagen schon mit verschiedenen Personen 
verhandelt habe, die persönlichen Kontakt zu Parteifreunden in der SBZ ha-
ben und mir diese Leute zur Verfügung stellen wollen“. 490 Informanten soll-
ten angeworben werden, die man für ihre Arbeit ggf. auch entlohnen wollte: 
„Lieber weniger, aber gute Leute, denen man dann auch finanziell etwas mehr 
bieten kann.“ Die FDP sorgte zunächst für eine Anschubfinanzierung, später 
übernahmen die Amerikaner den Löwenanteil der Kosten. Außerdem zahlten 
sie pünktlich, während die Gelder der FDP häufig unregelmäßig, reduziert 
oder auch gar nicht eintrafen.491 Die sogenannte Informationsstelle (I-Stelle) 
„soll völlig unabhängig vom HDO sein und als Bestandteil des LV Berlin 
gelten. Von der Existenz dieser Stelle werden jedoch nur die Berliner Bun-
destagsabgeordneten und der geschäftsführende Landesvorstand von Berlin 
erfahren“, schrieb Porzig am 22. Januar 1953 nach einem Gespräch mit 
Schwennicke an Ostbürochef Naase.492 

Die I-Stelle sollte konspirativ abgeschottet werden, „eine Verbindung zur 
FDP [...] nicht erkennbar sein“.493 Zum 1. Februar 1953 wurde Joachim Por-

485 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 74. Will war nach Schwennickes Parteiaustritt 
1956–1958 und 1959–1960 Landesvorsitzender der Berliner FDP. 

486 Ebenda. 
487 Vgl. Lebenslauf von Porzig v. 11.12.1952; BStU, ZA, HA II 2653, Bl. 101. 
488 Schreiben von Naase an Otto v. 13.11.1951; ADL, 2415. 
489 Aktennotiz von Schollwer an Naase v. 4.10.1954; ADL, 2575. Hier wird 1950 angege-

ben. Tatsächlich kannte er ihn seit 1947 (Mitteilung Schollwer v. 4.11.1996). 
490 Brief v. 20.1.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 75. 
491 So Porzig in einem Gespräch mit dem Autor v. 16.12.1996. 
492 Brief v. 22.1.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 76. 
493 Brief von Naase an Porzig v. 24.1.1953; ebenda, Bl. 77. 
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zig alias Selle als Leiter der Dienststelle eingeführt, die direkt dem Berliner 
FDP-Landesvorsitzenden Carl-Hubert Schwennicke unterstand.494 Das Büro 
„Selle“, wie es auch genannt wurde, war mit zwei Personen besetzt, Porzig 
erhielt lediglich eine Mitarbeiterin; gelegentlich half eine Schreibkraft aus 
dem Berliner Ostbüro aus.495 Die Staatssicherheit beschrieb die Tätigkeit der 
Dienststelle später folgendermaßen: „Diese I-Stelle befaßte sich in der fol-
genden Zeit ausschließlich mit der Werbung von Personen aus der DDR (vor-
zugsweise LDPD-Mitgliedern), um diese für die Spionage auf politischem, 
militärischem und wirtschaftlichem Gebiet auszunutzen.“496 Porzig selbst 
definierte die Aufgaben seines Büros in Absprache mit Bonn etwas anders: 
„Die Aufgabe der I-Stelle ist es, vorsorglich Kader in der SBZ zu bilden. 
Der Personenkreis, der zu diesen Kadern gehört, hat die Aufgabe, uns alles 
Wissenswerte aus der SBZ zu berichten und uns außerdem Vorschläge für 
den Zeitpunkt nach dem Tag X zu machen.“497 Insbesondere suchte die 
I-Stelle nach Kontaktleuten mit Verbindungen zu „Ministerien, Staatssekreta-
riate[n], zur Roten Armee, zu Bezirksleitungen der LDP und zu den Be-
zirksverwaltungsdienststellen“. 

Der Leiter der Berliner Außenstelle des Ostbüros, Hans Bach, hatte durch-
aus Probleme mit der neuen Stelle, da diese sich des Ostbüros bediente, an-
dererseits jedoch immer dann auf seine Unabhängigkeit pochte, wenn es 
seinerseits Informationen oder Hilfe benötigte. Erst als sich Schwennicke ver-
mittelnd einschaltete, wurde das Problem bereinigt.498 Trotzdem beschwerte 
sich Porzig über mangelnde Unterstützung durch die Mitarbeiter des Ostbü-
ros,499 was insofern erstaunlich ist, als eine intensive Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Stellen der vereinbarten Abschottung widersprach, die nicht 
zuletzt im Interesse der Sicherheit der Kontaktleute beider Büros notwendig 
war. 

Das Ostbüro der FDP hat bis Ende 1953, also innerhalb von nicht ganz 
zwei Jahren, in seiner Berliner Außenstelle sechs Leiter gehabt, auch die 
Fluktuation des übrigen Personals war beträchtlich. Erst mit Hans Bach 
kehrte ein wenig Ruhe ein, doch ist nicht zu übersehen, daß diese Personal-
probleme die Ostarbeit der FDP beeinträchtigten. Die Ostbüros von SPD und 
CDU waren von Startschwierigkeiten dieses Ausmaßes verschont geblieben. 

494 Vgl. Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 104. 
495 Auskunftsbericht über das Büro für Wiedervereinigung; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, 

Bl. 9. 
496 Ebenda, Bl. 10. 
497 Schreiben v. 22.5.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/B, Bl. 22. 
498 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/1, Bl. 178. 
499 Schreiben v. 22.5.1953; ebenda, Bd. II/b, Bl. 22. 
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2 Aufgaben der Ostbüros 

2.1 Flüchtlings- und Häftlingsbetreuung 

Originäre Aufgabe der Ostbüros war die Flüchtlings- und in einem wachsen-
den Ausmaß auch die Häftlingsbetreuung, nachdem es zu den ersten größe-
ren Verhaftungswellen gekommen war. Alle drei Parteien nahmen dabei auch 
die Hilfe parteieigener oder befreundeter Wohlfahrtsorganisationen in An-
spruch. Da die FDP nicht auf große karitative Organisationen wie Caritas, 
Diakonisches Werk oder Arbeiterwohlfahrt zurückgreifen konnte, gestaltete 
sich dieser Aspekt der Flüchtlingsbetreuung hier etwas schwieriger. Ledig-
lich die sogenannte „Freie Demokratische Wohlfahrt e. V.“, eine Gründung 
der Berliner FDP von 1949, die sich 1951 dem Paritätischen Wohlfahrtsver-
band anschloß, konnte in kleinerem Umfang tätig werden. 

Auch Flüchtlinge aus der SBZ/DDR, die keine Verbindung zu den west-
deutschen Ostbüros gehabt hatten, nahmen im Westen durchaus Hilfe der 
Ostbüros in Anspruch. Hierzu gehörten beispielsweise Wolfgang Leonhard, 
ein Sohn kommunistischer Moskauemigranten, der mit der Gruppe Ulbricht 
nach Deutschland zurückkehrte und 1949 über einen Zwischenaufenthalt in 
Jugoslawien in die Bundesrepublik flüchtete. Zu den vom Ostbüro der SPD 
betreuten Personen gehörte auch der Schriftsteller Gerhard Zwerenz, der 1957 
geflüchtet war und für den RIAS und den deutschsprachigen Dienst der BBC 
gearbeitet hatte. Er schreibt in seinen Erinnerungen: „Politische Entführun-
gen hatten Hochkonjunktur. Auf den Straßen bewegte ich mich mit Umsicht, 
mied Einladungen und Alkohol. Besucher empfing ich nur in Gegenwart 
Dritter, denen ich vertraute. [...] Da ich [...] von Unbekannten observiert wur-
de, bat ich das SPD-Ostbüro um Rat. Dessen Leiter Stephan G. Thomas ver-
sprach Schutz.“1 

Anders als die Prominenten wurde der Großteil der Flüchtlinge hingegen 
nur kurz registriert, vorübergehend betreut und an andere Organisationen wei-
tervermittelt. Die CDU gründete zu diesem Zweck das Unionshilfswerk, das 
dem Berliner CDU-Landesverband angegliedert war. 1950 richtete der Lei-
ter des CDU-Ostbüros Werner Jöhren einen dringenden Appell an die briti-
sche Besatzungsmacht in Berlin: „Für die karitativen Zwecke der laufenden 
Betreuung unserer Unionsfreunde benötigt das Unionshilfswerk einen Be-
trag von mindestens 500 D-Mark monatlich, der für dringendste Ausgaben 

Unveröffentlichte Autobiographie Gerhard Zwerenz, S. 106, im Besitz des Autors. 1 
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in sozialer Hinsicht Verwendung finden würde.“2 Doch blieb der karitative 
Aspekt auch bei der CDU untergeordnet. Jöhren betonte: „Die Aufgabe mei-
nes Büros ist eine politische und nicht eine soziale.“3 Arbeiterwohlfahrt, 
Unionshilfswerk und Freie Demokratische Wohlfahrt sorgten auch dafür, daß 
politische Gefangene über ihre Angehörigen Päckchen aus Westdeutschland 
erhielten. Die Verwandten der Inhaftierten (nur sie durften Pakete schicken) 
packten die Sendungen um und schickten sie dann an die eigentlichen Emp-
fänger. Allerdings konnte auf diese Weise nicht allen politischen Häftlingen 
geholfen werden, da viele den Ostbüros nicht bekannt waren. 

Zunächst wurden die Paketaktionen der Parteien, begonnen von der SPD 
1947, vollständig selbst finanziert. Allerdings kam wahrscheinlich ein Groß-
teil der Lebensmittel in den vierziger Jahren von alliierter Seite. In den fünf-
ziger und sechziger Jahren förderte das Gesamtdeutsche Ministerium diese 
Aktionen finanziell.4 

Schon früh begann die SPD mit dem Aufstellen von Häftlingslisten, nicht 
nur sozialdemokratischer Gefangener, die publiziert wurden, um Druck auf 
SED und sowjetische Besatzungsmacht auszuüben. Während die SED nach 
außen Gleichgültigkeit demonstrierte, geriet die westdeutsche KPD hierdurch 
politisch in Bedrängnis: „Wir hatten schon früher einmal angeregt, daß die 
Fälle, die immer wieder zitiert werden, nun einmal klar und eindeutig richtig 
gestellt werden“, schrieb ein KPD-Genosse aus Frankfurt/Main im Oktober 
1948 an das Zentralkomitee der SED. „Leider ist dies seitens des Zentralse-
kretariats nicht in genügendem Maße geschehen.“5 

Als Interessenvertretung der politischen Flüchtlinge und der ehemaligen 
Häftlinge unterhielten alle drei Parteien eingetragene Vereine – die SPD ih-
ren „Zentralverband politischer Ostflüchtlinge“ (ZPO), die CDU die „Verei-
nigung politischer Ostflüchtlinge“ (VPO), die FDP die etwas martialisch 
klingende „Kampfgemeinschaft der Ost-LDP-Flüchtlinge“. Während der Zen-
tralverband kaum Einfluß auf die SPD-Politik und die Arbeit des Ostbüros 
hatte, sondern bestenfalls gelegentlich Unterstützungsarbeiten für das Berli-
ner Ostbüro leistete, war die VPO politisch durchaus einflußreich, vor allem 
durch viele personelle Verbindungen zur Exil-CDU. Den größten Einfluß 
dürfte die „Kampfgemeinschaft“ gehabt haben. Gleich zwei seiner Funktio-
näre – Lüttge und Gebhardt – waren zeitweise Leiter des Berliner Büros. 
Die „Kampfgemeinschaft“ unterstützte das Ostbüro bei seinen Aktivitäten 
und stellte vielfach ehrenamtliche Mitarbeiter. 

Als einzige Partei gab die SPD eine eigene Flüchtlingszeitung heraus. „Der 
Flüchtling“ erschien ab Dezember 1953 monatlich und wurde größtenteils vom 

2 Brief von Jöhren an Hoche v. 26.5.1950; ACDP, III-013, 750. Das Unionshilfswerk be-
treute Flüchtlinge, die in Berlin blieben. 

3 Schreiben von Jöhren an Gesche v. 28.5.1959; ACDP, III-013, 556. 
4 Interview mit Hermann Kreutzer v. 18.2.1988. 
5 Schreiben von Fisch an ZK, o. D.; SAPMO-BA, NY 4036/640. 
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Bundesministerium für Gesamtdeutsche Aufgaben finanziert. Seit Januar 1954 
trug „Der Flüchtling“ die Unterzeile „Für Wiedervereinigung in Frieden und 
Freiheit“. Grund für die Herausgabe der Zeitung war neben dem stark anstei-
genden Flüchtlingsstrom 1953 das gute Abschneiden des Bundes der Heimat-
vertriebenen und Entrechteten (BHE) bei den Bundestagswahlen im selben 
Jahr. Er hatte im Bundesgebiet 5,9 Prozent erreicht, bei den Landtagswahlen 
in Schleswig-Holstein und in Niedersachsen gar 23,4 bzw. 14,9 Prozent. Ein 
weiterer Konkurrent war die große Regierungspartei, wurde doch in den Flücht-
lingslagern „offen für die CDU geworben“;6 Heine sprach gar von „Schläger-
kolonnen in Lagern gegen SPD-Versammlungen“.7 Mit dem „Flüchtling“ ver-
suchte das Ostbüro der SPD, in den Lagern systematisch politisch zu wirken. 

Von der FDP wurde die Dominanz der CDU in den Flüchtlingslagern teil-
weise ähnlich beurteilt: In Gießen habe die CDU im Lager ca. 44 Mitglieder. 
„Auf alle Neueingestellten wird ein großer Druck ausgeübt, beizutreten“,8 

berichtete Christa von Holly im Januar 1956. In Berlin dagegen hatte es die 
FDP geschafft, „durch besondere Aktivität des HDO bei der Betriebsrats-
wahl“ dafür zu sorgen, daß im Lager Marienfelde nicht ein SPD-Vertreter in 
den Betriebsrat gewählt wurde, während drei CDU-, zwei FDP-Vertreter 
und ein Parteiloser, der der FDP nahestand, das Rennen machten.9 

Zu einer ersten Entlassungswelle politischer Häftlinge, vor allem solcher, 
die in der Frühzeit von Sowjetischen Militärtribunalen zumeist zu hohen Haft-
strafen verurteilt worden waren, kam es 1954 im Zusammenhang mit der Vier-
mächtekonferenz. Bis 1956 waren fast alle zwischen 1947 und 1952 inhaf-
tierten Ostbüro-Vertrauensleute von SPD und CDU wieder frei, soweit sie 
die Haft oder gar die Deportation in die Sowjetunion überlebt hatten. Das 
Bestreben der kommunistischen Machthaber, 1956 einen Schlußstrich unter 
die stalinistischen Massenrepressionen zu setzen, bescherte vielen politi-
schen Häftlingen, aber auch den meisten vermeintlichen oder tatsächlichen 
NS-Belasteten die Freiheit. Bei den von den Sowjets übernommenen Gefan-
genen hatte die Gefängnisverwaltung der DDR jedoch vielfach Probleme bei 
der Einordnung. Symptomatisch hierfür ist der Versuch der Staatssicherheit, 
1958 zu ermitteln, warum ein Mitarbeiter des Hannoveraner SPD-Ostbüros 
in Haft gesessen hatte: „Er wurde am 18.2.1949 verhaftet und wegen Spio-
nagetätigkeit vom SMT Dresden zu 20 Jahren Haftarbeitslager verurteilt“, 
heißt es in einem Auskunftsbericht über den Vertrauensmann Heinz Edel. 
„Es ist jedoch aus den Akten nicht ersichtlich, welche Verbrechen er im ein-
zelnen begangen hat, und für welche Dienststelle er gearbeitet hat.“10 

6 Brief von Dietze an Thomas v. 14.11.1950; AdsD, Ostbüro-Archiv, 479l. 
7 Heine: Manuskript für die PV-Sitzung v. 29./30.4.1955; AdsD, PV-Protokolle, 1955. 
8 Schreiben von Holly an Naase v. 31.1.1956; ADL, 2586. 
9 Protokoll über die Tagung der Außenstellenleiter des HDO am 19.4.1952 in Gießen; ADL, 

2582. 
10 Bericht Bezirksverwaltung Dresden v. 10.4.1958; BStU, ZA, AS 1006/67, Bl. 119. 

115 



 

 
 

  

 

 
 

 

  
 

 

 

 

 
 

 
 

  
  

  

 
 

    

 
   

 

   

Nach der langen Haftzeit war das Verhältnis der Ostbüros zu ihren eige-
nen V-Leuten und Mitarbeitern häufig nicht mehr ungetrübt. Zwar gab es 
etwa bei der SPD auch Häftlinge, die nach Jahren in Workuta oder Bautzen 
beim Parteivorstand die Mitgliedsbeiträge für die Zeit der Haft nachzahlen 
wollten, aber bereits mit den ersten großen Entlassungswellen wuchs auch 
die Kritik an den parteieigenen Widerstandszentralen. Die lokalen Partei-
gliederungen waren gehalten, ehemalige politische Gefangene wieder ins be-
rufliche Leben einzugliedern; an eine finanzielle Entschädigung dachten die 
Ostbüros und die sie tragenden Parteien jedoch nicht. Manchen entlassenen 
Häftlingen schwebte angesichts ihrer finanziellen Misere die Zahlung einer 
Art „Ehrensold“ durch die Partei vor.11 Die SPD hatte aber noch nicht ein-
mal einen Überblick über die Vielzahl der Fälle.12 Lebensmittelpakete ver-
schickte die Arbeiterwohlfahrt nach der Entlassung der Gefangenen zumeist 
nicht mehr, und so blieb die finanzielle Unterstützung der SPD auf einzelne 
Beträge von 50 DM zu Weihnachten und zum Geburtstag beschränkt. Ähn-
liches galt für die FDP, die fälschlicherweise vermutete, die SPD zahle „in be-
stimmten Fällen bis zu DM 1 000 an ehemalige Häftlinge“.13 

1956 scheinen sich die ersten entlassenen SPD-Häftlinge bei Thomas über 
die mangelnde finanzielle Unterstützung beschwert zu haben.14 Da dieser ih-
ren Wünschen nicht nachkam, wandten sich einige ehemalige Gefangene 
an Wehner, der Thomas und dem Ostbüro ohnehin kritisch gegenüberstand. 
1966 strengten drei ehemalige Vertrauensleute des SPD-Ostbüros, Max Faas, 
Helmut Hiller15 und Rolf Küster, Schadensersatzprozesse gegen die SPD an, 
um von ihrer Partei eine Entschädigung für die Haftzeiten in der DDR zu 
erhalten. Diese Prozesse sollten sich – allerdings erfolglos für die Kläger – 
über zehn Jahre hinziehen und bis zum Bundesverfassungsgericht führen. 
Auch andere Parteien hatten Probleme mit ehemaligen Mitarbeitern ihrer 
Ostbüros: Horst Gassa bei der Außenstelle des Ostbüros der FDP in Berlin 
tätig und 1954 in Ostberlin zu fünf Jahren Haft verurteilt, forderte 1959 von 
der Partei offenbar ebenfalls eine Entschädigung für die Haftzeit.16 

11 Stellungnahme von Nelke; AdsD, PV-Archiv, 1179. Vgl. hierzu auch Buschfort: Wider-
stand und Verfolgung (1997), S. 285–304. 

12 Während das SPD-Ostbüro hausintern von 460 Personen sprach (Geheimer Vermerk für 
den PV, ca. 1955; PATh, Handakte Thomas), wurden offiziell rund 600 Personen genannt 
(Prozeßunterlagen Hiller). Tatsächlich sind allein dem Autor mittlerweile rund 1 200 Per-
sonen namentlich bekannt. 

13 Vermerk für Döring v. 19.2.1957; ADL, 2608. 
14 Nachfolgende Darstellung aus: Abschrift von Held v. 18.10.1956; BStU, ZA, AOP 

13251/63, Bl. 166 f. 
15 Hiller kam nach 14 Jahren Haft 1964 in die Bundesrepublik; 1965 geriet er erneut in das 

Visier der Staatssicherheit, da er angeblich „Vorbereitungen für die Republikflucht eines 
DDR-Bürgers aus Döbeln“ getroffen hatte. Vgl. BStU, ZA, ZKG 2045, Bl. 1. 

16 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. III, Bl. 145. 
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2.2 Informationsbeschaffung 

In der Anfangszeit erhielten die Ostbüros Informationen aus den jeweiligen 
Schwesterparteien bzw. bei der SPD aus der SED. Die SPD hatte zudem in 
vielen Industriebetrieben und öffentlichen Verwaltungen der SBZ Zuarbei-
ter. Bei CDU und FDP kamen offizielle und halboffizielle Kontakte, die die 
Exilpartei bzw. die westliche Parteispitze nach Osten unterhielten, hinzu, 
Kontakte, die die SPD zur SED strikt ablehnte. 

Während CDU und FDP sich später eher um die Rekrutierung neuer In-
formanten bemühen mußten, hatte die SPD in den Anfängen das Problem, 
daß die massiv eingehenden Informationen nicht ausgewertet werden konn-
ten, „da es hierzu an einem verantwortlichen Redakteur und den notwendi-
gen technischen Voraussetzungen“ fehlte.17 Vor allem die Beschaffung von 
rationiertem Papier machte Probleme, so daß 1946/47 die Frage des Trans-
portes von Druckschriften in die SBZ „nicht akut“ wurde. Erst 1948 hatte 
die SPD genügend Papier und auch technische Hilfsmittel. Doch wenig später 
fielen die meisten Informanten den Massenverhaftungen 1948/49 zum Op-
fer. Noch 1956 war der Informationsstand der SPD allerdings so gut, daß die 
Staatssicherheit annahm, das SPD-Ostbüro müsse „einen Kontaktmann im 
oder in unmittelbarer Nähe des ZK haben“; der Kasseler Sekretär der Falken 
hatte dies angeblich angedeutet.18 Tatsache war, daß das Ostbüro der SPD 
vor allem durch eine umfassende Zeitungsauswertung, in Verbindung mit der 
Beschäftigung ehemaliger hochrangiger Funktionsträger aus dem Partei- und 
Regierungsapparat der DDR, die umfangreichen Informationen richtig zu 
deuten wußte. Personen wie Siegfried Weigel, ehedem Mitarbeiter der Kul-
turabteilung im ZK der SED, Robert Bialek, Heinz Brandt, Rudolf Brandt, 
Hans Grotehenn, Karlheinz Schäffer oder Wolfgang Leonhard steuerten ihre 
Kenntnisse über die internen Verhältnisse bei, mit denen die Interpretation 
und das „Zwischen-den-Zeilen-Lesen“ offizieller Beschlüsse und Berichte 
in den Medien erst treffsicher wurden. Die Richtigkeit der Lageanalysen, die 
das SPD-Ostbüro der Öffentlichkeit oder dem Parteivorstand unterbreitete, 
kann vielfach belegt werden. SED und Staatssicherheit reagierten hierauf ge-
reizt und nervös, es war die Angst vor der Schilderung dessen, was tatsäch-
lich in der DDR geschah. 

Anfang 1953 befürchtete das Ostbüro aufgrund der massiv ansteigenden 
Fluchtbewegung eine erneute Abschnürung Westberlins. Konsequenz für die 
illegale Arbeit war daher, „organisatorische und technische Vorbereitungen“ 
zu treffen, um „unsere Verbindungen zur Zone aufrechtzuerhalten“.19 Hierzu 
wurden an die Vertrauensleute Druckkästen ausgegeben; gleichzeitig stattete 

17 Aktenvermerk v. 14.5.1947; AdsD, PV-Archiv, 601b. Nachfolgendes Zitat ebenda. 
18 Information v. 14.5.1956; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bd. I, Bl. 123. 
19 Sonderaktionen Januar 1953, S. 2; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
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man einige besonders vertrauenswürdige Genossen mit Funkgeräten aus.20 

Als es dann wirklich so weit war, Anfang August 1961, meldeten gleich meh-
rere Quellen der SPD Maßnahmen, die auf eine bevorstehende „Isolierung“ 
Westberlins hindeuten. So waren diverse Kinderferienlager in der Umgebung 
Berlins geräumt und medizinisches Personal in Alarmbereitschaft versetzt 
worden. Außerdem kündigte der „Vertrauensmann 610“ Maßnahmen gegen 
Westberlin an; eine Abriegelung sei sehr nahe.21 Ob dieser Bericht die Bun-
desregierung erreichte, ist strittig.22 

Wie gut die Informationen der SPD-Vertrauensleute waren, belegen Stel-
lungnahmen von ganz unterschiedlicher Seite: Die Publikationen des SPD-
Ostbüros seien „deshalb gefährlich, weil sie einmal in der Sprache der Ar-
beiter abgefaßt sind und in bestimmten Fällen Prognosen über die zukünftige 
Entwicklung in der DDR enthalten“, stellte das MfS fest. Diese Prognosen 
könne das Ostbüro „aufstellen, weil sie sehr aufmerksam die Beschlüsse und 
Verordnungen unserer Partei und Regierung auswerten und somit unsere zu-
künftige Entwicklung und evtl. Schwierigkeiten, die dabei auftreten, ein-
schätzen können“.23 Im Gegensatz zu den staatlichen Organen und der Par-
teiführung der DDR, wie eine Analyse der Staatssicherheit 1957 belegt: „Zu 
welchen Ergebnissen eine derartige Tätigkeit von SPD-Mitgliedern führt, be-
weist die Tatsache, daß das Ostbüro der SPD [...] in der Lage war, eine aus-
führliche Analyse der pol[itisch]-ök[onomischen] Situation des VEB TRO 
[Transformatorenwerk], eines der größten Berliner Betriebe, zu treffen. In 
dieser Analyse waren Dinge enthalten im Bezug auf die betrieblichen Zustän-
de, die selbst der dortigen Werks- resp. Parteileitung nicht bekannt waren.“24 

Doch auch westliche Geheimdienste mußten anerkennen, daß das SPD-Ost-
büro das Ohr näher an der Basis hatte und daher über bessere Lageeinschät-
zungen verfügte als sie. So hatte die sozialdemokratische Dienststelle eine 
dramatische Zuspitzung der Situation in der DDR und Ostberlin schon Ende 
Mai 1953 vermeldet und festgestellt, es seien „bei der weiteren Entwicklung 
Streikaktionen in der Sowjetzone zu erwarten“25. „Es gebe gegenwärtig kei-
nen Grund zu glauben, daß die Situation katastrophale Ausmaße annehme 
oder daß die Regierung der DDR nicht in der Lage sei, eine Katastrophe zu 
verhindern“,26 meldete dagegen der US-Vertreter aus Berlin (HICOG) noch 

20 Berger: Ich nehme das Urteil nicht an (1998), S. 15. 
21 PATh, Kopie im Besitz des Verfassers. 
22 Eine entsprechende Weitergabe wird in der Welt am Sonntag (Artikel von Helmut Bär-

wald, S. 7) vom 8.8.1982 behauptet, von der Mitarbeiterin Adenauers, Frau Dr. Poppinga, 
jedoch ausgeschlossen (Welt am Sonntag v. 15.8.1982, S. 8). 

23 BStU, ZA, JHS MF GVS 589/58, Bl. 45. 
24 Lektion: Die Rolle der legalen SPD im demokratischen Sektor von Berlin nach 1945 und 

der Aufbau und die Tätigkeit der Jugendorganisationen der SPD; BStU, ZA, JHS Z Tgb.-
Nr. 201/57, Bl. 18. 

25 Sonderaktionen Mai 1953, S. 22; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
26 HICOG Berlin an Department of State, 2.6.1953, 762.00/6-253, zit. nach: Ostermann: 

Vereinigte Staaten und 17. Juni (1987), S. 351. 
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am 2. Juni 1953 dem State Department in Washington – 14 Tage später brach 
der Aufstand los. 

Entsprechendes ist von den Ostbüros der CDU und der FDP nicht bekannt. 
Doch auch hier wurden, vor allem aus den Parteigliederungen von Ost-CDU 
und LDPD, Informationen gesammelt, die zu einer besseren Einschätzung 
der Verhältnisse beitrugen. V-Leuten des CDU-Ostbüros scheint es im Ja-
nuar 1952 sogar gelungen zu sein, die Akten des Deutschen Roten Kreuzes 
von 1939 bis 1944 aus der DDR in den Westen zu schmuggeln.27 

Sowohl die SPD als auch die FDP machten sich seit dem Beginn des Korea-
krieges 1950 Gedanken darüber, wie die wichtigen Informationen und damit 
auch die Informanten bei einem kommunistischen Überraschungsangriff zu 
schützen seien: Für diesen Fall stellte der HDO der FDP einen Krisenplan auf, 
der beispielsweise die Auslagerung der Akten zu dem im äußersten Westen 
gelegenen Kreisverband Trier vorsah. Gleichzeitig sollte die Möglichkeit be-
stehen, die Aktenbestände und Karteien schnellstmöglich zu vernichten. Zum 
Verbrennen der Akten sollte Benzin „immer bereitstehen“; dabei sollten die 
Ergebnisse aus der mißlungenen Vernichtung von NS-Akten, am Ende des 
zweiten Weltkrieges, berücksichtigt werden. „Eine umständlichere Regelung“ 
sei „nach den Erfahrungen von 1945 [...] nicht zu verantworten.“ Schon 
Mitte Mai 1952 hatte die Leitung des Berliner FDP-Ostbüros eine Woche 
lang die wichtigsten Akten „in das Privatgrundstück eines Parteifreundes aus-
gelagert“; Grund war die Befürchtung kommunistisch initiierter Unruhen in 
Berlin aus Anlaß der Unterzeichnung des Deutschlandvertrages.28 

Die SPD begann 1950 sogar mit der Überführung ihrer wichtigsten Unter-
lagen zu einem Sozialdemokraten nach New York. Sechs Jahre lang bekam 
dieser, ein deutscher USA-Emigrant aus der Zeit des NS-Regimes, alle zwei 
Wochen Ordner zugeschickt, um sie dort für den Fall einer kommunistischen 
Machtübernahme in Kontinentaleuropa der Nachwelt zu erhalten. Erst in den 
siebziger Jahren gelangten die Unterlagen wieder zurück nach Bonn. 

2.3 Publikationstätigkeit 

Alle drei Parteien verfügten 1948 über illegale Gruppen in der SBZ. Die SPD 
in nahezu jeder Stadt, die CDU innerhalb vieler Parteiorganisationen der Ost-
CDU, die Liberalen zumindest an den Universitäten.29 Die kriminalpoliti-
schen Ermittlungsstellen der SBZ stellten im Zusammenhang mit einer an-
geblichen „Besprechung sämtlicher Leiter der illegalen [SPD-] Gruppen der 
Ostzone“ in der Berliner Ziethenstraße im August 1948 fest, die Herstellung des 

27 Schreiben v. 26.1.1952; ACDP, III-013, 830. 
28 Monatsbericht Mai 1952 v. 7.6.1952, S. 2; ADL, 2584. 
29 Vgl. Aufstellung von 1948; BStU, ZA, AS 313/66, Bl. 16. 
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Propagandamaterials sei „mannigfaltigster Art. Von primitiven, mit Schreib-
maschine und Abziehapparat hergestelltem Flugblatt bis zum auf gutem Pa-
pier mit modernem Druck erzeugten Plakaten.“30 Die Information der eige-
nen Parteifreunde, aber auch der übrigen Bevölkerung der SBZ war in der 
Tat von Anfang an eines der Hauptanliegen der Hannoveraner SPD-Führung 
und damit des Ostbüros, vor allem, um geeignete Startbedingungen bei einer 
Wiederzulassung der Partei zu schaffen. Die Ost-Propaganda der CDU stand 
im engen Zusammenhang mit der eigenen Tageszeitung des Exilverbandes, 
nutzte später aber natürlich auch Flugblätter und andere Schriften. Und bei 
der FDP gehörte die Propagandaarbeit ebenfalls – wenngleich im Rahmen 
beschränkterer wirtschaftlicher Möglichkeiten – zu den Hauptaufgaben des 
Ostbüros. Auf massive Propagandatätigkeit der Ostbüros und anderer Wi-
derstandsorganisationen antwortete die östliche Seite mit ebenso massiver 
Gegenpropaganda, in deren Rahmen Desinformationsstrategien der Staatssi-
cherheit eine wichtige Rolle spielten. Hierauf wird noch zurückzukommen 
sein. 

Der Exilvorstand der CDU um Jakob Kaiser blieb in Kontakt mit den mitt-
lerweile weitgehend gleichgeschalteten CDU-Zeitungen der SBZ und ver-
sandte beispielsweise den Union-Pressedienst an 110 Redakteure und Zei-
tungen. Informationen, die von oppositionellen Ost-Christdemokraten an das 
Ostbüro gegeben wurden, wurden gesammelt und anschließend von der Zei-
tung „Der Tag“, das Sprachrohr der Exil-CDU, publizistisch verarbeitet. 
Daneben wurden die Mitteilungsblätter der Bezirksverbände der Westberli-
ner CDU an Ostberliner Parteimitglieder verteilt.31 Im Deutschland-Verlag, 
dem Verlag der Exil-CDU, erschien ab Mitte 1950 monatlich „Der Wellen-
brecher“ mit Informationen aus der Exil-CDU, aber auch aus der DDR so-
wie „Das Deutsche Monatsblatt“. „Der kleine Tag“ wurde vornehmlich an 
Westberliner S-Bahn-Stationen verteilt, an denen man Pendler aus Ostberlin 
und der DDR erreichte.32 Im Februar 1950 verteilte die CDU hiervon bei-
spielsweise 12 600 Exemplare an Bahnhöfen, 1 120 Exemplare per Post und 
rund 6 000 Exemplare durch Kuriere im Osten.33 Etwa 8 000 Adressen in 
der DDR und in Ostberlin standen dem CDU-Ostbüro zur Verfügung, sie 
wurden regelmäßig angeschrieben; hierzu wurden die Briefe an 14 Ge-
schäftsstellen der CDU in Westdeutschland geschickt und über diesen Um-
weg in den Osten versandt.34 „Der Wellenbrecher“ wurde nach Kritik ost-
deutscher CDU-Mitglieder eingestellt.35 

30 Ebenda. 
31 Vgl. BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 76. Vgl. auch Richter: Ost-CDU (1991), S. 229. 
32 BStU, ZA, AS 190/56, Bl. 103. 
33 Vgl. Richter: Ost-CDU (1991), S. 282. 
34 Analyse über das „Ostbüro der CDU“ in Westberlin, o. D.; BStU, ZA, XX/AKG 1047, Bl. 41. 

Die Zahl beruht auf der Aussage einer inhaftierten Mitarbeiterin. 
35 Brief von Schneider an Kaiser v. 9.3.1951; ACDP, III-013, 693. 
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Hinzu kamen Mitteilungsblätter für die Ost-CDU-Flüchtlinge, etwa der 
„Sachsenbrief“ für die größte Landsmannschaft der CDU aus der SBZ/DDR. 
Hier wirkte der Ostbüro-Mitarbeiter Pfarrer Ernst-Günter Haß nach seinem 
Wechsel nach Westdeutschland als Sprecher des Landesverbandes Sachsen 
der Exil-CDU mit. Für die Flüchtlinge aus Thüringen wurde „Der Wartburg-
brief“ produziert. Von Otto Bär bezog man – wie die anderen Ostbüros auch 
– die „Tarantel“, ein antikommunistisches satirisches Magazin, das sich in 
der DDR größter Beliebtheit erfreute.36 Außerdem wurden Broschüren von 
unionsnahen Studentenkreisen und vom „Volksbund für Frieden und Frei-
heit“ verteilt, häufig auf Veranstaltungen in Westberlin mit starkem Besu-
cherzulauf aus dem Osten, etwa der „Grünen Woche“. Stramme Ost-CDU-
und SED-Funktionäre mußten oftmals das Porto für die ihnen zugedachten 
Sendungen selbst bezahlen, denn diese wurden teilweise unfrankiert an nicht 
existierende Empfänger gesandt; als Absender wurde die Adresse des Funk-
tionärs eingesetzt. Die Post sandte den Brief als unzustellbar zurück, und der 
Funktionär mußte Nachgebühr zahlen.37 

1953 begann das SPD-Ostbüro, speziell für den Osten Deutschlands die Par-
teizeitung „Der Sozialdemokrat“ herauszugeben. Mit ihr stellte man sich be-
wußt in die Tradition der ersten Berliner SPD-Zeitung nach der Zwangsvereini-
gung, die am 3. Juni 1946 vom Gründungschefredakteur Gustav Klingelhöfer 
erstmals publiziert worden war. Klingelhöfer war schon nach zwei Monaten 
von seinem Posten zurückgetreten, weil britische Presseoffiziere versucht 
hatten, Kritik an der sowjetischen Deutschlandpolitik zu unterbinden.38 

„Der Sozialdemokrat“ des Ostbüros wurde ab 1953 unter der Kopfzeile 
„Für das Volk – gegen seine Unterdrücker“ publiziert. Die Zeitung hatte zu-
nächst vier Seiten und kommentierte auf der Titelseite unter der Rubrik „Die 
Stunde schlägt“ kurz die aktuelle politische Situation. Darunter prangte je-
weils eine Losung, die zum Beispiel lautete: „Durch die Solidarität aller 
Deutschen werden wir siegen. Die Einheit in Freiheit ist nicht zu verhin-
dern!“ Das Ostbüro hatte den „Sozialdemokrat“ wieder ins Leben gerufen, 
um, so Thomas, dem „schon lange von vielen Seiten an uns herangetragenem 
Wunsche nach[zukommen], eine speziell sozialdemokratische Zeitung für 
die Zone herauszugeben, die auch äußerlich als solche erkennbar ist“.39 Von 
1953 bis 1955 erschien dieses Kampfblatt etwa monatlich, dann in einem 
Rhythmus von zwei bis drei Wochen. Zu wichtigen Ereignissen wie Partei-
oder Jahrestagen in West und Ost kamen Sonderausgaben heraus. 

Hatte die erste Auflage noch 80 000 Exemplare betragen, so wurden von 
der Oktoberausgabe 1953 an schon 120 000 Stück hergestellt. Später, bis weit 

36 Schulz-Heidorf: Preis unbezahlbar (1997). 
37 Schlomann: Mit so viel Hoffnung (1991), S. 245. 
38 Vgl. Hurwitz: Demokratie und Antikommunismus (1978), S. 128. 
39 Vgl. Monatsbericht über die Sonderaktionen in der Sowjetischen Besatzungszone, Juli 1953, 

S. 8; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
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in die sechziger Jahre hinein, sollen es 600 000 Exemplare pro Ausgabe ge-
wesen sein.40 Ein Teil der Artikel des „Sozialdemokrat“ entstand in der Berli-
ner Ostbüro-Zweigstelle in der Langobardenallee, der andere Teil, später fast 
alles, in der Bonner Zentrale. Die Redaktion bat ihre Leser – die sich dabei 
allerdings an konspirative Regeln halten sollten – auch um Zuschriften und 
Anregungen. Schon die erste Ausgabe vom Juli 1953 enthielt auf Seite vier 
den Spitzelwarndienst, den die Berliner Ostbüro-Zweigstelle oberhaus mit 
den folgenden Ausgaben noch ausbaute. 

Pendant zum „Sozialdemokrat“ waren bei der FDP Mitte der fünfziger Jah-
re die sogenannten „Jedermann-Briefe“ mit Auflagen von 150 000 Exempla-
ren. Weitere Flugschriften wurden hauptsächlich von Wolfgang Schollwer 
in Bonn geschrieben.41 Außerdem publizierte die FDP ab September 1953 die 
Tarnschrift „Die Wirtschaft“ – in Nachahmung der ostdeutschen Zeitschrift 
– und den „Transmissionsriemen“ unter der fiktiven Herausgeberschaft des 
Bundesvorstandes des FDGB, Abteilung Agitation.42 Eine „Wirtschaft“-Tarn-
ausgabe brachte auch das SPD-Ostbüro heraus (die SPD imitierte überhaupt 
unzählige in der DDR erscheinende Zeitungen und Zeitschriften, selbst den 
„Kleingärtner“). Das FDP-Ostbüro zeigte sich jedoch selbstbewußt: „[Wir] 
hatten [...] den besseren Absatz und fanden auch größeren Anklang bei der 
Bevölkerung der SBZ.“43 

Während SPD und CDU – jedenfalls in der Anfangszeit – genügend Ver-
teiler von Informationsmaterial zur Verfügung standen, mußten die Liberalen 
nach fremder Hilfe Ausschau halten: Hans Füldner, Mitarbeiter in Berlin, 
seit Anfang 1953 unter dem Aliasnamen Ludwig, entfaltete hier eine bemer-
kenswerte Aktivität. Er knüpfte, um den Broschürenfluß nach Osten zu be-
schleunigen, Kontakte zur „Organisation Brandt“, die auf der Basis privater 
Geldspenden Widerstandsarbeit in der DDR betrieb.44 Den Kontakt hatte eine 
Mitarbeiterin der Flüchtlingsbetreuungsstelle im Lager Marienfelde vermittelt, 
die über diverse Verbindungen zu Geheimdienst- und „Ostarbeiter“-Kreisen 
verfügte. Brandt hatte mit seinen Mitarbeitern zunächst für die „Freiheitsliga“ 
und die von den USA finanzierte antisowjetische Emigrantenorganisation 
„Narodny Trudowoi Sojus“ (NTS) konspirative Propagandaaktionen ausge-
führt,45 bis er dann im September 1953 bei einem Gespräch mit Hans Füld-
ner und Karl-Heinz Naase eine Zusammenarbeit mit der FDP vereinbarte. 

40 Bärwald: Ostbüro der SPD (1991), S. 59. 
41 Mitteilung von Wolfgang Schollwer v. 4.11.1996. Zusammenstellung der Schriften 

Schollwers. In: Das Wagnis der Mündigkeit. Beiträge zum Selbstverständnis des Libera-
lismus. Festschrift für Paul Luchtenberg. Neustadt/Aisch 1970, S. 281. 

42 Interessante Beispiele für FDP-Publikationen in: BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/13. 
43 Monatsbericht Oktober 1953, S. 2; ADL, 2531. 
44 Unterlagen hierzu in: ADL, 2524. Hans Füldner ist heute nichts mehr über eine Organisa-

tion Brandt erinnerlich. Seine Kontakte liefen demnach über einen Herrn von Bredow und 
seine Tochter, beides Flüchtlinge. 

45 Näheres über die NTS in: Bailey; Kondraschow; Murphy: Unsichtbare Front (1997), S. 151 ff. 
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„B[randt] erklärte grundsätzlich seine Bereitschaft, das ihm zur Verfügung 
stehende und mit unserer Hilfe sukzessive aufgebaute Netz ausschließlich nur 
noch für mich bzw. für Herrn Ludwig arbeiten zu lassen.“46 Das Material 
sollte zukünftig über Ostberlin in Depots in verschiedenen Städten der DDR 
eingelagert und dann innerhalb weniger Tage zeitgleich im gesamten Land 
verteilt werden. Testweise wurde dieses Verfahren zunächst in Cottbus und 
in Leipzig geprobt. 

Generalstabsmäßig wurde der erste Einsatz in Leipzig vorbereitet.47 Mitte 
August 1953 gelangten rund 30 000 eigens für die Herbstmesse gedruckte 
Flugblätter durch Kuriere in ein Depot und wurden dann an elf Mitglieder 
der „Organisation Brandt“ weitergeleitet, unter ihnen ein Heinz I., von dem 
später noch die Rede sein wird. Mit Hilfe von Flugblattraketen, sogenannten 
Fröschen, verteilte man innerhalb kürzester Zeit rund 10 000 Flugblätter in 
der Innenstadt; und abends die restlichen Exemplare in den Randbezirken. 
Um die Flugblattverteiler nicht zu gefährden, verzichteten die V-Leute dar-
auf, während der Rede Otto Grotewohls beim Eröffnungsfestakt der Messe 
eine Flugblattrakete zu starten. An der nachfolgenden Aktion in Cottbus wa-
ren sechs Personen beteiligt, insgesamt konnten rund 14 000 Exemplare der 
FDP-Flugblätter am 27. August 1953 in verschiedenen Stadtvierteln verteilt 
werden. 

Die Pläne des Ostbüros der FDP, eine periodische Druckschrift für die DDR 
„zur Erhaltung und Stärkung der Eliten“ zu publizieren, ließen sich nicht 
verwirklichen. Diese 1954 angedachte, auf 24 Seiten ausgelegte Publikation 
sollte in vier- bis achtwöchigem Abstand an rund drei- bis fünftausend aus-
gesuchte Personen versandt werden, und statt einer platten Agitation, mit der 
„man augenscheinlich nur offene Türen“ einrennen konnte, politisch-theore-
tische Diskussionen und eine anspruchsvolle Propagierung marktwirtschaft-
licher Prinzipien enthalten.48 

Überhaupt waren anspruchsvollere Auseinandersetzungen mit dem kom-
munistischen Herrschaftssystem und der damit verbundenen Ideologie bei 
Publikationen der Ostbüros eher Mangelware. Eine Ausnahme war die „Ein-
heit“ des SPD-Ostbüros.49 Schon Ende 1946 hatten sich die Verantwortli-
chen Gedanken über eine theoretische Auseinandersetzung mit der SED ge-
macht. In einem Brief an den damaligen Ostbüro-Chef Neumann hatte Heine, 
der für das Ostbüro zuständiges Parteivorstandsmitglied war, angeregt: „1. Wie 
wäre es mit einer Wiederauflage [von] Rosa Luxemburgs Kritik der russi-

46 Entwurf eines Vermerks über Einschleusungsarbeiten in Berlin, o. D. (September 1953); 
ADL, 2524. 

47 Fallschilderung in: Flugblattaktion des Ostbüros der FDP während der diesjährigen Leip-
ziger Herbstmesse v. 9.9.1953; ADL, 2593. 

48 Streng vertraulicher Vermerk von Naase, o. D.; ADL, 2520. 
49 Vgl. z. B. die Aufsätze: Das KPD-Verbot. Wo steht Ihr, Meister der Kultur. Die einzelnen 

Ausgaben sind nicht datiert und nicht numeriert. 
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schen Revolution? 2. Wer kann Lenins Schriften durchsehen nach geeignetem 
Material für unsere Politik [...]. 3. Wer kann Artikel schreiben, Rosa Lu-
xemburg und Komintern bzw. KPD? 4. Wir sollten eine Darstellung machen 
über KP und Arbeiterregierung. Stellung vor und nach dem Kapp-Putsch. 
5. Artikel oder Darstellung über in Rußland geschulte Kriegsgefangene.“50 

Die Idee, sich in kritischer Form, auch theoretisch, mit dem stalinistisch ge-
prägten Kommunismus zu beschäftigen, war also nicht neu. Neu aber war, 
daß das Ostbüro entsprechende Artikel nun nicht mehr auf Flugblättern ver-
breitete, sondern im Rahmen der speziell zu diesem Zweck geschaffenen 
Publikationsreihe „Einheit“ veröffentlichte. Von 1954 bis 1959 erschien die 
Zeitschrift mehr als fünfzig Mal, nur oberflächlich als die gleichnamige SED-
Theoriezeitschrift getarnt, und zwar immer mit der Bezeichnung „Sonderaus-
gabe“. Die Kopfzeile trug dagegen fast immer den Vermerk, die Zeitschrift 
werde „Herausgegeben vom Ostbüro der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands, Bonn“, und nur in Einzelfällen vertrieb das Ostbüro die „Einheit“ in 
Tarnumschlägen.51 Bei einer Auflage von etwa 10 000 Exemplaren pro Aus-
gabe enthielt dieses „theoretische Organ des Ostbüros der SPD“52 neben 
aktuellem Material auch Texte, die das Ostbüro schon lange zuvor im ande-
ren Teil Deutschlands in Broschürenform verbreitet hatte.53 Die „Einheit“ 
richtete sich ihrem Selbstverständnis nach weniger an den gewöhnlichen 
DDR-Bürger als vielmehr an „Funktionäre und Mitglieder der SED“,54 mit 
denen auch ideologische Diskussionen möglich waren. Wie die Leser des 
„Sozialdemokrat“ wurden auch die der „Einheit“ aufgefordert, sich unter Ein-
haltung konspirativer Regeln zum Inhalt der Zeitschrift sowie zu den Zustän-
den in der DDR zu äußern. Gelegentlich stammten Artikel auch von einem 
„Freund, der noch in der Sowjetzone lebt“;55 andere trugen den Hinweis, „ei-
nige SED-Mitglieder“ hätten sie „mit der Bitte um Veröffentlichung überge-
ben“.56 Mehrere Ausgaben wurden von Robert Bialek geschrieben, andere 
von Siegfried Weigel, beides politisch erfahrene SED-„Renegaten“. 

Daneben gab das Ostbüro als weitere theoretische Schrift die „SED-Oppo-
sition“ heraus. Auf schlechtem Papier gedruckt und ihren tatsächlichen Her-
ausgeber verleugnend, sollte diese Publikation bei den Empfängern den Ein-
druck erwecken, sie sei illegal in der DDR hergestellt worden. Die Autoren 
gaben sich als aufrechte SED-Genossen aus, die nur an der politischen Pra-
xis des Sozialismus ostdeutscher Spielart einiges auszusetzen hätten. Aus die-
sem Grund machten sie konkrete Verbesserungsvorschläge, sprachen ihre 

50 Brief von Heine an Neumann, o. D.; AdsD, Depositum Fritz Heine, Bd. 8. 
51 Von St. Petersburg bis Budapest. Diese Schrift von Anatole Shub erschien 1957 im Tarn-

umschlag unter dem Titel „Zwischen Kairo und Budapest“. 
52 So die Unterzeile auf jeder Ausgabe. 
53 Ernst Böse: Marx kontra Stalin; PATh, 1951. 
54 Einheit (Tarnausgabe): Die Marxismus-Diskussion in Polen. 
55 Einheit (Tarnausgabe): Gibt es in der Sowjetzone sozialistische Errungenschaften? 
56 Einheit (Tarnausgabe): Zum KPD-Verbot. 
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Leser als „Genossinnen und Genossen“ an und verzichteten auf Begriffe wie 
„Sowjetzone“ und „SBZ“. Die DDR blieb von den im Westen üblichen An-
führungszeichen verschont, und zumindest die beiden Hefte über die „Ul-
bricht-Legende“ verfaßte mit dem „Vertrauensmann 519“ wirklich ein Bür-
ger der DDR. 

Im November 1953, zum 35. Jahrestag des Kieler Matrosenaufstandes von 
1918, erschien die erste Ausgabe der „SED-Opposition“. Auch die folgen-
den Hefte rechneten mit dem Traditionsverständnis der SED ab: „Im Namen 
von Willi Münzenberg, Clara Zetkin [...] und der vielen anderen durch die 
sowjetische Geheimpolizei hingerichteten früheren ZK-Mitglieder der KPD 
sprechen wir den Moskau-Agenten Pieck und Ulbricht das Recht ab, sich 
auf die Tradition des Spartakusbundes und von Karl Liebknecht und Rosa 
Luxemburg zu berufen. [...] Wir oppositionellen Kommunisten halten die 
Tradition hoch, die durch den Spartakusbund und die unter Führung von Rosa 
Luxemburg stehende KPD vor 35 Jahren begründet wurde.“57 

Die „SED-Opposition“ beteiligte sich auch an der Diskussion um ein 
neues Parteistatut der SED. So konzipierten die Autoren Gegenentwürfe, die 
sie in der Ausgabe von Mitte 1954 publizierten und die neben geheimen Ab-
stimmungen auch Regelungen vorsahen, die das Zentralkomitee schwächen 
und den Parteitag stärken sollten. Sogar zur Staffelung der Mitgliedsbeiträge 
entwickelten sie eigene Vorschläge. Die ersten Ausgaben der „SED-Oppo-
sition“ hatten einen Umfang von vier bis sechs Seiten, der später auf bis zu 
24 Seiten erhöht wurde. Auf dem Manuskript der zweiten Ausgabe war als 
Auflagenhöhe 50 000 Exemplare vermerkt, doch scheint dies wohl eher die 
Ausnahme gewesen zu sein. Schließlich mußte der Großteil der Exemplare 
von Ostbüro-Vertauensleuten persönlich in den Osten transportiert und dort 
mit der Post verschickt werden, um gezielt SED-Mitglieder ansprechen zu 
können.58 

Natürlich blieb, wie bei den meisten Erzeugnissen schwarzer Propaganda, 
auch im Falle der „SED-Opposition“ der wahre Herausgeber nicht unbekannt. 
Der Staatssicherheit war schnell klar, daß es sich hierbei um ein „SPD-
Machwerk“ handelte.59 Als ein Ziel der sogenannten Aktion „Blitz“, einem 
„konzentrierten Schlag“ gegen „westliche Agentenorganisationen“, wurde 
im Januar 1955 festgehalten: „Beweisführung über die Einheit und Geschlos-
senheit der Partei, indem nachgewiesen wird, daß die SED-Opposition nicht 
besteht, sondern ein Machwerk der Agentenzentralen ist.“60 

57 Manuskript; AdsD, Ostbüro-Archiv, 330 I. 
58 Ebenda; außerdem Interview mit Bärwald v. 17.5.1988. 
59 Vgl. Lektion: Die Formen und Methoden der Zersetzungstätigkeit des Ostbüros der SPD 

und seiner Hilfsorgane gegen die Deutsche Demokratische Republik. April 1958; BStU, 
ZA, JHS VVS 240/70, Bl. 45. 

60 Zit. nach: Fricke; Engelmann: Konzentrierte Schläge (1998), S. 52. 
60 Zit. nach: Schumann: Parteierziehung (1997), S. 160. 
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Die DDR revanchierte sich mit gefälschten Flugblättern, die sie in unter-
frankierten Briefen an Westberliner SPD-Mitglieder sandte. 1956 verfaßte 
der SED-Apparat als angebliche „SPD-Opposition“ ein anonymes Pamphlet, 
das später auch in der DDR veröffentlicht wurde; es folgten 1957/58 die so-
genannten „Kutte-Briefe“.61 Mit einem „Westspiegel“ brachte die Staatssi-
cherheit eine Retourkutsche zum Ostbüro-Pressedienst „Ostspiegel“ auf den 
Weg. 

Daneben produzierte das SPD-Ostbüro und später auch das FDP-Ostbüro 
auch richtige Bücher für das DDR-Publikum. Die Verteilung erfolgte bei der 
SPD vor allem über die Aktionsgemeinschaft FDJ. Die Bücher politischen 
oder literarischen Inhalts konnten kostenlos in Westberlin abgeholt werden;62 

teilweise wurden sie auch in die DDR verschickt, manchmal in Dünndruck-
ausgaben auch per Ballon versandt. Oft war die Produktion solcher Bücher 
eine Starthilfe für geflüchtete DDR-Schriftsteller, so für Gerhard Zwerenz. 
Sein Buch „Galgenlieder vom Heute“ wurde vom Ostbüro in einer Auflage 
von 5 000 Stück gedruckt und illegal in die DDR geschleust.63 40 000 Ex-
emplare der „neuen Klasse“ von Milovan Djilas konnten 1957 in die DDR 
geschmuggelt werden, 1958 folgten weitere 10 000 Stück im Tarneinband. 
Die erste Ostbüro-Auflage von Wolfgang Leonhards Erstlingswerk „Die Re-
volution entläßt ihre Kinder“ erreichte 15 000 Exemplare.64 

Geplant war beim Ostbüro der SPD auch eine Tarnausgabe der Zeitschrift 
„Neue Justiz“ in monatlicher Erscheinungsweise. Der geflohene Jurist Rudolf 
Reinartz, ehedem Leiter der Abteilung Strafrecht im DDR-Justizministerium, 
sowie verschiedene noch im Justizapparat befindliche SPD-Vertrauensleute 
sollten die Texte für eine Zeitschrift liefern, die „Format und Aufmachung 
der in der Deutschen Demokratischen Republik erscheinenden juristischen 
Fachzeitschrift [...] und das Deckblatt sowie die erste Seite zur Tarnung aus 
der richtigen Zeitschrift“ erhalten sollte.65 Gedacht war an eine monatliche 
Erscheinungsweise. Das Projekt wurde nicht weiterverfolgt, weil der schwer-
kranke Reinartz nicht einsatzfähig war und im Februar 1955 in die DDR zu-
rückkehrte, wo er zu lebenslanger Haft verurteilt wurde.66 

In erheblich geringerem Ausmaß publizierte die FDP wissenschaftliche 
Analysen über die Situation in der DDR, ein Beispiel für eine solche Veröf-

61 Bericht über das Ostbüro der SPD v. 16.4.1958; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 199. 
62 1958 beispielsweise: „Die Revolution entläßt ihre Kinder“ von Wolfgang Leonhard; „Die 

neue Klasse“ von Milovan Djilas und „Die ungarische Tragödie“ von Peter Fryer. 
63 Unveröffentlichte Autobiographie Gerhard Zwerenz, S. 106, Ausschnitt im Besitz des 

Autors. 
64 Monatsbericht Juni 1956; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
65 Vernehmungsprotokoll v. 2.5.1955; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 65. Dieser Jurist be-

zeichnete nach seiner Inhaftierung in Ostberlin Max Fechner als Agenten des SPD-Ost-
büros und schilderte ausführlich dessen angebliche Beziehungen zu Thomas, Wandel und 
anderen. Vgl. BStU, ZA, AU 386/55, Bl. 199 ff. 

66 Zum Schicksal von Reinartz vgl. auch Pötzl: Basar der Spione (1997), S. 25–31 u. 163–165 
sowie Fricke/Engelmann: Konzentrierte Schläge (1998), S. 149–159. 
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fentlichung ist „Pankows ökonomische Revolution“ vom Herbst 1955. Der 
Wunsch von LDPD-Mitgliedern nach einer eigenen FDP-Tageszeitung in 
Westberlin, „Die SPD ist hier weit voraus – siehe Telegraf “67, war aus fi-
nanziellen Gründen nicht erfüllbar. Die erste große Aktion des FDP-Ost-
büros fand bei den Weltjugendfestspielen 1951 in Ostberlin statt. Rund 500 
Bücher und mehr als 300 000 Zeitungen, Broschüren und Flugblätter konn-
ten an ostdeutsche Jugendliche, die sich aus diesem Anlaß auch in Westber-
lin umsahen, verteilt werden.68 Interessant, und typisch für die damals in der 
FDP noch verbreiteten nationalliberalen Stimmungen, waren „Luftpostbriefe“ 
zum Versand durch Ballons „An Familie Jedermann, Sowjetisch besetzte 
Zone Deutschlands“. „Frankiert“ waren diese Sendungen mit Marken der Ber-
liner Serie „Freiheitsglocke“ (1951–1954), gestempelt mit „Reichshauptstadt 
Berlin“. Neben dieser Verteilung nach dem Gießkannenprinzip wurden von 
der FDP Kleingewerbetreibende, Bauern, Lehrer, Ärzte und andere Berufs-
gruppen gezielt per Post angeschrieben. 

In Einzelfällen gelang es sogar, Plakate in Teilen der DDR zu kleben, so 
etwa der CDU zum konstituierenden Parteitag der Exil-CDU in Berlin am 
24. und 25. September 1950 mit dem Aufdruck: „Unser Parteitag findet am 
24. September in Berlin statt. Hört Jakob Kaiser, den einzig rechtmäßigen 
Vorsitzenden der CDU“.69 

Aus naheliegenden Gründen spielte der Rundfunk eine nicht unbedeutende 
Rolle bei der Ostpropaganda der Widerstandszentralen. Überlegungen, mittels 
eines eigenen Senders sozialdemokratisch orientierte Rundfunkprogramme in 
den Osten Deutschlands auszustrahlen, waren im SPD-Ostbüro schon recht 
früh angestellt worden, von den anderen Ostbüros ist dies nicht bekannt. Ein 
Genosse aus Freital betonte in der SBZ Ende 1947, er sehe in einem solchen 
Sender „die einzige Möglichkeit, uns mit Informationen zu versorgen“.70 Im 
Februar 1948 griff Neumann diese Anregung auf und bat den Vertreter eines 
US-Geheimdienstes um „unbürokratische Hilfe“ bei der Beschaffung eines 
Schwarzsenders.71 Damit hätte man Informationen verbreiten können, ohne 
Freiheit und Leben der Kuriere oder der Verteiler von Schriftmaterial aufs 
Spiel setzen zu müssen. Nachdem die Verhandlungen sich eine Weile hin-
gezogen hatten, verweigerten die Amerikaner schließlich ihre Zustimmung. 
Sie hätten, meinte später Heine, die CDU-geführte Bundesregierung nicht 
verärgern wollen. Trotzdem nahm das SPD-Ostbüro Mitte 1952 erneut einen 
Anlauf und startete Versuchssendungen, sie wurden jedoch schnell wieder 

67 Wünsche der LDPD Ostprignitz, o. D. (1953); ADL, 2415. Der Telegraf war keine sozial-
demokratische Parteizeitung. Ihr Herausgeber, Arno Scholz, war allerdings Sozialdemo-
krat und eifriger Unterstützer der Ost-Aktivitäten der Partei. 

68 Schlußbericht über die Weltjugend-Festspiele v. 30.8.1951; ADL, 2928. 
69 „SSD sucht Plakatkleber“. In: Der Tag v. 23.9.1950, S. 1. 
70 Bericht B 333, o. D.; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c. 
71 Aktennotiz von Neumann v. 4.2.1948; PATh, 1948. 
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eingestellt, die Arbeit war zu ineffektiv. Außerdem hatte die SPD längst eine 
Alternative beim US-Sender RIAS in Berlin gefunden, den man in der SBZ/ 
DDR weithin empfangen konnte. 

Ende 1946 vereinbarten SPD und RIAS, daß der Sender die wichtigsten 
Parteiveranstaltungen übertragen und den Sozialdemokraten – zunächst alle 
14 Tage eine Viertelstunde – Sendezeit einräumen werde. Außerdem sollte 
die SPD wöchentlich „dem US-Rundfunk [RIAS] einen Kommentar zu den 
politischen Ereignissen der Woche [übergeben]. Der Kommentar soll die 
Auffassungen des Parteivorstandes über die politische Entwicklung wieder-
geben, wird aber vom US-Rundfunk als eigener Kommentar gesendet.“72 

Während der Berlin-Blockade konnte sich das Ostbüro dann erstmals direkt 
an die Hörer in der SBZ wenden, und seitdem alle drei Wochen.73 Am 3. No-
vember 1949 hielt Thomas seine erste Rede vor einem RIAS-Mikrophon. 

Oft mit Manuskripten, die im SPD-Ostbüro erarbeitet worden waren, spra-
chen auch andere führende Sozialdemokraten im RIAS. Die meisten Reden 
wurden nach ihrer Ausstrahlung als Flugblatt in der DDR verteilt. So wandte 
sich unter dem Titel „Wir rufen unsere Brüder in der Zone!“ im Februar 1953 
Ollenhauer an die Genossen auf der anderen Seite der innerdeutschen Gren-
ze.74 Der RIAS strahlte jedoch nicht nur regelmäßig SPD-Kommentare, Par-
teiveranstaltungen oder Reden aus; ab 1949 sendete die US-Anstalt, und in 
geringerem Umfang auch der Nordwestdeutsche Rundfunk (NWDR), soge-
nannte Spitzelmeldungen. Das heißt, sie machten öffentlich auf Personen 
aufmerksam, die drei voneinander unabhängige Berichterstatter zum Spitzel 
erklärt hatten. Zu diesen Berichterstattern gehörten die drei Ostbüros. 

Ab 1952 erhielt das SPD-Ostbüro Gelegenheit, auch Teile des Jugendpro-
gramms beim RIAS zu gestalten. Die Ostbüro-Filiale Aktionsgemeinschaft 
FDJ betreute pro Monat mindestens drei Sendungen; im Zusammenhang mit 
wichtigen Ereignissen konnten es auch mehr werden. So strahlte der RIAS-
Jugendfunk im Juli 1953 allein acht Sendungen der Aktionsgemeinschaft aus. 
Politik und Unterhaltung wurden in diesen Programmen bunt gemischt, und 
auch die journalistischen Darstellungsformen wechselten. Einen großen Teil 
der politischen Berichte und Kommentare, die zwei feste Sprecher des Ju-
gendfunks vortrugen, verfaßten Johanna von Loefen alias Renate Hansen 
sowie Rudolf (Rudi) Maerker. 

Die anderen Parteien haben erheblich seltener und erst viel später über 
Rundfunk Ostpropaganda betrieben. Die ersten Rundfunkbeiträge des FDP-
Ostbüros konnten im Juli 1950 über den RIAS ausgestrahlt werden; zu einer 
Vereinbarung über die regelmäßige Sendung von Informations- und Propa-
gandaprogrammen kam es aber erst im September 1952 zwischen Karl-Heinz 

72 Aktennotiz für Franz Neumann v. 6.11.1946; FNA, ungeordnet. 
73 Entwürfe; PATh, 1949/II. 
74 Manuskript v. Februar 1953; PATh, 1953/I. 
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Naase und dem Leiter der Hauptabteilung Politik des RIAS, Millerburg.75 

Ab 1952 war das CDU-Ostbüro ebenfalls an Rundfunksendungen des RIAS 
für die ostdeutsche Bevölkerung beteiligt.76 

2.4 Ballonaktionen 

In den ersten Jahren des Bestehens der Ostbüros wurden die Flugschriften 
vorwiegend über Kuriere, Schleuser und V-Leute von West nach Ost beför-
dert, zum Teil auch mit Hilfe der Post. Nach der Einstellung des Kurierdien-
stes bei der SPD 1949 nahmen lediglich Besucher und gelegentlich auch zu-
verlässige V-Leute Schriften mit in den Osten,77 teilweise eingeschweißt in 
Konservendosen. „Wir verpacken die Raketen in Schwarzblechdosen, die mit 
russischen Etikettes versehen sind“,78 teilte Thomas dem SPD-Parteivor-
stand mit. Meistens klappte der Schmuggel, doch der Staatssicherheit waren 
viele der Verstecke bekannt. Dadurch gerieten viele Verbindungsleute in Haft 
und wurden zu teilweise drakonischen Strafen verurteilt. Kurt Kühn aus 
Böhlen etwa, im März 1955 wegen des Verteilens von SPD-Schriften ver-
haftet, erhielt fünf Jahre Zuchthaus. Teilweise gerieten jedoch im Zusam-
menhang mit Flugblattaktionen auch Personen in die Mühlen der politischen 
Justiz, die weder Flugblätter verteilt noch in Empfang genommen hatten, 
sondern dessen lediglich vom MfS verdächtigt wurden. So verhaftete das MfS 
Mitte Oktober 1952 sieben alte Sozialdemokraten in Barby/Elbe, die nichts 
mit dem Ostbüro zu tun hatten. Grund war die Plazierung von SPD-Flug-
blättern in der Stadt durch den V-Mann 2-227. Obwohl dieser – nach den 
genannten Verhaftungen – vom Ostbüro erneut mit Flugblättern eingedeckt 
wurde, um sie im selben Ort zu verbreiten und auf diese Weise die Verhaf-
teten zu entlasten, blieben diese im Gefängnis und wurden verurteilt. Sie 
gelangten erst mit der Entlassungswelle von 1956 in Freiheit.79 

Nach der Aufhebung der Papierrationierung 1952 und der verbesserten 
finanziellen Lage der Ostbüros wurde über andere Transportwege nachge-
dacht, die alle Beteiligten weniger gefährdeten. So wurden Pakete mit Mate-
rial an S-Bahnen und Reichsbahnzügen befestigt, V-Leute im Osten ent-
fernten sie unauffällig und verteilten die Flugblätter. Von Brücken an der 
innerdeutschen Grenze und in Westberlin ließen ehrenamtliche Mitarbeiter 
der Ostbüros Flugblätter auf Züge flattern, die dann im Osten verwehten. 
Doch spätestens ab Mitte der fünfziger Jahre war nur noch eine Transportart 

75 Aktennotiz von Naase v. 18.9.1952; ADL, 2584. 
76 Vermerk von Gradl v. 20.12.1951; ACDP, III-013, 750. 
77 Vgl. Berger: Ich nehme das Urteil nicht an (1998), S. 14 f. 
78 Bericht über Sonderaktionen, Mai 1952/I; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
79 Vgl. zum Vorgang Monatsbericht über Sonderaktionen, November 1952, Anlage 39; AdsD, 

Ostbüro-Archiv. 
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in der Lage, die Millionen Flugblätter in den Osten zu transportieren: Gas-
ballons. Zunächst benutzte man kleine Kinderballons, an die zwei bis vier 
Flugblätter gebunden wurden. 1952 begannen SPD80 und CDU81 mit dem 
Einsatz von Wetterballons aus Naturlatex, die mit Wasserstoff gefüllt wur-
den. Vorbild waren hier amerikanische Propagandasendungen. 

Bei der SPD war ein ehemaliger Häftling Koordinator dieser unkonventio-
nellen Luftpostsendungen: Heinz Edel alias Hermann, ein in Hannover ansäs-
siger Mitarbeiter, transportierte sie zur innerdeutschen Grenze und ließ sie 
dort in den Himmel steigen. Nach Angaben der Berliner Außenstelle des FDP-
Ostbüros brachte das SPD-Ostbüro so beispielsweise 1956 monatlich rund 
1 500 Ballons von Berlin aus in die Luft und nochmals 2 000 von der inner-
deutschen Grenze; die CDU 1 000 Stück pro Monat von Berlin aus.82 Be-
richten der ostdeutschen Presse zufolge lagerte Hermann seine Gasflaschen in 
der Nähe Helmstedts. Entsprechende Fotos erschienen in DDR-Zeitungen.83 

Auch das „Neue Deutschland“ informierte seine Leser über die „Ballonaktio-
nen“ der Ostbüros. Es würden „häufig gleichzeitig Hunderte von Kleinbal-
lons im Durchmesser bis zu fünf Metern und in anderen Fällen Großballons 
von über 20 Metern Durchmesser [Wetterballons] gestartet“.84 Im Bericht des 
Ostbüros der SPD über die Sonderaktionen vom Juni 1953 war vermerkt: „Die 
von uns gestarteten Ballons konnten von uns lange Zeit verfolgt werden, und 
wir konnten auch sehen, wie die Ballons die Flugblätter ausschütteten und 
selbst explodierten.“85 Seit 1953 arbeitete man mit einem Zündmechanis-
mus, der das Gas, das aus einem kleinen Loch im Hals des Ballons entwich, 
durch dessen Größe man die ungefähre Flugbahn bestimmen konnte, nach 
einer gewissen Zeit zur Explosion brachte.86 Kam der Wind von Süden, 
konnte von Coburg und Hof gestartet werden, bei Nordwind wurden die 
Ballons von Fehmarn, Dänemark und von in der Ostsee kreuzenden Schiffen 
aus losgeschickt, so daß sie über Mecklenburg ihre Fracht abwarfen. 

Anfangs ging ein großer Teil der Flugblätter im dänischen Teil der Ostsee 
nieder87 oder fiel über Polen oder der Tschechoslowakei vom Himmel. Mit 
der Zeit gelang es Mitarbeitern des SPD-Ostbüros jedoch, die Technik der 
Ballonaktionen immer mehr zu verfeinern. In seinem Bericht vom Juli 1953 
teilte Thomas dem Parteivorstand dann zufrieden mit: „Die Abwurfvorrich-
tung wurde verbessert; zur einfacheren Handhabung sind Diagramme ange-
fertigt worden, die wir in einem der nächsten Berichte beilegen. Wir haben 

80 Bericht über Sonderaktionen, Februar 1952, S. 4 f.; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
81 Vgl. Richter: Ost-CDU (1991), S. 287. 
82 Schreiben von Willert an Naase v. 6.12.1956; ADL, 2526. 
83 Junge Welt v. 7.7.1959, S. 3. 
84 Vgl. Sozialdemokrat Nr. 8/57, S. 1. 
85 Monatsbericht über die Sonderaktionen in der Sowjetischen Besatzungszone, Juni 1953, 

Anlage II/26; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
86 Rundschreiben des Ostbüros v. Januar 1953; BStU, ZA, AS 35/62, Bd. 6, Bl. 26. 
87 Vgl. Ekstrabladet (Kopenhagen) v. 17.6.1953. 
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[mit der] Verbesserung der Zielgenauigkeit einen Wissenschaftler betraut, 
der uns genaue Berechnungen und Annäherungswerte erstellt. Unter Zuhilfe-
nahme meteorologischer Strömungskarten wird es in naher Zukunft möglich 
sein, die Ballons in die gewünschten Zielgebiete mit ziemlicher Genauigkeit 
zu transportieren.“88 

So gelang es der SPD, im Frühjahr 1955 bei einer Kundgebung Grotewohls 
in Magdeburg Flugblätter auf die Teilnehmer herunterregnen zu lassen;89 

bei den Mai- und Oktoberaufmärschen in Ostberlin war dies wie auch der 
Abwurf von Flugblättern mit Kleinstraketen regelmäßige Übung. Selbst bei 
den politischen Gefangenen in den Zuchthäusern Bautzen und Brandenburg 
kamen Flugblätter an, was jedoch nicht an der hohen Treffgenauigkeit der 
Ballonaktionen lag, sondern vor allem an der immensen Menge an Material, 
das über der DDR abgeworfen wurde. Allein das SPD-Flugblatt „Ganz 
Deutschland erhebt sich zum Protest“ von 1956 erreichte eine Auflage von 
über 10 Millionen Stück, Zahlen, an die die anderen Ostbüros nicht heran-
kamen. Doch auch zielgerichtete Kleinstmengen erfüllten manchmal ihren 
Zweck: So verbreitete die SPD „eingeschmuggelte Flugblätter des Ostbüros“ 
auf dem IV. Parteitag der SED im April 1954.90 

Bei der FDP dauerte es bis Mitte 1953, ehe es zu diesem vergleichsweise 
ungefährlichen Verteilungsweg für Propagandamaterial kam. Schon im April 
1952 hatte die Berliner Leitung des FDP-Ostbüros erstmals den Auftrag aus 
Bonn erhalten, sich nach „Ballons, [die] mit einer automatischen Abwurf-
vorrichtung versehen sind“, zu erkundigen. Das Berliner Büro war mit der 
Flüchtlingsbetreuung jedoch so stark ausgelastet, daß ihm wenig Zeit für zu-
sätzliche Aufgaben blieb. Erst mit dem Personalzuwachs Anfang 1953 änderte 
sich dies. Hans Füldner, dessen Aufgabenbeschreibung die „Vorbereitung und 
Durchführung von Direkt-, Post- und B[allon]-Aktionen umfaßte“,91 baute 
unter der von der Bonner Zentrale ausgegebenen Devise „Frühjahrsoffensive“ 
den Flugblattversand erheblich aus, sowohl per Post, mit Hilfe von Kurieren 
als auch mit Wetterballons, die er in Aachen besorgte.92 Bei den ersten ru-
dimentären Ballonaktionen des Ostbüros im Frühjahr 1952 waren innerhalb 
von drei Monaten 4 000 Kinderballons, jeweils bestückt mit 3 bis 4 Flug-
blättern, auf die Reise geschickt worden.93 Mit Hilfe der ab 1953 eingesetzten 
Großballons konnten innerhalb eines halben Jahres rund 400 000 Flugblätter 
verteilt werden. Gegen den ersten größeren, für Mitte Juni 1953 geplanten 
Einsatz von Großballons legten jedoch die westlichen Alliierten ihr Veto 

88 Monatsbericht über die Sonderaktionen in der Sowjetischen Besatzungszone, Juli 1953, 
S. 7; AdsD, Ostbüro-Archiv. 

89 Stichwortmanuskript von Heine für die PV-Sitzung v. 29./30.4.1955; AdsD, PV-Proto-
kolle, 1955. 

90 Schreiben von Thomas an Kukil v. 24.4.1954; AdsD, Ostbüro-Archiv, 337. 
91 Geschäftsverteilungsplan der Außenstelle Berlin v. 10.4.1953; ADL, 2563. 
92 Interview mit Hans Füldner v. 28.3.1995. 
93 Vgl. Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 100. 
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ein. Nach dem Volksaufstand verboten sie zunächst jegliche Propaganda-
tätigkeit, „um der anderen Seite keine neuen Argumente zu geben, von ei-
nem ‚Aufputschen‘ der sowjetzonalen Bevölkerung zu sprechen“.94 Hans 
Füldner setzte sich darüber hinweg und startete am 20. Juni von sicherer 
Stelle aus acht Ballons mit insgesamt 2 200 Flugblättern. 

Für die Ballonaktionen war relativ wenig Personal vonnöten. In Berlin 
kümmerten sich bei der FDP darum lediglich drei ehrenamtliche Mitarbei-
ter95 und Hans Füldner als Verantwortlicher für die Logistik. Bei der CDU 
waren es einige Parteifreunde mehr, bei der SPD halfen in Berlin und im 
Bundesgebiet bis zu 40 Personen. SPD und CDU benutzten für die Flug-
schriften auch sogenanntes Bibelpapier, hauchdünnes und leichtes Spezial-
papier, womit die Zahl der per Ballon transportierten Flugblätter erheblich 
gesteigert werden konnte. Der FDP war dieses Papier zu teuer. 

Die FDP hatte im Bundesgebiet zehn weitere Stellen, von denen sie Flug-
blätter in den Osten bzw. Norden schickte; hier war die aktivste, weil zu-
nächst mit zwei hauptamtlichen Mitarbeitern besetzt, das sogenannte Büro 
Anton in Schöningen bei Eschwege. Eine weitere Dienststelle befand sich 
in Obersuhl, sie wurde von Schöningen aus betrieben und nannte sich Büro 
Bentheim. In der Außenstelle Hof-Saale arbeitete bereits 1951 ehrenamtlich 
Howard Willie Meisel, in Berlin gab es das Büro Arnold, das insbesondere 
nach dem Dienstantritt Hans Füldners Anfang 1953 zur Drehscheibe für die 
Flugschriftenverteilung ausgebaut wurde.96 Aktionen wurden mit sogenann-
ten Registrierballons aufwendig dokumentiert, Propagandamaterial, Gas und 
andere Hilfsstoffe abgerechnet; die Bonner FDP-Zentrale erhielt sogar Land-
karten mit den Einflugschneisen der Ballons. Auch eine Zielkontrolle war 
den Ostbüros möglich, wie Hans Füldner dies für die FDP schildert: „In die 
Flugblattpakete schoben wir [...] belanglose Postkarten. Und wenn die Schnur, 
die die Flugblätter zusammen hielt, riß, dann flogen die Flugblätter ausein-
ander, und die Postkarten mit, die waren ja frankiert. Und wenn die jemand 
gefunden hat, dann wird er [sie] in den Briefkasten geworfen [haben]. Und 
wenn von zehn Postkarten drei ankamen, dann wußten wir [wo die Flugblät-
ter] gelandet [waren].“97 Teilweise waren die Postkarten als Kinder-Ballon-
flugwettbewerb getarnt, da sie sich jedoch trotz der DDR-Frankierung an eine 
Westberliner Firma richteten, dürfte ihr Ursprung, insbesondere für die DDR-
Sicherheitsorgane, erkennbar gewesen sein.98 Der Inhalt der FDP-Flugschrif-
ten entsprach dem der anderen Ostbüros: Im Vordergrund standen die For-
derung nach freien Wahlen und einem geeinten Deutschland, Angriffe gegen 

94 Monatsbericht Juni 1953 v. 3.7.1953; ADL, 2531. 
95 BStU, ZA, AS 35/62, Bd. 7, Bl. 55 ff. 
96 Unterlagen über die Ballonaktionen der FDP. In: ADL, 2521. 
97 Interview mit Hans Füldner v. 28.3.1995, S. 9; außerdem Brief von Naase an Otto v. 

1.7.1952; ADL, 2585. 
98 Postkarte v. 30.6.1953; ADL, 2521. 
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die LDPD-Führung und die SED sowie das Aufzeigen von Menschenrechts-
verletzungen. 

Bei der CDU wurden bis Mitte der fünfziger Jahre Propagandaschriften 
noch überwiegend in kleinen Mengen durch Vertrauensleute in die DDR und 
nach Ostberlin gebracht, weitere fanden per Post den Weg zu ihren Empfän-
gern. Seit 1954 verschickte das Ostbüro der CDU dann zunehmend Flug-
blätter und kleine Flugschriften per Klein- und Großballons in die DDR; 
beispielhaft ist hier eine Aktion zur sowjetischen Intervention in Ungarn im 
Herbst 1956.99 

Schon früh wurden – insbesondere in Berlin – die Firmen, die den Ostbüros 
Flugblätter, Ballons, Zeitzünder oder Gas lieferten, vom Staatssicherheits-
dienst unter Druck gesetzt. So konnte im Februar 1955 durch „Schwierigkei-
ten in der Gasbeschaffung [eine] wesentlich geringere Anzahl Ballons in die 
Zone kommen“.100 Der Engpaß konnte durch Importe aus Westdeutschland 
ausgeglichen werden. Durch einen Einbruch beim Ostbüro der FDP erfuhr die 
Staatssicherheit 1955, welche Firmen den Ostbüros Wasserstoff lieferten. So 
konnte etwa am 3. Juli 1957 ein LKW-Transport mit 200 Wasserstoffflaschen 
der Salzgitterwerke bereits in Helmstedt vom ostdeutschen Zoll beschlag-
nahmt werden,101 was zur Folge hatte, daß im folgenden Monat von Berlin 
aus statt durchschnittlich 1 000 Ballons nur 20 und von August bis Oktober 
gar keine Ballons aufgelassen wurden. 

Am weitesten gingen die Pressionen der Staatssicherheit im Falle der 
Firma Linde, die jahrelang allen Ostbüros in Westdeutschland und in West-
berlin Gas lieferte. Die Firma machte ihren Umsatz vor allen Dingen mit der 
Luftverflüssigung und Luftzerlegung. Dabei spielte die Verflüssigung von 
Sauerstoff die Hauptrolle; Wasserstoff fiel nur als Nebenprodukt an. Doch 
um dieses Nebenprodukt ging es den Widerstandsorganisationen im Westen. 

Der Druck auf die Firmen, die den Ostbüros der westdeutschen Parteien 
das Gas lieferten, wuchs: Waren wurden beschlagnahmt, Waggons an der 
Zonengrenze aufgehalten, so wie im übrigen auch die Flugblattdruckereien 
unter Druck gesetzt wurden.102 Sowohl die Firmenleitung von Linde als auch 
ihre Filiale in Berlin sahen sich nach etlichen Pressionen veranlaßt, mit der 
Staatssicherheit in Verhandlungen zu treten. Vorausgegangen war ein von 
Mielke genehmigter Aktionsplan, in dem es unter anderem heißt: Es „wer-
den aktive Maßnahmen gegen die Firma Linde bezüglich der Gasflaschen 
eingeleitet“.103 Am 21. Oktober 1957 trafen sich laut MfS-Bericht zwei hohe 
Berliner Repräsentanten der Firma mit dem DDR-Zolloberrat Arndt und dem 

99 Schreiben von Werner Jöhren an Dr. Gradl v. 7.11.1956; ACDP, III-013, 556. 
100 Monatsbericht Februar 1955, S. 11; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
101 Vgl. Schmuggelgeschäfte des SPD-Ostbüros geplatzt. In: Neues Deutschland v. 2.8.1957, 

S. 2. 
102 Vgl. auch Mampel: Untergrundkampf des MfS (1994), S. 76. 
103 Vorschlag v. 22.7.1957 (von Mielke bestätigt); BStU, ZA, AS 312/63. 
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stellvertretenden Leiter der HA V des MfS, Oberst Erich Jamin, um im Na-
men der Firma zu versichern, daß man „für Westberlin alle Vorkehrungen 
getroffen [habe] und weiter treffen wird, um die Abgabe von Wasserstoffgas 
[...] zu verhindern“. Gleichzeitig sagte man MfS und DDR-Zoll angeblich zu, 
zukünftig „besonderes Augenmerk auf die Grenzgebiete Hannover, Braun-
schweig und Bayern [zu] legen“ und bestimmte Firmen nicht mehr mit ent-
sprechendem Material zu beliefern.104 Darüber hinaus habe ein Vertreter von 
Linde angeboten, zukünftig „Firmen, die nach seiner Vermutung Wasserstoff-
gas für DDR-feindliche Zwecke benutzen“, zu benennen, „damit er bei Be-
stätigung seines Verdachtes die Belieferung einstellt“. Im Gegenzug sicherte 
das MfS der Firma den freien Warenverkehr von und nach Westberlin zu. 
Offiziell teilte Linde den Ostbüros mit, „die Liefermöglichkeiten für Was-
serstoff [hätten sich] inzwischen so geändert [...], daß wir den übernomme-
nen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen können“.105 

Nach dieser Geheimvereinbarung zwischen Linde und dem MfS waren 
die Ostbüros von SPD und CDU ein halbes Jahr lang kaum mehr in der La-
ge, Ballonaktionen durchzuführen. Die SPD stellte die Aktionen von Berlin 
aus sogar vollständig ein, in Westdeutschland mußte die Menge der ver-
sandten Schriften auf 10 bis 25 Prozent der früher üblichen reduziert wer-
den. Auch das Gesamtdeutsche Ministerium begann, Fragen nach dem Sinn 
der Aktionen zu stellen; die leitenden Beamten mußten von den Ostbüros 
und dem UFJ davon überzeugt werden, daß diese Aktionsform auch weiter-
hin noch sinnvoll sei.106 Auf Dauer konnte Abhilfe geschaffen werden. Die 
SPD gewann eine kleine Firma in Ottensoos bei Nürnberg als Lieferanten, 
die sich auch durch wüste Telefondrohungen der Staatssicherheit nicht beir-
ren ließ. In Berlin bekam das Büro möglicherweise Wasserstoff von den US-
Behörden,107 die ähnliche Aktionen vom RIAS und Radio Free Europe 
durchführen ließen. Das Ostbüro der CDU scheint über das BMG wieder an 
die notwendigen rund 40 Wasserstofflaschen pro Woche gekommen zu 
sein.108 

Der Staatssicherheit gelang es somit letztlich nur kurze Zeit, die Ballon-
propaganda der Ostbüros zu stören. Bei der CDU nahm die Flugblattvertei-
lung per Ballon erst 1961 ab – ein Umstand, über den das MfS gut informiert 
war: „Die Ballonabwurfsendungen und Briefzustellungen haben im Jahre 
1961 erheblich abgenommen. Waren früher Einschleusungen von monatlich 
ca. 30 000 Hetzschriften zu verzeichnen, so ergab[en] sich von Januar bis 
Mai 1961 mit Ballon 22 940 [und] mit Post 79 970 Stück eingeschleuster 

104 Auch nachfolgende Zitate: Bericht v. 23.10.1957; ebenda. 
105 Einschreiben der Firma Linde v. 24.6.1958; ADL, 2527. 
106 Bericht über die Besprechung am 12. August 1957; ADL, 2585. 
107 So eine ungesicherte Darstellung in: BStU, ZA, ZAIG 9737, Bl. 177. 
108 Schreiben von Jöhren an Kraske v. 20.12.1957; ACDP, III-013, 1027. 
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Hetzschriften. Das entspricht einem Monatsdurchschnitt von ca. 16 000 Ex-
emplaren.“109 

Um der eigenen Parteiführung die Wichtigkeit der Ballonaktionen und des 
Postversandes von Flugschriften vor Augen zu führen – sie sollten im Zu-
sammenhang mit politischen Gesprächen zwischen FDP und LDPD abge-
schafft werden110 – listete das liberale Ostbüro die Materialmengen anderer 
Organisationen auf. Danach verschickte die CDU monatlich zwischen 120 
und 200 kg Flugblätter, die SPD 1 000 bis 1 600 kg und der Untersuchungs-
ausschuß Freiheitlicher Juristen 1 000 kg. Die Zahlen der SPD wurden nur 
übertroffen durch die US-finanzierte KgU mit rund 3 000 kg im Monat.111 

Auch die Staatssicherheit zeigte sich beeindruckt von der Menge an Propa-
gandamaterial, das die Ostbüros, vor allem das der SPD, in die DDR schick-
ten.112 Täglich würden ein bis zwei Aktionen mit jeweils 50 bis 60 Ballons 
à 12 DM durchgeführt, für jede Aktion brauche man etwa 50 Gasflaschen. 
Insgesamt berechnete die Staatssicherheit für jede Aktion rund 1 250 DM, 
„wozu noch die Kosten für den Druck und die Herstellung der Hetzschriften 
gerechnet werden müssen. [...] Wir sehen also, Genossen, welch ungeheure 
Bedeutung das Ostbüro der SPD der Einschleusung von Hetzschriften in das 
Gebiet der DDR beimißt.“ In den sechziger Jahren wurde die SPD „von 
dritter Seite in technischer und personeller Hinsicht“113 unterstützt, auch 
setzte man vermehrt auf Fremdmaterial. Schon in den fünfziger Jahren hatte 
das SPD-Ostbüro die Zeitschrift „Der Monat“ in den Osten befördert und bei-
spielsweise im Oktober 1956 6 000 Tarnexemplare der „Tribuna Ludu“ vom 
BMG; jetzt handelte es sich monatlich um regelmäßig 100 000 Exemplare 
von Zeitschriften wie etwa „Volksarmee“ und andere Materialien, die von der 
Propagandakompanie der Bundeswehr (PSK) stammten.114 Mit der Bundes-
wehr hatte es ein „Abkommen zur gegenseitigen Unterstützung“ gegeben, das 
beispielsweise dazu führte, daß im November 1965 fast 750 000 Flugschrif-
ten der PSK in die DDR gebracht wurden. Hierzu gehörten 600 000 Taschen-
kalender für NVA-Soldaten, auf denen beschrieben wurde, wie man an 
Flüchtlingen vorbei zielt.115 Auch den DGB unterstützte das SPD-Ostbüro 

109 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 260. 
110 Engelmann: Brüchige Verbindungen (1993), S. 33; außerdem Bode: Liberal-Demokraten 

und deutsche Frage (1997), S. 279. 
111 Schreiben von Willert an Bundesgeschäftsstelle v. 23.11.1956; ADL, 2524. Tatsächlich 

betrugen die Mengen der SPD-Schriften etwa das Doppelte der von der FDP angenom-
menen Menge. 

112 Nachfolgende Angaben aus Aufbau, Struktur und Tätigkeit des Ostbüros der SPD; BStU, 
ZA, JHS 23265, Bl. 34. 

113 Monatsbericht über Aktionen im Oktober 1965, S. 1; AdsD, Ostbüro-Archiv. Gemeint ist 
hiermit die Bundeswehr. 

114 Vgl. „Diversion per Ballon“. In: Volksarmee Nr. 41/67. 
115 Monatsbericht über Aktionen im November und Dezember 1965, S. 1; AdsD, Ostbüro-

Archiv. 
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bei seiner Ostarbeit, so etwa 1961 bei zwei Aktionen, für die die Gewerkschaf-
ten rund 80 000 DM erstatteten116 und schon vor ihrem Beginn durch einen 
Spitzel beim DGB an die Staatssicherheit verraten wurden.117 

2.5 Besondere Aktionsformen 

Die Ostbüros von SPD und FDP versuchten teilweise, DDR-Funktionäre 
unter Druck zu setzen: Hans Füldner schickte etwa 1 500 Drohbriefe an 
LDPD-Parteifunktionäre.118 In diese Briefe floß das Wissen des Ostbüros 
über die kleinen Täter des Regimes ein. Unterzeichnet waren die Briefe, die 
manchmal auch auf gefälschten Briefbögen von DDR-Organisationen ge-
schrieben waren und mit entsprechenden Briefumschlägen in der DDR in 
den Postversand gebracht wurden, mit Ostbüro der FDP. Die SPD stellte 
SED-Genossen, „die meistens eine höhere Funktion bekleiden, Briefe durch 
Kuriere“ zu.119 Diesen Briefen lagen „Einheit“-Tarnausgaben bei, ein Deck-
name für den Fall einer Kontaktaufnahme mit dem Ostbüro wurde ebenfalls 
mitgeteilt. Das FDP-Ostbüro versuchte die LDPD auch wirtschaftlich zu 
treffen; so schrieb Hans Füldner Inserenten in LDPD-Zeitungen mit der 
Bitte an, im Interesse einer wirklich liberalen Politik keine Anzeigen mehr in 
diesen Blättern zu schalten. Mit Hilfe gefälschter parteiinterner Post bestellte 
man Funktionäre, etwa Bezirkssekretäre, kurzfristig zu Besprechungen nach 
Ostberlin.120 Pate standen hierbei Aktionen des Untersuchungsausschusses 
Freiheitlicher Juristen und der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit. 

Beim Ostbüro der SPD spielte die Arbeit mit prominenten SED-Dissiden-
ten immer wieder eine wesentliche Rolle. Beispielhaft ist hier der Kontakt 
zu Wolfgang Harich. Nach der Abrechnung Chruschtschows mit Stalin auf 
dem XX. Parteitag der KPdSU, die eine erste Entstalinisierung im sowjeti-
schen Machtbereich auslöste, wurde auch in der DDR, vor allem in intel-
lektuellen Zirkeln, über eine Reform des politischen Systems nachgedacht. 
Herausragende Bedeutung erlangte eine „Gruppe“ im Umfeld des Aufbau-
Verlages, als deren theoretischer Kopf Wolfgang Harich, Philosophieprofes-

116 Vgl. Schreiben vom Ostbüro Bonn an DGB-Bundesvorstand v. 27.9.1961; AdsD, Ostbü-
ro-Archiv, Tribüne II. 

117 Einzel-Information v. 21.12.1960 u. Einzel-Information v. 30.12.1960; BStU, ZA, AS 
1003/67, Bd. 1, Bl. 76 u. 78. 

118 Vgl. Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 101. Vgl. auch Tätigkeits-
bericht 1.1.–30.9.1953, S. 8; ADL, 2608. 

119 Bericht über das Ostbüro der SPD v. 16.4.1958; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 194. 
Mit Kurieren sind hier SPD-V-Leute gemeint, die nach einem Besuch in Berlin Briefe 
mitbekamen, um diese wegen des höher einzustufenden Bedrohungspotentials nachts di-
rekt bei den Adressaten einzuwerfen. 

120 Unterlagen in: ADL, 2526. 
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sor an der Humboldt-Universität zu Berlin, gelten kann.121 Er, Walter Janka, 
der Leiter des Aufbau-Verlages, und andere Gesinnungsgenossen wurden 
1957 als „Revisionisten“ zu teilweise erheblichen Haftstrafen verurteilt. 

Harich, in dessen Gedankenwelt die Wiedervereinigung eine zentrale Rolle 
spielte, wollte seine Vorstellungen eines demokratischen Sozialismus auch 
mit Hilfe der SPD durchsetzen. Er hatte am 1. November 1956 den stellver-
tretenden Landesvorsitzenden der Berliner SPD, Josef Braun, in Westberlin 
aufgesucht122 und war später auch mit zwei Vertretern des Ostbüros zu-
sammengetroffen,123 als er eigentlich mit „sozialdemokratischen Theoreti-
kern“ sprechen wollte. Es handelte sich um den Leiter des Büros in Berlin, 
Alfred Weber alias Peter Wandel und um Siegfried Weigel, ehemaliger Mit-
arbeiter des ZK der SED, der erst wenige Monate zuvor aus Ostberlin ge-
flüchtet war. 

Am 9. März 1957, direkt nach der Urteilsverkündung gegen Wolfgang 
Harich, veröffentlichte das Ostbüro eine „Plattform“ als vorgeblich authenti-
schen Harich-Text in Form eines Flugblattes und in einer Sonderausgabe der 
„Einheit“.124 Grundlage hierfür war die Mitschrift der Gespräche durch den 
Ostbüro-Mitarbeiter Weigel.125 Außerdem veröffentlichte das Ostbüro wenig 
später ein Schlußwort Harichs vor dem Gericht, in dem er sich zu seiner kon-
spirativen Zusammenarbeit mit dem Ostbüro der SPD bekannte. Offizielle 
Stellen in der DDR bezeichneten dieses von der SPD international verbrei-
tete Dokument sofort als Fälschung und ließen zum Beweis ein viereinhalb 
Minuten langes Statement Harichs am 28. März 1957 im DDR-Rundfunk als 
„authentisches Schlußwort“ senden; die ostdeutschen Zeitungen druckten 
es nach.126 Das Ostbüro blieb bei seiner Version und verwies auf mehrere 
Ungereimtheiten in der Bandaufnahme. In einer Rundfunkrede im SFB am 
22. März 1957 ging Stephan Thomas auf den Prozeß ein. Er stellte fest, daß 
„neben Harich als zwar nicht körperlich vorhandener aber real existierender 
Angeklagter das Ostbüro der SPD saß“.127 Zum Dementi der SED stellte 
Thomas fest, es sei das Unglück der Kommunisten, daß ihnen niemand glau-
be, da sie schon zu oft gelogen hätten. Heute ist allerdings klar, daß das vom 
Ostbüro verbreitete Schlußwort Harichs eine reine Fälschung war.128 

121 Zur Rolle Harichs in den Vorgängen des Jahres 1956: Prokop: Zu früh geboren (1997), 
S. 91–113. 

122 Harich: Keine Schwierigkeiten (1993), S. 72. Ferner: Brodersen (Hg.): Prozeß gegen Janka 
(1990). 

123 Brief von Siegfried Weigel an den Verfasser v. 29.3.1992. 
124 Das Wort hat Dr. Wolfgang Harich. In: Einheit (Tarnausgabe). 
125 Vgl. Brief von Siegfried Weigel an den Verfasser v. 29.3.1992. 
126 Vgl. Volksstimme Magdeburg v. 30.3.1957. 
127 PATh, Bd. 1957 I. 
128 Vgl. Janka: Schwierigkeiten (1989), S. 89. Es scheinen jedoch zumindest v. Prozeß ge-

gen Walter Janka u. a. Aufzeichnungen über westliche Geheimdienste nach Westdeutsch-
land gelangt zu sein. Vgl. Beckert: Die erste und letzte Instanz (1995), S. 305. 
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Harichs Forderungen und Vorschläge entsprachen zum Teil den damali-
gen reformistischen Vorstellungen Gomulkas in Polen; und eine ähnliche 
Entwicklung erhoffte sich das Ostbüro auch für Ostdeutschland. Die Tatsa-
che, daß ein nicht ganz unmaßgeblicher SED-Intellektueller solche Thesen 
vertrat und sie mit dem Ostbüro diskutierte, war schon ein Erfolg an sich. Das 
Ostbüro vermochte damit zu beweisen, daß es auch in der DDR Reform-
kräfte gab, die nicht davor zurückschreckten, mit der SPD und ihrer „Agen-
ten- und Sabotagezentrale Ostbüro“ Kontakt aufzunehmen. Die Staatssi-
cherheit spitzte diesen Sachverhalt propagandistisch zu, indem sie Harich als 
„bezahlten Agenten des SPD-Ostbüros“ bezeichnete.129 Dabei mag es sein, 
daß die Verantwortlichen der SPD tatsächlich davon ausgingen, das echte 
Schlußwort zu besitzen, denn es war ein bisher zuverlässiger Zuträger des 
Ostbüros gewesen, der die Unterlage in den Westen gebracht hatte. Dieser 
hatte sie jedoch möglicherweise von einem MfS-Mitarbeiter, wovon das Ost-
büro nichts wußte. Der Informant des Ostbüros wurde anschließend in der 
DDR verhaftet und zu einer hohen Freiheitsstrafe verurteilt.130 Das gefälschte 
Schlußwort Harichs stammte somit möglicherweise von der Staatssicherheit. 
Trotzdem kann man davon ausgehen, daß eher die Darstellung der SPD ge-
glaubt wurde, denn „große Teile der mitteldeutschen Bevölkerung [schenk-
ten] den dortigen Medien aus Erfahrung wenig Glauben, besonders wenn es 
sich um Berichte über politische Urteile handelte“.131 Und im Westen waren 
auch seriöse Beobachter überzeugt, dem SPD-Ostbüro sei es gelungen, „in 
den Besitz von Gerichtsprotokollen“ zu gelangen.132 

Die Unterstützung von nonkonformen Sozialisten gehörte nach dem 
XX. Parteitag der KPdSU zu einer der wichtigsten Aufgaben des SPD-Ost-
büros. Zahlreiche Publikationen erschienen, die einen „3. Weg“ zwischen 
Kommunismus und Kapitalismus propagierten. Hermann Weber und andere 
„Renegaten“ wurden etwa bei der Publikation von Lenins Testament unter-
stützt.133 

Etliche Jahre später schien das SPD-Ostbüro erneut kurz vor einer sensa-
tionellen Veröffentlichung zu sein. Thomas streute Informationen über soge-
nannte „Apel-Papiere“, eine angebliche Hinterlassenschaft des Vorsitzenden der 
Staatlichen Plankommission der DDR, Erich Apel, der unter gerüchteumwit-
terten Umständen am 3. Dezember 1965, nach offizieller Version durch Selbst-
mord, ums Leben kam. Später dementierte man die Existenz dieser Papiere.134 

129 Berliner Zeitung v. 29.9.1959, S. 2. 
130 Telefongespräch des Autors mit Eberhard Zachmann v. 15.10.1992. 
131 Mampel: Untergrundkampf des MfS (1994), S. 46. 
132 Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 28.3.1957. 
133 Vgl. Hermann Webers Vorwort. In: Herms: Heinz Lippmann (1996), S. 12. 
134 Vgl. hierzu Gerhard Zwerenz: Es gibt kein Apel-Papier. In: Kölner Stadt-Anzeiger v. 

16./19.12.1965, S. 3 f. und Stephan Thomas: Es gibt viele Apels. In: Die Republik v. 
23.12.1965, S. 3 f. 
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Authentisch war hingegen der offene Brief von Günter Seigewasser, dem ge-
flüchteten Sohn des späteren Staatssekretärs für Kirchenfragen, an Ulbricht 
von 1960, den das SPD-Ostbüro der Öffentlichkeit zugänglich machte.135 

2.6 Sabotage- und Gewaltvorwürfe 

Ab Mitte der fünfziger Jahre tauchten Berichte in den bundesdeutschen Me-
dien auf, die vor allem dem SPD-Ostbüro, vielfach aber auch den anderen 
Ostbüros pauschal Sabotageaktionen in der DDR vorwarfen.136 Sabotage, das 
sei zuvor betont, wurde vom 1957 erlassenen Strafrechtsergänzungsgesetz 
sehr weit als Behinderung „staatliche[r] oder genossenschaftliche[r] Einrich-
tungen oder Betriebe in ihrer geordneten Tätigkeit“ definiert, „mit dem Ziele, 
die Tätigkeit der staatlichen Organe oder die Volkswirtschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik zu untergraben oder den Aufbau des Sozialismus 
zu stören“.137 Mitarbeiter oder Helfer eines Ostbüros konnten leicht Sabota-
gevorwürfe auf sich ziehen, waren doch viele ihrer Handlungen durchaus ge-
eignet, eine solche Behinderung zu bewirken. So schrieb die westdeutsche 
KPD auch politisch-ideologisch korrekt von „Sabotage-Flugblattaktionen“.138 

Tatsächlich wurden von den Ostbüros Aktionen unternommen, die die 
Volkswirtschaft der DDR zwar nicht ernsthaft stören konnten, ihr jedoch 
kleine Nadelstiche versetzten. Beispielhaft hierfür sind Aktionen des SPD-
Ostbüros gegen den Freien Deutschen Gewerkschaftsbund, FDGB, nach den 
Ereignissen des 17. Juni 1953. Da der FDGB die Belange der Arbeiterschaft 
während des Aufstandes nicht unterstützt habe, könne er, so die Argumenta-
tion, auch gar keine richtige Gewerkschaft sein. Schon am 18. Juni 1953 be-
endete der RIAS-Redakteur Walter Gerhard einen Rundfunkbeitrag daher 
mit den Worten: „Das also wäre eine Schlußfolgerung: Keine Mitgliedsbei-
träge mehr für den FDGB!“139 Um dem DDR-Gewerkschaftsbund finanziell 
zu schaden, ließ das SPD-Ostbüro FDGB-Beitragsmarken fälschen. Je Wert-
stufe verfügte es bald über 10 000 Marken und daneben noch einmal über 
10 000 Beitragsmarken der Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische Freund-
schaft (DSF). Damit, so das SPD-Ostbüro in einem Bericht an den Partei-
vorstand im Herbst 1953, könne man zumindest einem Teil der De-facto-
Zwangsmitglieder helfen, die keine Mitgliedsbeiträge zahlen wollten. Die 
Marken würden auf verschiedenen Wegen „in die Zone eingeschleust“.140 

135 SPD-Pressedienst, Ostspiegel, OS/XV/50 v. 22.12.1960, S. 2. 
136 Die andere Zeitung v. 2.5.1957. 
137 § 23 Schädlingstätigkeit und Sabotage: Gesetz zur Ergänzung des Strafgesetzbuches v. 

11.12.1957. In: Gbl. I 1957, S. 645. 
138 Norddeutsches Echo v. 29.8.1955. 
139 RIAS-Manuskript v. 18.6.1953; PATh, ungeordnet. 
140 Monatsbericht über die Sonderaktionen in der Sowjetischen Besatzungszone, Oktober 1953, 

S. 19; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
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Die Aktion des Ostbüros scheint erfolgreich gewesen zu sein; so berichteten 
im November und Dezember 1953 das SED-Zentralorgan „Neues Deutsch-
land“ sowie andere DDR-Zeitungen über im Umlauf befindliche gefälschte 
FDGB-Marken.141 

Das FDP-Ostbüro ging sogar noch weiter: Der Berliner Mitarbeiter Hans 
Füldner schmuggelte 1953 Tausende gefälschter 20 Mark-Scheine der DDR-
Notenbank nach Osten;142 auch das SPD-Ostbüro soll angeblich gefälschte 
50-Mark-Scheine in die DDR eingeschleust haben.143 Meister auf diesem 
Gebiet war zweifellos die Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit (KgU): Sie 
brachte beispielsweise selbst produzierte Lebensmittelkarten in Umlauf,144 

bestellte Wirtschaftsgüter im Westen ab und produzierte leicht veränderte 
DDR-Briefmarken zu Propagandazwecken, etwa solche, auf denen der DDR-
Präsident Wilhelm Pieck mit einer Henkersschlinge um den Hals zu sehen 
war. Die KgU war es auch, die Güterzüge, teilweise mit verderblichen Wa-
ren, innerhalb der DDR umleitete und so die ohnehin bestehenden Versor-
gungsschwierigkeiten verstärkte. Als erwiesen kann mittlerweile gelten, daß 
die Kampfgruppe auch Brand- und Sprengstoffanschläge plante und teilweise 
auch durchführte.145 

Die Ostbüros der Parteien hatten mit letztgenannten Aktionsformen nichts zu 
tun. Ausgehend von einer angenommenen Großverschwörung aller gegen die 
DDR gerichteten Organisationen vermengte die Staatssicherheit jedoch Dich-
tung und Wahrheit und vor allem auch die Tätigkeiten unterschiedlicher Orga-
nisationen. Im Mai 1954, in der Furcht eines neuen 17. Junis zum 1. Jahrestag, 
wurden in der „Aktion Bollwerk“ Aktionen des SPD-Ostbüros propagandi-
stisch mit jenen der Kampfgruppe vermengt.146 1955 wurden die Anschuldi-
gungen so massiv, daß Fritz Heine vor dem SPD-Parteivorstand dazu Stellung 
nehmen mußte. Er betonte im April des Jahres, die Kommunisten hätten in 
den vergangenen neun Jahren nie einen Beweis für diese Beschuldigungen lie-
fern können. Dies unterscheide das SPD-Ostbüro von „allen anderen in der 
SBZ arbeitenden Organisationen (KgU, [Unabhängige] Juristen, Gehlen)“. 147 

Es gibt Belege dafür, daß das Ostbüro durch seine Vertrauensleute von 
Gewaltakten in der SBZ/DDR erfuhr148 und sie ausdrücklich mißbilligte, 
beispielsweise die Demolierung des Wagens von Adolf Hennecke, dem Vor-

141 Vgl. Neues Deutschland v. 21.11.1953 und v. 4.12.1953, jeweils S. 3, sowie Tägliche 
Rundschau v. 21.11.1953, S. 1. Vgl. auch Bericht Bergmann; BStU, ZA, AIM 3485/57, 
Arbeitsakte, Bd. 2, Bl. 190. 

142 Schnellbericht Nr. 23 v. 4.9.1953; ADL, 2521. 
143 Information Nr. 3 zur „Aktion Frühling“ v. 15.2.1954; BStU, ZA, DSt 100080. 
144 Fricke: DDR-Nachrichtendienste (1997), S. 76. 
145 Vgl. Fricke; Engelmann: Konzentrierte Schläge (1998), S. 83–88. 
146 Dienstanweisung 35/54 v. 28.5.1954; BStU, ZA, DSt 100923. 
147 Stichwortmanuskript für Fritz Heine, S. 18; AdsD, PV-Protokolle, 1955. 
148 Bericht v. 17.10.1950; AdsD, Ostbüro-Archiv, 368a. 
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zeigeaktivisten.149 Auch ist belegt, daß die SPD  Personen, die Kontakt zum 
Ostbüro suchten, zum Gewaltverzicht drängte.150  Trotzdem warfen ostdeut-
sche Medien dem  Ostbüro immer wieder Gewaltakte vor, etwa „Arbeiter-
funktionäre mit Säure überschütten“151  oder gar „Überschwemmungen her-
beiführen“ zu wollen.152  Die Absurdität mancher Beschuldigungen wird am 
Beispiel des Ostbüro-Vertrauensmannes Bernhard Behnisch aus  Kolkwitz deu t-
lich,  dem  im „Neuen Deutschland“ vorgeworfen wurde, er habe ein Attentat 
auf den polnischen Staatspräsidenten Bierut sowie überhaupt Anschläge auf 
„fortschrittliche Personen geplant“ und zu diesem Zweck „Waffen sowie 
Sprengstoff verborgen“.153 Verurteilt wurde Behnisch dann jedoch nicht we-
gen Mordversuchs oder ähnlichem, sondern weil er und seine Gruppe „bei 
besonderen Anlässen“ Fahnenstangen zerstörten und die gehißten roten und 
DDR-Fahnen entwendeten. Ebenso ohne substantielle Grundlage waren wohl 
die Vorwürfe gegenüber dem sogenannten „Freiheitsbund“, einer Mitte  1951 
gegründeten Selbstschutzorganisation der Berliner SPD154 mit 500 bis 1 200 
Mitgliedern. Zwar gehörten Pöbeleien mit FDJ-Vertretern beim Plakatekleben 
oder beim Ordnungsdienst für SPD-Veranstaltungen zur Tagesordnung, für 
„Sabotage“ oder „Terrormaßnahmen“ in Ostberlin oder gar der DDR  gibt es 
aber keine ernstzunehmenden Anhaltspunkte,155 vielmehr entfalteten sich  die 
Aktivitäten des „Freiheitsbundes“ nahezu ausschließlich in Westberlin und 
richteten sich hier neben Einrichtungen der SED, der FDJ und der Reichsbahn 
gegen Versammlungen der Deutschen Partei und des Stahlhelms. Zwar be-
richtete ein GM „Erno“ über einen geplanten bewaffneten Angriff des „Frei-
heitsbundes“ auf den Berliner Rundfunk, doch scheint  auch die Staatssicherheit 
diese Meldung nicht sehr ernst genommen zu haben, denn schon 1954, als  der 
Überfall mit Schußwaffen, Handgranaten und US-Unterstützung angeblich 
erfolgen sollte, wurde die Bearbeitung durch das SfS eingestellt.156 Vereinzelt 
wurden  Mitglieder des  Freiheitsbundes bei Plakatklebeaktionen in  Ostber-
lin gefaßt.157 Um die SPD in den  Geruch von „Terrorhandlungen“ zu  bringen, 
rückte die DDR-Propaganda sie in die Nähe der  KgU. Am  14. Mai  1952 
verurteilte  das Oberste Gericht nach einem  mehrtägigen Schauprozeß gemein-

149 Sonderaktionen Februar 1953, Anlage 31; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
150 Vgl. Prozeßunterlagen Helmut Hiller, im Besitz des Autors. 
151 Leipziger Volkszeitung v. 30.12.1953, S. 6. 
152 Neues Deutschland v. 17.7.1954, S.  2. 
153 Neues Deutschland v. 6.5.1956, S. 2. 
154 Andere  MfS-Quellen sprechen davon,  er sei 1947 gegründet worden (Auskunftsbericht v. 

5.3.59; BStU, ZA, AS 382/69, Bd. 1,  Bl. 251). Wahrscheinlich  ist hiermit die  Vorläufer-
organisation „Barenorganisation“  gemeint. 

155 Es  scheint  jedoch Maßnahmen gegen Büros von SED, FDJ und Einrichtungen der Ost-
berliner Reichsbahn in Westberlin gegeben zu haben. Vgl. Beispiele in: BStU, ZA, AS 
382/69, Bde.  1–3. 

156 Schlußbericht v. 1.8.1969; BStU, ZA, AS 382/69, Bd. 1,  Bl. 279. 
157 Kriminalanzeige v. 24.8.1951; BStU, ZA, AS 382/69,  Bd.  1,  Bl.  82. Der Freiheitsbund 

ging ab 1960 in die Berliner Hilfspolizei, eine ehrenamtliche Polizeireserve, über. 
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sam Angehörige der KgU und des sozialdemokratischen Freiheitsbundes. 
Ihnen wurde vorgeworfen „im Bezirk Wedding (französischer Sektor) und 
an der Sektorengrenze zahllose Verbrechen gegen die friedliebende Berliner 
Bevölkerung verübt“ zu haben. Die Hauptangeklagten Herbert Haese (KgU) 
und Helmut Metz (Freiheitsbund) erhielten lebenslänglich Zuchthaus.158 

Dem Ostbüro der SPD wurden mit Vorliebe Sabotageaktionen vorgewor-
fen, die geeignet gewesen wären, eine Verschlechterung der Lebensverhält-
nisse der ostdeutschen Bevölkerung herbeizuführen. Im Herbst 1950 seien 
vom Ostbüro fünf Kühlwagen der Deutschen Reichsbahn mit Butter mittels 
gefälschter Papiere auf ein Abstellgleis des Güterbahnhofes in Rostock um-
dirigiert worden, wo die Ladung infolge zu langer Lagerung verdarb. Dieser 
Vorwurf, der 16 Jahre später auch vom Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ 
verbreitet wurde,159 existiert auch in der Variante mit erfrorenen Kartoffeln 
und wurde gleichermaßen der Kampfgruppe gegen Unmenschlichkeit zuge-
dacht.160 Tatsächlich deuten auch die ausgewerteten Unterlagen der Staats-
sicherheit aber nicht auf Sabotageaktionen der Ostbüros hin. Es scheint sich 
bei diesen Vorwürfen, die nicht zur Arbeitsweise der Ostbüros paßten, eher 
um einen entlastenden Erklärungsversuch für die Versorgungsprobleme zu 
handeln. Den zunehmenden wirtschaftlichen Problemen begegnete die SED 
mit dem Schüren einer „Spionen- und Agentenhysterie, die vor allem zur 
Entschuldigung eigener Fehler und Probleme diente“.161 Auch die Briten und 
Amerikaner wurden zu dieser Zeit mit Sabotagevorwürfen aller Art bedacht, 
bis zu der durchaus wirkungsvollen Propagandabehauptung, bei Berlinflügen 
würden über dem Gebiet der DDR Kartoffelkäfer zur Zerstörung der volks-
eigenen Kartoffelernte abgeworfen. Was die Haltung des SPD-Ostbüros an-
geht, so berichtete Robert Bialek, man habe, als bei Ganzlin einmal eine 
Weiche defekt war, diese Tatsache dem ZK der SED geschrieben, um zu 
vermeiden, daß Personen zu Schaden kommen.162 

Der Vollständigkeit halber seien abschließend noch die Störaktionen des 
SPD-Ostbüros an der innerdeutschen Grenze nach der Abriegelung durch 
die DDR im Mai 1952 erwähnt. Dabei wurden „in Verbindung mit Signalen 
durch Stablampen [...] farbige Leuchtraketen abgeschossen, die einem fikti-
ven Empfänger in der Zone gelten“.163 Außerdem startete das Ostbüro eine 
Bepflanzungsaktion für den gepflügten Grenzstreifen mit Unkrautsamen. Im 
Zusammenhang mit solchen harmlosen Aktionen von Sabotage zu sprechen, 
verbietet sich von selbst. 

158 Vgl. Merz: Kalter Krieg (1987), S. 165. 
159 „Kartoffeln erfroren“. In: Der Spiegel Nr. 29/1966, S. 16. 
160 Merz: Kalter Krieg (1987), S. 159. 
161 Kleßmann: Die doppelte Staatsgründung (1986), S. 236. 
162 Herms; Noack: Aufstieg und Fall des Robert Bialek (1997), S. 281. 
163 Sonderaktionen Februar 1953, S. 13; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
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3 Aktivitäten der Staatssicherheit 

3.1 Der 17. Juni 1953 als Katalysator 

Ende der vierziger Jahre war es der sowjetischen Geheimpolizei gelungen, 
die Tätigkeit des SPD-Ostbüros fast völlig lahmzulegen. Es folgten Massen-
verhaftungen in Personenkreisen, die den bürgerlichen Parteien nahestanden 
oder deren Mitglieder waren, jedoch häufig gar keinen Kontakt zu westli-
chen Parteistellen hatten. In den Jahren 1951/52 folgte ein massiver Schlag 
gegen Kontaktleute des CDU-Ostbüros. In dieser Zeit wurde der im Februar 
1950 gegründete Staatssicherheitsdienst1 vom großen sowjetischen Bruder 
an der kurzen Leine gehalten. Die Staatssicherheit war nach den Worten des 
Chefs des MGB-Apparates in Berlin, Generalmajor Kawerznew, „nicht mit 
Agenten betraut [...] und nicht mit den Akten über die Ausforschung von Re-
sidenturen der anderen Seite und von anderen feindlichen Einrichtungen. Diese 
Akten wurden ihnen weggenommen und von unseren eigenen Leuten be-
arbeitet.“2 Nur langsam entwuchs das MfS dem sowjetischen Gängelband.3 

Im Januar 1951 erließ der damalige Staatssekretär im MfS, Erich Mielke, eine 
Dienstanweisung an alle Länderverwaltungen, nach der alle „Gruppen- u. 
Einzelvorgänge über SPD, Sozialdemokratismus, Reformismus, Schumacher-
Agenten, Agenten des Ostbüros der SPD usw.“ der Zentrale zu melden sei-
en.4 Diese Aufforderung und die etwa zeitgleich einsetzende Säuberung der 
SED führten – soweit erkennbar – zu keinem signifikanten Erfolg bei der 
Identifizierung von Vertrauensleuten der SPD. Der geheime Beschluß des Po-
litbüros der SED vom Februar 1952, nach dem „einige öffentliche Prozesse 
gegen Gruppen von Banditen aus Westberlin und Westdeutschland durchzu-
führen“ seien,5 hatte hinsichtlich der Ostbüros auch keine großen Auswir-
kungen. Angeprangert wurde die Gruppe Berbe aus Cottbus, benannt nach 
dem Leiter Bernhard Behnisch, die in einem anderen Zusammenhang schon 
einmal erwähnt wurde.6 Doch die Festnahme dieser Gruppe ist nicht dem Fahn-
dungsgeschick der Sicherheitsorgane, sondern dem Zufall zuzuschreiben.7 Im 

1 Gesetz abgedruckt in Fricke: MfS intern (1991), S. 78. 
2 Kondraschew: Stärken und Schwächen (1997), S. 152. 
3 Vgl. Engelmann: Diener zweier Herren (1997), S. 51–72. 
4 Dienstanweisung Nr. 2/51 v. 16.1.1951; BStU, ZA, DSt 100829. 
5 Beschluß des Politbüros v. 11.4.1952, SAPMO-BA, NY 4090/699, Bl. 13. 
6 Vgl. S. 141. 
7 Bericht über Sonderaktionen, Januar 1953, Anlage 41; AdsD, Ostbüro-Archiv. „Ein junger 

Bursch[e] aus Cottbus habe in Ostberlin ein Mädchen geschwängert. Dieses Mädchen ha-
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März 1953 scheint die Staatssicherheit dem Zentralkomitee der SED über 
die Tätigkeit des SPD-Ostbüros Bericht erstattet zu haben. Das Ostbüro er-
fuhr umgehend durch eine Quelle hiervon8 und konnte feststellen: „Ent-
scheidende Vorgänge, Einrichtungen, Personen und der Aufbau sind dem SSD 
nicht bekannt geworden.“9 Erst im Herbst 1954 gab es eine größere Ver-
haftungsaktion in Roßwein, der laut SPD nach einer Denunziation zwölf So-
zialdemokraten zum Opfer fielen.10 Zu diesem Zeitpunkt ging das MfS noch 
davon aus, daß die Vertrauensleute des Ostbüros, „diese fünfte Kolonne der 
rechten SPD-Führung, [...] bewaffnet, mit Funkgeräten ausgerüstet und für 
Spionage, Sabotage, Diversion, Attentate“ eingesetzt wurde“.11 Den Nach-
weis hierfür konnte es allerdings nicht erbringen. 

In der Phase der sogenannten „konzentrierten Schläge“ 1953 bis 1955 wur-
den die Ostbüros, vor allem jenes der SPD, wieder verstärkt Zielscheibe östli-
cher Geheimdienste, insbesondere des MfS der DDR.12 Nach dem 17. Juni 
1953 äußerte Ulbricht, daß der „Sozialdemokratismus“ nicht ausgerottet sei. 
Der Aufstand, der erstmals seit Kriegsende im sowjetischen Herrschaftsbe-
reich die „Machtfrage“ auf die Tagesordnung gesetzt hatte, war in hohem 
Maße von Arbeitern getragen worden, eine für die „Partei der Arbeiterklasse“ 
äußerst schmerzliche Erfahrung. Die große Mehrheit (88 Prozent) der wegen 
der Juni-Ereignisse Verurteilten entstammte dieser Schicht,13 was der ehema-
lige stellvertretende Vorsitzende der FDJ und mittlerweile im Westen befind-
liche Heinz Lippmann dahingehend interpretierte, „daß die Entwicklung in 
der DDR nach den wirklichen Gesetzen von Marx verlaufen und sich mit dem 
17. Juni drastisch gegen seine Interpreten richten sollte“.14 Dieser Auffassung 
war auch der SPD-Ostbürochef Thomas, der den ostdeutschen Genossen emp-
fahl, sie „sollten in den Schriften von Marx und Engels nachlesen, was dort 
über revolutionäre Aktionen der Arbeiterklasse geschrieben steht“. Die Väter 
des Marxismus seien nämlich, so Thomas in einer RIAS-Rede im Juli 1953, 
„durch den Arbeiteraufstand in der Zone erneut bestätigt“ worden.15 

Das Trauma der SED-Machthaber führte zu den Jahrestagen des Juni-
Aufstandes, aber auch beispielsweise vor der zweiten Volkskammerwahl im 

be ihn wiedererkannt, als er auf der Bahnfahrt aus der Zone nach Berlin gekommen sei. 
Sie habe ihn polizeilich zwecks Feststellung der Personalien festnehmen lassen. Bei der 
Vernehmung [...] habe sich der junge Bursche [...] sehr unruhig verhalten und damit Ver-
dacht erregt. Die Polizei nahm daraufhin eine Leibesvisitation vor, bei der schwer bela-
stendes Material gefunden wurde.“ 

8 Bericht über Sonderaktionen, April 1953, Anlage 32; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
9 Bericht über Sonderaktionen, April 1953, S. 2; ebenda. 

10 Bericht über Sonderaktionen, Oktober 1954, Anlage 8; ebenda. 
11 BStU, ZA, AS 1003/67, Bd. 1, Bl. 33. 
12 Parteiinternes Protokoll, S. 106; AdsD, Ostbüro-Archiv, 303 I. 
13 Eine Aufschlüsselung der Zahlen findet sich bei Werkentin: Politische Strafjustiz (1995), 

S. 158 ff. 
14 Herms: Heinz Lippmann (1996), S. 130. 
15 Manuskript der RIAS-Rede von Thomas v. 19.7.1953; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c. 
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Herbst 1954 zu hektischer Betriebsamkeit der Staatssicherheit, die eine Wie-
derholung, selbstverständlich gesteuert von den „westlichen Agentenzentra-
len“, befürchtete.16 In der 15. Plenumssitzung des Zentralkomitees der SED 
im Juli 1953 erklärte Ulbricht, der Staatssicherheitsdienst habe anerkennens-
werte Arbeit geleistet „im Kampf gegen die KgU, gegen den BDJ [...] in 
Berlin [...]. Das anerkennen wir, aber, liebe Genossen, wenn der Feind eine 
illegale Organisation hat, muß man systematisch den Kampf dagegen führen“.17 

Ähnlich sahen es auch die sowjetischen Genossen: „Wenn wir analysieren, 
wie die Situation in der DDR sich bis zum Arbeiteraufstand im Juni 1953 
weiterentwickelte, dann müssen wir erkennen, daß diese Revolte das Ergeb-
nis zweier Entwicklungen war: erstens der sehr aktiven Tätigkeit des Ostbü-
ros der SPD [...] und zweitens natürlich das Ergebnis sehr tiefgreifender 
Fehler der Führung der DDR“,18 stellte noch 40 Jahre später ein ehemaliger 
KGB-General fest. 

Wenn schon keine „Agenten“ des Ostbüros, so waren in der gesamten DDR 
vielfach doch ehemalige Sozialdemokraten am Streikgeschehen beteiligt.19 

Auch Otto Grotewohl mußte feststellen, daß „zum Beispiel [in] Magdeburg, 
Leipzig und anderen [Städten] illegale Organisationen aus ehemaligen SPD-
Mitgliedern [bestanden], die noch immer den arbeiterfeindlichen Auffassun-
gen der Sozialdemokratie anhingen“.20 Diese Gruppen waren teilweise alles 
andere als zurückhaltend: „In der Maschinenfabrik Meuselwitz/Altenburg zum 
Beispiel forderten sie ‚die Schaffung einer sozialdemokratischen Fraktion in-
nerhalb der SED‘. Im Kreis Altenburg machten viele Genossen ohnehin kein 
Hehl aus ihrer eigentlichen politischen Heimat, der SPD. Über fünfzig der 300 
Genossen umfassenden BPO [Betriebsparteiorganisation] im VEB Nähma-
schinenwerk Altenburg verließen deshalb nach dem 17. Juni 1953 die Partei. 
Einer sagte: ‚Ich stehe auf dem Boden der SPD und will mit dem Kommuni-
stenpack nichts zu tun haben.‘“21 Der 1. Sekretär des Braunkohlenwerkes, 
der größten Betriebsparteiorganisation des Kreises, ging sogar daran, die Par-
tei neu zu organisieren. Auch in Görlitz proklamierten SED-Mitglieder öf-
fentlich den Wiederaufbau der SPD. Noch am 20. Februar 1954 meldete das 
SED-Zentralorgan, im VEB Textima in Görlitz habe eine Genossin in einer 
Parteiversammlung unwidersprochen erklären können, „daß wir schon viel 
weiter wären, wenn die Vereinigung der beiden Arbeiterparteien unterblieben 
wäre. Alsdann wurde diese Genossin als Mitglied für die neue SED-Kreis-
leitung Görlitz vorgeschlagen. Im benachbarten Kreis Zittau vertraten SED-

16 Vgl. Informationsbericht v. 12.10.1954; BStU, ZA, DSt 100095. 
17 Schlußwort Ulbrichts auf dem 15. Plenum des ZK am 26.7.1953; SAPMO-BA, DY 30, 

IV 2/1/120, Bl. 177. 
18 Kondraschew: Stärken und Schwächen (1997), S. 150. 
19 Fricke: Opposition und Widerstand (1984), S. 96. 
20 Grotewohl: Der neue Kurs (1953), S. 32. 
21 Diese und nachfolgende Schilderungen bei Stößel: Positionen und Strömungen in der 

KPD/SED (1985), Bd. 1, S. 611 f. 
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Mitglieder des Braunkohlekraftwerkes Hirschfeld unverhohlen die politischen 
Positionen der westdeutschen SPD.“ 

Die Vertrauensleute des Ostbüros der SPD in der DDR reagierten auf den 
Arbeiteraufstand unterschiedlich. „V-Mann 147“ lagerte am 17. Juni vor-
sorglich seine Funkanlage aus. Drei Tage später geriet er in Haft.22 Andere 
Vertrauensleute beteiligten sich selbst an Demonstrationen. Und einer war so-
gar an der angeblichen „Entführung“ des stellvertretenden DDR-Ministerprä-
sidenten Otto Nuschke beteiligt. Im Juli 1953 berichtete Thomas dem SPD-
Parteivorstand, der betreffende V-Mann habe Nuschke während der Berliner 
Demonstration im Auto gesehen.23 Daraufhin „organisierte [er] sofort ein 
Kommando, das Nuschke in die Westsektoren abdrückte. [...] Dieser V-Mann 
führte den Streik in einem Berliner Werk, und im Schwunge der Begeiste-
rung hatte er vor versammelter Belegschaft scharfe Reden gegen das Re-
gime in der Zone geführt.“ Obwohl er nach seiner Verhaftung vom Staatssi-
cherheitsdienst der DDR angeblich wieder freigelassen worden war, sah man 
den kämpferischen V-Mann nicht wieder. Thomas nahm deshalb an, jener 
weile „nicht mehr unter den Lebenden“.24 

Tatsächlich war Siegfried Berger, so hieß der Ostbüro-Vertrauensmann 
aus dem VEB Funkwerk Köpenick, der seit 1948 für die SPD arbeitete und 
als einer der wenigen nicht den Massenverhaftungen 1948/49 zum Opfer ge-
fallen war (wohl weil er selbst das Berliner Ostbüro besucht hatte und nicht 
von Kurieren aufgesucht worden war), nicht tot, sondern nach seiner Ver-
haftung durch die Staatssicherheit den Sowjets übergeben worden. Doch die 
Kollegen hielten dicht, er wurde weder wegen dieser Aktion verurteilt, noch 
wegen der langjährigen Zuarbeit für das SPD-Ostbüro. Berger bekam sieben 
Jahre Arbeitslager für seine führende Rolle beim Streik.25 

Obwohl das Ostbüro nach seiner Reorganisation nur noch Kontakte zu Ein-
zelpersonen in der DDR hielt und die Arbeit von illegalen Gruppen aus Si-
cherheitsgründen ablehnte, bestanden solche an einigen Orten nach wie vor. 
Das hatte teilweise schwerwiegende Folgen: So wurden zum Beispiel vier 
von fünf Mitgliedern einer illegalen SPD-Gruppe aus Fürstenwalde verhaf-
tet. Nur einem gelang es, „unter dramatischen Umständen“ zu flüchten. Das 
Gruppenmitglied Fritz Borges, ebenfalls ein V-Mann, der schon seit 1948 
mit dem Ostbüro in Verbindung stand, wurde zu eineinhalb Jahren Gefäng-
nis verurteilt.26 

Noch immer ist nicht geklärt, wieviele SPD-Vertrauensleute und Bericht-
erstatter oder Personen aus deren Umfeld aufgrund der Ereignisse des 17. Juni 

22 Bericht v. Dezember 1955; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c. 
23 Monatsbericht über die Sonderaktionen in der Sowjetischen Besatzungszone, Juli 1953, 

S. 19; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
24 Ebenda. 
25 Berger: NKWD-Akte (1996), S. 10. 
26 Bericht von Borges v. 12.8.1955; AdsD, Ostbüro-Archiv, 337 II. 
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insgesamt verhaftet wurden. Thomas meinte im Juli 1953, die in den Mo-
natsberichten aufgeführten Personen stellten „nur eine kleine Auswahl aus 
der Liste unserer verhafteten Freunde“ dar.27 Zwar sei der Apparat des Ost-
büros intakt geblieben, doch man habe schmerzliche Verluste erlitten. „Man-
cher habe sich weit exponiert“ und sei daraufhin verhaftet worden. Weil er 
zum Streik aufgefordert habe, sei etwa der Bernburger Genosse Max Sack 
im Februar 1954 zu fünf Jahren Haft verurteilt worden.28 Und in Dresden sei 
ein V-Mann der „Kampfgruppe Kurt Schumacher“ im Gefängnis sogar zu 
Tode gekommen, weil er, so das Ostbüro im August 1953, die Namen seiner 
Freunde nicht preisgegeben habe.29 

Ende Juni 1953 hatte Thomas dem Parteivorstand berichtet, in welcher 
Form das Ostbüro die Streikenden unterstützte: „In Ostberlin hatten wir einen 
eigenen Nachrichtendienst eingerichtet, der uns sofort über den augenblick-
lichen Stand der Ereignisse auf dem laufenden hielt.“ 30 Diesem illegalen 
Funkverkehr fiel ein Ehepaar aus Halle zum Opfer. Siegfried Berger hatte 
ihnen im April 1953 im Auftrag des Ostbüros ein Funkgerät in ihre Wohnung 
gebracht. „Durch leichtsinnigen und ungeschickten Funkverkehr, besonders 
während des Juni-Aufstandes, hatten sie sich verraten und waren verhaftet 
worden.“31 

Es gibt tatsächlich keinerlei Anhaltspunkte dafür, daß das SPD-Ostbüro – 
oder auch andere vergleichbare Organisationen – den Arbeiteraufstand „in-
szeniert“ hätten. Auch die Zahlen der Festgenommenen sprechen dagegen: 
Nur knapp zwei Prozent der durch Sowjets und DDR-Organe inhaftierten 
„Rädelsführer“ stammten aus Westberlin, und von diesen ist nicht bekannt, 
daß sie auch nur mit einem der Ostbüros zu tun hatten. Auch die Charakteri-
sierung des Aufstandes als „faschistischer Putschversuch“ entbehrte jeder 
empirischen Basis. Nur 10 Prozent der Festgenommenen waren Mitglied in 
NS-Organisationen gewesen; damit war die Quote „NS-Belasteter“ bei den 
Festgenommenen des Juni-Aufstandes kleiner als die der ehemaligen NSDAP-
Mitglieder in der SED.32 

Nicht von der Hand zu weisen ist hingegen die Ansicht von Stephan 
Thomas, der nach dem 17. Juni feststellte, „daß die Millionen von Flugblät-
tern und Hunderttausende von Zeitungen nicht unwirksam gewesen sind und 
ihren Niederschlag gefunden haben in den Kampfparolen, die in den Tagen 
des Aufstandes in den Betrieben und Städten der Zone von den demonstrie-

27 Monatsbericht über die Sonderaktionen in der Sowjetischen Besatzungszone, Juli 1953, 
S. 20; ebenda. Dort auch das folgende Zitat. 

28 Vgl. auch Fricke: Politik und Justiz (1979), S. 593. 
29 Monatsbericht über die Sonderaktionen in der Sowjetischen Besatzungszone, August 1953, 

S. 18; AdsD, Ostbüro-Archiv. Es handelt sich wohl um Otto Lerm. 
30 Ebenda. 
31 Berger: NKWD-Akte (1996), S. 10. 
32 Werkentin: Politische Strafjustiz (1995), S. 160. 
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renden Arbeitern erhoben worden sind“.33 Auch die propagandistischen Ak-
tivitäten des Ostbüros des DGB sind in bezug auf die Streikaktionen, die am 
17. Juni eskalierten, nicht ohne Wirkung geblieben.34 Im „theoretischen Or-
gan“ des SPD-Ostbüros „Einheit“ schrieb Martin Helmer: „Die mitteldeutsche 
Arbeiterschaft blieb ihrer sozialdemokratischen Tradition treu. Sie scharte 
sich um die illegalen Funktionäre der SPD und zeigte am 17. Juni [...] der gan-
zen Welt, daß sie die ihr von der Besatzungsmacht aufgezwungene SED-Dik-
tatur ablehnt.“35 Auch Horst Sindermann, damals Chefredakteur der Hallenser 
SED-Zeitung „Freiheit“, erklärte im Oktober 1953 auf einer Bezirkskonfe-
renz seiner Partei in der Stadt Halle, die ein Zentrum des Juni-Aufstandes 
gewesen war: „Wir sollten untersuchen, woher es kommt, daß die Agenturen 
des Ostbüros der SPD einen relativ größeren Einfluß bei den Arbeitermassen 
haben als andere Agenturen. [...] Wir haben sie doch in den Tagen des 
17. Junis kennengelernt.“ Sindermann meinte die Gründe bereits zu kennen: 
Sie hätten deshalb soviel Einfluß, weil sie „mit gerissener Demagogie“ und 
„großem Pathos“ Wohnraumprobleme und andere soziale Härten aufgegrif-
fen hätten, „um die Arbeiter ihrem Einfluß zu unterwerfen“.36 

Nach der Ablösung des Staatssicherheitschefs Wilhelm Zaisser und der 
Einsetzung seines Nachfolgers Ernst Wollweber verordneten SED-Führung 
und sowjetische Berater der zum Staatssekretariat herabgestuften Geheim-
polizei als Konsequenz der Erfahrungen des 17. Juni eine neue Vorgehens-
weise: die Strategie der „konzentrierten Schläge“.37 Das SfS hatte nunmehr 
schnelle operative Erfolge zu liefern und für die propagandistische „Popula-
risierung“ der eigenen Arbeit zu sorgen.38 Entführungen und Einbrüche in 
Westberlin wurden fast zur operativen Routine. 

Dem Ostbüro der SPD galt wiederum die besondere Aufmerksamkeit der 
SED und der Staatssicherheit. In einem Beschlußentwurf für das Politbüro 
von Ende August heißt es: „Die gegen das Ostbüro der SPD ergriffenen Maß-
nahmen waren unzureichend und ungenügend. Sie waren von vornherein zum 
Scheitern verurteilt, weil wir weder in den feindlichen Agenturen außerhalb 
der DDR, noch in den zahlreichen Untergrundorganisationen in unserer Re-
publik Informatoren hatten, ebenfalls weil in den Kampf gegen die Unter-
grundorganisationen des Ostbüros Mitarbeiter mit wenig Parteierfahrung 
eingesetzt und diese ungenügend angeleitet und kontrolliert wurden.“39 Das 
sollte jetzt anders werden. Schon in einer ersten Dienstbesprechung wies 
Wollweber seine leitenden Kader an: „Überall [...] die Möglichkeit überprü-

33 Manuskript der RIAS-Rede von Thomas v. 19.7.1953; AdsD, Ostbüro-Archiv, 394c. 
34 Vgl. Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 74–76 u. 170 f. 
35 Marx kontra SED. In: Einheit (Tarnausgabe), S. 9. 
36 Freiheit v. 13.10.1953, S. 4. 
37 Vgl. die Gesamtdarstellung Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998). 
38 Vgl. auch Gehlen: Der Dienst (1971), S. 190. 
39 Zit. nach: Schumann: Parteierziehung (1997), S. 160. 
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fen, wie wir unsere Arbeit nach dem Westen verstärken können, das heißt in 
diese Zentralen hineinkommen können.“40 Schon unmittelbar nach dem Juni-
Aufstand, am 29. Juni 1953, hatte Mielke eine Dienstanweisung zur verstärk-
ten Aufklärung der Tätigkeit des SPD-Ostbüros erlassen. Diese Aufforderung 
wurde durch ein Rundschreiben vom 16. Februar 1954 an die Bezirksverwal-
tungen des SfS erneuert.41 Umfangreiche Aufstellungen über die bisherigen 
Vorkommnisse in diesem Bereich waren vorzulegen. Doch die großange-
legte Verhaftungsaktion gegen die „Untergrundbewegung“, durchgeführt von 
Dezember 1954 bis März 1955, unter dem Codenamen „Blitz“,42 traf nicht 
in erster Linie Kontaktleute des Ostbüros der SPD, sondern in sehr viel hö-
herem Maße Personen, die mutmaßlich mit anderen „Untergrundzentralen“ 
Verbindung gehabt hatten.43 Unter den Ostbüros war eindeutig das der FDP 
am meisten von den Festnahmen betroffen; auf die Ursache hierfür wird noch 
zurückzukommen sein. 

Auch der Kampf der Staatssicherheit gegen das CDU-Ostbüro wurde nach 
den Ereignissen des 17. Juni 1953 intensiviert. Mielke erließ noch im August 
1953 eine Dienstanweisung für die Bezirksverwaltung des SfS, in der er for-
derte: „Das Suchen nach geeigneten GM und GI ist gründlicher als bisher zu 
betreiben“, denn „durch die ungenügende Bearbeitung dieses Objektes ergab 
sich als Folge das Fehlen eines qualifizierten GM- und Informatorennetzes, 
wodurch es reaktionären Kreisen [...] möglich war, [...] in einigen Bezirken 
Untergrundbewegungen zu entwickeln, ohne daß diese von den Organen der 
Staatssicherheit aufgeklärt und bekämpft wurden“.44 Für die Streiks und De-
monstrationen am 17. Juni wurden nicht primär „Agenten des CDU-Ostbüros“ 
verantwortlich gemacht, auch wenn vereinzelt CDU-Mitglieder in diesem 
Zusammenhang verhaftet wurden.45 Der Neue Kurs der SED, so die Dienst-
anweisung weiter, führe zu „eine[r] Belebung des privatkapitalistischen Sek-
tor[s]“ und verpflichte daher die Bearbeiter des Sachgebietes CDU, „die Be-
arbeitung dieses Objektes qualifizierter durchzuführen“, was unter anderem 
die Anwerbung von Personen erfordere, „die Verbindung mit dem Ostbüro 
der CDU [...] bzw. mit den Exil-Landsmannschaften in Westberlin“ haben.46 

Zunächst waren Kirchen, Sekten (vor allem Zeugen Jehovas), LDPD und 
CDU von der Abteilung VI der Staatssicherheit bearbeitet worden, doch im 

40 Protokoll der Dienstbesprechung v. 21.8.1953; BStU, ZA, SdM 1921, Bl. 204 f. 
41 Dienstanweisung vom 9.6.1953 und Schreiben vom 16.2.1954; BStU, ZA, DSt 100898. 
42 Vgl. Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 52–60. 
43 Aufstellung über Liquidierte Vorgänge in den Bezirksverwaltungen, o. D. sowie handschrift-

liche Aufstellung der festgenommenen Personen; BStU, ZA, AS 171/56, Bl. 58–104. Im 
Zusammenhang mit den ersten Verhaftungen traten erhebliche Defizite in der Arbeit der 
Staatssicherheit auf. Vgl. Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 53 f. 

44 Dienstanweisung 3812/53; BStU, ZA, DSt 100899. 
45 Kaff (Hg.): Gefährliche politische Gegner (1995), S. 245 ff. (Erlebnisberichte Werner Herbig 

u. Gottfried Diener). 
46 Dienstanweisung 3812/53; BStU, ZA, DSt 100899. 
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Herbst 1952 wurde dieses Arbeitsgebiet an die Abteilung V abgegeben, die 
schon für den Bereich Ostbüro der SPD zuständig war. Gleichzeitig wurden 
sämtliche mit diesen Aufgabengebieten betrauten Mitarbeiter der Abteilung VI 
an die Abteilung V abgegeben.47 Doch die Durchdringung des CDU-Ostbüros 
gestaltete sich schwierig. Die Staatssicherheit der DDR, die sonst gerne die 
angebliche Käuflichkeit westlicher „Agenten“ hervorhob, bescheinigte dem 
Ostbüro der CDU, „daß keine hohen Summen [...] an die V-Leute ausgezahlt 
werden“, sondern nur Fahrtkostenerstattungen. Man schloß daraus, daß die 
Arbeit dieses Ostbüros „unter Ausnutzung der religiösen bzw. parteimäßigen 
Gebundenheit“ aufrechterhalten werde. Gerade dieser Faktor erschwere „die 
gesamte Arbeit an den einzelnen Mitarbeitern des CDU-Ostbüros und des-
sen Agentur-Netz“.48 Doch nicht nur Verbindungsleute des CDU-Ostbüros 
waren schwer zu beeinflussen: „Überhaupt muß man feststellen, daß gerade 
auch die hauptamtlichen Mitarbeiter sehr stark religiös gebunden sind und 
demzufolge die Arbeit an diesen Personen erschwert wird, weil sie weniger 
für Geld, sondern aus Haß und christlichem Glauben ihre verbrecherische Tä-
tigkeit ausführen“.49 

Trotz seines verspäteten Starts nahm die Staatssicherheit auch das Ostbüro 
der FDP von Anfang an sehr ernst. 1952 waren die Liberalen in der LDPD 
gerade gleichgeschaltet und die letzten Widerstandsnester liberaler Studen-
ten durch harte Repressionen beseitigt.50 Da verfügte Mielke in der schon 
genannten Dienstanweisung51 im September dieses Jahres die Bildung eines 
neuen Hauptsachgebietes im Referat V/C mit der Zuständigkeit für die LDPD, 
die informellen LDPD-nahen Hochschulgruppen – die allerdings schon weit-
gehend ausgeschaltet oder in die Bedeutungslosigkeit gedrängt worden wa-
ren52 –, den Ostbürovorläufer Hilfsdienst Ost (HDO), die Exil-LDP und das 
Amt für gesamtdeutsche Studentenfragen. Wie gering zu diesem Zeitpunkt 
noch das Wissen der Staatssicherheit über die Ostarbeit der FDP war, ist 
daran erkennbar, daß das MfS neben dem Hilfsdienst Ost auch noch das 
Ostbüro der FDP bekämpfen wollte und nicht erkannte, daß es sich um zwei 
Namen für dieselbe Institution handelte. Mielke bemängelte selbstkritisch 
das mangelnde Wissen auf diesem Gebiet und beklagte, daß „die Notwen-
digkeit der Abwehr feindlicher Tätigkeit reaktionärer Personengruppen, die 

47 Dienstanweisung Nr. 6/52 V/E v. 17.9.1952; BStU, ZA, DSt 100848. 
48 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, S. 117 f. 
49 Ebenda, S. 205 f. 
50 Vgl. Liberale Studenten im Widerstand. (o. J.), S. 38. Anfang 1952 verhaftete das MfS die 

führenden Mitglieder des LDPD-Hochschulausschusses in Jena Hermann Marx, Gerhard 
Emig, Horst Ahnert und fünf weitere Mitglieder. Dies kann als Ende des organisierten Li-
beralismus an den DDR-Hochschulen angesehen werden. Diese Gruppe stand nicht mit 
dem FDP-Ostbüro in Verbindung, sondern zum Teil mit dem UFJ. (Vgl. Interview Her-
mann Marx v. 4.12.1996.) 

51 Dienstanweisung 6/52/V/C v. 17.9.1952; BStU, ZA, 100848. 
52 Vgl. Louis: LDP-Hochschulgruppe (1994), S. 143–174. 
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zu den Kreisen der LDP gehören, oft unterschätzt“ worden sei. Monatlich 
sollte das zuständige Hauptsachgebiet V/C/III einen Bericht über die Situation 
im eigenen Verantwortungsbereich erstellen; zur Erfüllung seiner Aufgaben 
wurden ihm für 1953 neue Stellen in Aussicht gestellt. Mit der Einrichtung 
des Referats C/III begann die zielgerichtete Bearbeitung des liberalen Ost-
büros. Es traf die FDP genau zu einem Zeitpunkt, als ihr Ostbüro endlich 
aufgrund der amerikanischen Mittel in die Lage versetzt wurde, in größerem 
Umfang Informationssammlung und Propaganda zu betreiben. 

Besonderen Anstoß nahm das MfS naturgemäß an der Informationsstelle 
des Berliner Landesverbandes, dem Büro von Joachim Porzig alias Selle, 
denn hier handelte es sich um eine genuin nachrichtendienstliche Struktur. 
Die I-Stelle, wie sie auch kurz genannt wurde, geriet gleich nach ihrer Grün-
dung in das Visier des MfS; bereits am 3. März 1953 nahm GM „Marga“, 
Chefsekretärin des ZK-Mitgliedes Eggerath,53 Kontakt zu Porzig auf.54 Sie 
überbrachte vertrauliche Unterlagen über die Lager für Umsiedler aus dem 
Westen, unterbrach den Kontakt für ein halbes Jahr und erschien dann mit 
einer unglaubwürdigen Legende wieder in der I-Stelle. Die Verbindung zu 
ihr wurde daher abgebrochen.55 

Porzig scheint bereits nach kurzer Zeit einen handlungsfähigen Apparat 
von Informanten aufgebaut zu haben, selbst einen „Kapitänleutnant der See-
polizei“ konnte er anwerben.56 Insgesamt konnten die Bonner und Berliner 
FDP-Büros jetzt mit dem Erreichten zufrieden sein. Endlich war man in der 
Lage, auch auf ein Verbindungsnetz zurückzugreifen und nicht zuletzt auch 
im Nachrichtentauschgeschäft mitzuhalten. Die Staatssicherheit stocherte hin-
gegen, darauf läßt die Aktenlage schließen, bis Mitte 1953 bei der Aufklärung 
des FDP-Ostbüros noch weitgehend im Nebel herum.57 Man wußte zwar, 
wer hinter der sogenannten Frühjahrsoffensive steckte, nämlich vor allem 
Hans Füldner, aber Einzelheiten über das Verbindungswesen und die finan-
zielle Ausstattung der FDP-Stellen waren damals nicht bekannt. 

Im Frühjahr 1953 geriet das Ostbüro der FDP jedoch erstmals unter Druck. 
„Mit Hilfe des GM ‚Pelz‘“ gelang es im Mai, „eine Agentin des Ostbüros 
der FDP zu entlarven“, zwei weitere Mitarbeiter konnten in Rostock festge-
nommen werden. „Hierdurch wurden uns erstmalig nähere Einzelheiten über 
die Tätigkeit des Ostbüros der FDP bekannt“, stellte die Staatssicherheit be-
friedigt fest.58 

53 Schreiben von Porzig an Naase v. 3.3.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/B, Bl. 31. 
Werner Eggerath war 1947 bis zur Abschaffung der Länder der DDR 1952 Ministerpräsi-
dent von Thüringen, später Botschafter in Rumänien und Staatssekretär für Kirchenfragen. 

54 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/B, Bl. 24. 
55 Porzig in einem Gespräch mit dem Autor v. 16.12.1996. 
56 Schreiben von Porzig an Naase v. 20.2.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/B, Bl. 29. 
57 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4. 
58 Ebenda, Bl. 4. 
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Hinter dem, was hier so lapidar beschrieben wird, verbarg sich laut MfS-
Akten eine Agentenstory mit Mata-Hari-Flair: Eine Kabarettistin und ihr Mit-
arbeiter sollen hiernach die ersten Zuträger von Porzig alias Selle gewesen 
sein. Er habe sie wohl schon vor seiner Tätigkeit für die I-Stelle gekannt; ab 
seiner Festanstellung arbeiteten beide für das Büro. Da sie als Kabarettisten 
im ganzen Land auftraten, konnten sie so auch, ohne allzuviel Aufsehen zu 
erregen, verschiedenste Informationen sammeln und weitergeben. Bei der 
Enttarnung hatte die Staatssicherheit erhebliches Glück: Der schon genannte 
GM „Pelz“ war nach einem erfolgreichen Einsatz auf Staatskosten im Ur-
laub, just dort, wo sich auch die Kabarettisten befanden. „Diese Untergrund-
gruppe [...] konnte nur entdeckt werden dadurch, daß der GM ‚Pelz‘ [...] 
vom Staatssekretariat für Staatssicherheit vorübergehend in einem Hotel in 
Rostock untergebracht war, um sich zu erholen.“59 Eine schöne, eigentlich 
unwahrscheinliche Geschichte, aber tatsächlich taucht in den Unterlagen der 
Staatssicherheit eine Sängerin aus Mittweida auf, die am 12. Mai 1953 und 
damit am selben Tag festgenommen wurde wie ein Lehrer aus Rostock mit 
Namen Harry John. Während Porzig den Kontakt zu diesem Lehrer bestä-
tigt, ist ihm nicht erinnerlich, außer zum GM „Marga“ damals zu weiteren 
Frauen in der DDR Verbindungen gehalten zu haben.60 Der Kontakt könnte 
aber durchaus über den obengenannten Lehrer gelaufen sein. 

Das MfS hatte immer erhebliche Probleme, Verantwortlichkeiten richtig 
zuzuordnen. Den eigenen leninistischen Strukturen und groben ideologischen 
Deutungsmustern verhaftet, lokalisierte es etwa die Leitung des CDU-Ost-
büros im BMG.61 Zwar waren der Vorsitzende der Exil-CDU und der Bun-
desminister für gesamtdeutsche Fragen lange Zeit dieselbe Person, zwar gab 
es ohne Zweifel besondere Beziehungen zwischen Kaiser und dem CDU-
Ostbüro und eine Teilfinanzierung, wie auch bei anderen vergleichbaren Or-
ganisationen, und selbstverständlich wandte sich Alfred Sagner, Persönlicher 
Referent von Kaiser und ehedem Ostbürochef, wenn er „irgendwas aus der 
Zone wissen wollte, [...] an Jöhren“.62 Doch natürlich war das Ostbüro der 
CDU genauso unabhängig und organisatorisch getrennt vom Ministerium 
wie die Ostbüros von SPD und FDP. Sagner wandte sich selbstverständlich 
auch an Thomas und Bärwald, wenn er Informationen brauchte. 

Auch nach dem 17. Juni 1953 kam die Staatssicherheitsoffensive nicht 
richtig in Gang. Es gelangen zwar der Diebstahl eines internen Verzeichnis-
ses der Gebäude des SPD-Ostbüros, in dem wahrscheinlich auch die Treff-
wohnungen aufgeführt waren,63 und kurze Zeit später die Verhaftung des 
Vertrauensmannes Johannes Heft; doch der große Schlag gegen das Ostbüro 

59 Ebenda, Bd. II/5, Bl. 39. 
60 Interview mit Joachim Porzig v. 16.12.1996. 
61 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, S. 101. 
62 Interview mit Alfred Sagner v. 13.2.1997. 
63 Aktenvermerk v. 10.11.1959; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 17. 
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blieb vorerst aus. Ein Grund für die mangelhaften Erfolge der Staatssicher-
heit mag darin gelegen haben, daß sie mit falschen oder völlig veralteten In-
formationen arbeitete. So wurde 1954 eine „Lektion“ zum Ostbüro der SPD 
für die Mitarbeiter des MfS erarbeitet,64 die sich auf die alten – und inhalt-
lich fehlerhaften – Propagandaschriften von Kühne und Lohrenz stützte.65 

Dabei hätte die Art des Zustandekommens dieser Pamphlete der Staatssicher-
heit bekannt sein müssen. Noch 1954 bezeichnet eine Stasi-Lehrschrift Heine 
als Leiter des Ostbüros in Hannover, Ollenhauer und Herbert Kriedemann 
als wichtige Mitarbeiter sowie Willy Brandt als Leiter der Zweigstelle des 
Ostbüros in Berlin66, dies zu einem Zeitpunkt, als sich der Parteivorstand 
mit den genannten Vorstandsmitgliedern schon seit vier Jahren in Bonn be-
fand und Willy Brandt lange schon nichts mehr mit dem Ostbüro zu tun 
hatte. Auch Elemente propagandistischer Desinformation verzerrten den Kennt-
nisstand der Staatssicherheitskader. Alle genannten Mitarbeiter des Ostbüros, 
also auch Skandinavien-Emigrant Willy Brandt und England-Emigrant Heine, 
hätten „schon der Gestapo gegenüber [ihre Zuverlässigkeit] bewiesen [...] 
und [sind] demzufolge verantwortlich [...] für die Ermordung und Einkerke-
rung von Tausenden aufrichtigen Antifaschisten“.67 Später versuchte man, 
Willy Brandt solche Belastungen mit Hilfe von aktiven Maßnahmen anzu-
hängen.68 Selbst vor der Identifizierung der KgU mit der SPD schreckte das 
MfS nicht zurück. KgU-Chef Ernst Tillich unterstellte, das Staatssekretariat 
sei „vom Ostbüro eingesetzt zur Leitung der sogenannten ‚Kampfgruppe ge-
gen Unmenschlichkeit‘“. Er sei vor kurzem (Ende 1952) nur „zum Schein 
aus der Mitgliederliste der SPD ‚gestrichen‘“ worden.69 

Besonderes Kopfzerbrechen bereitete Wollweber die Bezirksverwaltung 
Groß-Berlin der Staatssicherheit, sollte sie doch eigentlich die Speerspitze im 
Kampf gegen die Westberliner Ostbürozweigstellen aller Parteien sein. An-
fang 1954 mußte er feststellen, „die Leiter der Dienststellen und die Op[e-
rativen] Mitarbeiter kennen die Struktur, die Schwerpunkte und Konzentra-
tionen feindlicher Kräfte in ihren Arbeitsbereichen ungenügend [...]. Der 
feindlichen Tätigkeit der legalen SPD und dessen Ostbüro wird vom Dienst-
stellenleiter nicht die erforderliche Bedeutung beigemessen und zum Teil 
unterschätzt.“70 Außerdem verfüge man nicht über qualifizierte GM und GI, 

64 BStU, ZA, JHS Tgb.-Nr. 78/54. Weitere Angaben ebenda. 
65 BStU, ZA, AS 1003/67, Bd. 3, Bl. 45. 
66 BStU, ZA, JHS Tgb.-Nr. 78/54, Bl. 5. 
67 Ebenda. 
68 Im zweiten Strafprozeß gegen DDR-Spionagechef Wolf wurde u. a. die Inhaftierung Ge-

org Angerers behandelt. Dieser Bekannte Brandts sollte Aussagen machen über Gestapo-
kontakte Brandts in der Emigration. Da es keine gab, konnte Angerer dies nicht und mußte 
mehrere Monate im Gefängnis bleiben. Wolf wurde u. a. deswegen zu 2 Jahren auf Be-
währung verurteilt. 

69 BStU, ZA, JHS Tgb.-Nr. 78/54, Bl. 5 f. 
70 Dienstanweisung Nr. 16/54 v. 19.2.1954; BStU, ZA, DSt 100906. Nachfolgende Zitate 

ebenda. 
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eine Tatsache, die Wollweber auch bei der Bearbeitung der bürgerlichen Ost-
büros feststellen mußte. Die Fundamentalkritik des Staatssekretärs endete 
mit der Feststellung, das „Verantwortungsbewußtsein der Mitarbeiter“ sei 
„ungenügend entwickelt“, und er ordnete an, einen Schwerpunktplan zur Be-
arbeitung des SPD-Ostbüros aufzustellen. Das gesammelte Material sollte 
zukünftig automatisch in der Hauptabteilung V gesammelt und gesichtet so-
wie auf Arbeitstagungen das weitere Vorgehen besprochen werden. 

Knapp ein Jahr später wurde die Linie V umorganisiert. Eine Schwerpunkt-
verlagerung sollte die Intensivierung der Arbeit gegen das Ostbüro der SPD 
ermöglichen. In allen Abteilungen V der Bezirksverwaltungen wurde analog 
zur kurz vorher erfolgten Umstrukturierung in der Zentrale ein Referat II ge-
bildet, das allein der Bekämpfung dieser Organisation dienen sollte.71 71 Mit-
arbeiter sollten hierfür auf Bezirksebene zuständig sein. Die anderen Ostbüros 
wurden nicht gesondert aufgeführt, jedoch sollte das Referat III auf Bezirks-
ebene für die bürgerlichen Parteien zuständig sein, was auch die Arbeit der 
bürgerlichen Parteien des Westens und ihrer Ostbüros einschloß. 81 Mit-
arbeiter waren auf Bezirksebene für diese Aufgabe eingeplant. In der Ab-
teilung 3 der HA V beschäftigte sich das Referat I unter anderem mit den 
Ostbüros von FDP, DP und CDU sowie mit den jeweiligen Mutterparteien, 
das Referat II mit Organisationen wie der Vereinigung der Opfer des Sta-
linismus (VOS) und dem Block der Heimatvertriebenen und Entrechteten 
(BHE). 

Die systematischere Bearbeitung der Ostbüros nach dem 17. Juni ist trotz 
der genannten Anlaufschwierigkeiten deutlich zu erkennen. Im Jahr 1954 wur-
den zu Stephan Thomas und Werner Jöhren operative Vorgänge angelegt. 
Die Staatssicherheit hielt Stephan Thomas für einen der „wütendsten Gegner 
der DDR“.72 Die Ermittlungen der sowjetischen „Freunde“ aus den vierziger 
Jahren scheinen der Staatssicherheit nicht zur Verfügung gestanden zu ha-
ben, denn in einem ersten „Maßnahmeplan“ wurden Vorermittlungen ein-
geleitet, beispielsweise bei der Humboldt-Universität in Berlin, aber auch in 
den Häusern, die man auf der Grundlage von Daten des Einwohnermelde-
amtes als Wohnungen von Stephan Thomas und seiner damaligen Verlobten 
ausgemacht hatte.73 Ein Kriegskamerad konnte aufgespürt werden, der dem 
SfS als GI „Sommer“ über die gemeinsame Kriegsgefangenschaft berichten 
konnte.74 Im Juni 1954 sollte er seine Schwiegereltern in Düsseldorf aufsu-
chen, um mit Stephan Thomas ins Gespräch zu kommen. 

Im Perspektivplan vom 1. Februar 1955 wurde festgelegt, was alles aus-
gekundschaftet werden sollte, daneben nahm das MfS Kontakt zum Vater 
von Stephan Thomas in Berlin auf, indem man ihm einen „unverfänglichen 

71 Schreiben der HA V zur Besetzung der Referate v. 3.1.1955; BStU, ZA, DSt 101551. 
72 BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 22. 
73 Einzelvorgang Klausenburg; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 44. 
74 Vermerk: Geplante Verbindungsaufnahme mit Grzeskowiak; ebenda, Bl. 26. 
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Brief“ schrieb. Kurze Zeit später folgte eine Kontaktaufnahme zum Bruder 
Alexander. Erst 1956 erhielt das MfS genauere Informationen über die Bio-
graphie des mittlerweile seit neun Jahren im Ostbüro arbeitenden Thomas, 
und zwar vom polnischen Geheimdienst. „In Zukunft werden wir uns bemü-
hen, die Informationen über Stephan Thomas und das Ostbüro zu erweitern 
und zu vertiefen“,75 versprachen die Polen. Auf der Grundlage der polni-
schen Recherchen stellte die Hauptabteilung V/2 erneut einen „Maßnahme-
plan“ auf, der vor allem das Aufspüren alter Jugendfreunde vorsah, um eine 
„operative Basis“ für eine „Weiterbearbeitung des Vorganges“ zu finden.76 

Hierzu sollte Marie Torhorst, ehemalige Lehrerin von Stephan Thomas an 
der Karl-Marx-Schule in Berlin, nach dem Krieg Kulturministerin Thürin-
gens und seit dem 3. Oktober 1953 unter dem Namen „Sofie“ inoffizielle Mit-
arbeiterin der Hauptabteilung V/4 der Staatssicherheit,77 um Informationen an-
gegangen werden. Da die Kirchenabteilung HA V/4 eine Kontaktaufnahme 
durch die Stephan Thomas bearbeitenden Offiziere zur ehemaligen Kultur-
ministerin verweigerte, mußte ein Fragebogen ausgearbeitet werden, der Frau 
Torhorst von ihrem Führungsoffizier übergeben wurde. Die Staatssicherheit 
wollte insbesondere wissen, mit welchen Personen Stephan Grzeskowiak vor 
25 Jahren Umgang hatte, wie diese Menschen politisch einzuschätzen waren 
und wo sie sich 1957 befanden. Auch Lagerkameraden aus Ascot sollten 
aufgespürt werden, und in diesem Zusammenhang wurde erst jetzt bekannt, 
daß zu diesen Bekannten auch Karl-Eduard von Schnitzler gehörte. 

Zahlreiche GM wurden auf Thomas angesetzt. Die GM „Ellen“ war Nichte 
einer Bewohnerin des Hauses, in dem auch Stephan Thomas mit Familie 
wohnte. Sie lernte über ihre Tante Thomas, Verteidigungsminister Theodor 
Blank, und die SPD-Parteivorstandsmitglieder Heine, Ollenhauer, Nau und 
Sander kennen. Der weibliche GM „Inge Bernd“, hatte ein intimes Verhält-
nis mit einem Mitarbeiter des Ostbüros,78 bald galt sie als dessen Verlobte. 
Sie lernte Stephan Thomas auf einer SPD-Versammlung in Hanau kennen und 
errang sein Vertrauen. Gemeinsam mit ihrem Verlobten baute sie die Bal-
lonabflugbasis in Lichtenfels auf. So erfuhr sie auch, daß das SPD-Ostbüro 
mittlerweile – nachdem die Firma A. nicht mehr lieferte – Gas von einem 
kleinen Betrieb in Ottensoos bei Nürnberg erhielt. Zwar informierte „Inge 
Bernd“ detailliert weiter über den Transport und die Lagerung der Gasfla-
schen an der innerdeutschen Grenze,79 Agenten der Staatssicherheit machten 
verschiedentlich Fotografien,80 doch mittlerweile traute man sich an diesen 

75 Schreiben „streng geheim“ an Wollweber v. 14.6.1956; BStU, ZA, AP 4999/76. 
76 Einzelvorgang Klausenburg; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 12. 
77 BStU, ZA, AIM 145/60, Personalakte, Bl. 5. 
78 Nachfolgende Schilderung ergibt sich aus dem Einzelvorgang Klausenburg; BStU, ZA, 

AOP 13251/63. 
79 BStU, ZA, AS 314/63. 
80 BStU, ZA, AS 35/62, Bd. 6. 
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Bereich nicht mehr mit massiven Maßnahmen heran. Die Staatssicherheit 
stellte 1963 fest: „Zur Zeit bestehen keine Möglichkeiten einer operativen 
Bearbeitung. Das Material wird im Archiv abgelegt.“81 In diesem Jahr, das 
im Zeichen der innerdeutschen Entspannung stand und in dem der Berliner 
SPD-Senat mit der DDR das erste Passierscheinabkommen aushandeln sollte, 
war für die Staatssicherheit nicht mehr alles erlaubt: „Alle politisch-opera-
tiven Maßnahmen im Kampf gegen das Ostbüro mußten unter strenger Be-
achtung der politischen Situation zwischen SED und SPD abgewogen werden 
und durften keinesfalls im politischen Klima störend wirken oder gewollten 
politischen Umständen entgegenstehen.“82 

Um die unterschiedlichen Ermittlungen verschiedener Bezirksdienststel-
len zu koordinieren und um eine einheitliche Bearbeitung des CDU-Ost-
büros durchzuführen, wurde am 12. März 1954 der Gruppenvorgang gegen 
Werner Jöhren und andere angelegt. In schönstem Tschekistendeutsch lau-
tete die Begründung: „Die operative Bearbeitung derselben ist die Voraus-
setzung zur Liquidierung dieser Agentenzentrale.“83 Für Jöhren und seinen 
Stellvertreter Erich Pleschinger bedeutete dies die Einbeziehung in Verschlep-
pungspläne, die im Zuge einer Großaktion mit dem Codenamen „Blitz“ im 
Frühjahr 1955 realisiert werden sollten. Zu ihrem Glück kam es nicht so 
weit.84 Außerdem sollte Jöhren wenige Monate später durch eine Desinfor-
mationskampagne in seinem Ruf geschädigt werden – auch dies scheint nicht 
von großem Erfolg gekrönt gewesen zu sein.85 

3.2 Lockungen und Psychoterror 

Die zunehmenden Aktivitäten der Staatssicherheit wurden durchaus wahr-
genommen. Das SPD-Ostbüro stellte im Mai 1954 fest, daß „in den letzten 
Wochen in verstärktem Maße Bestrebungen sich bemerkbar machten, von 
seiten des SSD an den inneren Kern des Ostbüros heranzukommen. Durch 
Mittelspersonen sind lukrative Angebote gemacht worden (hohe Summen, 
Haus, Auto, hohe Stellung usw.)“.86 

In Berlin arbeiteten zeitweise mehr als 100 Personen (festangestellt, auf 
Honorarbasis oder gegen Unkostenentschädigung) für die verschiedenen 
Zweigstellen des SPD-Ostbüros; hinzu kamen etwa 40 Personen in den Ost-
büros der beiden anderen Parteien. Daher war es für die östliche Seite relativ 
leicht, zumindest in die Randbereiche der Büros, Agenten einzuschleusen 

81 Schreiben der HA V/5 v. 9.8.1963, o. Pag.; BStU, ZA, AS 314/63. 
82 BStU, ZA, JHS 21149, Bd. 1, Bl. 67. 
83 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. 1, Bl. 8. 
84 Vgl. Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 54. 
85 BStU, ZA, AOP 690/60, Bd. 1, Bl. 72. 
86 Bericht über Sonderaktionen, Mai 1954, S. 3; AdsD, Ostbüro-Archiv. 

156 

https://usw.)�.86


 
 

 
  

 
 

 

  
 

  
  

 
 

  
 

 
 

  
    

 
  

   
     

    
  

    
  

    
     

  
  

oder Mitarbeiter „umzudrehen“. Hierzu wurden zunächst die Verbindungen 
der „Zielpersonen“ in die DDR aufgeklärt. Hat der Betreffende früher mal 
hier gewohnt, hat er Eltern, Geschwister, andere Verwandte oder Freunde 
dort? Fährt er vielleicht sogar leichtsinnigerweise nach Ostberlin oder zu-
mindest mit der U-Bahn unter Ostberlin hindurch? Benutzt er die S-Bahn? 
Wie sind die häuslichen und die finanziellen Verhältnisse der Familie? Fand 
die Staatssicherheit entsprechende Ansatzpunkte, so konnte es sein, daß sie 
versuchte, Mitarbeiter des Ostbüros damit unter Druck zu setzen. 

Es gelang dem Staatssicherheitsdienst, einzelne Ostbüro-Mitarbeiter für 
seine Zwecke einzuspannen, so im Falle eines Studenten, der von 1954 bis 
1957 als Sachbearbeiter im Berliner Büro der SPD tätig war.87 Aufgrund ei-
nes entsprechenden Verdachts kam er am 14. Juni 1957 in Untersuchungs-
haft. Eine Tätigkeit für den Staatssicherheitsdienst konnte jedoch nicht nach-
gewiesen werden. Anlaß für seine Verhaftung dürfte der Artikel „Was tut 
das Ostbüro der SPD“ im Mai 1957 in „Die andere Zeitung“ gewesen sein, 
für den er die Informationen geliefert zu haben scheint. Später setzte er sich 
in die damals nur durch die DDR erreichbare Enklave Steinstücken ab. Aus 
der SPD waren er und seine Frau Irmgard „wegen Betätigung für die ehe-
malige KPD etc.“ schon zuvor ausgeschlossen worden.88 Bei seinem Ent-
schluß, die Seiten zu wechseln, mag auch eine Rolle gespielt haben, daß er, 
wie andere Mitarbeiter der Ostbüros auch, psychologischen Pressionen aus-
gesetzt war. Er hatte 1955 einen Brief aus der DDR bekommen, in dem ihm 
Konsequenzen für sein Tun angedroht wurden: 

„Sie arbeiten unter den Decknamen Klaus Richter und Klaus Zimmermann. 
[...] Ihnen, [...], wird bekannt sein, auf welche Art Menschen, die eine derart 
verbrecherische Tätigkeit ausüben, geendet haben, enden und enden werden. 
[...] Für Ihre Person gibt es gegenwärtig nur zwei Wege. Der eine Weg führt 
[...] ins Zuchthaus. Der andere Weg führt über den Bruch mit Ihrer jetzigen 
Tätigkeit zu dem Weg, den jeder anständige und nationalbewußte Arbeiter 
geht. [...] Wir geben Ihnen hiermit die Möglichkeit, ebenfalls diesen Weg 
einzuschlagen und vorerst mit Vertretern unseres Organs in mittelbaren, das 
heißt über Ihren Vater oder Bruder, oder unmittelbaren Kontakt zu kommen. 
[...] Dies ist eine einmalige Chance, die wir Ihnen bieten. Schließlich werden 
Ihre amerikanischen Auftraggeber kaum gewillt sein, bei Ihrem Abzug aus 
Deutschland Ihrer Person und Familie in London oder New York eine gesi-
cherte Existenz zu bieten.“89 

87 Schreiben von Busse an das Landgericht Bonn v. 15.6.1968, S. 11; Privatarchiv Hiller. 
88 Die andere Zeitung v. 2.5.1957. Außerdem AdsD, Ostbüro-Archiv, 444. 
89 Brief v. 16.4.1955; AdsD, Ostbüro-Archiv, 337 III. 
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Im Falle einer Mitarbeiterin des FDP-Ostbüros wurden Eltern und andere 
Verwandte unter Druck gesetzt. Schwester und Mutter sollten sie dazu ver-
anlassen, die Seiten zu wechseln. Denn sie riskiere bei der Übernahme West-
berlins durch die DDR die sofortige Verhaftung, dagegen winke bei einem 
Übertritt in den Osten eine „vollkommen eingerichtete Wohnung, eine gute 
Stelle“. Dem Vater versprach man, wenn er „uns ihre Tochter bringe“ einen 
neuen Wagen und sechs Wochen Kur.90 

Gezielt nutzte die Staatssicherheit die psychologische Wirkung eigener 
Maßnahmen, etwa Entführungen, um anschließend Druck auf die Mitarbei-
ter der Ostbüros auszuüben. So wurde dem Ehepaar B. vom Berliner SPD-
Ostbüro nach der Verschleppung eines Mitarbeiters „klargemacht [...], daß 
nach dem Verschwinden [...] der Zeitpunkt der Rückversicherung gekommen 
sei“. Mit diesem grobschlächtigen Annäherungsversuch hatte das MfS kei-
nen Erfolg: „Das Ehepaar ging auf die Werbung nicht ein.“91 

Auch die bei den Ostbüros übliche Verwendung von Deckadressen und 
Decknamen schützte nur begrenzt vor den Nachstellungen durch die Staats-
sicherheit. Karl Germer, führender Sozialdemokrat der Berliner Nachkriegs-
zeit, berichtet, die Sowjets hätten sich über besonders vorsichtige Mitarbeiter 
des Ostbüros geradezu lustig gemacht: „Sie leisteten sich den Scherz, einem, 
der sich standhaft weigerte, auch seinen Freunden eine Wohnadresse zu nen-
nen [gemeint ist Peter Wandel], zum Geburtstag ein Ständchen zu bringen, 
und etwas später ließen sie ihm einen Wagen Koks anfahren.“92 Bei Carl-
Hubert Schwennickes 50. Geburtstag im November 1956 ließ die Staatssi-
cherheit gleich Spirituosen, ein Bufett und Blumen im Wert von mehr als 
1 000 Westmark in die Wohnung bringen – bestellt auf gefälschten Briefbö-
gen des Jubilars.93 Auch für Mitarbeiter anderer Westberliner Widerstands-
zentralen wurden vom MfS Waren und Dienstleistungen bestellt, Anzeigen 
in Zeitungen gesetzt, Flüge gebucht und Kammerjäger angefordert.94 

„Dr. Reinhardt [kam] eines Tages ganz aufgelöst in den Dienst: man hatte 
am Tag vorher einen Kranz für ihn bei seiner Frau abgegeben.“95 Bei Pritzel 
ereigneten sich mehrere solcher Vorfälle. Auch die Ehefrauen von Mitarbei-
tern wurden mit dem Ziel unter Druck gesetzt, ihre Männer von der Ostar-
beit abzubringen. In diesem Zusammenhang wurden auch manchmal echte 
oder montierte Fotos eingesetzt, auf denen der Gatte in einer verfänglichen 
Situation zu sehen war. 

Die Mittel der Diffamierung änderten sich im Laufe der Zeit wenig. 1955 

90 Schreiben von Hildegard M. an Naase v. 31.5.1954; BStU, ZA, HA II/2653, Bl. 114 f. 
91 Bericht v. 17.2.1956; BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 2, Bl. 319. 
92 Germer: Von Grotewohl bis Brandt (1974), S. 72. 
93 „Falsche Briefe“. In: BZ v. 24.11.1956. 
94 Mampel: Untergrundkampf des MfS (1994), S. 40. 
95 B. im Interview v. 19.11.1988, S. 5. Dies war durchaus eine übliche Maßnahme der Staatssi-

cherheit; vgl. Mampel: Untergrundkampf des MfS (1994), S. 79. 
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wurde etwa ein Flugblatt gegen den CDU-Mitarbeiter Heinz Baldauf mit 
Lichtbild und dem Text: „SA marschiert im Ostbüro der CDU“ in seinem 
Wohnhaus verbreitet.96 In den sechziger Jahren beschuldigte ein „Bund der 
Kämpfer für Glaube und Wahrheit“97 den Mitarbeiter des CDU-Ostbüros 
Wilhelm Heidepriem, Kriegsverbrechen in der Sowjetunion begangen zu ha-
ben und mit der Staatssicherheit zusammenzuarbeiten. Flugblätter mit ano-
nymen Beschuldigungen wurden in den Hausfluren der Nachbarhäuser ver-
teilt. 

Einen Steckbrief verteilte die Staatssicherheit auch von Karlheinz Schäffer, 
Mitarbeiter des SPD-Ostbüros, im Wohngebiet seiner Eltern. In Sträflings-
kleidung abgebildet, warf man ihm Unterschlagungen und seine NS-Vergan-
genheit (HJ-Führer) vor; diese hatte zuvor in der FDJ niemanden gestört.98 

Schäffer wurde auch einmal auf dem Nachhauseweg krankenhausreif geschla-
gen, „sein Haus wird regelmäßig abends von 10–20 FDJlern zu Fuß und auf 
Fahrrädern bewacht“.99 

Mitarbeiterinnen des Berliner Ostbüros der SPD sollten durch Nackt-Foto-
montagen in ihrer Hausgemeinschaft unmöglich gemacht werden, damit „eine 
Ausweisung dieser Personen aus dem Haus gefordert wird“.100 Außerdem 
sollte ein Gasalarm im Haus ausgelöst und die Wohnung von der Feuerwehr 
aufgebrochen werden. Und auch hier war, wie bei Willy Brandt, Fritz Heine 
und Wilhelm Heidepriem, die Kompromittierung mit einer nicht vorhande-
nen NS-Vergangenheit geplant: „Nach Möglichkeit ist ein Bild zu fertigen, 
auf welchem die F. in SS-Uniform dargestellt ist.“101 

Postalischer Psychoterror wurde vom MfS geradezu flächendeckend ein-
gesetzt; von der Schreibkraft bis zum Leiter traf es nahezu alle. Eberhard 
Zachmann alias Müller, Leiter der Berliner Außenstelle des SPD-Ostbüros, 
sollte nach den Plänen des MfS 1961 beispielsweise „5 bis 7 Drohbriefe [...] 
in Abständen von 8 bis 10 Tagen“ erhalten; der Verdacht, der Schreiber zu 
sein, sollte auf den Ostbüro-Mitarbeiter Wilfried Lücke fallen.102 Mit einem 
ähnlichen Trick gelang es dem MfS, einen FDP-Ostbüro-Mitarbeiter zur Kün-
digung zu treiben. Hauptziel der Staatssicherheit war es, den Ostbürogründer 
und ehemaligen FDP-Landesvorsitzenden Carl-Hubert Schwennicke, der mitt-
lerweile in die abgespaltene FVP übergetreten war, zu diffamieren, und sie 
verschickte hierzu anonyme Briefe mit bösen Anschuldigungen. „Die polizei-
lichen Ermittlungsarbeiten werden von uns so gesteuert, daß wir Schwennicke 
auf eine Reihe von Personen aufmerksam machen lassen, von denen er an-

96 Schwerpunktplan v. 11.10.1955; BStU, ZA, AOP 690/60, Bd. 1, Bl. 73. 
97 Unterlagen im Besitz des Autors. 
98 Bericht über Sonderaktionen, Juni 1952, Anlage 22; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
99 Bericht über Sonderaktionen, Mai 1952, v. 30.5.1952; AdsD, Ostbüro-Archiv. 

100 Plan v. 15.5.1961; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 334. 
101 Ebenda, Bl. 335. 
102 Vorschlag v. 15.5.1961; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 332. 
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nehmen muß, daß sie zu seinen Gegnern zählen“,103 hielt die zuständige 
Hauptabteilung fest. Um dies zu erreichen, versah die Staatssicherheit einige 
Briefe mit der nachgemachten Handschrift eines Mitarbeiters des Ostbüros 
der FDP und verschickte sie an dessen Bekannte. Wenige Zeit später wurde 
dieser Mitarbeiter festgenommen und seine Wohnung durchsucht.104 Obwohl 
die Ermittlungen nichts Belastendes erbrachten, blieb die Berliner Kriminal-
polizei davon überzeugt, daß der Ostbüro-Mitarbeiter an der Aktion maß-
geblich beteiligt war, wie die Staatssicherheit über ihren GM „Radeberg“ er-
fuhr.105 So erreichte das MfS zweierlei: eine Rufschädigung bei Carl-Hubert 
Schwennicke und die Störung der Ostbüroarbeit. Denn der betroffene Mitar-
beiter kündigte seine Stelle in der Berliner Außenstelle und ging zur Deut-
schen Bundesbahn. Da Schwennicke zudem noch den eigentlichen Täter, 
Stasi-GM Werner Hähn alias „Radeberg“, mit einer parteiinternen Untersu-
chung beauftragte, die natürlich zum Ergebnis kam, nur der verdächtige Mit-
arbeiter könne der Täter gewesen sein, hatte die Staatssicherheit mit ihrer 
Desinformationskampagne vollen Erfolg.106 

3.3 Infiltrationen 

Die Hauptaktivität des MfS zielte auf die Infiltration der Ostbüros. Dabei 
gab es zwei grundsätzlich unterschiedliche Vorgehensweisen: die Werbung 
von Mitarbeitern, die schon im Bereich des Ostbüros tätig waren, oder die 
Einschleusung von zuvor geworbenen Agenten. Das MfS versuchte syste-
matisch, feste Mitarbeiter in den Dienststellen in Berlin oder Bonn unter 
Druck oder mit finanziellen Versprechungen anzuwerben, wobei als Druck-
mittel die Kenntnis von gefälschten Lebensläufen – vor allem bei NS-Be-
lastungen – oder auch von kriminellen Delikten und Ehebrüchen in Frage 
kam. Gelegentlich wurde auch eine alte, teilweise niemals wirksame Ver-
pflichtung zur Zusammenarbeit mit einem östlichen Sicherheitsorgan als 
„Faustpfand“ genutzt. Neben Mitarbeitern bemühte sich das MfS auch um 
(ehemalige) Kontaktleute der Ostbüros. Manchmal gelang es der Staatssi-
cherheit, bei der Festnahme von widerständigen Gruppen, die in aller Regel 
konspirativ erfolgte, einen der Festgenommenen „umzudrehen“. Dieser wurde 
dann unverzüglich mit der Legende in den Westen geschickt, er sei der Ver-
haftung entgangen, weil er noch rechtzeitig flüchten konnte. Identifizierte 
Kontaktleute wurden vom MfS auch teilweise unter Druck „überworben“, 
aber veranlaßt, weiterhin Berichte – in Abstimmung mit dem Geheimdienst 

103 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/9, Bl. 84. 
104 Vgl. Vermerk „Aktion Sendung“ v. 9.9.1957; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/9, Bl. 13–25. 
105 Vgl. Treffbericht GM Radeberg v. 4.11.1957; ebenda, Bl. 13. 
106 Vgl. Buschfort: Schwennicke (1997), S. 252–257. 
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– an das jeweilige Ostbüro zu liefern. Nicht selten gelang auch eine „Wer-
bung“ in der besonderen Belastungssituation der Haft; nach teilweise vorzeiti-
ger Haftentlassung erhielten die Betreffenden manchmal den Auftrag, sich im 
jeweiligen Ostbüro um eine Festanstellung zu bemühen. Bei allen Ostbüros 
gab es zudem Versuche, Verwandte oder Freunde von Mitarbeitern, die noch 
im Osten lebten, gegen diese einzusetzen. Häufig endeten solche Versuche 
mit der Flucht des Betreffenden, etwa beim Bruder des FDP-Ostbürochefs, 
wie überhaupt unter Druck erfolgte Werbungen in den fünfziger Jahren viel-
fach „Republikflucht“ zur Folge hatten. Beim SPD-Ostbüro kam noch eine 
besondere Sorte von Ostagenten hinzu: Jene, die aus politischer Überzeugung 
im Auftrag des MfS gegen die SPD arbeiteten. 

Weigerten sich unter Druck geworbene Agenten der Staatssicherheit, wei-
ter für das MfS zu arbeiten, so wurden sie selbst zur operativen Zielperson. 
GI „Martin“ beispielsweise, vom MfS zur Ausforschung einiger „Residen-
ten“ des SPD-Ostbüros angeworben, hielt sich weder an Treffvereinbarun-
gen noch gab er brauchbare Informationen weiter. Bei Auftragserteilungen 
gab er den Stasioffizieren „schnippische Antworten“. Das MfS legte darauf-
hin ein neues Treffdatum fest: „Bei diesem Treff wird mit dem GI dahinge-
hend gesprochen, inwieweit er überhaupt gewillt ist, mit uns zu arbeiten. 
Sollte sich der GI wiederum ablehnend verhalten, dann wird unsererseits die 
Verbindung abgebrochen und der GI selbst operativ bearbeitet.“107 

Drohte die Enttarnung, wurden die Agenten des MfS in der Regel zurück-
gerufen. Vielfach traten sie dann in der ostdeutschen Öffentlichkeit als reue-
mütige Sozial-, Christ- oder Freidemokraten auf, denen ihr Gewissen keine 
andere Wahl gelassen habe, als das „verbrecherische Treiben“ der ehemali-
gen Arbeitgeber von Ostberlin aus anzuprangern. Die Kontakte zum Staats-
sicherheitsdienst wurden selbstverständlich verheimlicht. Nachfolgend sol-
len aus allen drei Ostbüros einige Fallbeispiele für Infiltrationen dargestellt 
werden, die geeignet sind, das Vorgehen der Staatssicherheit zu illustrieren. 

Der Staatssicherheit gelang es, relativ schnell im Umfeld des FDP-Ost-
büros einige Informanten zu plazieren (GM „Teddy“, „Tulpe“, „Heinrich“), 
die allerdings nicht sehr effizient gewesen zu sein scheinen. Drei andere auf 
das FDP-Büro angesetzte Geheime Mitarbeiter waren indessen recht erfolg-
reich. Der Schaden, den sie dem Ostbüro zufügten, war beträchtlich und sollte 
bei der De-facto-Einstellung seiner Tätigkeit Ende 1956 eine Rolle spielen. 
Alle drei waren nicht festbeschäftigt und hatten jeder für sich keinen großen 
Einblick in die Ostbürotätigkeit der FDP. Doch durch das minutiöse Sam-
meln von Informationen, die dann mosaikartig zusammengestellt werden 
konnten, durch gute persönliche Beziehungen zu den wenigen festangestellten 
Mitarbeitern sowie durch die Kenntnis einiger Schwachstellen, waren sie für 
das MfS äußerst wertvoll. Es handelte sich zunächst um Günter Hegewald 

107 BStU, ZA, AS 1003/67, Bd. 4, Bl. 48. 
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alias „Hans“, außerdem um Heinz I. alias „Heimat“, der im Rahmen einer 
großen Aktion des MfS konspirativ verhaftet und vom MfS umgedreht wor-
den war und sich ohne Frau und Kinder in den Westen absetzen mußte. 
Großen Schaden richtete vor allem Werner Hähn alias „Radeberg“ an. 

Im April 1954 glaubte das FDP-Ostbüro, endlich einen Weg gefunden zu 
haben, Propagandabriefe auch per Post sicher durch die Postkontrolle der 
Staatssicherheit zu schleusen. „In Zukunft haben wir die Möglichkeit, [...] 
die Briefe bei Postämtern aufzugeben, die bereits zur SBZ gehören. Dabei 
wird das Abfangen der Sendungen durch die Kontrollorgane weitgehend aus-
geschaltet. [...] Der dafür neu gewonnene V-Mann hat sich bereits bestens 
bewährt“, schrieb die Berliner Zweigstelle nach Bonn.108 Was man nicht 
ahnen konnte, bei dem V-Mann handelte es sich um den GM „Radeberg“. 
„Die Briefe mit den Flugblättern werden aber größtenteils von der Abteilung 
‚M‘ abgefangen, da uns der GM ‚Radeberg‘, bevor so eine Aktion steigt, die 
Adressen der Personen gibt, die solche Briefe erhalten sollen“, notierte die 
Staatssicherheit Anfang 1955 zufrieden.109 Ein Jahr zuvor hatte ein GM 
„Erich“ dieses Geschäft für die Staatssicherheit erledigt.110 Der Erfolg von 
Briefaktionen scheint überhaupt gering gewesen zu sein. Auch bei der SPD 
fing die Staatssicherheit 1957/58 monatlich rund 20 000 Propagandasendun-
gen des Ostbüros ab.111 

Doch der GM „Radeberg“ machte sich auch sonst noch nützlich. Hähn über-
brachte der Staatssicherheit „wichtiges Material aus dem ‚Ostbüro der FDP‘ 
[...], wie zum Beispiel Besucherlisten, Flüchtlingsunterlagen usw.“.112 Hier 
rächte es sich, daß die Besucher im FDP-Ostbüro ihren DDR-Personalaus-
weis vorzeigen mußten und die genauen Daten festgehalten wurden. Außer-
dem meldete er die Postlagerkartennummern, an die Ostdeutsche anonyme 
Briefe in den Westen schicken konnten, an seine Auftraggeber,113 ebenso 
wie die Deckadressen, die von Kontaktleuten des FDP-Ostbüros benutzt wer-
den konnten.114 Da Hähn die postlagernden Briefe selbst abholte, erfuhr die 
Staatssicherheit von ihrem Inhalt schneller als die FDP. Und die Staatssi-
cherheit nutzte dieses Verbindungssystem sogar dazu, kodiert mit Hähn in 
Kontakt zu treten und ihn zu den Treffs nach Ostberlin zu bestellen.115 

108 Monatsbericht März 1954 v. 1.4.1954; ADL, 2531. 
109 Zwischenbericht v. 25.2.1955; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4, Bl. 271 f. Während 

Hähns Sabotageaktivitäten der Staatssicherheit durchaus weiter halfen, sind seine Berichte 
über die Vorkommnisse im Ostbüro nach übereinstimmender Meinung mehrerer Zeit-
zeugen wenig glaubwürdig. Es scheint bei Hähn ein gewisses Fabulieren eingesetzt zu 
haben, wenn aktuelle Informationen nicht vorlagen. 

110 Bericht v. 4.2.1954; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/13, Bl. 875. 
111 Analyse v. 11.1.1960; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 2a, Bl. 281. Vgl. IM-Personalakten 

GI „Helga“; BStU, ZA, AIM 1649/66, und GI „Harry“; BStU, ZA, AIM 1716/62. 
112 Auskunftsbericht v. 19.11.1955; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 1, Bl. 34. 
113 BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 1, Bl. 35. 
114 Bericht v. 9.6.1955; BStU, ZA, AIM 748/61, Personalakte, Bd. 2, Bl. 46. 
115 Bemerkungen, o. D.; ebenda, Bd. 1, Bl. 157. 
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Auch die Ballonaktionen wurden von Hähn beeinträchtigt. Die Zündschnüre 
wurden von ihm so lang gelassen, daß sie bis Polen flogen,116 andere schlicht-
weg beseitigt oder Fabrikationsfehler vorgetäuscht. Damit der mangelnde 
Rücklauf von Antwortkarten nicht auffiel, schrieb die Staatssicherheit diese 
selbst an das Ostbüro. Positive, die sich für die politische Unterstützung be-
dankten, und negative, die der „imperialistischen Agentenzentrale“ alles Leid 
der Welt wünschten. In Hähn alias „Radeberg“ hatte die Staatssicherheit ei-
nen begabten Agenten, der mit Fleiß, Improvisation und Geschick seine 
Aufgaben übererfüllte, neben dem FDP-Ostbüro auch noch die Vereinigung 
Politischer Ostflüchtlinge (VPO) aufklärte und Kontakte zu einer Mitarbei-
terin des CDU-Ostbüros knüpfte. Die Staatssicherheit ging jedoch davon 
aus, daß Hähn „weniger aus Überzeugung für unsere Sache mit uns zusam-
menarbeitet, sondern um zu Geld zu gelangen. Aus diesem Grund ist er [...] 
auch ehrlich bestrebt, uns soviel Material wie nur irgend möglich zu lie-
fern“, heißt es in Hähns Personalakte. „Er bringt uns alles, was bis jetzt für 
ihn erreichbar ist.“117 

Nur dem Zufall war es zu danken, daß eine nur ganz am Rande in die Ost-
büroarbeit involvierte Frau, die Hähn zudem auch noch sympathisch war, nicht 
in die Fänge der Staatssicherheit gelangte. Hähn hatte sie 1954 mit dem Ost-
büro-Mitarbeiter Cunow alias Willert zusammengebracht, damit sie Boten-
dienste – Briefe im Ostsektor einwerfen und Ostbriefmarken kaufen – erle-
digen konnte. Die Staatssicherheit, von Hähn über ziemlich alles informiert, 
was es über diese Frau zu berichten gab, plante nun, sie bei einem der näch-
sten Besuche im Ostsektor Berlins konspirativ festzunehmen, um sie dann 
als GM anzuwerben oder – falls sie sich weigern sollte – verurteilen zu las-
sen. Lediglich die Tatsache, daß diese junge Frau zum geplanten Termin krank 
war und anschließend eine Stelle in einer Gastwirtschaft erhielt, verhinderte 
das Vorhaben.118 Auch andere Personen wurden von Hähn skrupellos ver-
raten: Kontaktleute, deren Adressen ihm in die Hände fielen, wurden von 
ihm umgehend nach Ostberlin gemeldet.119 

In Dresden war Mitte 1953 eine oppositionelle Gruppierung in der LDPD 
festgenommen worden. Verantwortlich hierfür war Günter Hegewald alias 
GM „Hans“, der sich als Verräter seiner Parteifreunde betätigte. Im Juni 1953 
eröffnete die Staatssicherheit in Dresden „auf der Grundlage der Treffberichte 
des GM ‚Hans‘ einen Vorgang ‚Tanzmusik‘“, ist den Unterlagen der Staats-
sicherheit zu entnehmen. Hegewald war damals Abteilungsleiter im Bezirks-
vorstand der LDPD und wurde in die Gruppe eingeschleust.120 Diese Grup-
pe wurde von der Staatssicherheit als erhebliche Gefahr angesehen, hatte sie 

116 Abschrift v. 15.10.1954; ebenda, Bl. 50. 
117 Ebenda, Bl. 35. 
118 Schriftwechsel; ebenda. 
119 Vgl. BStU, ZA, HA II 2652, Bl. 88–90. 
120 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/5, Bl. 40. 
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doch Kontakt zum ehemaligen LDPD-Landesvorsitzenden und stellvertreten-
den Ministerpräsidenten der DDR, Hermann Kastner, aufgenommen, den sie 
für die Neugründung einer wirklich liberalen Partei gewinnen wollte.121 Als 
die Gruppe, bestehend aus neun Männern und einer Frau, von der Staatssi-
cherheit im Frühsommer 1953 zerschlagen wurde, schickte das MfS Hege-
wald zur I-Stelle, wo er von Hans Füldner als Flüchtling betreut wurde.122 

„Mit Hegewald, von seinen Führungsoffizieren von der MfS-Bezirksverwal-
tung Dresden reichlich mit Material versehen, glaubte das ‚Büro Selle‘ eine 
sprudelnde Quelle erschlossen zu haben.“123 Ihm gelang es, „ bei den dorti-
gen hauptamtlichen Mitarbeitern Vertrauen zu erwerben“124, so daß er künftig 
im Ostbüro „ehrenamtlich“ arbeiten konnte. Die ihm vom MfS zugedachte 
Legende lautete, daß er der einzige der Dresdener Gruppe ist, der entkommen 
war, und Porzig schob es auf „wirklich glückliche Umstände, daß Hegewald 
flüchten konnte, denn wenige Stunden nach seiner Flucht fand bei ihm auch 
eine Haussuchung statt“.125 Hegewald unterhielt dann in Westberlin, wie die 
Staatssicherheit später schrieb,126 mit einer Mitarbeiterin des Ostbüros rund 
zwei Monate lang ein intimes Verhältnis. „Es setzt[e] unseren GM ‚Hans‘ in 
die Lage, von der [Name] indirekt interne Auskünfte zu erhalten. Dies betraf 
den Agentenapparat des FDP-Ostbüros in der DDR, und aufgrund der ‚Leicht-
sinnigkeit‘ der [Name] wurden durch die Mitteilungen des GM ‚Hans‘ mehr 
als 30 Personen festgenommen und zu langjährigen Zuchthausstrafen ver-
urteilt.“ 

Hegewalds Meldungen führten zu umfangreichen Ermittlungen, selbst zwei 
Bäcker, die in der Nähe des sowjetischen Militärstützpunktes Luckenwalde 
arbeiten sollten, wurden von der Staatssicherheit intensiv gesucht, da sie sich 
angeblich negativ über die Besatzungstruppen geäußert hatten.127 Daß Günter 
Hegewald alias GM „Hans“ MfS-Agent sein könnte, vermutete man in der 
I-Stelle immerhin ab November 1953, ein dreiviertel Jahr vor dem erneuten 
Wechsel Hegewalds in den Osten. Ausgelöst wurde der Verdacht gegen He-
gewald durch drei geflüchtete Journalisten, die berichteten, daß er zur Ver-

121 Kastner wehrte sich dagegen. Er stand zu diesem Zeitpunkt bereits mit dem BND/Organi-
sation Gehlen in Kontakt und flüchtete 1956 in die Bundesrepublik. Vgl. Gehlen: Der 
Dienst (1971), S. 202 f. 

122 Interview mit Hans Füldner v. 28.3.1995. 
123 Schreiben von Helmar Meinel an den Autor v. 29.1.1999. 
124 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4, Bl. 4. 
125 Schreiben von Porzig an Naase v. 16.9.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/B, Bl. 60. 

Porzig sagt heute, er habe bereits beim Eintreffen Hegewalds das Landesamt für Verfas-
sungsschutz eingeschaltet, deren Mitarbeitern sei er dann jedoch entwischt. Ihm sei He-
gewald schon zu Zeiten seiner Beschäftigung bei der KgU als Spitzel bekannt gewesen. 
Eine Beschäftigung Hegewalds im Ostbüro oder in der I-Stelle streitet Porzig ab. Porzig 
in einem Gespräch mit dem Autor v. 16.12.1996. 

126 BStU, ZA, AIM 4210/56, Arbeitsakte, Bl. 92. 
127 Ermittlungsauftrag v. 26.10.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/1, Bl. 88. 
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haftung eines anderen Journalisten beigetragen habe.128 Porzig stellte hierzu 
fest: „Ich weiß ferner, daß der SSD mehrere andere Personen, die sich jetzt 
als Flüchtlinge hier gemeldet haben, ebenfalls verpflichtet hat und von die-
sen auch Berichte erhält. Unser Verdacht richtet sich zur Zeit auf [...] Herrn 
Hegewald. Meine bisherigen Nachforschungen ergaben, daß Hegewald mit 
Frau [Name] ein Verhältnis hatte und Frau [Name] ihm so ziemlich alles er-
zählt hat.“129 Auch gegen I. alias GM „Heimat“ hatte Porzig einen Verdacht. 
Ihn, der gerade aus Ostdeutschland geflohen sein sollte, hatte man in Ost-
berlin im Gespräch mit zwei Herren gesehen, was die Vermutung nahelegte, 
daß es sich hierbei um Mitarbeiter der Staatssicherheit handelte. Ebenfalls 
gegen den dritten wichtigen Agenten in der eigenen Organisation, Werner 
Hähn alias „Radeberg“, hatten sich im Ostbüro schon ein Jahr nach dessen 
Anwerbung durch das MfS diverse Verdachtsmomente ergeben, doch auch 
hier wurden keine Konsequenzen gezogen.130 

Mehr als die FDP hatte das Ostbüro der SPD mit Überläufern zu kämp-
fen, die aber teilweise zuvor keine MfS-Agenten gewesen waren: Der 18jäh-
rige FDJ-Kreissekretär Gerhard Klausing aus dem Bereich der SDAG Wismut 
in Chemnitz war im Mai 1955 in den Westen übergelaufen. Von der SPD als 
Flüchtling betreut, schrieb er beispielsweise in der Tarnausgabe der „Jungen 
Welt“ unter dem Titel „Ich konnte nicht mehr mitmachen“.131 Doch schon im 
April 1956 wechselte er wieder die Fronten. Bald folgte Karlheinz Reineck, 
der 1946 als KPD-Mitglied Chefredakteur einer Zeitung im bayerischen Ans-
bach gewesen war. Von dort ging er in die SBZ und wurde 1948 Redakteur 
beim „Neuen Deutschland“. Im Februar 1953 wechselte er nach Westberlin, 
wo er sich als politischer Flüchtling ausgab.132 Reineck wurde freier Mitar-
beiter im Ostbüro.133 Laut Stephan Thomas hatte man ihm, da er sich in ei-
ner finanziellen Notlage befand, die Möglichkeit gegeben, „sich als gele-
gentlicher Mitarbeiter im Rahmen rein technischer Verrichtungen (Mithilfe 
bei unseren in Berlin durchgeführten Ballonaktionen) zu betätigen“. Zu kei-
ner Zeit sei er hauptamtlicher Mitarbeiter gewesen. Im Zuge der Reorgani-
sation vom Juli 1957 wurde Reineck mitgeteilt, man könne ihn nicht weiter 
im Büro beschäftigen, jedoch bot man ihm noch vorübergehend Schreibar-
beiten an.134 Reineck beschäftigte sich anderweitig, „um zur Ehre der Sozial-
demokratischen Partei beizutragen“, wie er sich ausdrückte, beispielsweise 
mit Zuarbeiten für „Die andere Zeitung“. Er ging wieder in die DDR zurück; 

128 Schreiben von Helmar Meinel an den Autor v. 29.1.1999. 
129 Schreiben von Selle an Naase v. 9.11.1953; ADL, 2563. 
130 Schreiben von Willert an Naase v. 22.9.1955; BStU, ZA, AIM 748/61, Personalakte, 

Bl. 48. 
131 Junge Welt Tarnausgabe, Juni 1955, S. 2. 
132 Brief von Thomas an den Spiegel v. 8.8.1960. 
133 Vgl. Der Spiegel v. 9.9.1953, S. 34. 
134 Manuskript von Thomas für den Spiegel; AdsD, Ostbüro-Archiv, 499b II. 
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nach Ostberliner Angaben beantragte der „Westberliner Journalist“ am 19. Ok-
tober 1959 politisches „Asyl“. Ab Ende Oktober berichtete er in ostdeutschen 
Zeitungen über die Aktivitäten des Ostbüros, insbesondere über Ballonak-
tionen.135 Das Manuskript eines „Interviews“ mit der „Berliner Zeitung“ fin-
det sich in den Akten der Staatssicherheit, die es wohl auch produziert hatte. 
Ob Reineck daran auch selbst beteiligt war oder ob die Staatssicherheit den 
Text auf der Grundlage von Archivmaterial formuliert hat, ist nicht zu re-
konstruieren. 136 

Einen Monat später suchte auch der Fahrer des Leiters des Berliner SPD-
Ostbüros, Helmut Kiener, in der DDR um „Asyl“ nach,137 nachdem er „we-
gen eines Diebstahls am Parteieigentum entlassen“ worden war.138 Über sei-
nen Nachfolger streute die Staatssicherheit im Sommer 1961 den Verdacht, 
er sei MfS-Agent, indem „ein fingierter Bericht“ abgefaßt wurde, „der An-
gaben über Vorkommnisse und Personen aus dem ‚Ostbüro der SPD‘“ ent-
hielt.139 

Friedrich Menzel wechselte im März 1959 die Seiten. Dieser Journalist aus 
dem oberhaus konnte der Staatssicherheit jedoch nur Belanglosigkeiten mit-
teilen.140 Dafür durfte er über die CDU-Politik ein Memorandum verfassen, 
das die Staatssicherheit jedoch nicht zur Veröffentlichung freigab, „da die 
eingebrachten Informationen des Herrn Menzel über das CDU-Ostbüro sich 
als nicht nachprüfbar erwiesen“.141 Menzel, Kiener und Reineck traten Ende 
1959 in zahllosen Veranstaltungen in der DDR auf, gaben Hörfunk- und Zei-
tungsinterviews. Ihre Verlautbarungen wurden ein Jahr später von der SED-
finanzierten westdeutschen „Anderen Zeitung“ fast wortgetreu als große Ent-
hüllungen veröffentlicht. 

Auch später gab es noch Überläufer: Michael Gromnica beispielsweise, 
der über viele Jahre vor allem den Berliner SPD-Landesverband ausforschte. 
Gromnica alias GM „Heinz Karo“ war kein DDR-Flüchtling und hatte auch 
nur am Rande mit dem Ostbüro zu tun. Er war Falken- und SDS-Funktionär, 
wurde aber von der Staatssicherheit zunächst an die garage des Ostbüros 

135 Berliner Zeitung v. 31.10.1959. 
136 BStU, ZA, ZAIG 9737, Bl. 166 ff. Berichtete Reineck in der ersten Version über ein an-

gebliches Gespräch mit dem SPD-Parteivorstandsmitglied Max Kukil lediglich davon, 
daß dieser die Charakterisierung des SPD-Ostbüros als „verlängerter Arm“ der anglo-
amerikanischen Geheimdienste zurückgewiesen habe („Genosse Kukil verwahrte sich 
zum Beispiel energisch gegen eine solche Tatsache, daß das ‚Ostbüro‘ faktisch der ver-
längerte Arm der Geheimdienste in Westberlin ist“), so wird hieraus in der zweiten und 
später auch veröffentlichten Version der handschriftlich ergänzte Satz: „Gen[osse] Kukil 
verwahrte sich zum Beispiel energisch dagegen, daß das ‚Ostbüro‘ durch die gegen die 
DDR gerichtete Tätigkeit zum verlängerten Arm der Geheimdienste in Westberlin“ wer-
de (ebenda). 

137 Vgl. Sächsische Zeitung v. 24.11.1959, S. 3. 
138 Monatsbericht über Sonderaktionen, November 1959, S. 6; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
139 Plan v. 15.5.1961; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 330. 
140 BStU, ZA, ZAIG 9737, Bl. 253 ff. 
141 Ebenda, Bl. 284 ff. 
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herangeführt. Der Journalist sollte dort festbeschäftigter Mitarbeiter werden, 
doch nachdem er einen Kontakt zum aus der DDR geflüchteten Heinz Lipp-
mann aufgebaut hatte, wurde er nunmehr auf Vertreter des „3. Weges“ an-
gesetzt.142 Am 19. August 1961 „floh“ er nach Ostberlin und klärte seine 
Landsleute über „Schwarze Listen“ und „Agenten des Verfassungsschutzes“ 
in der SPD auf.143 Der Schaden für das Ostbüro der SPD blieb gering. 

Folgender Fall zeigt, wie problematisch in dieser Zeit so manche Erfolgs-
berichterstattung in den MfS-Akten ist: Ein Vorstandsmitglied der SPD-
nahen Arbeitsgemeinschaft politischer Flüchtlinge unterhielt eine Imbißstube, 
die wiederum als Versammlungslokal und V-Mann-Treff diente und somit 
Möglichkeiten der Informationsabschöpfung bot. Während das MfS in einer 
JHS-Schrift behauptet, durch diese teuer bezahlte Imbißbude seien großarti-
ge Erfolge zu verzeichnen gewesen, 144 geht aus der Personalakte des Willi 
Bergmann alias GM „Richard Wegener“ genau das Gegenteil hervor.145 

Wegener, der sich der Staatssicherheit angedient hatte, nachdem er ein Ver-
fahren wegen Untreue bei seinem Arbeitgeber „Deutsche Handelszentrale 
Steine und Erden“ befürchten mußte, denunzierte in der DDR noch einige 
Kollegen, darunter angeblich auch britische Agenten. Das Strafverfahren 
wurde daher auf Wunsch der Staatssicherheit „von uns vorläufig unterdrückt“ 
und dann eingestellt.146 Im Mai 1953 ging er im Auftrag des MfS nach West-
berlin und hatte gleich das Glück, beim Bundesparteitag der SPD 1954 als 
Gastdelegierter spionieren zu können.147 Doch der eigentlich vorgesehene 
Einsatz scheiterte. Denn gerade als die Staatssicherheit die für ihren Agen-
ten erworbene Kleingaststätte „3 Laternen“ verwanzt und auch anderweitig 
geheimdienstlich ausgestattet hatte, und „kurz bevor die Technik in Betrieb 
genommen werden sollte“,148 unternahm eine andere Diensteinheit der Staats-
sicherheit (HA V/3) aus diesem Lokal heraus einen fehlgeschlagenen Men-
schenraubversuch. Bergmann geriet unter Verdacht und mußte mit seiner 
Frau in den Osten flüchten, wo die Zeitungen meldeten, beide seien wegen 
der Zusammenarbeit mit dem SPD-Ostbüro festgenommen worden. Tatsäch-
lich waren sie frei und wohnten in der Stalinallee; für die Staatssicherheit 
waren sie nutzlos geworden. 

Welchen Aufwand die Staatssicherheit getrieben hat, um Dienststellen und 
Mitarbeiter der Ostbüros zu bearbeiten, wird aus den Unterlagen über den 
Kampf gegen das SPD-Grenzsekretariat in Hof deutlich. Leiter dieser Stelle 
war der sozialdemokratische Schweden-Emigrant Arno Behrisch. Dieser ver-

142 Vgl. Herms: Heinz Lippmann (1996), S. 228 ff. 
143 „SPD-Ostbüro wühlt in ganz Europa“. In: Berliner Zeitung v. 24.11.1961. 
144 BStU, ZA, JHS Tgb.-Nr. 202/57, Bl. 48 f. 
145 BStU, ZA, AIM 3485/57. 
146 Schreiben Beater an Fruck v. 1.9.1952; ebenda, Personalakte, Bd. 4, Bl. 19. 
147 Einsatzplan v. 15.7.1954; BStU, ZA, AS 79/54, Bl. 37. 
148 Stellungnahme v. 29.7.1958; BStU, ZA, AIM 3485/57, Personalakte, Bd. 4, Bl. 71. 
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glich sich und seine Position gern mit der Willy Brandts in Berlin, mit dem 
ihn jedoch lediglich eine gemeinsame Vergangenheit verband.149 Im Ortsver-
ein trat er als „Beauftragter des Parteivorstandes“ auf. Hans Bechert schrieb 
1948 an den Parteivorsitzenden Schumacher, es sei „bekannt, daß der Ge-
nosse Behrisch oft den Mund etwas sehr voll nimmt und Behauptungen auf-
stellt, die nicht immer den Tatsachen entsprechen“150. Das wirkte sich jedoch 
nicht nachteilig auf seine politische Karriere aus, genausowenig wie etwas 
undurchsichtige Geschäfte mit Damenstrümpfen, ein Autodiebstahl und ein 
Delikt der Urkundenfälschung, mit dem man ihn zwei Jahre später in Ver-
bindung brachte.151 Das Hofer Kreisbüro war keine einfache Dienststelle der 
SPD wie viele andere Kreis- oder Unterbezirkssekretariate. Hier arbeiteten 
die Mitarbeiter nicht nur für die Partei im Kreis Hof, sondern auch für das 
Bonner Ostbüro. Außerdem wirkte hier Wenzel Jaksch, bis 1938 Vorsitzen-
der der sudetendeutschen Sozialdemokraten und nach dem Krieg einer der 
bekanntesten Vertriebenenpolitiker. Schon 1948 war Behrisch ins Visier des 
Sächsischen Landeskriminalamtes geraten, jedoch ohne daß damals Maßnah-
men gegen sein Grenzsekretariat eingeleitet worden wären.152 

Nach 1953 operierte die Staatssicherheit vor allem vom benachbarten 
Plauen aus gegen das Grenzsekretariat. „Alle HWG-Personen153, soweit be-
kannt“,154 wurden 1954 in und um Plauen ermittelt, um Ansatzpunkte für Kon-
takte zu den Mitarbeitern in Hof zu gewinnen. Per Annonce suchte die Staats-
sicherheit zudem „Mannequins [...], um aus dem Kreis dieser Personen 
schöne Frauen kennenzulernen mit dem Ziel, sie anzuwerben“.155 Fünf von 
24 Damen verfügten, wie das MfS meinte, „über die entsprechende Intelli-
genz und die entsprechenden Reize“. Mehrere Monate lang beschäftigten sich 
„vier Genossen der Bezirksverwaltung Karl-Marx-Stadt in Plauen“ mit dem 
intern „Kampf gegen Hof“ genannten Einsatz. Mit insgesamt 14 Geheimen 
Mitarbeitern und Geheimen Informatoren wurde das Grenzsekretariat auf-
geklärt.156 Das MfS überwachte zudem den gesamten Postverkehr zwischen 
Hof und der DDR.157 Haarklein berichteten Informanten über die Flugblatt-
aktionen, über Türschilder an den Büros und über Details aus dem Leben der 
Mitarbeiter; andere GI fotografierten das Gebäude in der Marienstraße 75. 
Doch zu Aktionen gegen Arno Behrisch und seine Mitarbeiter kam es nicht. 

149 Schriftwechsel; AdsD, WBA, Allgemeine persönliche Korrespondenz 1947, Bd. 1, A–H. 
150 Brief von Bechert an Schumacher v. 11.11.1948; AdsD, Bestand Schumacher Q 21. 
151 Vgl. Der Spiegel Nr. 12/1950, S. 7. 
152 BStU, ZA, AS 462/67, Bl. 2. 
153 HWG: Häufig wechselnder Geschlechtsverkehr, Synonym für Prostituierte. 
154 Schreiben der Bezirksverwaltung Karl-Marx-Stadt, Dienststelle Plauen, v. 7.5.1954; BStU, 

ZA, AOP 895/57, Bl. 114. 
155 Ebenda. 
156 Vgl. Objektvorgang v. 11.2.1954; BStU, ZA, AOP 895/57. 
157 Schreiben der Bezirksverwaltung Karl-Marx-Stadt, Dienststelle Plauen, v. 7.5.1954; BStU, 

ZA, AOP 895/57, Bl. 116. 
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Merkwürdigerweise stellte der Abschlußbericht der Staatssicherheit fest: „Im 
Laufe der Bearbeitung des o. g. Objektes konnte nicht bestätigt werden, daß 
von diesem Objekt eine feindliche Tätigkeit gegen die DDR ausgeht.“158 

Das Gegenteil war natürlich richtig, und dies war dem MfS auch bekannt. 
Dieser Widerspruch läßt sich nur auflösen, wenn man ein Schreiben der damals 
für „Aufklärung“ zuständigen Hauptabteilung XV159 hiermit in Verbindung 
bringt. Auf Anweisung von Markus Wolf, dem Leiter der Auslandsspionage, 
mußte das gesammelte Material an seine Hauptabteilung übergeben werden. 
Es bestehe „bereits eine Verbindung über eine Agentur zu Behrisch“.160 Ein 
gutes halbes Jahr später brachte Arno Behrisch, mittlerweile Bundestagsab-
geordneter seiner Partei, die SPD und das Ostbüro in große Schwierigkeiten, 
als er sich im März 1956 im „Neuen Deutschland“ von der SPD-Führung di-
stanzierte.161 Erfreut stellte die zuständige Bezirksverwaltung der Staatssi-
cherheit 1957 fest, „Behrisch nehme ‚kritisch zu den politischen Problemen 
in Westdeutschland‘ Stellung. Deshalb wurde er schon als ‚staatsgefährdend‘ 
bezeichnet.“162 Behrisch trat 1961 der SED-nahen Deutschen Friedens-Union 
bei und wurde aus der SPD ausgeschlossen. Er bewegte sich bis zu seinem 
Tode 1989 im politischen Umfeld der DKP. Ob er auch mit der Staatssicher-
heit kooperiert hat, läßt sich nach dem heutigen Stand der Erkenntnisse nicht 
sagen. 

Andere Grenzsekretäre wurden vom MfS systematisch unter Druck gesetzt. 
Zu ihnen gehörte etwa Walter Reiche, Eigentümer der Ehrenbachmühle, die 
als Lagerstätte für Propagandamaterial und Wasserstofflaschen ein wichtiger 
Bestandteil der Logistik des SPD-Ostbüros war. Reiche war Unterbezirksse-
kretär in Coburg und führte mit Parteifreunden regelmäßig Ballonaktionen 
durch. Diese Aktionen der Ostbüros waren nicht ungefährlich.163 Reiche, dem 
die Staatssicherheit eine „aktive feindliche Tätigkeit“ unterstellte, war daher 
immer bewaffnet, wenn er Ballons in Richtung DDR steigen ließ. Die in der 
DDR wohnhafte Schwester Reiches wurde nach Westdeutschland geschickt, 
um ihm Geld für eine Mitarbeit anzubieten, dieser lehnte jedoch entschieden 
ab. Es folgten Drohbriefe und nächtliche Einbrüche der Staatssicherheit in 
der Mühle. 1958 wurde auf Veranlassung von Herbert Wehner die Ballon-

158 Objektvorgang v. 11.2.1954; BStU, ZA, AOP 895/57, Bl. 148. 
159 Während die Auslandsaufklärung in der Berliner Zentrale ab Sommer 1956 HV A hieß, 

trugen die Aufklärungsabteilungen in den Bezirken weiterhin die Ziffer XV. 
160 Staatssekretariat für Staatssicherheit, Bezirk Dresden, Schreiben v. 21.7.1955; BStU, ZA, 

AOP 895/57, Bl. 66. 
161 Neues Deutschland v. 15.3.1956, S.1. 
162 Abschlußbericht v. 4.4.1957; BStU, ZA, AOP 895/57, Bl. 147. 
163 Einmal wurden FDP-Mitarbeiter beim Verladen des Materials am Teltowkanal von ost-

deutschen Sicherheitskräften beschossen. Es konnte auch vorkommen, daß die ostdeutsche 
Grenzpolizei die Ballons unter Feuer nahm. Vgl. Monatsbericht Juni 1956 v. 29.6.1956; 
ADL, 2521. Vgl. auch Der Tagesspiegel v. 12.5.1996: „Die ‚Luftfrachter der Wahrheit‘ 
und die Rache der Stasi“. 
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basis in Kronach aufgegeben, Reiche zog nach Bonn, wurde Mittelstands-
referent der Partei. Am 2. Mai 1960 wurde er verhaftet. Ursache waren die 
Aussagen des Überläufers Max Heim, als Referatsleiter IIa in der HV A zu-
ständig für die CDU, der den deutschen Behörden erzählte, „daß ein Sozial-
demokrat, der an der thüringischen Grenze Ballon-Aktionen gegen die DDR 
organisiere, ein ‚kommunistischer Agent‘ sei“. Einige CDU-Funktionäre wur-
den durch Heims Aussagen belastet, die Anschuldigungen gegen Reiche lie-
ßen sich jedoch nicht beweisen, er wurde freigelassen, doch kündigte die SPD 
ihm umgehend, auch aus der Partei wurde er ausgeschlossen. Reiches Leben 
war zerstört, der Verdacht blieb haften, er schlug sich mit unterschiedlichen 
Beschäftigungen durch. Erst nach der Wende wurde der schwerkranke Rent-
ner durch die Öffnung der Archive der Staatssicherheit rehabilitiert und 1991 
wieder in die SPD aufgenommen.164 

Mitarbeiter der Ostbüros blieben von gesteuerten Verdächtigungen nicht 
verschont. Im März 1953 war beispielsweise die CDU durch einen Flücht-
ling davon unterrichtet worden, „in dem Berliner Exilbüro der CDU würden 
zwei Angehörige des SSD im Auftrag ihrer Behörde arbeiten“;165 ein nach 
heutigem Erkenntnisstand nicht zutreffender Vorwurf, der jedoch selbstver-
ständlich zu internen Nachforschungen und Verdächtigungen führte. 

Herbert Seidenglanz war von 1933 bis 1945 Mitglied in der NSDAP ge-
wesen, nach dem Krieg wurde er 1. Vorsitzender der CDU-Ortsgruppe Au-
erswalde und nahm Kontakt zum CDU-Ostbüro auf, übrigens unter demsel-
ben Aliasnamen, den er sich später bei der Staatssicherheit zulegte, nämlich 
„Rossegger“.166 1953 gelang es der Staatssicherheit, ihn „umzudrehen“. Er 
setzte sich mit seiner Familie 1954 planmäßig in die Bundesrepublik ab, „mit 
der Perspektive, in die CDU-Führung bzw. in das BVM [Bundesverteidigungs-
ministerium] einzudringen“.167 Zuvor hatte er der Staatssicherheit geholfen, 
fünf Festnahmen zu tätigen. Im Westen bespitzelte er Pfarrer Haß, der 1953 
aus dem Ostbüro ausgeschieden war, und wurde Funktionär des Gesamtverban-
des der Ostflüchtlinge.168 1955 half er bei der Festnahme mehrerer Aktivi-
sten der Liga für Menschenrechte im Bezirk Potsdam, auch sechs Festnahmen 
von Regimegegnern im Bezirk Karl-Marx-Stadt sollen auf sein Konto ge-
hen.169 Außerdem übergab Seidenglanz „wichtige Berichte über militärische 
Objekte innerhalb seines Tätigkeitsbereiches“.170 Daneben wurde er Mitglied 
in einer Vielzahl von antikommunistischen Organisationen, arbeitete aktiv 
in der CDU in Oberlahnstein mit und hielt den Kontakt zur Exil-CDU. 

164 Zur Biographie Reiches vgl. Der Tagesspiegel v. 12.5.1996. 
165 Schreiben v. 17.3.1954; ACDP, Nachlaß Gradl, Bestand I 294, 69-4. 
166 Rossegger wird auch Rosegger geschrieben und später als „Ross“ abgekürzt. 
167 BStU, ZA, AIM 986/72, Personalakte, Bl. 259. 
168 BStU, ZA, AOP 690/60, S. 88; BStU, ZA, AS 66/68, Bd. 2a. 
169 BStU, ZA, AIM 986/72, Personalakte, Bl. 259. 
170 BStU, ZA, AS 66/68, Bd. 2a, Bl. 201 u. 328. 
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Ein anderer das CDU-Ostbüro betreffender Infiltrationsversuch ist mit dem 
GM „Ostinato“ verbunden, der sich selbst diesen aus der Musikpädagogik 
stammenden Decknamen gegeben hatte. Er war Musikalienhändler und Frei-
maurer in Erfurt. Als Selbständiger und CDU-Mitglied hatte er früh Proble-
me mit der Staatsmacht, hinzu kam, daß 1949 ein unterwürfiger Brief be-
kannt wurde, den er 1941 an den „Stellvertreter des Führers“, Rudolf Heß, 
geschrieben hatte. In diesem Brief bat er vergeblich darum, ihn trotz Frei-
maurertum „im Gnadenwege in die NSDAP aufzunehmen“.171 Seine Schrift-
führerfunktion in der CDU mußte er nach dem Bekanntwerden des Schrei-
bens abgeben, sein Geschäft war von Enteignung bedroht. 1953 entdeckte 
die Staatssicherheit, daß er zum CDU-Ostbüro in Berlin Kontakt hatte. Er 
wurde unter Druck gesetzt – als Faustpfand diente vor allem seine Firma – 
und als GM geworben. 

Doch „Ostinato“ mußte nicht lange zur Mitarbeit genötigt werden, offen-
bar war ihm diese Tätigkeit nach kurzer Zeit nicht mehr unangenehm, er stei-
gerte sich regelrecht in den Verrat hinein und meldete alles, was die Staatssi-
cherheit interessieren konnte. Damit sicherte er sich seine Existenz als freier 
Unternehmer. Die Identifizierung mit seinem Auftraggeber ging später so 
weit, daß er der Staatssicherheit zu runden „Geburtstagen“ seiner Verpflich-
tung Glückwunschkarten schickte, 1979 mit dem Text versehen: „Am 12. III. 
1954 wurde geboren ‚Ostinato‘“.172 „Ostinato“ konnte viel über Flüchtlinge 
im Westen in Erfahrung bringen, daneben spionierte er seine Partei, seine 
Nachbarn und seine Freimaurerloge aus. Wirkliche politische Flüchtlinge aus 
Erfurt schwärzte er beim CDU-Ostbüro als MfS-Zuträger an, mindestens ei-
ner von ihnen wurde daraufhin in Westberlin festgenommen.173 

Mit einer der Sekretärinnen aus dem Ostbüro knüpfte ein GM namens 
„Geier“ intime Bande. „Es ist beabsichtigt, durch diese Sekretärin in den 
Besitz wichtiger Unterlagen bzw. Informationen [zu] gelangen“;174 der Va-
ter einer anderen Schreibkraft, der als freier Taxiunternehmer gelegentlich 
auch in den Ostteil der Sektorenstadt fuhr, wurde hier festgenommen und 
über seine Tochter verhört. 

Trotz verschiedener Infiltrationserfolge stellte eine MfS-interne Hochschul-
arbeit Ende der fünfziger Jahre zur Bearbeitung des SPD-Ostbüros fest – ähn-
liches dürfte auch bei FDP und CDU zugetroffen haben –, daß es „auf diesem 
Gebiet zu Mängeln und Schwächen der Abwehrarbeit des MfS“ und „schließ-
lich auch zu einer Unterschätzung der Gefährlichkeit dieser Feindtätigkeit 
kam“.175 Als Ursachen machte die Arbeit unter anderem „fehlendes Spezial-
wissen“ und mangelndes „politische[s] Einfühlungsvermögen“ bei den eige-

171 BStU, ASt Erfurt, AIM 329/79, Teil I, Bd. 1, Bl. 68. 
172 Ebenda, Bl. 60. 
173 Ebenda, Bd. 3, Fall Koburger. 
174 Maßnahmeplan v. 28.1.1955; BStU, ZA, AOP 690/60, Bd. 1, Bl. 7. 
175 BStU, ZA, JHS Tgb.-Nr.316/58, Bl. 10. Nachfolgende Zitate ebenda. 
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nen Mitarbeitern aus. Zudem werde die Arbeit nicht richtig koordiniert, man-
gelhaft ausgewertet und falsch oder gar nicht analysiert. Schließlich verwies 
sie darauf, daß es dem SPD-Ostbüro „in Einzelfällen auch gelungen“ sei, ei-
gene Leute „in das Netz unserer inoffiziellen Mitarbeiter einzuschleusen“.176 

Einen der hochrangigsten Agenten des MfS in der SPD hatte die HV A von 
der SED-Parteiaufklärung übernommen. Angeblich hat ihr Leiter Paul Laufer 
die Quelle „Freddy“ in die Berliner SPD geschickt.177 Josef Braun, so sein 
Klarname, machte dort schnell Karriere. 1952 wurde er stellvertretender Lan-
desvorsitzender. Nachdem „Tonbänder, die wir ihm gaben, unbesprochen“ 
blieben und er sich weigerte, „Angehörige des Ostbüros zu benennen“, über-
nahm Markus Wolf die Quelle. Braun wurde Bundestagsabgeordneter und 
zog nach den Worten Wolfs die „personalpolitischen Fäden in der Westber-
liner SPD“.178 Was Wolf nicht wußte: Braun galt dem Ostbüro schon seit 
1949 als Informant der SED, er soll UGO-Interna ausgeplaudert haben.179 

Einen Vermerk hierüber hatte Stephan Thomas selbst abgezeichnet. Warum 
der Ostbürochef, der sonst sehr rigoros auf Verdachtsmomente kommunisti-
scher Unterwanderung reagierte, hier einer steilen Parteikarriere eines Ver-
dächtigen tatenlos zugesehen hat, ist äußerst rätselhaft. Handelte es sich bei 
Braun gar um einen „Doppelagenten“ des Ostbüros? In den Akten findet sich 
hierfür kein Anhaltspunkt. Auch ob Braun für die Meldung der Ostbüro-
kontakte von Wolfgang Harich an die Staatssicherheit verantwortlich ist, läßt 
sich nach dem heutigen Stand der Erkenntnisse nicht sicher sagen.180 

3.4 Entführungen 

Entführungen aus Westberlin in den Ostsektor der Stadt oder aus der Bun-
desrepublik in die DDR gehörten, nachdem der sowjetische Geheimdienst 
dies in den vierziger Jahren vorgemacht hatte, zum Repertoire der Staatssi-
cherheit. Allein im Zuge der Aktion „Blitz“ kam es zur Jahreswende 1954/55 
zu drei Entführungen aus Westberlin.181 Teilweise detaillierte Entführungs-
pläne gegen nahezu alle in Berlin ansässigen Ostbüroleiter wurden in diesem 
Zusammenhang ausgearbeitet, kamen aber nicht zur Ausführung.182 

176 Vgl. Fall Schinkel, S. 173. Auch das SPD-Ostbüro informierte den Parteivorstand über 
diese gelungene Aktion von V 511. Vgl. Monatsbericht März 1957; AdsD, Ostbüro-Ar-
chiv. 

177 Wolf: Spionagechef (1997), S. 176–182. 
178 Ebenda, S. 179. 
179 Personalakte Braun; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
180 Vgl. Knabe: Unterwanderte Republik (1999), S. 50 f. 
181 Vgl. Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 54. 
182 Vgl. ebenda. Die Pläne betrafen den Leiter des Berliner SPD-Büros Eberhard Zachmann, 

den Leiter des CDU-Ostbüros Werner Jöhren und seinen Stellvertreter Erich Pleschinger 
sowie den stellvertretenden Leiter der Berliner Außenstelle des FDP-Ostbüros Paul Cunow 
alias Willert. 
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Zumindest bedingt mit dem SPD-Ostbüro im Zusammenhang stand das 
Verschwinden der Bonner Journalistin Susanne Sievers, die ursprünglich Ge-
heime Mitarbeiterin des MfS war, diese Kontakte jedoch früh dem Ostbüro 
offenbarte und künftig Falschinformationen an die Staatssicherheit lieferte.183 

Sievers verschwand im Juni 1952 aus Westberlin und wurde ein halbes Jahr 
später vom Obersten Gericht der DDR unter dem Vorsitz von Hilde Benja-
min zu einer Zuchthausstrafe von acht Jahren verurteilt, die sie im Frauenge-
fängnis Hoheneck verbüßte. Auch die ehemalige Ostbüro-Kontaktfrau Eva 
Fischer scheint 1958 aus Westberlin in die DDR entführt worden zu sein.184 

Die Staatssicherheit hatte es bei ihren Entführungsplänen vor allem auf 
die besonders aktiven und leitenden Mitarbeiter abgesehen. Beim SPD-Ost-
büro gerieten in erster Linie die Berliner Leiter Alfred Weber und Eberhard 
Zachmann ins Visier. Ein V-Mann aus Cottbus versuchte, den stellvertre-
tenden Berliner Leiter des SPD-Ostbüros, Eberhard Zachmann, im Septem-
ber 1953 zu einem Treffen in der Nähe der Friedrichstraße zu bewegen. Auf 
ein Zeichen hin sollte Zachmann ergriffen und in den Ostsektor verschleppt 
werden. Da das Ostbüro die Westberliner Polizei eingeschaltet hatte, blieb 
es bei dem Versuch. Der Cottbuser Lockvogel, dessen Tätigkeit für das Ost-
büro vom Staatssicherheitsdienst aufgedeckt worden war und der nach sei-
ner Festnahme unter der Auflage in den Westen entlassen wurde, bei der 
Entführung zu helfen, hatte Frau und Sohn in der DDR zurücklassen müs-
sen, wodurch das SfS ihn in der Hand hatte.185 Auch einen ehemaligen Kom-
paniekameraden, der im Zuchthaus Halle eingesessen hatte, setzte das MfS 
auf Zachmann an. Der Bekannte sollte mit Eberhard Zachmann in ein Lokal 
gehen und ihm dort im angetrunkenen Zustand eine Spritze verabreichen. 
Danach wäre er in den Ostsektor der Stadt geschafft worden. Der Kriegska-
merad gestand dies Zachmann jedoch schon beim ersten Zusammentreffen.186 

Ein viertel Jahr verkehrten er und Zachmann miteinander und verzögerten 
die Ausführung des Planes. Als sich dann die Ehefrau des Bekannten in den 
Westen absetzen konnte, blieb auch er im Westen. Auch Willi Bergmann, in 
den ZPO eingeschleuster GM des MfS, schmiedete Entführungspläne gegen 
Eberhard Zachmann, die vom MfS jedoch nicht realisiert wurden.187 Im 
Rahmen der Aktion „Blitz“ war 1955 geplant, daß ein GM „Laterne“, der 
seit Mai 1952 mit Zachmann in Verbindung stand, ihn „ohne zusätzliche 
Hilfe“ mit seinem PKW in den Ostsektor „überführen“ sollte.188 

183 Vgl. Beckert: Die erste und letzte Instanz (1995), S. 252 ff. Auch Markus Wolf erwähnt 
diesen Fall in seiner Biographie Spionagechef im geheimen Krieg (1997), verfälscht ihn 
jedoch stark. Vgl. Fricke: Tschekist (1997), S. 822. 

184 BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 155. 
185 Vgl. Monatsbericht über die Sonderaktionen in der Sowjetischen Besatzungszone, Okto-

ber 1953, Anlage 41; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
186 Interview mit Zachmann v. 23.2.1988. 
187 Bericht v. 11.11.1952; BStU, ZA, AIM 3485/57, Arbeitsakte, Bd. 1, Bl. 198. 
188 Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 322. 

173 



   

   

 
 

 
  

   

 

  
   

   
  

 
   

  
   

 
 

 
 

 
 

  

     
   

 
 

Überhaupt blieb Zachmann ein beliebtes – wenngleich unerreichbares – Ent-
führungsziel der Staatssicherheit. Der GM „Lokführer“ forschte ihn mehrere 
Jahre lang aus, als er jedoch zur Tat schreiten sollte, verweigerte er sich: 
„Der GM wird seit dem 4. Juni 1959 nicht mehr nach W[est] B[erlin] ent-
sandt, da er sich weigerte, Angaben für eine Auswertung in der Presse zu 
machen“,189 stellte das MfS fest. Ein anderer GM, Siegfried Rauschenbach 
alias „Peter Gambrinus“, geriet im Zusammenhang mit einem anderen Auf-
trag der Staatssicherheit gegen eine ehemalige FDP-Ostbüro-Mitarbeiterin 
in das Visier der Westberliner Kriminalpolizei, von der er kurzzeitig festge-
nommen wurde. Im Mai 1956 ging er in die DDR zurück.190 

Der vielseitige und tatkräftige GM „Radeberg“, der gegen das FDP-Ost-
büro und den Landesvorsitzenden Carl-Hubert Schwennicke, später auch ge-
gen die FVP und das Ostbüro der Deutschen Partei eingesetzt wurde, sollte 
auch an der Entführung einer Mitarbeiterin des Ostbüros der CDU mitwir-
ken.191 Auch diese Aktion wurde nicht umgesetzt, sie sollte ungewöhnlicher-
weise unter Mitwirkung französischer Staatsbürger stattfinden.192 

Auch die Ehefrau eines inhaftierten V-Mannes des Ostbüros der SPD 
wurde als GI „Helga“ angeworben, um, wie es im Tschekistendeutsch hieß, 
„die Voraussetzung [zur] Durchführung einer aktiven Maßnahme zu schaf-
fen“.193 Geplant war eigentlich, Alfred Weber alias Peter Wandel zu entfüh-
ren. Doch dieser quittierte seinen Dienst beim Ostbüro, und so korrigierte 
das MfS seine Pläne. Der GI „Helga“ hatte nunmehr die Aufgabe, Eberhard 
Zachmann zu „bearbeiten“.194 Sie sollte Informationen beschaffen, die zu 
seiner Entführung, die allerdings auch nicht realisiert wurde, verwendet wer-
den sollten. Selbst nach dem Bau der Mauer versuchte sie – jetzt schriftlich 
über Mittelsmänner – Kontakte zu Zachmann aufzubauen. 

Der GI „Harry“ aus dem Kleinkriminellenmilieu wurde im Mai 1958 an-
geworben. Doch auch seine Informationen über Johanna von Loefen und 
Eberhard Zachmann konnten nicht für eine Entführung verwertet werden. 
Zudem vermutete die Staatssicherheit bald, daß Teile seiner Berichte frei er-
funden waren.195 Auch der Einsatz von Wolfgang Brock, Kunstmaler in 
Berlin, angeworben im November 1956 unter dem Aliasnamen „Beckmann“, 
führte nicht zum Ziel. Er arbeitete für die garage und sollte Propagandabriefe 
im Ostteil Berlins einwerfen, übergab sie aber gleich der Staatssicherheit. 
Über Zachmann berichtete er, ohne jedoch nennenswerte Ansatzpunkte für 
eine Entführung zu liefern. So änderte die Staatssicherheit nach einem Jahr 

189 Vermerk, o. D.; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 2a, Bl. 92. 
190 BStU, ZA, AIM 4210/56. 
191 Vorgang in: BStU, ZA, AIM 748/61, Bd. 4. 
192 Betr. Aktion Blitz, o. D.; BStU, ZA, AS 171/56, Bd. 1, Bl. 72. 
193 BStU, ZA, AIM 1649/66, Personalakte, Bl. 78. 
194 Einschätzung v. 16.11.1963; ebenda, Bl. 9. 
195 BStU, ZA, AIM 1716/62, Personalakte, Bd. 1. 
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sein Aufgabengebiet: „Der GM wird eingesetzt zur Aufklärung und zur Vor-
bereitung der Anwerbung von leichten Frauen, die in der Zusammenarbeit 
mit dem MfS Perspektive zeigen bzw. haben.“196 Das SPD-Ostbüro mißtraute 
Brock, zumal er (mit Wissen der Staatssicherheit) Karikaturen für die „Freie 
Junge Welt“ angefertigt hatte, die sich als Plagiate entpuppten.197 Der Kon-
takt scheint auch nach dem Wechsel Johanna van Loefens von der garage 
zum BND weiterbestanden zu haben. Jedenfalls behauptete Brock gegen-
über dem MfS, er sei nach wie vor mit ihr im Gespräch und solle jetzt 
„Hetzbriefe“ des BND in den Osten bringen.198 

Ein brutales Vorgehen gegen die Ostbüro-Mitarbeiterinnen Käthe Fraedrich 
und Charlotte Heyden konnte abgewendet werden. Der Aufmerksamkeit des 
Nachbarhundes war es zu verdanken, daß ein nächtlicher Einbruch in die 
gemeinsame Wohnung der beiden Frauen fehlschlug. Wenig später verhaf-
tete der Berliner Staatsschutz drei Männer, die beide Frauen mehrere Tage 
lang beschattet hatten. Bei der Festnahme kamen eine Gaspistole, Gift und 
Betäubungsmittel zum Vorschein.199 Der SPD-Pressedienst verbreitete dar-
aufhin die Meldung, der Staatssicherheitsdienst sei angesichts der „propa-
gandistischen Erfolge“ des Ostbüros zu individuellem Terror gegenüber den 
Mitarbeitern des Ostbüros übergegangen. So seien in den letzten Wochen 
„ein Gasattentat und ein Entführungsversuch“ gescheitert.200 Ob es sich tat-
sächlich um einen Entführungsversuch oder sogar um einen geplanten An-
schlag handelte, ist unklar. 

Ein ganz besonderer Dorn im Auge war der Staatssicherheit der Leiter 
des Ostbüros der SPD, Stephan Thomas. Er wurde ab 1956 systematisch be-
schattet, der GM „Walter“ versuchte, die Lebens- und Wohnverhältnisse zu 
ermitteln.201 Da der GM „Christian“, Gerhard Blank, Mitarbeiter bei der so-
zialdemokratischen Wochenzeitung „Vorwärts“, im Bonner Talweg im glei-
chen Wohnblock wie die Familie Thomas wohnte, und Stephan Thomas ein 
gutes Verhältnis zu dessen Sohn unterhielt, war die Staatssicherheit über 
seine Lebensverhältnisse recht gut informiert. Stephan Thomas verzichtete 
seit 1956, da man im Osten inzwischen seine wahre Identität kannte, auf 
jegliches Versteckspiel. Er führte zum Beispiel in der Heimvolkshochschule 
der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bergneustadt Seminare unter anderem über 
die kommunistische Ideologie, über die deutsch-amerikanische Partnerschaft 
und über Sicherheitspolitik durch. Die Staatssicherheit schickte daher Agen-
ten nach Bergneustadt, nachdem schon zuvor einige Lehrgangsteilnehmer 
dem Geheimdienst über die Anwesenheit von Thomas berichtet hatten. Der 

196 Beurteilung v. 5.12.1957; BStU, ZA, AIM 13528/63, Personalakte, Bd. 1, Bl. 57. 
197 Ebenda, Bl. 258 ff. 
198 Ebenda, Bl. 259. 
199 Interview mit Käthe Fraedrich v. 19.11.1988, S. 6. 
200 Parlamentarisch-Politischer Pressedienst v. 10.7.1957; Ostspiegel v. 10.7.1957, S. 2. 
201 Auszug aus Treffbericht „Walter“; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 45. 
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GM „Stern“ sollte die Strecke auskundschaften und Stadtpläne besorgen.202 

GM „Stern“ erkundete an der Strecke „unbesiedeltes Waldgebiet“ und maß 
den Personenwagenverkehr („Sonnabend 13.00 – 14.00 Uhr ca. auf 5 Minu-
ten 2 Verkehrsteilnehmer“) aus.203 Der GM „Bali“ kundschaftete die Fahr-
ten von Thomas’ Dienstwagen vom Typ Opel Kapitän aus. Auf der Bundes-
straße 56 zwischen Kilometerstein 28,8 und 29,3 sollte der Zugriff Mitte Juli 
oder Ende Oktober 1958 erfolgen;204 Lagepläne und Fotos der Straße finden 
sich in den Akten der Staatssicherheit. Warum es nicht dazu kam, ist unklar. 
Mehrere Jahre lang scheint die Staatssicherheit die Verschleppung von Ste-
phan Thomas oder gar einen Anschlag auf den Ostbüroleiter geplant zu ha-
ben, es „wurden umfangreiche Aufklärungen und Ermittlungen durchgeführt. 
[...] In der gesamten Bearbeitung hat sich aber gezeigt“, notierte das MfS 1963, 
„daß ein Abschluß des Vorganges gegenwärtig nicht real ist“.205 So wurde 
der operative Vorgang „Klausenburg“ im August 1963 im Archiv abgelegt, 
was allerdings nicht bedeutete, daß die Staatssicherheit völlig auf die Über-
wachung des Ostbüroleiters verzichtete.206 

Blieben die Entführungspläne und -versuche gegen die leitenden Mitar-
beiter des Berliner SPD-Ostbüros auch ohne Erfolg, so kam es doch zu zwei 
aufsehenerregenden Verschleppungen von prominenten ehemaligen SED-Ka-
dern, die für die sozialdemokratische Organisation gearbeitet hatten: Robert 
Bialek und Heinz Brandt. Robert Bialek, 1915 in Breslau geboren, Wider-
standskämpfer in der NS-Zeit und 1935 zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt, 
war Mitstreiter und Intimfeind von Erich Honecker207 beim Aufbau der FDJ 
und Bester seines Jahrgangs auf der Parteihochschule Karl Marx.208 Er 
lehnte die von Honecker aus taktischen Gründen zunächst verfochtene poli-
tische (Schein-)Unabhängigkeit der FDJ ab und wurde unter anderem auch 
deswegen abgesetzt.209 Robert Bialek war dann Generalinspekteur der Ka-
sernierten Volkspolizei (KVP), bevor er auch hier abgesetzt und zunächst zum 
Kreisvorsitzenden des SED-Kreises Großenhain, dann zum Kulturdirektor 
des VEB Waggonbau Bautzen und dann zum Sachbearbeiter der BAU-Union 

202 BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 47 ff. 
203 Bericht v. 10.3.1959; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 52 ff. 
204 Zusammenfassung v. 26.6.1958; ebenda, Bl. 42. 
205 Schlußbericht v. 7.8.1963; ebenda, Bl. 138. 
206 Einzel-Information v. 7.5.1963; BStU, ZA, AS 1420/63, Bl. 135 ff. Da die Quelle nicht 

gefährdet werden sollte, wurde der Bericht v. MfS nicht zur publizistischen Auswertung 
freigegeben. 

207 Schreiben von Siegfried Weigel an den Autor v. 16.9.1992. 
208 Vgl. zu Bialeks Auftreten auch Mischnick: Von Dresden nach Bonn (1991), S. 228 ff. 

Die 1997 in der ARD ausgestrahlte Biographie Bialeks von Freya Klier (Menschen haut-
nah: Das kurze Leben des Robert Bialek, ARD 1.9.1997) erscheint mir aufgrund der 
nicht berücksichtigten Haltung Bialeks zu anderen Jugendorganisationen daher auch er-
heblich zu positiv in ihrer Einschätzung der Person Bialeks. Vgl. auch Herms; Noack: 
Aufstieg und der Fall des Robert Bialek (1997), S. 37. 

209 Vgl. hierzu Herms: Heinz Lippmann (1996), S. 63. 
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Leipzig degradiert wurde; am 5. September 1952 schloß ihn die SED aus ih-
ren Reihen aus. Robert Bialek  war durch unbotmäßige politische Äußerun-
gen aufgefallen; am 21. Februar 1953 stellte die MfS-Kreisdienststelle Baut-
zen fest, er sei „dringend verdächtig[t], trotzkistische Zersetzungsarbeit zu 
leisten. [...] Von hiesiger Dienststelle wird sofort eine Agentur an Robert 
Bialek angesetzt, um noch weiteres Belastungsmaterial zu erhalten“.210 Er 
und seine Frau Inge wurden durch Geheime Informanten ausgeforscht, ihre 
Post überwacht.211 Im Sommer 1953 hatte die Kommission zur Bekämpfung 
des SPD-Ostbüros der Bezirksverwaltung Dresden genug Material gesam-
melt. Man wollte ihn jedoch nicht gleich verhaften, sondern überlegte An-
fang September 1953, ihn alternativ auch anzuwerben.212 Doch zu diesem 
Zeitpunkt war Robert Bialek bereits für die Staatssicherheit nicht mehr er-
reichbar; am 27. August 1953 war er nach Westberlin geflohen, er hatte einen 
Hinweis auf die bevorstehende Verhaftung erhalten.213 Dort erhielt Robert 
Bialek, dessen Frau und zweijährige Tochter sich schon im Westen aufhiel-
ten, jedoch im Notaufnahmeverfahren keine Anerkennung als politisch Ver-
folgter. Das SPD-Ostbüro hatte dem zuständigen Ausschuß Material über 
Bialeks politische Äußerungen aus seiner Zeit als FDJ-Leiter in Sachsen ge-
liefert. Mit der Formulierung, der Aufnahmeausschuß möge „nach freiem Er-
messen“214 entscheiden, äußerte es sich zu Ungunsten Bialeks. Aber nicht 
nur das SPD-Ostbüro wurde im Notaufnahmeverfahren um eine Stellungnah-
me gebeten, auch die britischen Besatzungsbehörden vernahmen den ehe-
maligen Generalinspekteur, was für seinen Lebensweg von entscheidender 
Bedeutung wurde. 

Bialek ging nach London und arbeitete laut MfS „als Agent“ für den Leiter 
des deutschsprachigen Dienstes der BBC, Austin Harrison,215 tatsächlich be-
stritt er zusammen mit James Thomson bei der BBC eine Sendereihe, die 
von März 1954 bis Juni 1955 unter dem Titel „Theorie und Praxis der SED“ 
lief. Auch zahlreiche weitere Sendungen wurden von ihm konzipiert oder 
beliefert.216 Möglicherweise machten ehemalige Arbeitskollegen den Ostbü-
roleiter Stephan Thomas, der früher ja selbst für die BBC gearbeitet hatte, 
auf Robert Bialek aufmerksam, der sich nach wie vor als Kommunist fühlte, 
jedoch mit der SED gebrochen hatte.217 Ab Mai 1955 arbeitete er jedenfalls 
für das SPD-Ostbüro. Er lieferte beispielsweise Texte für die „Einheit“ und 
„SED-Opposition“ – was der Staatssicherheit schon vier Monate später be-

210 Beschluß v. 21.2.1953; BStU, ZA, AOP 53/56, Bd. 1, Bl. 9 f. 
211 Vorgang in: BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 3. 
212 Sachstandsbericht v. 4.9.1953; BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 3, Bl. 222. 
213 Auszug aus den Notaufnahmeakten des Robert Bialek v. 17.9.1953; BStU, ZA, AP 

21859/80, Bl. 36. 
214 Schreiben v. 30.9.1953; ebenda, Bl. 37. 
215 Information 129/69 v. 11.4.1969, S. 2; BStU, ZA, ZMA XX 295, o. Pag. 
216 Herms; Noack: Aufstieg und Fall des Robert Bialek (1997), S. 252 ff. 
217 Mischnick: Von Dresden nach Bonn (1991), S. 229. 
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kannt war 218 – und führte unter dem Decknamen Bruno Wallmann sogar 
selbst Informanten.219 Seine Biographie wurde unter dem Titel „The Bialek 
Affair“ in der „Junge Welt“-Tarnausgabe vom Januar 1956 vorgestellt, ohne 
jedoch auf die damalige Tätigkeit Robert Bialeks einzugehen. Am 4. Fe-
bruar 1956 wurde er entführt. Danach verliert sich seine Spur. 

Die Person Bialek war nicht unproblematisch, war er doch in der SBZ/ 
DDR an der Drangsalierung und Bekämpfung von Demokraten beteiligt ge-
wesen.220 So verwundert es auch nicht, daß die Vorbehalte gegen ihn ge-
waltig waren und auch im Ostbüro der Verdacht herrschte, Robert Bialek 
könne „zur Bewährung“ in den Westen geschickt und zum Zeitpunkt seiner 
Entführung wieder abberufen worden sein.221 

Bialek war im Ostbüro zuständig für die bewaffneten Organe der DDR 
und für die Haftanstalten. Daneben hielt er Kontakt zu Mitarbeitern im ZK 
der SED, so zu Siegfried Weigel, der im Februar 1956 flüchtete und an-
schließend selbst für das Ostbüro arbeitete.222 Geflüchtete Freunde und Be-
kannte von Mitarbeitern der Volkspolizei oder Gefängnisaufsehern schrie-
ben diese im Auftrag des Ostbüros in der DDR an und trafen sich teilweise 
mit ihnen in Westberlin, wo sich Robert Bialek dann unter dem Decknamen 
Wallmann hinzugesellte, um diese Personen zu befragen. Da jedoch gerade 
diese Berufsgruppen besonders SED-treu waren, erfuhr das MfS umgehend 
von diesen Aktivitäten. Die Folge war, daß die Geheimpolizei ab September 
1955 gleich sieben Geheime Mitarbeiter auf Wallmann ansetzte und bald 
über seine wahre Identität informiert war, nachdem sie hinter dem Deckna-
men zunächst Wolfgang Leonhard vermutet hatte.223 Grund für die schnelle 
Enttarnung war auch Robert Bialeks Redseligkeit. Zwar teilte er keinem sei-
ner Besucher seinen tatsächlichen Namen mit, schilderte aber seinen politi-
schen und beruflichen Werdegang, was dem MfS eine Identifizierung leicht 
machte. Daneben gab er Phantasiegeschichten aus der Widerstandsarbeit der 
SPD zum Besten; schon 1935 hatten ihn Phantasiedarstellungen des kom-
munistischen Widerstandes in der Gestapohaft in arge Bedrängnis gebracht. 
Damals, wie 20 Jahre später, hatte Robert Bialek „die gefährlichen Folgen 
seiner Phantastereien nicht einkalkuliert“.224 Kurze Zeit später war der Staats-
sicherheit bekannt geworden, daß der britische Geheimdienst offenbar In-
formationen darüber hatte, „daß Robert Bialek entweder geraubt oder besei-
tigt werden soll. [...] Unseren GIs [gegenüber] brachte er zum Ausdruck, daß 

218 Bericht v. 29.9.1955; BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 2, Bl. 88. 
219 Lebensbeichte W., o. D.; ADL, 2923. 
220 Mischnick: Von Dresden nach Bonn (1991), S. 228. 
221 Lebensbeichte W., o. D.; ADL, 2923. 
222 Brief von Weigel an den Autor v. 29.3.1992. 
223 Bericht v. 31.1.1956; BStU, ZA, AOP 259/56, Bd. 2, Bl. 248. Die endgültige Identifizie-

rung gelang am 25.9.1955. Vgl. auch Herms; Noack: Aufstieg und Fall des Robert Bialek 
(1997), S. 289. 

224 Ebenda, S. 77. 
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er auf Grund seiner früheren Tätigkeit und ehem[aligen] Funktion damit rech-
net, wenn er sollte zurückgebracht werden, daß damit sein Leben beendet 
sei.“225 Bis dahin sollte noch ein knappes Jahr vergehen. 

Das MfS war von den Aktivitäten Robert Bialeks äußerst beunruhigt, gab 
es doch ernstzunehmende, wenngleich nicht verifizierbare Hinweise darauf, 
daß er auch Kontakt zum ZK-Mitglied Kurt Hager hatte.226 Hager war je-
doch so prominent, „daß von uns aus keine Ermittlungen geführt werden kön-
nen“, stellte die Staatssicherheit fest.227 

Wenngleich bis heute in den Unterlagen der Staatssicherheit kein Opera-
tivplan zur Verschleppung Robert Bialeks aufgetaucht ist,228 so ist doch aus 
verschiedenen anderen Unterlagen erkennbar, daß er tatsächlich in den Osten 
entführt wurde. In einem Schreiben der Bezirksverwaltung Dresden der 
Staatssicherheit, nur vier Tage nach seinem Verschwinden, wird von einer 
„Liquidierung des Robert Bialek“ gesprochen,229 gleichzeitig forderte das 
Ministerium in Berlin Unterlagen über ihn bei der ursprünglich zuständigen 
MfS-Bezirksverwaltung in Dresden an.230 Gut zwei Wochen später stellte 
die Dienststelle Riesa der Staatssicherheit ihre Ermittlungen „über den ehe-
maligen Kreissekretär der SED von Großenhayn, Bialek, Robert“, ein, da 
dieser „sich in Haft befindet“.231 Ab hier verliert sich seine Spur. Woher die 
Kreisdienststelle des MfS in Riesa wußte, daß Robert Bialek sich in Haft be-
findet, geht aus den Akten nicht hervor. In der Akte klafft ein Loch vom März 
1956 bis zu den ersten Briefen von Frau Bialek an die DDR-Behörden, in 
denen sie sich nach dem Schicksal ihres Mannes erkundigt. Genaueres fin-
det sich hingegen in der Personalakte des GI „Trommler“ von der Bezirks-
verwaltung Potsdam. Er war mehrfach zu Robert Bialek alias Wallmann ge-
schickt worden, die Staatssicherheit plante sogar seine Teilnahme an der 
Entführung, wozu es jedoch nicht kam: In seiner IM-Personalakte heißt es 
dazu: „Es wurde auch ein Plan ausgearbeitet, der aber überflüssig wurde, da 
kurz darauf von der Hauptabteilung, welche noch bessere Möglichkeiten 
hatte, Wallmann in die DDR geholt wurde.“ Außerdem: „Im Februar 1956 
wurde Wallmann von der Hauptverwaltung Berlin nach dem demokrati-
schen Sektor geholt und verhaftet.“232 Die Entführung selbst scheint sich so 
abgespielt zu haben, daß Robert Bialek – entgegen einer Grundregel des 
Verbindungswesens des Ostbüros – zum Gespräch mit einem in Ostberlin 

225 Bericht über Bialek v. 5.10.1955; BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 2, Bl. 168. 
226 Kurt Hager, geb. 1912, KPD, dann SED, Spanienkämpfer und ab 1939 in britischer Emi-

gration, war seit 1955 Sekretär des ZK der SED. 
227 Auswertung v. 3.2.1956; BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 2, Bl. 241. 
228 Kurze Einschätzung v. 17.1.1955, S. 3; BStU, ZA, AS 171/56. Aus der Akte geht hervor, 

daß „aktive Maßnahmen“ vielfach lediglich mündlich besprochen wurden. 
229 BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 1, Bl. 61. 
230 Beschluß v. 21.2.1953; BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 1, Bl. 61. 
231 Aktenvermerk der KD Riesa v. 23.4.1956; BStU, ASt Dresden, AP 318/56. 
232 BStU, ASt Potsdam, AIM 1330/66, Bd. I/1, S. 117 ff. 
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wohnenden „Meister der Volkspolizei“, namens Herbert Hellwig, in die West-
berliner Privatwohnung eines aus der DDR geflohenen Bekannten mit Na-
men Paul Drzewiecki ging.233 Beide waren Geheime Mitarbeiter des MfS: 
Hellwig spitzelte normalerweise für die Abteilung VII an seinem Arbeits-
platz, dem Gefängnis Rummelsburg, und für Drzewiecki hatte die Staats-
sicherheit im Januar 1956 eigens diese Wohnung „Albert“ angemietet.234 

Robert Bialeks Besuche bei Drzewiecki, der in der NS-Zeit für die SPD 
Untergrundarbeit geleistet hatte, wurden zunächst durch Mitarbeiter des Ost-
büros gesichert.235 Nach mehreren Gesprächen mit ihm und Hellwig war 
sich Wallmann sicher, keine Helfer der ostdeutschen Geheimpolizei vor sich 
zu haben, zumal es sich bei beiden um ehemalige Sozialdemokraten han-
delte. Vorsichtsmaßnahmen unterblieben daraufhin. Alfred Weber brachte 
Robert Bialek am Tag der Entführung noch zur besagten Wohnung, wo 
Drzewiecki eine verspätete Geburtstagsfeier abhalten wollte. Er überließ 
Bialek zwar zur Sicherheit seine Pistole, doch dies half wenig: Durch ein 
Betäubungsmittel im Bier willenlos gemacht, wurde Bialek zusammen mit 
Hellwig am Abend des 4. Februar 1956 nach Ostberlin gebracht. Drzewiecki 
verschwand, kurz nachdem der Menschenraub stattgefunden hatte, ebenfalls 
in den Osten. 

Nach der Entführung interessierte sich die Staatssicherheit sehr genau für 
die Behandlung des Falles in den Westmedien und durch die westdeutsche 
Justiz. Die Ehefrau Inge Bialek hatte den Berliner Rechtsanwalt Werner 
Commichau, Leiter der Rechtsstelle, die politischen Häftlingen in der DDR 
im Auftrag der Bundesregierung beistehen sollte, mit ihrer juristischen Ver-
tretung beauftragt. Aus seiner Kanzlei gelangten die Unterlagen der West-
berliner Staatsanwaltschaft, die der Rechtsanwalt angefordert hatte, vollstän-
dig an das MfS. 

Alfred Weber vom SPD-Ostbüro gelang es, die Staatsanwaltschaft Berlin 
davon zu überzeugen, daß es im Sinne einer besseren Behandlung Robert 
Bialeks in Ostberlin notwendig sei, nichts über sein Beschäftigungsverhält-
nis bei der SPD zu erwähnen. Zudem sollte das Ostbüro in der Öffentlich-
keit nicht ins Gerede kommen, was Weber allerdings nicht sagte. „Das Ost-
büro der SPD wird in jedem Fall vorläufig auf dem Standpunkt beharren, 
daß er für den BBC gearbeitet hat“,236 teilte er der Kriminalpolizei mit. Tat-
sächlich erregte der erneute Menschenraub zwar eine erhebliche öffentliche 
Empörung, das Ostbüro wurde jedoch kaum in Verbindung zu Robert Bialek 

233 Hellwig wurde wegen dieser Entführung mit Todesfolge im Juli 1997 zu lediglich 10 Mo-
naten Haft verurteilt. Drzewiecki war zu diesem Zeitpunkt bereits tot. 

234 Drzewiecki kam am 19.5.1953 als Flüchtling nach Westberlin, nahm Kontakt zum SPD-
Ostbüro jedoch erst am 23.9.1955 auf. 

235 Nachfolgende Schilderung in: Niederschrift der Staatsanwaltschaft Berlin v. 5.2.1956; 
BStU, ZA, AP 21859/80, Bl. 16 ff. 

236 Ebenda, Bl. 20. 
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gebracht. Ohne Angabe von Gründen wurde der Mitentführer Paul Drze-
wiecki einige Monate später ganz förmlich aus der SPD ausgeschlossen.237 

Der Fall Robert Bialek hätte dem SPD-Ostbüro großen politischen Scha-
den zufügen können, doch dieser trat nicht ein. Zwar listete die Staatssicher-
heit elf angebliche V-Leute des SPD-Ostbüros auf,238 die im Zusammenhang 
mit Bialeks Verschwinden festgenommen wurden, es scheint sich aber hier 
um eine Pseudo-Erfolgsmeldung zu handeln: Sechs der V-Leute gehörten 
dem „Patina-Komplex“ um das Ehepaar Bräuning an, weitgehend Personen 
aus dem Kulturbereich der DDR, zu denen Bialek überhaupt keinen Kontakt 
hatte,239 und die teilweise schon vor Bialeks Entführung inhaftiert worden 
waren. Bei zwei weiteren Festgenommenen handelte es sich nicht um Hilfs-
kräfte des SPD-Ostbüros, sondern um Kontaktleute der Ostredaktion des „Te-
legraf“, zu der Bialek ebenfalls keinen Kontakt hatte. Und die anderen drei 
Verhafteten, Arnold Wadzack, Helene Merkle und Werner Teske, tauchen 
nie wieder in den Erfolgsstatistiken der Arbeit der Staatssicherheit gegen das 
SPD-Ostbüro auf. So sieht alles nach einer mühsam zusammengereimten Er-
folgsgeschichte aus, die wahrscheinlich den Mißerfolg der großangelegten 
Operation oder gar den Tod Robert Bialeks verschleiern sollte. 

Das weitere Schicksal Bialeks nach seiner Entführung liegt im dunkeln. 
In MfS-Haft scheint sich Bialek nicht lange befunden zu haben, darauf deu-
tet ein interner Schriftwechsel zwischen der Generalstaatsanwaltschaft und 
der Staatssicherheit hin.240 Eigenen GI gegenüber wurde so getan, als ob 
sich Bialek in der Gewalt des MfS befinde und „arbeitsmäßige Überlastung 
vorgetäuscht“. Dem Ostbüro versuchte man weiszumachen, „daß das MfS in 
Berlin im Besitz umfangreicher Listen sei und jetzt auf Hochtouren arbei-
te“.241 Bialeks Frau Inge erhielt allerdings zehn Tage nach dem Verschwin-
den ihres Ehemannes den Anruf eines „Angehörigen der Vollstreckungsor-
gane der DDR“. Dieser berichtete ihr „aus Gründen der Menschlichkeit“, ihr 
Gatte sei „am 11.2. in seiner Zelle an den Folgen der Vergiftung [durch das 
Betäubungsmittel] gestorben [...]. Mein Mann sei nach seiner Einlieferung 
mehrere Male vom Staatssekretär des Ministeriums für Staatssicherheit, Erich 
Mielke, aufgesucht worden.“242 Die Staatssicherheit scheint ihrerseits die 
eigenen Akten zum Entführungsvorgang so gründlich vernichtet zu haben, 
daß 1980 (!) das restliche Material über Robert Bialek mit der kuriosen Be-
merkung archiviert wurde: „Im zurückliegenden Bearbeitungsprozeß konn-

237 Warnrundschreiben v. 23.7.1956; AdsD, Ostbüro-Archiv, 444. 
238 BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 2, Bl. 319. 
239 Dies wird auch heute vom Ehepaar Bräuning, das damals verhaftet wurde, bestätigt. (Ge-

spräch des Autors mit Ursula und Heinz Bräuning am 10.5.1997) 
240 Handschriftliche Bemerkung Jahnke v. 9.11.1956; BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 3, 

Bl. 370. 
241 Bericht v. 17.2.1956; BStU, ZA, AOP 249/56, Bd. 2, Bl. 317. 
242 Schreiben von Inge Bialek an Generalstaatsanwalt Melsheimer v. 30.11.1956; BStU, ZA, 

AOP 249/56, Bd. 3, Bl. 377. 
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ten keine Angaben erarbeitet werden, die eine entsprechende feindliche Tä-
tigkeit bestätigen.“243 

Im Juni 1961 erfolgte eine weitere Entführung, die im Zusammenhang 
mit dem SPD-Ostbüro zu sehen ist. Heinz Brandt244, ehedem Kommunist 
und bis August 1953 Sekretär der SED-Bezirksleitung Berlin, später Chef-
redakteur des Verlages „Die Wirtschaft“, war 1958 in den Westen geflohen. 
Er hatte 1946 Kontakt zum späteren Ostbüroleiter Siggi Neumann aufgenom-
men, den er noch aus gemeinsamen kommunistischen Kampfzeiten kannte. 
Eine Betätigung für das Ostbüro der SPD kann für die Zeit zwischen 1946 
und 1956 ausgeschlossen werden, möglicherweise nahm er jedoch im Herbst 
1956 wieder Kontakt zu Siggi Neumann auf, mit dem er angeblich bis zu 
seiner Flucht im September 1958 zusammenarbeitete.245 Nach seiner Flucht 
war er freiberuflich für das Ostbüro tätig, beispielsweise stammten einige 
Exemplare der „SED-Opposition“ sowie der Tarnausgabe der „Einheit“ von 
ihm. Schon 1959 sollte Brandt von der Staatssicherheit entführt werden,246 

er verließ jedoch noch im März 1959 Berlin und wurde Redakteur der Ge-
werkschaftszeitung „Metall“ in Frankfurt am Main. Doch das MfS hatte ihn 
nicht vergessen. Bei einem Aufenthalt in Westberlin wurde er am 16. Juni 
1961 unter Mitwirkung der Agenten der Abteilung II der HV A „Wein“ und 
„Straußberg“ entführt.247 Hierbei handelte es sich wahrscheinlich um den 
Angestellten des IG-Metall-Vorstandes Hans Beyerlein und die unmittelbar 
an der Tat beteiligte Eva Walter, die Brandt schon seinerzeit als Tatbetei-
ligte identifiziert hat.248 Im Mai 1962 wurde er zu 13 Jahren Zuchthaus ver-
urteilt, unter anderem wegen seiner Betätigung für das Ostbüro, aber auch 
seine alten Kontakte zu Neumann machte man ihm zum Vorwurf.249 Haupt-
belastungszeuge war ein Martin Böttcher, den das SPD-Ostbüro auf einer 
Pressekonferenz schon ein halbes Jahr zuvor als „SSD-Provokateur und 
Agenten“ bezeichnet hatte.250 Mitangeklagt waren in dem Prozeß Karl Rad-
datz, Abteilungsleiter beim Ausschuß für Deutsche Einheit, und Wilhelm 
Fickenscher, denen unter anderem Spionage für die Organisation Gehlen vor-
geworfen wurde. Sie wurden zu siebeneinhalb bzw. zwölf Jahren Haft ver-
urteilt. Nach erheblichen internationalen Protesten wurde Brandt im Mai 1964 
in den Westen entlassen. 

Den wahrscheinlich größten operativen Erfolg erzielte die Staatssicher-
heit mit der Entführung des Berliner FDP-Ostbüro-Mitarbeiters Hans Füld-

243 Abverfügung zur Archivierung v. 14.7.1980; BStU, ZA, AP 21859/80, Bl. 61. 
244 Brandt: Ein Traum (1967). 
245 Kerblochkarte Nr. 63; BStU, ZA, HA IX, 1426, Bl. 81. Vgl. auch Posser: Anwalt im 

Kalten Krieg (1991), S. 321. 
246 Quartalsbericht II/59; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 2a, Bl. 211. 
247 Fricke; Ehlert: Entführungsaktionen (1999), S. 1185. 
248 Brandt: Traum (1967), S. 35–37, 333–339. 
249 Beckert: Die erste und letzte Instanz (1995), S. 218–221. 
250 Ostspiegel v. 15.5.1962, S. 1 ff. 

182 



 

 
 
  

 
 

 

  

 

 
 

 
 

  

 

 

  

 
   

  
   

  
  

    

    

 
  

ner alias Ludwig: Sie warf das gerade konsolidierte FDP-Ostbüro wieder weit 
zurück. Hans Füldner, seit dem 16. Februar 1953 hauptamtlich als Sach-
bearbeiter im Ostbüro der FDP in Berlin beschäftigt,251 wurde schon am 
9. Oktober dieses Jahres von der Staatssicherheit verschleppt.252 Er wollte 
offenbar mit Vertretern des US-Geheimdienstes in Kontakt treten. Doch die 
angeblichen US-Geheimdienstler, mit denen sich Hans Füldner traf, brach-
ten ihn in ihrem PKW in den Ostsektor. Die Flüchtlingsbetreuung, aber auch 
die spätere Propagandatätigkeit Hans Füldners waren der Staatssicherheit 
gut bekannt; sie wußte, daß er seit einem dreiviertel Jahr Dreh- und Angel-
punkt der FDP-Widerstandsarbeit in Berlin war.253 Auch über seine mili-
tanten Aktionen gegen SED-Büros in Westberlin wußte sie Bescheid. Nach 
dem 17. Juni 1953 „haben wir unter Zuhilfenahme der Kampfgemeinschaft 
der Ost-LDP-Flüchtlinge und einer Anzahl von LDP-Flüchtlingen aus diver-
sen Flüchtlingslagern die Räumung von drei SED-Bezirksbüros [...] organi-
siert. Die Polizei leistete passiven Beistand. Eine Anzahl Fahnen, Stempel 
und sonstige Papiere haben wir als ‚Jagdtrophäen‘ im Ostbüro untergebracht. 
Aktenmaterial wurde nicht verbrannt, sondern der Polizei zur Auswertung 
übergeben“,254 hatte Hans Füldner damals der Bonner Leitung mitgeteilt. 

Ein gutes halbes Jahr lang wurde er 56 Mal verhört, teilweise nächtelang. 
Westdeutsche Zeitungen berichteten zwar über das Verschwinden des Ost-
büro-Mitarbeiters, doch teilweise geradezu denunziatorisch. „Fögner [sic!]“, 
so beispielsweise „Die Welt“, „war nach der offiziellen Version vor etwa 
drei Wochen auf einer privaten Geburtstagsfeier in Ostberlin verhaftet wor-
den. In Wirklichkeit hatte er als getarnter SSD-Agent im FDP-Ostbüro gear-
beitet. Bei seiner Rückkehr nach Ostberlin, die durch eine Scheinverhaftung 
verschleiert werden sollte, lieferte er dem SSD eine Liste mit den Namen 
von 27 Mitarbeitern der FDP in der Sowjetzone aus. Sie sind inzwischen 
festgenommen worden. [...] Fögner selbst ist inzwischen unter dem Deck-
namen Oswald Abteilungsleiter im LDP-Bezirksverband Halle geworden.“255 

Wie es zu dieser unglaublichen Falschmeldung kam, ist heute nicht mehr 
nachzuvollziehen. Tatsache ist, daß diese Mär der Staatssicherheit sehr zu 
paß kam. Sie wurde allerdings auch durch Gerüchte genährt, die im Zusam-

251 Vernehmungsprotokoll Hans Füldner v. 10.10.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8. 
F. hatte als Soldat in einer britischen Einheit gedient und kam 1945 nach Deutschland zu-
rück. Er ging nach Erfurt, heiratete und wurde LDPD-Mitglied. 1948 floh er in den We-
sten und arbeitete in Siegen-Geißweid als Schweißer. Zunächst als Flüchtlingsbetreuer in 
einem der drei Notaufnahmelager vorgesehen, wurde Füldner dann Mitarbeiter des HDO 
Berlin. 

252 Verschiedentlich wird in den Akten des MfS auch von „Ende September“ als Verhaf-
tungszeitraum gesprochen, so in: BStU, ZA, AS 35/62, Bd. 7, Bl. 55. 

253 Diese und nachfolgende Angaben in Stellungnahme von Naase über den „Fall Ludwig“; 
BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I/2, Bl. 37–47. 

254 Monatsbericht Juni 1953 v. 3.7.1953; ADL, 2531, S. 3. 
255 „Jagd nach Agenten in der Ost-LDP“. In: Die Welt v. 24.11.1953, S. 2. 
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menhang mit innerparteilichen Auseinandersetzungen gestreut wurden; selbst 
der Leiter der Berliner Außenstelle des FDP-Ostbüros Hans Bach behaup-
tete, Hans Füldner sei Agent der Staatssicherheit gewesen.256 

Nach Angaben des MfS konnten aufgrund der Vernehmungen von Hans 
Füldner zunächst neun Verhaftungen in der DDR im Rahmen der „Aktion 
Schlag“ vorgenommen werden; drei der Festgenommenen wurden umge-
hend überworben.257 Hans Füldner nimmt heute für sich in Anspruch, Na-
men von DDR-Bürgern erst nach einigen Tagen genannt zu haben, als er si-
cher sein konnte, das Ostbüro habe die Betreffenden inzwischen gewarnt, 
und diese befänden sich nicht mehr an ihren Wohnorten. Offenbar wurde 
aber nur ein Teil der Kontaktleute benachrichtigt. Nach Einschätzung des 
Bonner Ostbüroleiters Karl-Heinz Naase konnten die meisten Festnahmen, 
die nach dem Verschwinden Hans Füldners erfolgt waren, nicht mit etwai-
gen Aussagen von ihm in Verbindung gebracht werden. Ein beträchtlicher 
Teil der Verhafteten habe mit dem Ostbüro und der Informationsstelle nie 
etwas zu tun gehabt.258 

Manche Verhaftungen, wie die des Heinz I., der ab März 1953 für Porzigs 
Informationsstelle gearbeitet hatte, führten schneeballartig zu weiteren Ver-
haftungen.259 Allein durch seine Aussage konnten zwölf weitere FDP-Freunde 
festgenommen werden. Er selbst war am 11. Oktober 1953 inhaftiert wor-
den, anschließend verhörte man ihn von 22.30 bis 23.45 Uhr, von 2.00 bis 
6.30 Uhr und von 9.00 bis 12.00 Uhr des kommenden Tages. Nach diesem 
Dauerverhör brach er zusammen, wurde von der Staatssicherheit angewor-
ben und arbeitete schon ab dem 18. Oktober 1953 unter dem Decknamen 
„Heimat“ in Westberlin. 

Doch auch die Leitung des FDP-Ostbüros blieb nicht untätig. Die festbe-
schäftigten und ehrenamtlichen Mitarbeiter wurden von nun an regelmäßig 
sicherheitsüberprüft. Außerdem versuchte man, Entführungen und anderen 
Operationen der Staatssicherheit vorzubeugen. Am 1. April 1954 erließ Karl-
Heinz Naase eine Dienstanweisung, in der alle Mitarbeiter angewiesen wur-
den, Aktenschränke etc. nach Dienstschluß „18 Uhr bzw. 13 Uhr am Sonn-
abend“ zu verschließen. Insbesondere ordnete der Bonner Ostbüroleiter an, 
daß „pünktlich zum Dienstschluß die Arbeit beendet wird“.260 Zwei Monate 
später regelte man zudem „aus gegebenem Anlaß“ die Benutzung von öffent-
lichen Verkehrsmitteln: „Jeder Mitarbeiter [...] darf ab sofort nur solche 
Verkehrsmittel in Berlin benutzen, bei denen gewährleistet ist, daß sie unter 
Westberliner Regie stehen und nicht die letzte Station vor der Sektorengrenze 
überfahren können. Damit ist ab sofort eine Benutzung der S-Bahn verbo-

256 Vgl. Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 79. 
257 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/5, Bl. 16 ff. 
258 Vgl. Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 79. 
259 Hierzu und zur Aktion „Schlag“: BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/5. 
260 Dienstanweisung v. 1.4.1954; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 194. 
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ten.“ Solche Regelungen galten im Prinzip für alle Ostbüros: Die Mitarbeiter 
der garage des SPD-Büros wurden abends sogar gemeinsam nach Hause ge-
fahren, das Haus selbst nachts taghell erleuchtet und von einem Hund be-
wacht. 

Ehrenamtliche Mitarbeiter sollten künftig „nur nach Billigung durch die 
Zentrale und eingehender Überprüfung“ im Ostbüro der FDP arbeiten kön-
nen; bis dahin sollen es zeitweise bis zu 700 gewesen sein,261 ein ideales 
Reservoir für Aktivitäten der Staatssicherheit. Bei „Nichtbefolgung obiger 
Vorschriften“ drohte Karl-Heinz Naase den Mitarbeitern mit strengen diszi-
plinarischen Maßnahmen bis hin zur fristlosen Kündigung.262 Bereits einige 
Wochen später waren erneut sicherheitswidrige Verhaltensweisen einiger Mit-
arbeiter des Ostbüros Grund für eine weitere Dienstanweisung. Man hatte 
erkannt, daß einer der wunden Punkte, die zur Verhaftung vieler Kontakt-
leute führten, die mangelnde Abschottung der I-Stelle vom eigentlichen Ost-
büro war. Die I-Stelle, hausintern „Büro Selle“ genannt, war eben doch nicht, 
wie ursprünglich konzipiert, unabhängig betrieben worden. Zwar hatte Karl-
Heinz Naase nach der Verhaftung von Hans Füldner betont, die Parteifreun-
de, die im Osten unter dem Vorwurf verhaftet worden waren, sie hätten mit 
der I-Stelle zusammengearbeitet, habe dieser gar nicht kennen können, da er 
in der Württembergallee gearbeitet habe.263 Tatsächlich konnte aber von ei-
ner wirklichen Trennung beider Dienststellen nicht die Rede sein. So hatte 
Hans Füldner ihm schon kurz nach seiner Einstellung geschrieben: „Auch 
Herr Selle schwirrt ab und zu einmal umher, so daß ich auch ihn bereits 
‚vereinnahmt‘ habe“.264 Um diese fahrlässige Praxis zukünftig zu unterbin-
den, erging am 28. Juni 1954 eine Anweisung des Bonner Ostbüroleiters an 
die Berliner Mitarbeiter, in der es unter anderem hieß: „Ich mache erneut 
und mit aller Eindringlichkeit darauf aufmerksam, daß zwischen dem Ostbü-
ro der FDP und dem sogenannten Büro Selle keinerlei Beziehungen zu be-
stehen haben. [...] Herr Selle ist von mir erneut davon unterrichtet worden, 
daß er seine Besuche im Ostbüro [...] einstellen soll.“265 

Außerdem trug man der Möglichkeit des Abhörens von Telefongesprä-
chen zwischen Berlin und Bonn Rechnung. Die Ostbüroleitung verfügte im 
April 1955, daß nur noch kodierte Namen für Personen und Einrichtungen 
benutzt werden durften. Naase hieß in Telefongesprächen zukünftig nur 
noch der Direktor, die FDP-Bundesgeschäftsstelle galt als Direktion. Die Ber-
liner Dienststelle wurde „die Filiale“ genannt.266 

261 Tätigkeitsbericht 20.4.1956–10.1.1957; ADL, 2608. Laut Tätigkeitsbericht des Ostbüros 
1954/55 v. 14.2.1955, S. 4, handelte es sich hierbei um Auskunftspersonen im Westen. 

262 Dienstanweisung v. Juni 1954; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 195. Vorstehende 
Zitate dort. 

263 Vermerk von Naase „Der Fall Ludwig“; ebenda, Bd. I/2, Bl. 44 f. 
264 Schreiben von Füldner an Naase v. 18.2.1953; ADL, 2563. 
265 Dienstanweisung v. 28. Juni 1954; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 196. 
266 Aktenvermerk von Naase v. 19.4.1955; ebenda, Bl. 82. 

185 



    

   

 

 

  
 

 
 

  

 
 

 
  

  

  

 
   

 
  

  

 
 

   

 
  

Nach der Verhaftungswelle des Herbstes 1953 verfügte die FDP kaum 
noch über Mitarbeiter im Osten. Sie säßen entweder im Gefängnis oder in 
Westberlin, teilte Porzig Ende Oktober mit: „Lediglich über den Bezirksver-
band Frankfurt/Oder werde ich Euch noch spärliche Meldungen bringen kön-
nen. Alles andere dürfte kaputt sein. [...] So drollig es ist, im Augenblick ist 
es für mich tatsächlich leichter, Meldungen über Flugplätze zu bekommen 
als über irgendeinen Kreisverband der LDP. Ich glaube, es ist besser, wenn 
wir uns in Zukunft auf den Verkauf von Hosenträgern stürzen.“267 Aus heu-
tiger Sicht schätzt Porzig die Zahl der Verhafteten auf rund die Hälfte der 
überhaupt jemals für ihn tätigen Personen und beziffert diese auf rund 25 
LDPD-Freunde.268 Daß die Staatssicherheit erheblich mehr Festnahmen mel-
den konnte als Porzig an direkten Kontaktleuten hatte, lag an Gruppenbil-
dungen, die vom Ostbüro nicht gewollt waren, aber auch nicht verhindert 
wurden, wenn man darüber informiert war. Liberale, die Kontakt in den We-
sten hatten, scharten oftmals Gleichgesinnte um sich, die nach der Enttar-
nung der Kontaktleute in der Regel auch gefährdet waren. Eine Konsequenz 
war dann auch, daß Naase zukünftig nur noch Einzelkontakte zulassen woll-
te,269 ein Schritt den die SPD schon vier Jahre zuvor vollzogen hatte. 

Einen Monat nach der Entführung von Hans Füldner lagen Porzig die sei-
ner Ansicht nach ersten authentischen Berichte über die Verhaftungswelle 
vor. Sie stammten aber von jenem Heinz I., der nach seiner Verhaftung 
„überworben“ worden war und im Auftrag des MfS als „Flüchtling“ in den 
Westen gegangen war. Hans Füldner habe „andere Parteifreunde in der Zone 
schwerer belastet, als es notwendig war. Ja, ich muß noch deutlicher wer-
den, er hat ihnen Dinge angehängt, die gar nicht waren. Ich kann Dir mittei-
len, daß ich Auszüge aus der Vernehmung des Hans Füldner habe“,270 schrieb 
Porzig an das Bonner Büro. Offenbar hatte die Staatssicherheit ein Interesse 
daran, die laufende Verhaftungswelle in LDPD-Kreisen Hans Füldner in die 
Schuhe zu schieben. 

Karl-Heinz Naase hielt dem entgegen, daß „ein großer Teil“ der 70 bis 100 
vom SSD verhafteten Liberaldemokraten mit der KgU, dem Untersuchungs-
ausschuß Freiheitlicher Juristen und nicht zuletzt auch mit der Organisation 
Gehlen zusammengearbeitet hat – und nicht mit den beiden FDP-Stellen. 
„Soweit bisher festgestellt werden konnte, kann [...] nur ein Bruchteil der 
seit dem 9. Oktober durchgeführten Verhaftungen von Liberaldemokraten in 
der Sowjetzone auf die Aussagen Hans Füldners direkt oder indirekt zu-
rückgeführt werden.“271 Damit lag Karl-Heinz Naase richtig, denn selbst die 

267 Brief von Porzig an Schollwer v. 27.10.1953; ebenda, Bl. 84. 
268 Porzig in einem Gespräch mit dem Autor v. 16.12.1996. 
269 Vermerk v. 3.11.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 80. 
270 Schreiben von Selle an Naase v. 9.11.1953; ADL, 2563. 
271 Vermerk von Naase „Der Fall Ludwig“; Nachfolgendes Zitat ebenda. BStU, ZA, AOP 

1539/65, Bd. I/2, Bl. 44. Vgl. auch Interview mit Hermann Marx, v. 4.12.1996, S. 1 f. 
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Staatssicherheit bezifferte intern die Zahl der durch die Vernehmungen von 
Hans Füldner und den fünf Monate später entführten Horst Gassa festgenom-
menen Personen auf gerade zwanzig.272 Insgesamt ordnete die Staatssicher-
heit jedoch allein Selles Informationsstelle zirka 50 im Gebiet der DDR fest-
genommene Personen zu,273 ein deutlicher Hinweis darauf, daß viele Namen 
auf anderem Wege bekanntgeworden waren. Die Gerüchte um Hans Füldner 
dienten der Staatssicherheit zum Schutz ihrer Geheimen Mitarbeiter im Um-
feld der FDP-Büros, an erster Stelle von Günter Hegewald alias „Hans“, der 
so zunächst ungestört weiterarbeiten konnte.274 

Der Schauprozeß gegen die FDP-Ostbüro-Mitarbeiter Füldner und Gassa 
kann als propagandistisch-justitielle Aufarbeitung des Volksaufstandes durch 
das SED-Regime angesehen werden. Sie wurden zusammen mit dem Re-
dakteur Wolfgang Silgradt, der laut Generalstaatsanwalt Melsheimer unter 
anderem auch für das CDU- und das FDP-Ostbüro gearbeitet haben soll,275 

und dem Streikführer vom 17. Juni Werner Mangelsdorf aus Gommern ange-
klagt, „am faschistischen Putschversuch am 17. Juni aktiv beteiligt“ gewesen 
zu sein. Der Prozeß war vor allem eine „volkspädagogische Inszenierung“.276 

Tatsächlich dürfte kaum eine Organisation weniger Anteil am Zustandekom-
men des Arbeiteraufstandes gehabt haben als das FDP-Ostbüro. So saß eigent-
lich nicht die FDP-Organisation auf der Anklagebank, sondern die „westli-
chen Agentenzentralen“ schlechthin, die nach SED-Lesart den „faschistischen 
Putschversuch“ vorbereitet und gesteuert hatten. In diese Inszenierung paßte 
die Anklage gegen Werner Mangelsdorf, der zwar nichts mit dem FDP-Ost-
büro zu tun hatte, aber dafür wirklich am Juni-Aufstand beteiligt war. Sil-
gradt stand in erster Linie als Mitarbeiter des Forschungsbeirates für Fragen 
der Wiedervereinigung unter Anklage, der als zentrales Planungsgremium 
„zur besseren Organisierung und Intensivierung des Tages X“ angesehen 
wurde.277 

Zwei Umstände dieses Schauprozesses sind hervorzuheben: Alle vier An-
geklagten waren aus Westberlin entführt worden, und die Urteilsbegründung 
war selbst für einen politischen Prozeß in der DDR dieser Zeit ausgespro-
chen konstruiert. Zu weit klaffte der Anspruch des Gerichts, „den Beweis 
für den großen Umfang und die Intensität erbracht [zu haben], mit dem der 
faschistische Putsch am 17. Juni von den Kriegstreibern organisiert wurde“ 
und die tatsächliche Beweislage auseinander.278 Füldner wurde zu zehn Jah-
ren und Gassa zu fünf Jahren Zuchthaus verurteilt. Füldner mußte sieben 

272 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4, Bl. 4. 
273 Zwischenbericht v. 25.2.1955; ebenda, Bl. 271. 
274 Vgl. Originalberichte; ebenda, Bd. II/1, Bl. 90. 
275 Abgeschriebene ADN-Meldung; ebenda, Bd. II/8, Bl. 39. 
276 Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 8. 
277 Agentenzentralen bereiten den „Tag X“ vor. Aus dem Urteil des Obersten Gerichts in der 

Strafsache gegen Silgradt u. a. In: Neue Justiz 8(1954)16, S. 460 f. 
278 Ebenda, S. 460. 

187 



  
  

 

   

 

 

   
 

 
 

 
   

    

     
  

 

 
 

   

    

  
  

 
 

   

    

Jahre in Brandenburg und in Bautzen II und I absitzen.279 Gassa hat seine 
fünf Jahre sogar vollständig verbüßt. Beide verhielten sich in der Haft nicht 
willfährig; bei Hans Füldner monierte die Anstaltsleitung, „er verbreite Ge-
rüchte über Staat und Strafvollzug, das MfS habe daher Ermittlungen gegen 
ihn eingeleitet, weil es Anzeichen gebe, daß er seine feindliche Tätigkeit in-
nerhalb des Strafvollzuges fortsetze“.280 Die Hauptangeklagten Silgradt und 
Mangelsdorf erhielten beide 15 Jahre Zuchthaus.281 Noch vor dem Urteil 
wurde am 12. März 1954 von der Staatssicherheit der „Objektvorgang Ost-
büro der FDP“282 sowie am 18. März 1954 der ebenfalls gegen das FDP-Büro 
gerichtete „Gruppenvorgang Allee“283 angelegt. Die Bezirksverwaltungen des 
damaligen Staatssekretariats für Staatssicherheit folgten mit analogen ope-
rativen Vorgängen.284 Dies bedeutete weitere Ermittlungen und weitere Ak-
tionen. 

Einer der wenigen von Verhaftung bedrohten LDPD-Kontaktleute, die 
fliehen konnten, war Paul Cunow, der im Archiv der LDPD-Zeitung „Der 
Morgen“ in Ostberlin beschäftigt war. Cunow alias Willert war von Hans 
Füldner gewonnen und anschließend der I-Stelle zur Verfügung gestellt wor-
den.285 Gewarnt wurde er von einem ehrenamtlichen Mitarbeiter des Ostbü-
ros, dem er zeitlebens dafür dankbar war und von dem in einem ganz ande-
ren Kontext noch die Rede sein wird: Werner Hähn. Cunow ist einer von 
jenen Ostbüro-Zuarbeitern, deren Verhaftung oder Beinahe-Verhaftung Hans 
Füldner zugeschrieben wurde. Der Staatssicherheit war er jedoch schon drei 
Wochen vor der Entführung Hans Füldners vom GM „Hans“, also von 
Günter Hegewald, genannt worden.286 Cunow wurde nach Intervention Karl-
Heinz Naases Anfang 1954 selbst festangestellter Mitarbeiter des Berliner 
FDP-Ostbüros,287 später sogar dessen Leiter. 

Zum eigenen Schutz mußten nach Füldners Entführung alle Ostbüro-Mit-
arbeiter der FDP Decknamen tragen, doch die Klarnamen der Mitarbeiter 
waren der Staatssicherheit schon lange bekannt. Schon im November 1953 
versuchte die Staatssicherheit, den Berliner Außenstellenleiter Hans Bach in 
die DDR zu entführen, was jedoch scheiterte.288 Die Bonner Leitung rüstete 
die Außenstellen in der Folgezeit regelrecht auf; 1956 wurden an die Mitar-

279 Telefonische Auskunft von Hans Füldner gegenüber dem Autor am 17.2.1995. 
280 Zit. nach: Beckert: Die erste und letzte Instanz (1995), S. 269 f. 
281 Vgl. ebenda S. 263 ff. 
282 Beschluß v. 12.3.1954; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 12. 
283 Vgl. ebenda, Bd. II/4, Bl. 6. 
284 Vgl. BStU, ASt Dresden, AOP 393/56, Bl. 3. 
285 Brief von Füldner an den Autor v. 30.4.1995. Auch hier werden die nicht gewollten Kon-

takte zwischen Ostbüro und I-Stelle deutlich. 
286 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/5, Bl. 47. 
287 Schreiben von Naase an Bach v. 11.1.1954; ADL, 2585. Wörtlich: „Nicht zuletzt deswe-

gen, weil C[unow] im Zusammenhang mit der Angelegenheit L[udwig] fliehen mußte 
und er zurzeit arbeitslos ist, empfehle ich die sofortige Beschäftigung des Herrn C.“ 

288 Aktennotiz von Naase v. 12.11.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I/2, Bl. 41. 
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beiter Gaspistolen ausgegeben und Jiu-Jitsu-Anleitungen gekauft, um Ent-
führungsversuchen begegnen zu können. Ob das im Ernstfall viel geholfen 
hätte, ist fraglich: „Von 2 Probeschüssen mit der Gaspistole in geschlosse-
nen Räumen war ich nicht sehr beeindruckt“, stellte ein Mitarbeiter fest, „ge-
straft ist dabei nur derjenige, der hinterher die Pistole wieder putzen muß.“289 

Cunow alias Willert besorgte sich Strichninkapseln, um der Staatssicher-
heit nicht lebend in die Hände zu fallen. Die Befürchtungen Cunows waren 
begründet, denn das MfS plante tatsächlich mehrfach, ihn zu entführen. Nach-
dem dies 1954 schon zweimal nicht zur Ausführung gekommen war, da 
Willert kurz vor dem anberaumten Termin umzog, setzte man jetzt auf einen 
Freund Cunows, auf Werner Hähn, eben jenen ehrenamtlichen Mitarbeiter, 
der unter Gefahr für Leib und Leben unter anderem Cunow vor der drohen-
den Verhaftung bewahrt hatte, aber am 26. August 1954 vom MfS angewor-
ben wurde.290 Der arbeitslose Hähn hatte noch zwei Wochen zuvor einen 
Spitzel der Staatssicherheit, den GM „Erika“, erkannt und der Westberliner 
Polizei ausgeliefert.291 Dem MfS war jedoch bekannt, daß Hähn „sich finan-
ziell nicht besonders gut stand und er auch sehr an seinen Kindern hängt, die 
hier bei seiner geschiedenen Ehefrau im demokr[atischen] Sektor leben“.292 

So ließ er sich mit Geld „im Interesse und zum Schutze des Friedens“, wie 
er in seiner Verpflichtung schrieb,293 überzeugen und lieferte der Staatssi-
cherheit als Zeichen des guten Willens gleich den ersten Namen eines FDP-
Freundes im Osten, der angeblich für Selle gearbeitet294 und Hähn zwei Pi-
stolen verkauft hatte. Dieser wurde umgehend festgenommen. Daraufhin zeigte 
sich auch die Staatssicherheit zu einer Gegenleistung bereit. Neben der fi-
nanziellen Anerkennung sorgte der Geheimdienst angeblich dafür, daß Hähns 
Wunsch nachgekommen wurde und seiner geschiedenen Frau, die für die ge-
meinsamen Kinder das Sorgerecht hatte, die Kinder entzogen und in ein Heim 
gesteckt wurden,295 da, so Hähn, ein vernünftiges Leben „bei seiner geschie-
denen Frau nicht gewährleistet ist“.296 Hähn plante, nach einigen Jahren der 
Tätigkeit für das MfS in den Osten zurückzugehen, um dann wieder mit sei-
nen Kindern zusammenzuleben. 

Hähn arbeitete diverse Pläne aus, wie er seinen „Freund“, mit dem er häu-
fig Zechtouren unternahm, in den Osten bringen konnte. 1955 hatte er einen 
detaillierten Plan ausgeheckt, doch die Staatssicherheit verweigerte ihre Un-
terstützung, obwohl Hähn darauf drang, weil er unbedingt wieder in die DDR 

289 Monatsbericht der Nebenstelle Schöningen v. 25.5.1956; ADL, 2521. 
290 BStU, ZA, AIM 748/61, Personalakte, Bl. 14. 
291 Ebenda, Bl. 24. 
292 Ebenda, Bl. 12. 
293 Ebenda, Bl. 14. 
294 Laut Auskunft von Porzig ist diese Darstellung falsch. Mitteilung von Porzig v. 16.12.1996. 
295 Treffbericht v. 22.4.1955; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 1, Bl. 216. 
296 BStU, ZA, AIM 748/6, Arbeitsakte, Bd. 1, Bl. 215 f. 
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zurück wollte, und bei dieser Gelegenheit gleich Cunow und Naase mitzu-
bringen gedachte. Die Staatssicherheit war mit dem Zeitplan nicht einverstan-
den, sie bestand darauf, „lieber einen günstigeren und besseren Zeitpunkt ab-
zuwarten [...], wo wir dem Ostbüro einen solchen Schlag versetzen werden, 
daß es sich nicht mehr erholen kann“.297 Diese Begründung war möglicher-
weise vorgeschoben, denn etwa gleichzeitig plante die Staatssicherheit die 
Entführung Cunows auf anderem Wege.298 Im August 1958 sah die Staatssi-
cherheit jedoch wieder eine Gelegenheit, dem Ostbüro der FDP dauerhaft zu 
schaden und plante, im Rahmen mehrerer Aktionen gegen die FDP auch 
Cunow zu entführen. Sie finanzierte für Hähn alias GM „Radeberg“ einen 
privaten PKW. Der Agent sollte damit auf einer Ausflugsfahrt von der Ber-
liner Stadtautobahn aus in die DDR fahren, wo bewaffnete MfS-Mitarbeiter 
warteten. Dieser Plan scheiterte, da Cunow seine Sekretärin und deren Hund 
mitnehmen wollte, und er deswegen den eigenen Wagen nehmen mußte, den 
er natürlich selbst fuhr.299 Noch 1959 versuchte die Staatssicherheit erneut 
erfolglos, Willert zu entführen.300 

Das Schicksal wollte es, daß Hähn just mit dem von der Staatssicherheit 
finanzierten Wagen am 23. Juni 1960 tödlich verunglückte. Bis dahin hatte 
er, der in dieser Phase eigentlich nur noch am Rande mit der FDP zu tun 
hatte, 15 410 DM Agentenlohn bekommen, mehrere Kontaktleute verhaften 
lassen und über sechs Jahre hinweg genaue Lageberichte aus FDP, DP und 
FVP geliefert. Wie wichtig Hähn für die Staatssicherheit war, schildert ein 
später für Schulungszwecke erarbeiteter Bericht der ostdeutschen Geheim-
polizei über Anwerbung und Tätigkeit des Agenten. „Hervorzuheben ist hier-
bei die operative Findigkeit der [...] Genossen [Rahnsch, Grunert und H. 
Fischer] der Hauptabteilung V“. Die „Grundlage für eine erfolgversprechende 
Werbung bildeten die umfassenden Informationen zum Persönlichkeits-
bild“.301 „Schon nach kurzer Zeit war es der Quelle möglich, dem MfS de-
taillierte Informationen über die personelle Zusammensetzung, die räumli-
chen Gegebenheiten und vorhandene Unterlagen zu geben.“ Man habe bei 
Hähn Arbeitsweisen angewandt, „die nicht nur einen historischen Platz ein-
nehmen, sondern auch für das tschekistische Handwerk in der Gegenwart un-
erläßlich sind.“ 

Auch die CDU war von einer Entführung und mehreren Entführungsver-
suchen betroffen, jedoch führten diese Aktionen der Staatssicherheit zu keiner 
nachhaltigen Beeinträchtigung der Arbeit. Nach Angaben der Staatssicherheit 
wurde der freie Ostbüro-Mitarbeiter Johannes Fasel am 20. Juli 1955 angeb-

297 Treffbericht v. 22.4.1955; ebenda, Bl. 215. 
298 Plan zur Operation Blitz, o. D.; BStU, ZA, AS 171/56, Bd.1, Bl. 76 f. 
299 Treffbericht v. 23.7.1959; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 1, Bl. 203 f. 
300 Treffbericht v. 23.7.1959; ebenda, Bd. 6, Bl. 86. 
301 BStU, ZA, HA XX/4 2469, Bl. 3 ff. Nachfolgendes Zitat ebenda. 
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lich in der Nähe des Bahnhofs Friedrichstraße verhaftet;302 dies war die 
Standardformel für eine Verschleppung aus Westberlin. In Wirklichkeit war 
Fasel schon in der Nacht vom 18. zum 19. Juli nach seiner Rückkehr vom 
Parteitag der Exil-CDU in Göttingen auf dem Flughafen Tempelhof von zwei 
Männern in Empfang genommen worden, die ihn in den Ostsektor brach-
ten.303 Fasel hatte schon als Textilkaufmann in Dresden mit dem Exil-Vor-
stand in Berlin in Verbindung gestanden und den „Tag“ in seiner Heimat-
stadt verteilt.304 Er war dann im Oktober 1949 nach Westberlin geflohen 
und im Exilvorstand Sachsen der Union tätig gewesen. In der Haft machte er 
laut MfS „sehr wesentliche Angaben“ zum Ostbüro,305 obwohl er kein fest-
angestellter Mitarbeiter war. Auch über die Exil-CDU wußte die Staatssi-
cherheit anschließend besser Bescheid. 

Die Entführung Fasels war der Beginn einer großangelegten Kampagne 
der Staatssicherheit gegen diese CDU-Institution, die sich in mehreren Ak-
tionsplänen manifestierte.306 Nachhaltig stören konnte die Entführung die 
Arbeit des Ostbüros nicht, da Fasel wenig über die illegale Tätigkeit in der 
DDR berichten konnte. Als effektiver schätzte die Staatssicherheit daher die 
Entführung eines festbeschäftigten, am besten leitenden Mitarbeiters ein. Im 
Frühjahr 1955 war im Zuge der Aktion „Blitz“ geplant, den Ostbüroleiter 
Werner Jöhren selbst zu entführen; dann wich das MfS auf den stellvertre-
tenden Leiter Erich Pleschinger aus. In beiden Fällen sollte bei der Aktion 
der Fahrer des Ostbüros eingespannt werden.307 Dieser scheint zwar Geld 
angenommen zu haben, die Pläne führte er aber nicht aus.308 Wenige Mo-
nate danach fiel die Wahl auf Heinz Baldauf. Mehrere GI und GM waren 
auf ihn angesetzt. Erst wurden ihm größere Mengen an Geld für die V-
Mann-Kartei angeboten, sein Onkel wurde als GM angeworben. Ein anderer 
GM mit Decknamen „Ostinato“ sollte Baldauf betrunken machen und dann 
„in den Demokratischen Sektor“ bringen, was aber scheiterte.309 Ein weite-
rer Plan sah vor, daß ein Maler den Wagen von Baldauf als Dank für eine 
Fluchthilfe neu lackieren und ihn dann bei einer Probefahrt in den Osten 
fahren sollte.310 

Später setzte die Staatssicherheit den GM „Michel“ aus dem sächsischen 
Brand-Erbisdorf ein, der im CDU-Ostbüro ebenfalls als Kontaktmann ge-

302 BStU, ZA, AFO 175/55. 
303 Vgl. Fricke; Ehlert: Entführungsaktionen (1999), S. 1200. 
304 Interview Maria Jungkunst v. 7.3.1997. Die Staatssicherheit gibt als letzten Aufenthalt 

Fasels im Westen Göttingen an. BStU, ZA, AS 66/68, Bd. 2a, Bl. 198. 
305 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 109. 
306 Vgl. Schwerpunkteplan; BStU, ZA, AOP 690/60, Bd. 1, Bl. 63–77. 
307 Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 54 u. 321. 
308 Maßnahmeplan v. 28.1.1955; BStU, ZA, AOP 690/60, Bd. 1. 
309 Operativplan v. 8.10.1955; BStU, ZA, AOP 690/60, Bd. 1, Bl. 68; weitere Schilderung 

ebenfalls in der Akte. Vgl. auch BStU, ZA, AS 498/62. 
310 BStU, ZA, AFO 267/82, Bl. 159. 
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führt wurde. Der von der Bezirksverwaltung Karl-Marx-Stadt geführte GM 
„Michel“ stand seit 1954 mit Heinz Baldauf in ständigem Kontakt und lie-
ferte dreieinhalb Jahre lang Berichte an das MfS.311 Von „Michel“ wußte 
man etwa, daß Baldauf sich leidenschaftlich mit Briefmarken beschäftigte. 
Hier setzte die Staatssicherheit an und warb einen Sammler aus seinem Be-
kanntenkreis als GM „Feldmann“ an. Der Operativplan vom 8. Oktober 1955 
sah vor, den „Hauptagenten Baldauf in möglichst kurzer Zeit zu liquidie-
ren“. Er sollte nach einem Briefmarkentauschabend entführt werden; vorge-
sehen war, „einen Taxifahrer in W[est]B[erlin] anzuwerben, mit dessen Hil-
fe“ Baldauf in den Osten gebracht werden sollte.312 Die Staatssicherheit war 
sich sicher: „Durch die Überführung des Baldaufs werden sich eine Reihe 
von Festnahmen ergeben, da Baldauf über ein Agenturnetz hier im Gebiet 
der DDR verfügt, worüber er aussagen wird.“ 

Der Plan scheiterte daran, daß der GM „Feldmann“ sich Baldauf nach ei-
ner gewissen Zeit offenbarte und am 14. März 1956 aus der DDR floh, nach-
dem er „den Glauben an die Richtigkeit“ seiner Zusammenarbeit mit der 
Staatssicherheit verloren hatte.313 Das MfS konnte feststellen, daß die Flucht 
„wenn auch plötzlich und überhastet, so doch vorbereitet erfolgte“: Er hatte 
Couch, Radio und Schrank mitgenommen.314 Die Staatssicherheit spürte ihn 
jedoch auf und warb ihn unter massiven Drohungen im November 1956 er-
neut an. 

Es muß noch weitere Entführungsversuche gegeben haben, von denen sich 
heute nur noch wenig in den Akten findet: Werner Jöhren teilte dem stell-
vertretenden Bundesgeschäftsführer der CDU, Konrad Kraske, Ende Dezem-
ber 1957 mit, daß Baldauf am 14. Dezember entführt werden sollte. Grund-
lage waren wahrscheinlich Beobachtungen des GM „Walter“, der ihn bis 
zum Oktober überwacht hatte.315 Aus Jöhren nicht bekannten Gründen schei-
terte die Entführung; Baldauf verließ Anfang 1958 das Ostbüro und ging zur 
Deutschen Bundesbahn.316 

Ein in der DDR lebender Sohn eines CDU-Ostbüro-Mitarbeiters wurde 
1958 zwar zur Ausforschung seines Vater erfolgreich angeworben, dieser miß-
traute ihm jedoch schon bei seinem ersten Besuch in Westberlin, so daß hier 
von vornherein keine Möglichkeiten zur Entführung entstanden.317 

Leon St., Hausmeister der CDU-Parteizentrale im sowjetischen Sektor un-
ter Hermes und Kaiser, war am 31. März 1948 – nachdem Kaiser-treue Christ-
demokraten Kasse, Unterlagen und Büromöbel in den Westen geschmuggelt 

311 BStU; ZA, AOP 690/60, Bd. 1, Bl. 89. 
312 BStU, ASt Erfurt, AIM 329/79, Teil II, Bd. 4, Bl. 22. 
313 BStU, ZA, AOP 690/60, Bd. 1, Bl. 122. 
314 Ebenda, Bl. 117. 
315 Ebenda, Bl. 216. 
316 Brief von Werner Jöhren an Dr. Konrad Kraske; ACDP, III-013, 1027. 
317 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 169. 
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hatten – nach Westberlin geflüchtet und arbeitete beim Exil-Vorstand der 
Union. Um Ansatzpunkte für Maßnahmen gegen ihn, etwa eine Entführung, 
zu haben, schickte die Staatssicherheit einen „Zeitungswerber“ in seine 
Wohnung, der das Abonnement für katholische Schriften vertrieb. Der Mit-
arbeiter des Staatssicherheitsdienstes sollte sich umsehen, um Anhaltspunkte 
dafür zu finden, St. „unschädlich“ zu machen. „Der technische Dienstbetrieb 
im Ostbüro würde sehr wesentlich beeinträchtigt wenn es gelänge, [...] das 
‚Mädchen für alles‘“ festzunehmen.318 Angeblich führte St. auch Botengänge 
in Ostberlin durch, bei denen die Möglichkeit für eine Festnahme gegeben 
war. Doch St. bezog bereits drei katholische Zeitungen, so daß schon der 
Annäherungsversuch mißlang. Ebenso scheiterte das MfS mit der Absicht, 
den Flüchtlingsbetreuer Karl B., zunächst im Ostbüro der CDU, später beim 
Berliner Senat beschäftigt, zu „ziehen“, wie eine Entführung im Amtsdeutsch 
der Staatssicherheit umschrieben wurde.319 Diese Absicht wurde erst 1957, 
fast fünf Jahre nach B.’s Abschied vom Ostbüro, aufgegeben. 

Wie schon erwähnt, hatte das MfS mit der Infiltration des Ostbüros der 
CDU besonders große Probleme; auch die Vernehmung von festgenomme-
nen Kontaktleuten war offensichtlich nicht sehr ertragreich. Daß es auch in 
Bonn eine Dienststelle dieser Institution gab, die sich vornehmlich mit Pres-
sefragen und der Befragung ostdeutscher CDU-Flüchtlinge befaßte,320 blieb 
der Staatssicherheit lange Jahre völlig unbekannt. „Bis zum August 1959 
[gemeint ist wohl der August 1955] war uns nur ein geringer Teil der haupt-
amtlichen Mitarbeiter dieser Zentrale bekannt“, mußte die Staatssicherheit 
im November 1959 feststellen.321 Die unmittelbare „Arbeit an diesen Perso-
nen“ erstreckte sich vor allen Dingen auf „die Feststellung ihrer Verwandten 
und Bekannten, die noch im Gebiet der DDR wohnhaft waren bzw. sind“. 
Doch diese Personen seien, nachdem sie von der Staatssicherheit auf eine 
Mitarbeit angesprochen wurden, zu einem großen Teil republikflüchtig ge-
worden, stellte die Staatssicherheit frustriert fest. „Um die in der Vergan-
genheit begangenen Fehler nicht zu wiederholen, ist eine schwerpunktmäßige 
Arbeit an den wichtigsten hauptamtlichen Mitarbeitern des Ostbüros der CDU 
notwendig“, faßte der Bericht die Zukunftsaufgaben der Hauptabteilung V/5 
zusammen.322 Die noch arbeitenden Mitarbeiter des Ostbüros sollten verun-
sichert oder „unschädlich“ gemacht, die inhaftierten CDU-Vertrauensleute 
in den Haftanstalten angeworben werden, um nach der Haftentlassung das 
Ostbüro aufzuklären. 

Auch nach ihrem Ausscheiden aus dem Ostbüro lebten ehemalige Mitar-
beiter gefährlich: Gertrud Grothe, Registratorin und Schreibkraft der Exil-

318 BStU, ZA, ZKG 1262, Bl. 62. 
319 Fahndungsvorgang Invalid; BStU, ASt Chemnitz, AOP 56/56, Bd. 2, Bl. 161. 
320 Auskunft v. 7.7.1956; BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 349. 
321 Ebenda, Bl. 126. 
322 Ebenda, Bl. 207. 
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CDU und des Ostbüros seit November 1948, zuletzt Jöhrens Sekretärin, wur-
de 1960 im Alter von über 60 Jahren vom Staatssicherheitsdienst aufgrund 
ihrer früheren Tätigkeit am Grab der Eltern in Ostberlin verhaftet und zu 
zweieinhalb Jahren Haft verurteilt.323 Andere Mitarbeiter gerieten aus Leicht-
sinn in den Osten: Fritz B. beispielsweise, Mitarbeiter des CDU-Ostbüros, 
wählte morgens auf dem Weg zur Arbeit den kürzesten Weg, nämlich den 
mit der U-Bahn unter Ostberlin, obwohl dies – wie auch die Benutzung der 
Berliner S-Bahn – den Mitarbeitern aller Ostbüros untersagt war. Am Bahn-
hof Friedrichstraße wurde er aus dem Zug geholt und mußte eine Verpflich-
tungserklärung der Staatssicherheit unterschreiben. Daraufhin wurde er um-
gehend wieder in den Westen geschickt. B. offenbarte sich umgehend dem 
Ostbüroleiter und wurde versetzt.324 

Somit scheiterten sämtliche Versuche der Staatssicherheit, eines festange-
stellten CDU-Mitarbeiters habhaft zu werden. Den einzigen, den sie je in die 
Hände bekommen hatte, Fritz B., hatte die Staatssicherheit mit hochgesteck-
ten Erwartungen wieder in den Westen geschickt – ohne Erfolg. In einer 
Materialzusammenstellung von 1959 stellte das MfS hierzu selbstkritisch fest, 
daß es ihr „bisher nicht gelungen ist, einen qualifizierten inoffiziellen Mitar-
beiter aus dem Kreis der Agenten bzw. hauptamtlichen Mitarbeiter anzu-
werben“.325 

Seltener waren Entführungsversuche aus dem Bundesgebiet. Zwar wur-
den immer wieder Agenten der Staatssicherheit festgenommen, die sich beim 
Beobachten der Ostbüros und ihrer Mitarbeiter zu auffällig verhielten, ernst-
hafte Entführungspläne jedoch scheint es bezüglich des Bonner Raumes 
nicht gegeben zu haben. Wenn Bonner entführt werden sollten, dann in Ber-
lin. Im September 1956 wurde ein Agent namens „Herbert Weinberg“ fest-
genommen, der sich in Bonn bis in die unmittelbare Umgebung Wolfgang 
Schollwers vorgearbeitet hatte.326 „Weinberg“ hatte den Auftrag gehabt, 
Schollwer nach einem Treffen in Westberlin in den sowjetischen Sektor der 
Stadt zu bringen.327 

323 Vgl. handschriftliche Notiz; BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 265. 
324 Interview mit Maria Jungkunst v. 7.3.1997. 1960 sorgte ein Vorgang für Aufsehen, der 

nicht in dieses Schema paßte: Die Sekretärin des zum Minister aufgestiegenen Ernst 
Lemmer hatte jahrelang mit Duldung Lemmers einen Westberliner und einen DDR-Paß 
besessen und hatte mit dem DDR-Paß regelmäßig ihre Eltern in Babelsberg besucht. Die-
ser Vorgang kann den DDR-Behörden nicht verborgen geblieben sein, trotzdem wurde 
sie angeblich nie vom SSD angesprochen. (Vgl. „In Bonn fragt man: Wie naiv darf ein 
Minister sein?“. In: Spandauer Volksblatt v. 2.8.1960.) 

325 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 129. 
326 Fall Gerhard Wengler alias Herbert Weinberg; ADL, 2585. 
327 Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 103. 
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3.5 Weitere „aktive Maßnahmen“ im Westen: 
Zersetzungsmaßnahmen, Einbrüche und 
Brandanschläge 

Ein besonders effektives Mittel, genaue Informationen über die „Feindzen-
tralen“ zu erhalten, waren Einbrüche in die entsprechenden Dienst- und Pri-
vaträume in Westberlin oder in der Bundesrepublik. Während inoffizielle 
Mitarbeiter, als gewöhnliche Besucher oder Flüchtlinge aus der „Ostzone“ 
getarnt, die Räume auskundschafteten, warb die Staatssicherheit im krimi-
nellen Milieu Einbrecher an, die genauestens darüber instruiert wurden, wo-
nach sie zu suchen hatten. Bei weitem nicht alle Einbruchsversuche gelangen. 
Doch hatte die Staatssicherheit Erfolg, so wurden die erbeuteten Unterlagen 
auf schnellstem Wege ausgewertet und etwaige Maßnahmen, zumeist Fest-
nahmen, die sich aus dem Material ergaben teilweise noch in derselben Nacht 
durchgeführt. 

Bei der SPD scheint es keine Einbrüche gegeben zu haben. Möglicher-
weise hatte es die Staatssicherheit hier nicht nötig, sich auf diese Art und 
Weise Informationen zu beschaffen. Am 20. Juli 1956 wurde allerdings ein 
Postangestellter in Berlin verhaftet, der nach Polizeierkenntnissen seit Juli 
1955 die Telefonate aller drei Apparate im oberhaus, also in der Langobar-
denallee mitschnitt und die Bänder mit Hilfe seiner Ehefrau der Staatssi-
cherheit übermittelte.328 

Wie erheblich diese Aktivitäten waren, zeigt die Tatsache, daß der Ostbüro-
Vertrauensmann Richard Majunke seine Verhaftung 1956 ursächlich auf ein 
abgehörtes Telefongespräch, das ihm in der Untersuchungshaft vorgespielt 
wurde, und auf ein Foto, das ihn vor dem Ostbüro zeigte, zurückführte. 
Auch früher schon war inhaftierten Sozialdemokraten gesagt worden, man 
habe sie im Westen fotografiert und man wisse genau, „daß Sie telefoniert 
haben“.329 Dem entführten Kurier Heinz Kühne wurden 1949 gar 14 Auf-
nahmen vorgelegt, auf denen er mit V-Leuten vor Westberliner Bahnhöfen 
und Lokalen zu sehen war. Auch beim CDU-Ostbüro hatten sich Gerüchte 
gehalten, der sowjetische Geheimdienst habe „auf der anderen Straßenseite 
heimlich Kameras eingebaut und würde jeden Besucher fotografieren“.330 

Am 7. August 1956, sechs Wochen nach der Verhaftung des Ehepaares 
Geißler, dem die Staatssicherheit später über 50 Inhaftierungen von Ostbüro-
Vertrauensleuten zuschrieb,331 wurde von der politischen Polizei in West-

328 Bericht von Wandel an Thomas v. 21.7.1956; AdsD, Ostbüro-Archiv, 337 III. 
329 Interview mit Majunke v. 1.6.1988. Alfred Geißler wurde zu 6 Jahren, seine Frau zu 

zweieinhalb Jahren Haft verurteilt. Ein Austausch Geißlers gegen Westspione in der DDR 
scheiterte am Veto der SPD-Führung. 

330 Schlomann: Mit so viel Hoffnung (1991), S. 134. 
331 Pötzl: Basar der Spione (1997), S. 70. 
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berlin das Hausmeisterehepaar Albrecht festgenommen,332 das im Gebäude des 
Ostbüros in der Langobardenallee 14 eine Wohnung hatte. Thomas erklärte 
dazu in der Berliner Presse, die Eheleute hätten in keinem Dienstverhältnis zur 
Berliner Flüchtlingsbetreuungsstelle gestanden und lediglich aufgrund eines 
Mietvertrages mit dem privaten Hauseigentümer im Haus gewohnt, „in dem 
sich keine Diensträume des Ostbüros befinden“333 – eine eindeutig nur halb-
wahre Stellungnahme, denn die Albrechts wohnten dort, seit das Ostbüro sich 
hier eingemietet hatte, und Frau Albrecht wurde zur Reinigung der Büro-
räume herangezogen. In der Wohnung der Albrechts war eine Alarmanlage 
für die Büroräume eingebaut worden, außerdem bezahlte das Ostbüro den 
Telefonanschluß des Ehepaares mit der Auflage, bei Vorkommnissen die Po-
lizei zu benachrichtigen. Daneben hatten die beiden Verhafteten Schlüssel 
zu sämtlichen Büroräumen, und „sie waren die einzigen, die von 24 Stunden 
volle 14 Stunden ungestört alle Räume des Ostbüros betreten konnten“,334 wie 
ein anonymer Informant dem SPD-Bundestagsabgeordneten Herbert Wehner 
mitteilte. Was Wehner nicht wußte: Der anonyme Informant war die Staats-
sicherheit.335 Die von dort aus verbreiteten Informationen stammten sowohl 
vom Hausmeister selbst als auch aus einem Kassenprüfungsbericht von 1954, 
den dieser wohl an seine Auftraggeber geliefert hatte.336 

Vordergründig beschäftigte sich das anonyme Schreiben mit der Diskus-
sion Westberliner Zeitungen über das Ostbüro: „Zwischen mehreren West-
berliner Zeitungen ist es zu einer Auseinandersetzung über die politische 
Problematik des in Westberlin arbeitenden Ostbüros der SPD gekommen“, 
wobei diese Diskussion tatsächlich lediglich in der Boulevardzeitung BZ 
stattgefunden hatte, welche die veröffentlichten Informationen vermutlich 
von dem ehemaligen Ostbüro-Mitarbeiter namens W. alias Rothe gekauft 
hatte. Die für das Schreiben benutzte Schreibmaschine schien wegen ihrer 
kleinen Schrifttypen auf den damaligen stellvertretenden Ostbüroleiter Eber-
hard Zachmann337 als Informanten hinzuweisen; allerdings war eine kri-
minaltechnische Überprüfung nicht möglich, da die Staatssicherheit nicht 
das Original, sondern lediglich einen Kohlepapier-Durchschlag an Wehner 
versandt hatte. In dem Dokument fanden sich neben kritischen Sätzen über 
das Ostbüro aus Westberliner Zeitungsartikeln auch die Zahlenschlüssel ei-
niger Vertrauensleute des Ostbüros. Schon diese Tatsache grenzte die mög-
lichen Briefschreiber auf eine Handvoll Personen im Berliner Ostbüro ein, 
wußten doch Informanten im Osten ihre eigene V-Nummer nicht und konn-

332 Vgl. BZ v. 13.9.1956, S. 3. 
333 Vgl. Telegraf v. 9.8.1956, S. 3. 
334 Unterlage für Wehner v. Februar 1957; AdsD, Fraktionsunterlagen, Büro Wehner, 735 

T–Z. 
335 Original des Schreibens in: BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 2a, Bl. 277 ff. 
336 Vgl. ebenda, Bd. 2b, Bl. 52 ff. 
337 Zachmann wurde später Leiter des Berliner Landesamtes für Verfassungsschutz. 
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ten sie daher bei einer Festnahme auch nicht verraten. Wie die Staatssicher-
heit in den Besitz dieser Verschlüsselungen kam, ist unbekannt.338 In dem 
Schreiben wurde von der Ostberliner Presse als „sowjetzonaler SED-Presse“ 
gesprochen und Wehner wegen seiner Sachkenntnis hofiert: „Welche Mög-
lichkeiten sich aus den oben aufgezeigten Dingen ergeben, kann jeder, der 
schon mal in der Widerstandsarbeit tätig war, selbst ermessen.“ 

Tatsächlich wiesen alle Indizien in dem Dokument darauf hin, daß hier ein 
unzufriedener Mitarbeiter des Ostbüros einem Mitglied des Parteivorstandes 
der SPD die Fehler und Versäumnisse der Ostbüroleitung um Thomas und 
seinen Berliner Vertreter Weber schildern wollte. So barg das Papier genü-
gend Zündstoff, um dieser Leitung zu schaden. Auch wenn das Dokument 
zahlreiche zutreffende Informationen enthielt, so wurden sie jedoch gleich-
zeitig durch das Weglassen von entscheidenden Details verfälscht. Dies trifft 
beispielsweise auf die Kündigungsgründe für den Mitarbeiter Herbert W. 
alias Rothe zu. Wie W. selber zugab,339 hatte er während seiner Tätigkeit im 
Ostbüro Kontakte zu US-Geheimdienststellen aufgenommen und dabei den 
später entführten Robert Bialek als MfS-Agenten angeschwärzt. W. wurde 
also nicht, wie das Schreiben an Wehner suggerierte, nur wegen finanzieller 
Unregelmäßigkeiten entlassen, sondern weil beim SPD-Ostbüro die Kontakt-
aufnahme eigener Mitarbeiter zu alliierten Stellen Grund für eine fristlose 
Kündigung war.340 

Das anonyme Schreiben an Wehner erweist sich somit als eine gekonnte 
Mischung aus wahrheitsgetreu wiedergegebener Kritik Westberliner Zeitun-
gen am Ostbüro und Kenntnissen der Staatssicherheit, wahrscheinlich durch 
die Ehepaare Geißler und Albrecht übermittelt. 

Das siebenseitige anonyme Schreiben, das Wehner im Februar 1957 er-
hielt, sollte später noch eine große Wirkung entfalten. Es wurde in Wehners 
Argumentation gegen das Ostbüro zum Schlüsseldokument. Wehner selbst 
ging offenbar davon aus, daß Eberhard Zachmann der Urheber des Schrei-
bens war, ordnete er es doch in seinen Fraktionsunterlagen beim Schrift-
wechsel unter die Buchstaben T–Z ein. 

Die Westberliner BZ griff das Ostbüro der SPD nach der Verhaftung des 
Hausmeisterehepaares Albrecht wochenlang an. Am 8. August 1956 hatte sie 
schon gefordert: „Bestraft den Leichtsinn. [...] Mit Bestürzung mußten die 
Beamten bei den gestrigen Vernehmungen feststellen, mit welchem Leicht-

338 In den Akten des Ostbüro-V-Mannes Leuter befinden sich Ablichtungen seiner Berichte, 
die im Monatsbericht an den Parteivorstand abgedruckt waren. Es scheint, daß die Staats-
sicherheit hierüber von jemanden im PV informiert wurde und sich anschließend zusam-
menreimen konnte, wer der Betreffende war. Zudem soll der Spion Gromnica Einsicht in 
Akten gehabt haben (Telefonat mit Zachmann v. 15.5.1999). 

339 Lebensbeichte W., o. D. (1957); ADL, 2923. 
340 Vgl. auch den Fall Markwitz, der zu britischen Stellen Kontakt hatte. Bericht v. 30.12.1949; 

SAPMO-BA, DY 30, IV 2/4/405, Bl. 69. Zur Vorgeschichte vgl. Herms; Noack: Anfang 
in Breslau (1987), S. 399. 
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sinn diese Dienststelle, auf die Hunderttausende von Sowjetzonenbewoh-
nern all ihre Hoffnungen gesetzt haben, arbeitet.“ Und am 21. August: „Die 
gute Sache des echten Widerstandes wird zum Teil von ungeeigneten Leuten 
mit schlecht angewandten Mitteln dilettantisch und verantwortungslos um 
ihren Erfolg gebracht. Einzelne sitzen ruhig im Hintergrund und viele der 
von ihnen Verführten sitzen in sowjetzonalen Zuchthäusern.“ Als der West-
berliner Staatsschutz nur einen Monat später den Eigentümer eines Liefer-
wagens verhaftete, der für den Staatssicherheitsdienst spioniert hatte, indem 
er mit einer im Wagen eingebauten Kamera Besucher des Büros in der Lan-
gobardenallee fotografierte, titelte die BZ: „Macht endlich die Bude zu!“341 

Die negativen Auswirkungen dieser Affäre auf das Renommee des SPD-
Ostbüros sind nicht abschätzbar. Sicherlich war der Vertrauensverlust in der 
Öffentlichkeit mindestens so schwerwiegend wie der tatsächliche Schaden 
für das V-Leute-Netz: Die öffentliche Diskreditierung des Ostbüros tat je-
denfalls seine Wirkung. Auch in der SPD und ihrem Parteivorstand mehrten 
sich die kritischen Stimmen, die meinten, man solle „Spionage“ lieber den 
professionellen Geheimdiensten überlassen. Das Ende der Tätigkeit von Al-
fred Weber und Alfred Bach in Berlin verbuchte die Staatssicherheit auf ihr 
Konto,342 – sicherlich nicht ganz zu unrecht, wenn man die indirekte Muni-
tionierung Wehners durch die Staatssicherheit bedenkt. 

Die geheimen Telefonnummern der basis in der Spechtstraße ermittelte das 
MfS regelmäßig neu.343 Doch weitere Ausforschungen dieses Stützpunktes 
waren schwierig; noch 1961 mußte der GI „Werner Remscheid“, der die Lage 
erkunden sollte, feststellen: „Beobachtungsmöglichkeit: Allgemein denkbar 
schlecht. Das Haus kann nur frontal eingesehen werden. Die Sicht ist [...] un-
günstig. Die Bäume und Sträucher versperren einem Beobachter die Sicht.“344 

Besonders erfolgreich war die Staatssicherheit bei ihren Einbrüchen in 
Dienststellen des FDP-Ostbüros. In der zentralen Verwaltung des Flücht-
lingslagers Uelzen kam es in der Nacht zum 15. Juli 1954 zu einem Akten-
diebstahl, bei dem auch am Rande einige wenige Unterlagen der FDP ab-
handen kamen, der Raub galt jedoch nicht den Ostbüros. Gerade die FDP 
hatte zuvor einen wunden Punkt angesprochen. Aufgrund der schlechten 
materiellen Lage der Angestellten in den Flüchtlingslagern sei die Gefahr 
gegeben, stellte man schon 1952 fest, daß der eine oder andere Mitarbeiter 
nach einem Nebenverdienst bei anderen Stellen suche. So sei es zu verste-
hen, „daß es Agenten des SSD auch im Lager Gießen gäbe“.345 Die Einbre-
cher kamen jedoch zumeist von außerhalb. Die Kriminalpolizei verhinderte 
beispielsweise 1956 einen Einbruch in die Zweigstelle des SPD-Ostbüros im 

341 BZ v. 14.10.1956, S. 2. 
342 Analyse v. 11.1.1960; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 26, Bl. 267. 
343 Aktennotiz v. 11.11.1956 u. v. 20.12.1955; BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 3 f. 
344 Bericht v. 29.5.1961; ebenda, Bd. 2a, Bl. 30. 
345 Tagungsprotokoll v. 19.4.1952, S. 7; ADL, 2582. 
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Flüchtlingslager Uelzen. Der Täter kam aus Salzgitter und erhielt für den Ein-
bruchsversuch 14 Monate Haft.346 

Auf die Gefahren eines Einbruchs in die Berliner FDP-Ostbürozweig-
stelle hatte schon der Außenstellenleiter Otto im Dezember 1952 hingewie-
sen. „Wegen der immerhin nicht zu unterschätzenden Einbruchsgefahr in 
unsere neuen Büroräume [...] haben wir einen Kosten[vor]anschlag über ei-
ne elektroautomatische Alarmanlage eingeholt.“347 Doch Naase lehnte den 
Einbau aus Kostengründen ab, vielleicht auch deswegen, weil Friedrich 
Hemminger im Ostbüro wohnte und daher die Gefahr eines Einbruchs nicht 
gegeben schien. Doch Hemminger zog 1953 aus, und wie berechtigt die Be-
fürchtungen Ottos waren, zeigte sich schon bald bei der I-Stelle, bei der im 
Dezember 1953 ein Einbruchsversuch verübt wurde. Den Tätern gelang es 
jedoch nicht, sich durch die aufgemeißelte Decke abzuseilen. Laut Staatssi-
cherheit soll es außerdem zu einem Einbruch in die Privatwohnung eines der 
Angestellten gekommen sein,348 bei dem angeblich diverse Unterlagen mit-
genommen wurden, die zu einigen Festnahmen führten.349 Genauere Hin-
weise für den Einbruch in die Wohnung eines I-Stellen-Mitarbeiters finden 
sich im betreffenden Objektvorgang der Staatssicherheit nicht. Für seine Per-
son schließt Porzig dies kategorisch aus.350 

Doch die großen Einbrüche sollten noch kommen: GM „Hans“, also Günter 
Hegewald, hatte die Staatssicherheit auf die Aktenbestände des FDP-Ost-
büros aufmerksam gemacht, der GM „Heimat“, also Heinz I., erkundete, wo 
sich diese Akten befanden. Um einen genauen Überblick über das Material 
zu erhalten, wurde vom GM „Radeberg“ im Januar 1955 ein Aktenplan ge-
stohlen. Aus diesem schloß die Staatssicherheit, „daß sich im Ostbüro wich-
tige Unterlagen befinden, wodurch wir Aufklärung über die Agentur [...] er-
halten und außerdem in den Besitz von Original-Unterlagen gelangen, wo 
[sic!] der ganze verbrecherische Charakter dieser Organisation der Öffent-
lichkeit aufgezeigt werden kann“.351 In der Nacht vom 12. zum 13. Februar 
1955 wurde dann tatsächlich eingebrochen. Es handelte sich um eine außer-
ordentlich erfolgreiche Teiloperation der Großaktion „Blitz“ mit dem bezeich-
nenden Codenamen „Feierabend“. Dreizehn Mitarbeiter des Staatssekretariats 
für Staatssicherheit waren insgesamt am „Bruch“ in der Außenstelle des 
FDP-Ostbüros in Berlin beteiligt. „Geplant war auch, daß unsere Operativ-

346 Vgl. Telegraf v. 31.10.1956. 
347 Schreiben von Otto an Naase v. 3.12.1952; ADL, 2584. 
348 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/1, Bl. 64. 
349 Ebenda, Bd. I, Bl. 81. Vgl. auch ebenda, Bd. II/B, Bl. 27 f. 
350 Mitteilung von Porzig v. 16.12.1996. 
351 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, Bl. 18. Operativplan mit falschem Datum 1954. Ra-

deberg wurde lt. MfS am 20.8.1954 „überworben“, d. h., er war zum Zeitpunkt seiner 
Flucht noch kein Agent der Staatssicherheit. Dieses Datum ist ebenfalls falsch, Hähn 
wurde am 26.8. angeworben. Vgl. die Definition von „Überwerbung“ in Suckut (Hg.): 
Wörterbuch der Staatssicherheit (1996), S. 376 f. 
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gruppe, die die Maßnahme in Westberlin durchführt, versucht, ein Safe, wel-
ches in die Wand eingelassen ist und in dem sich die Geldkassette befindet, 
aufzubrechen, um dadurch den Anschein zu erwecken, daß es sich tatsäch-
lich nur um einen kriminellen Einbruch handelt.“352 Eine Tarnung, die je-
doch nicht gelang.353 

Die Staatssicherheit nahm in der Folge 23 Personen fest;354 dabei han-
delte es sich in erster Linie um LDPD-Mitglieder aus Pritzwalk, die dort eine 
oppositionelle Gruppe gebildet hatten. Am folgenden Tag konnte die West-
berliner Polizei einen inoffiziellen Mitarbeiter der Staatssicherheit im Hof des 
Hauses verhaften.355 Unterlagen, die eigentlich einer akkuraten Sicherung be-
durft hätten, fielen in die Hände der Staatssicherheit. Sie enthielten Hinweise 
auf 957 regimekritische LDPD-Mitglieder.356 Als besonders verhängnisvoll 
erwies sich ein eigentlich nichtssagendes Schreiben von Hans Füldner an 
das Bonner Ostbüro vom 18. August 1953, dessen Durchschlag bei dieser 
Aktion in die Hände der Staatssicherheit fiel.357 Hans Füldner hatte Karl-
Heinz Naase um eine kleine finanzielle Unterstützung für einen Pritzwalker 
Parteifreund namens Otto Siber gebeten, der „dem Ostbüro wiederholt zwar 
nicht ausgesprochen wertvolle, aber doch Informationen zukommen lassen 
[hatte], die seinen guten und festen Willen unter Beweis stellen, aktiv an der 
Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit mitzuwirken“. Über Siber ge-
langte das SfS an die eigentliche oppositionelle Gruppe um den Lehrer und 
LDPD-Kreisverbandsvorsitzenden Alfred Effinger, da Siber hier gelegent-
lich mitarbeitete, Flugblätter verteilte und an politischen Diskussionen teil-
nahm.358 

Obwohl die seit 1950 bestehende Gruppe um Effinger nicht mehr sehr ak-
tiv war, wurden die zwölf Mitglieder, derer man habhaft wurde, zu hohen 
Freiheitsstrafen, Alfred Effinger selbst zu 15 Jahren, verurteilt. Während die 
Staatsanwaltschaft in einem internen Schreiben darauf verwies, daß Effinger 
lediglich über „örtliche Verhältnisse“ an das FDP-Ostbüro berichtet habe, 
und daß „eine ganze Reihe von Angaben von nicht allzu großer Bedeutung“ 
war,359 wurde der FDP-Bundestagsabgeordnete Bucher, der ein Jahr später 
ein Gnadengesuch stellte, angelogen, Effinger habe „eine intensive Militär-
spionage betrieben. [...] Darüber hinaus hat er eng mit der Terrororganisation 
KgU zusammengearbeitet“.360 Effinger hatte sich in Wirklichkeit lediglich 

352 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, Bl. 21. 
353 Auf den Geheimdienstcharakter des Einbruchs verwiesen viele Zeitungsartikel, so in der 

Berliner Morgenpost v. 19.2.1955 und in der BZ v. 22.2.1955. 
354 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4, Bl. 5. 
355 Zum Hergang vgl. auch Fricke; Engelmann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 195–197. 
356 Plan zur Operation „Blitz“, o. D.; BStU, ZA, AS 171/56, Bd. 1, Bl. 78 f. 
357 BStU, ZA, AU 350/55, Bd. 3, Bl. 145–147. 
358 Vgl. auch Sommer: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands (1996), S. 224 ff. 
359 Schreiben v. 9.9.1955; BStU, ZA, AU 350/55, Bd. 8, Bl. 80. 
360 Schreiben v. 13.12.1956; ebenda, Bl. 84. 
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einmal dort informiert. Diejenigen Angeklagten, die es gewagt hatten, gegen 
ihr Urteil Berufung einzulegen, wurden in der Revision mit höheren Strafen 
belegt. Hermann Winter mit vier statt drei Jahren Haft, Wilhelm Weber mit 
zweieinhalb statt zwei Jahren. Otto Siber wurde übrigens schon nach 22 Mo-
naten entlassen, obwohl er zu sechs Jahren Haft verurteilt worden war. Er 
hatte in der Haft als „Zelleninformator“ des MfS den aus Westberlin entführ-
ten Journalisten Karl Wilhelm Fricke ausgehorcht.361 

Doch nicht nur das Berliner FDP-Ostbüros war Schuld an der Verhaftung 
dieser Gruppe, sondern auch eigene Unachtsamkeit. So fand die Staatssicher-
heit schriftliche Einladungen zu den politischen Gesprächsabenden bei den 
Angeklagten, mit folgendem Text: „Lieber Alfred! Wenn es Dir möglich ist, 
komme doch bitte morgen am Sonntagabend so gegen 20 Uhr für eine Stun-
de zu K. [...] Es wäre mir dabei allerdings lieb, wenn Du diese Einladung als 
vertraulich behandeln könntest.“362 

Interessant an diesem Fall ist auch noch ein weiterer Aspekt: die Reaktion 
der LDPD, die ein Schlaglicht auf den mittlerweile erreichten moralischen 
Tiefstand des Funktionärsapparates wirft. Die Partei schloß gleich nach der 
Verhaftung, also noch vor Anklageerhebung sämtliche Beschuldigten aus 
der Partei aus. Da einer der Häftlinge freiberuflicher Taxiunternehmer war, 
beantragte die Potsdamer LDPD lange vor der Verurteilung des Eigentümers 
die Beschlagnahme seines PKW zu ihren eigenen Gunsten. Doch die Genos-
sen von der SED waren schneller: Der Wagen, damals schon Mangelware in 
der DDR, landete beim Vorsitzenden des Rates des Bezirkes, und der war 
SED-Genosse.363 Die sofortige Distanzierung maßgeblicher Parteifunktionä-
re von inhaftierten Parteifreunden „entsprach der typischen Verhaltensweise 
von Menschen und besonders Politikern in totalitären Systemen“.364 Sie läßt 
sich auch bei der Ost-CDU ausmachen. Beispielsweise distanzierte sie sich 
demonstrativ von den im Juli und August 1952 in Erfurt verhafteten Christ-
demokraten auf ihrem Parteitag im Oktober desselben Jahres. Die freige-
wordenen Ämter wurden neu besetzt, bevor die Opfer überhaupt angeklagt 
oder gar verurteilt waren. 

Schon vor dem Einbruch in das Berliner FDP-Büro hatte der dort beschäf-
tigte GM „Hans“ Kopien von Originalberichten in den Osten geliefert, dar-
unter auch komplette Besetzungslisten für Positionen in der liberalen Partei 
am „Tag X“.365 In der Ostpresse wurde die Agitation gegen das Ostbüro 
verstärkt; der Bezirkssekretär der LDPD von Frankfurt/Oder sprach gar von 
„Agenten“, die „Brücken über die Oder, Verkehrs- und Versorgungsanlagen 

361 Fricke: Akten-Einsicht (1995), S. 76. 
362 Schreiben v. 1.5.1954, BStU, ZA, AU 350/55, Bd. 10, Bl. 229. 
363 Ebenda, Bd. 4, Bl. 115 u. 117. 
364 Kos: Der Erfurter Schauprozeß (1995), S. 126. Nachfolgende Schilderung ebenda. 
365 Vgl. BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/B, Bl. 134. 
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sprengen“ wollten.366 Doch auch in Westberlin schoß sich die Presse auf das 
Ostbüro der FDP ein. Die Westberliner Boulevardzeitung BZ sprach nach 
dem Einbruch von einem „Skandal im Ostbüro der FDP“.367 Noch vor dem 
Aktendiebstahl war der GM „Hans“ alias Günter Hegewald aus Westberlin 
abgezogen worden.368 Inzwischen hatte sich auch der Verfassungsschutz für 
die untriebige Person interessiert und offenbar mit Spielmaterial versorgt.369 

Die Staatssicherheit blieb jedenfalls auch nach seiner Flucht in den Ostsek-
tor gut informiert, auch der Inhalt von Vier-Augen-Gesprächen Karl-Heinz 
Naases mit Carl-Hubert Schwennicke landete umgehend bei der Staatssi-
cherheit.370 

Doch das Ostbüro der FDP kam nicht zur Ruhe. Gleich zu Beginn der 
Tätigkeit des neuen Berliner Leiters Siegfried Bernhardt alias Trautmann 
führte die Staatssicherheit erneut einen Anschlag durch, der diesmal einem 
Gasflaschendepot für Ballonaktionen in Berlin galt.371 Mit Hilfe von Schwe-
felsäure versuchte man im Juli 1955, die Verschlüsse der Metallflaschen zu 
zerstören. Aufgrund der dilettantischen Arbeitsausführung blieb dies genau-
so ergebnislos wie der Versuch, das Wasserstoffgas in Brand zu setzen. Wäre 
es gelungen, hätten sich die Attentäter wahrscheinlich gleich mit in die Luft 
gesprengt.372 Gegen die SPD-Ballonbasen in Tann und Domgrund scheint es 
zu ähnlichen Anschlägen gekommen zu sein.373 

Nach der „Affäre Ludwig“ war der Einbruch in die Berliner Außenstelle 
der zweite schwere Schlag gegen das FDP-Büro. Die FDP geriet intern und 
extern unter Beschuß, und so wundert es nicht, daß Ostbüroleiter Karl-Heinz 
Naase versuchte, die Sache herunterzuspielen. Es sei kein „schwerer Schlag“ 
gewesen, diese Definition träfe nur dann zu, wenn man „Meldungen beson-
ders ‚seriöser‘ Zeitungen wie Bild und BZ“ folge. Tatsächlich seien „offen-
bar andere Unterlagen gesucht“ worden, „die allerdings seit mehreren Mo-
naten in Berlin nicht mehr zu finden waren“.374 Das wußte mittlerweile 
allerdings auch die Staatssicherheit; sie richtete ihren nächsten Schlag des-
halb auch gegen die Zentrale des Ostbüros in Bonn. 

366 Zit. nach: Parteibüro oder Agentenzentrale. In: DJD-Informationen. Oktober 1955. 
367 BZ v. 19.2.1955. Ungeklärt ist, ob die negative Berichterstattung der BZ, die auch ein 

Jahr später beim SPD-Ostbüro ähnlich massiv war, vom MfS gelenkt wurde, denn andere 
Westberliner Boulevardzeitungen hielten sich mit Angriffen auf die Widerstandsorgani-
sationen sehr zurück. 

368 Porzig spricht davon, er habe sich schon im Oktober 1953 wieder in den Osten abgesetzt, 
die Staatssicherheit nennt hingegen den August 1954. BStU, ZA, AIM 4210/56, Arbeits-
akte, Bl. 92. 

369 Schreiben von Helmar Meinel an den Autor v. 29.1.1999. 
370 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, Bl. 52. 
371 Ebenda, Bd. II/9, Bl. 13. 
372 Vgl. Monatsberichte des Büros Arnold von Juli und August 1955; ADL, 2531. 
373 Vorschlag über die Bekämpfung der Abschußbasen des SPD-Ostbüros v. 22.7.1957; BStU, 

ZA, AS 312/63. 
374 Schreiben von Naase an Tillich v. 21.3.1955; ADL, 2575. 
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Nach dem nächtlichen Besuch des MfS im Berliner Ostbüro baute man 
in Berlin im April 1955 eine Alarmanlage ein, diesmal ohne die Kosten zu 
scheuen. Doch auch der Mechanismus dieser Anlage wurde vom Spitzel 
Werner Hähn umgehend an die Staatssicherheit in Ostberlin verraten,375 so 
wie das MfS auch genaue Informationen über den Wirkmechanismus der 
Alarmanlage im Bonner SPD-Ostbüro erhielt, hier durch einen sowjetischen 
Agenten.376 

Hier war im Februar 1955 eine Alarmanlage eingebaut worden.377 Zehn 
Monate später wurde dort trotzdem ein Einbruch verübt, durch den die Staats-
sicherheit in den Besitz umfangreicher Finanzunterlagen des Ostbüros, der 
Personalakten der Mitarbeiter, des Briefwechsels zwischen dem Bonner Büro 
und der Berliner I-Stelle sowie ausgerechnet des Vorganges „Ludwig“ ge-
langte.378 Damit war das Ostbüro der FDP für das MfS ein ziemlich offenes 
Buch. In den Monatsberichten, die das Berliner Ostbüro nach Bonn geschickt 
hatte, waren Aktionen der Verbindungsleute in der DDR teilweise mit ihren 
Klarnamen beschrieben. Da auch solche Monatsberichte erbeutet wurden, 
konnten diese Personen jetzt ermittelt werden.379 Auch die sogenannte X-
Kartei mit rund 690 Namen von vertrauenswürdigen Liberalen fiel in die 
Hände des MfS, das im Januar 1956 feststellte, „davon wohnen zur Zeit im 
Gebiet der DDR noch 330 Personen“.380 Die Kartei war mit Hilfe von Besu-
chern des Obstüros immer weiter vervollständigt worden. Sie wurden „um 
die politische Bewertung von LDPD-, Staats- und Wirtschaftsfunktionären 
mit Hilfe einer standardisierten Skala von 1 (‚Regimegegner‘) bis 6 (‚Sy-
stemträger‘) gebeten.“381 Auch die X-Kartei West, also das Ansprechpart-
nerverzeichnis des Ostbüros im Westen mit 250 Karteikarten gelangte nach 
Ostberlin.382 

Über diesen mysteriösen Einbruch, um den sich Gerüchte über die Mithilfe 
durch Ostbüro-Mitarbeiter rankten, stellte der „Telegraf “ am 21. Dezember 
1955 fest: „Der Polizei ist es rätselhaft, wie der Einbruch möglich war. Das 
Büro besitzt eine vollelektronische Sicherheitsanlage. Die Einbrecher müs-
sen technische Spezialisten gewesen sein.“383 Durch den Einbruch gelang es 
dem MfS, vier V-Leute des Ostbüros festzunehmen.384 Die Staatssicherheit 
ging allerdings auch alten Spuren nach. Beispielsweise erbeutete sie eine Li-

375 Treffbericht v. 22.4.1955; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 1, Bl. 214. 
376 BStU, ZA, AS 1003/67, Bd. 1, Bl. 206. 
377 Details über die Alarmanlage und den zwischen Naase und der Fa. Akusta-Sicherungs-

Geräte GmbH geführten Schriftwechsel befinden sich in: BStU, ZA, AOP 1539/65, 
Bd. II/1, Bl. 1–9. 

378 Vgl. Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 104. 
379 Schreiben v. 28.12.1955; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/5, Bl. 617. 
380 Aktennotiz v. 10.1.1956; ebenda, Bd. II/8, Bl. 134. 
381 Schreiben von Helmar Meinel an den Autor v. 29.1.1999. 
382 Kopien in: BStU, ZA, HA II 2653. 
383 „Politischer Einbruch in Bonn“. In: Telegraf v. 21.12.1955. 
384 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4, Bl. 5. 
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ste alter V-Leute-Abrechnungen; sie sollten nun „operativ bearbeitet wer-
den, da noch nicht alle aufgeführten V-Leute inhaftiert sind“.385 

Die Alarmanlage des Bonner Ostbüros wurde nach der Aktion der Staats-
sicherheit durch eine neue ersetzt, die über eine direkte Notrufverbindung 
zur Polizei verfügte. Karl-Heinz Naase war davon ausgegangen, daß dies 
auch schon bei der vorherigen Anlage der Fall gewesen war, mußte sich je-
doch eines Besseren belehren lassen. Der Einbruch wurde, wie die anderen 
auch, polizeilich nie vollständig aufgeklärt. Es handelte sich „nach Angaben 
der Kriminalpolizei um eine der raffiniertesten Aktionen, die bisher auf die-
sem Gebiet überhaupt gestartet worden sind“.386 Die FDP-Spitze vermutete 
später, der Propagandareferent der FDP-Hauptgeschäftsstelle, Erik Rinné, 
der für den KGB gearbeitet haben soll und Selbstmord verübte, sei an der 
Ausführung beteiligt gewesen.387 Nach Angaben des MfS hat auch der GM 
„Heimat“ den Einbruch mit vorbereitet. Wahrscheinlich hat dieser die Kon-
takte an einem Fenster „kurzgeschlossen und den Auslösekontakt des zwei-
ten Fensters mit Knete verstopft“.388 Durch diese beiden Fenster stiegen die 
Diebe ein und konnten dann die Alarmanlage ausschalten. 

Die Staatssicherheit benutzte die erbeuteten Informationen der „Aktion 
Wiederholung“ als Grundlage für neue „Anwerbungen, wobei es nicht nur 
um die Gewinnung von neuen Geheimen Mitarbeitern für die Tätigkeit im 
Gebiet der DDR geht, sondern es gelingen muß, einige Personen in das feind-
liche Lager zum Zwecke des Eindringens in die Zentralen absetzen zu las-
sen“.389 Die erbeuteten Schriftstücke wurden nicht nur für unmittelbare Ver-
haftungen genutzt, sondern auch perspektivisch eingesetzt. Es handelte sich 
mengenmäßig um so viel Material, daß man nach der Auswertung einen GM 
mit zwei Koffern Unterlagen nach Westberlin schicken konnte, die geeignet 
waren, das Ansehen des Berliner Landesvorsitzenden Carl-Hubert Schwen-
nicke und der Ostarbeiter der FDP zu beschädigen.390 

Die anschließende publizistische Auswertung des erbeuteten Materials 
sollte bewirken, daß das Ostbüro der FDP „in den Mitgliederkreisen wie ein 
Schmutzfleck betrachtet“ wird.391 Natürlich wußte jedermann, daß die in 
ostdeutschen gleichgeschalteten Zeitungen abgedruckten Dokumente nicht 
„aus Kreisen der FDP (Liberale Studentenschaft), die Dehler nahestehen“, 
stammten,392 sondern von der Staatssicherheit bei Einbrüchen erbeutet wor-
den waren. Aber an der Echtheit der Dokumente gab es keinen Zweifel, wenn 
vieles auch aus dem Zusammenhang gerissen worden war. 

385 Ebenda, Bd. II/B, Bl. 28. 
386 Schreiben von Schollwer an Hüppner v. 16.1.1956; ADL, 2533. 
387 Schollwer: Staatssicherheit und FDP-Ostbüro (1996), S. 104. 
388 Treffbericht v. 4.1.1956; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 2, Bl. 172. 
389 Aktion Wiederholung; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, Bl. 136. 
390 Ebenda, Bl. 143. 
391 Ebenda, Bl. 146. 
392 Vgl. „Von Beruf Agent“. In: Sächsisches Tageblatt v. 9.6.1956. 

204 



    

 

 
 

  
   

  
   

 

 
 

 

  
 

  

 

  

  

 
  

 
  

   

Nach dem Abdruck der ersten Originalbriefe in Ostberliner Zeitungen 
mußte Karl-Heinz Naase eine Stellungnahme zu den Anschuldigungen für 
den Parteivorsitzenden anfertigen.393 Darin behauptete er, das Ostbüro ver-
füge „weder über Vertrauensleute in der Zone noch über Personen, die in 
seinem Auftrag zur Durchführung irgendwelcher politischer Aktionen in das 
Gebiet der SBZ fahren“, eine eindeutig nur halbwahre Behauptung. Naase 
hatte in der Vergangenheit das Vorhandensein von „Verbindungsleute[n] aus 
Wirtschaft, Verwaltung und Partei in der SBZ“ auch in Berichten an den 
Bundesvorstand der FDP positiv herausgestellt.394 Im Jahresbericht des Ost-
büros von 1953 ist etwa nachzulesen, daß zahlreiche Personen „unaufgefor-
dert von selbst kommen und uns die Beschaffung von Informationen anbieten. 
Es ist selbstverständlich“, so Naase, „daß das Ostbüro von dieser Möglichkeit 
stets reichlich Gebrauch gemacht hat“.395 

Noch haltloser wurde Naases Rechtfertigung, als er mitteilte, Selles In-
formationsstelle habe „völlig unabhängig von der Dienststelle der Freien De-
mokraten“ gearbeitet. „Auch an dieses Büro wurden niemals Aufträge zur 
Spionage oder Sabotage in der SBZ gegeben“, betonte er. Auch dies war nur 
die halbe Wahrheit, denn selbstverständlich verdankte das Ostbüro der I-Stelle 
einen erheblichen Teil seiner Erkenntnisse über die inneren Verhältnisse der 
LDPD. 

Thomas Dehler scheint sich mit dieser Stellungnahme Naases nicht abge-
funden zu haben. Das Verhältnis zwischen beiden blieb gespannt. Dehler 
und verschiedene andere Bundesvorstandsmitglieder arbeiteten von nun an 
offen auf eine Aufgabenveränderung oder gar Auflösung des Ostbüros hin – 
ab Frühsommer 1956 paßte es nicht mehr in die Ost- und Deutschlandpolitik 
der FDP, die ganz im Zeichen einer Abkehr vom Kalten Krieg stand.396 

Auch beim Ostbüro der CDU hat sich die Staatssicherheit lange mit Vor-
arbeiten für einen Einbruch beschäftigt. Das CDU-Ostbüro in der Manfred-
von-Richthofenstraße 2 wurde ausgespäht, außerdem sondierte man bei Mit-
bewohnern: „Der Buchprüfer [hat] in der 2. Etage ein Büro. [...] [Er] ist Jude 
und war als solcher unter den Faschisten einer Reihe von Drangsalierungen 
ausgesetzt. Aus diesem Grunde schien er uns geeignet, uns im Kampf gegen 
die Agentenzentrale zu helfen“, stellte das MfS fest.397 Eine Anwerbung des 
alten Buchprüfers scheiterte jedoch, und so versuchte das MfS, ihm unter 
einer Legende seine Praxis abzukaufen. Erst nach einem Jahr willigte dieser 
ein, ohne zu ahnen, wem er sein Büro überlassen hatte. Der Westberliner 
Steuerberater und GM „Werner Kempfe“ wurde beauftragt, die Praxis zu 

393 Stellungnahme von Naase v. 5.6.1956; ADL, 2582. 
394 Vgl. Stand der Vorarbeiten des HDO der FDP für die sachliche und personelle Vorbe-

reitung der Wiedervereinigung Deutschlands v. 27.6.1952; ADL, 2582. 
395 Tätigkeitsbericht 1.1.–30.9.1953, S. 6; ADL, 2608. 
396 Vgl. Engelmann: Brüchige Verbindungen (1993), S. 17–21. 
397 Nachfolgende Schilderung in: BStU, ZA, AFO 276/82, Bd. 1, Bl. 160 ff. 
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übernehmen; die Staatssicherheit hatte ihm einen Teil des Kaufpreises vor-
gestreckt. „Der GM ist [...] in der Lage, uns monatlich einen gewissen Be-
trag zurückzuerstatten“, stellte das MfS befriedigt fest. Nach Übernahme der 
Praxis sollte eine 22jährige Geheime Informantin Kontakt zum Nachtpfört-
ner anknüpfen und „innerhalb kurzer Zeit ein gutes Vertrauensverhältnis“ 
aufbauen. Einige Zeit später sollten dann zwei inoffizielle Mitarbeiter aus 
dem „Milieu“, GM „Teddy“398 und „Bimbo“, „eine aktive Maßnahme“ durch-
führen, also in das Ostbüro einbrechen und Unterlagen mitnehmen. „Ziel die-
ser Aktionen ist es, die Karteikarten und den wichtigsten Schriftverkehr des 
Ostbüros in unser Gebiet zu bringen. Der anwesende Nachtpförtner ist eben-
falls auf jeden Fall mitzubringen.“ Der neue Inhaber des Steuerberatungsbü-
ros, das als Stützpunkt auserkoren war, sollte sich zu diesem Zeitpunkt auf 
einer längeren Geschäftsreise in Westdeutschland befinden, um jeden Ver-
dacht von sich abzulenken. 

Alternativ plante die Staatssicherheit auch das gewaltsame Eindringen über 
den Hinterhof sowie das Anwerben von einer oder mehreren Putzfrauen, die 
im Ostbüro tätig waren. Die geplanten Einbruchvarianten scheinen alle des-
wegen gescheitert zu sein, weil „wegen der vorhandenen Sicherungseinrich-
tungen im Ostbüro der CDU sehr schlecht an Unterlagen heranzukommen 
ist“,399 wie die Staatssicherheit resigniert feststellte. Alternativ wurde die 
Vernichtung der Unterlagen durch einen Brandanschlag ins Auge gefaßt. An 
die Kartei des CDU-Ostbüros wäre das MfS ohnehin nur durch einen echten 
Bankeinbruch gekommen: Sie befand sich, wahrscheinlich seit 1956, in ei-
nem Schließfach der dem Ostbüro direkt benachbarten Bank für Handel und 
Industrie.400 

3.6 Anmerkungen zum Ausmaß der Verhaftungen in den 
fünfziger Jahren 

Alle Aktivitäten des MfS hatten das Ziel, die Arbeit der Ostbüros zu behin-
dern und längerfristig möglichst zu beenden. Neben den „aktiven Maßnah-
men“ im Westen war hierzu die Ausschaltung des Verbindungsnetzes in der 
DDR entscheidend. Die Daten über Verhaftungen sind aber äußerst unvoll-
ständig, vor allem hinsichtlich der frühen DDR-Jahre. 1951 ist nur eine ein-
zige Verhaftung von SPD-V-Personen nachweisbar – jene von Richard Netsch 

398 Der Gemüsehändler GM „Teddy“ gehörte zu einem Ring westdeutscher Krimineller um 
den Rennfahrer und MfS-Beauftragten Hans Wax (GM „Donner“), der gemeinsam in den 
fünfziger Jahren mehrfach Aufträge wie Einbrüche, Menschenraub u. a. für die Staatssi-
cherheit im Westen erledigte. Vgl. Der Spiegel Nr. 10/1996, S. 52 ff. 

399 BStU, ZA, AOP 290/60, Bd. 1, S. 77. 
400 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, S. 262. 
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aus Freital.401 Für 1952 meldete die SPD die Verhaftung von Siegfried Flack, 
Ludwig Hayne, Hans Härtel, Rolf Uhlig, Gerhard Schnate, Alfred Bayer 
sowie von Mäder, Ostermann und Winter, die nur indirekt mit dem Ostbüro 
in Verbindung standen.402 Tatsächlich dürften es erheblich mehr gewesen 
sein. Während des Juni-Aufstandes 1953 scheinen drei Sozialdemokraten, die 
mit dem Ostbüro in Verbindung standen, verhaftet worden zu sein, allerdings 
ohne Bezug zu ihrer Verbindungstätigkeit. Als Ergebnis der Großaktion 
„Blitz“ 1954/55 gab Mielke 17 verhaftete SPD-Anhänger an,403 es folgte 1956 
die Festnahme des sogenannten „Patina-Komplexes“, bestehend aus acht Per-
sonen, sowie Heinz Knappe, Rudolf Seeger, Richard und Hildegard Majunke, 
denen Schauprozesse gemacht wurden. Christoph Engel wurde verhaftet, trat 
jedoch öffentlich gegen das SPD-Ostbüro auf und wurde daher nicht verur-
teilt. 

Die Vorgeschichte dieser Verhaftungen beim Ostbüro der SPD ist schwer 
zu rekonstruieren. Die Staatssicherheit erklärte und verklärte die Erfolge im 
Kampf gegen das Ostbüro Jahre später auch mit dem Wirken des verstorbe-
nen Agentenführers Paul Laufer und der „Kundschafter“ Willi Gronau und 
seiner Freundin Karola.404 Durch die Unterwanderung des DGB-Referats 
Wiedervereinigung sei eine „weitgehende Zerschlagung des Agentennetzes 
des SPD-Ostbüros in der DDR“ gelungen. Zudem sei Willi Gronau durch 
einen Trick in den Besitz der „Agentenkartei“ gekommen. „Wenige Tage 
später berichtete die Presse von zahlreichen Verhaftungen in der DDR.“ Ob 
diese Darstellung, die von belletristisch begabten Autoren abgeschrieben 
wurde,405 zutrifft, ist zweifelhaft. Der zuständige Mitarbeiter des SPD-Ost-
büros hat sich jedenfalls bis zu seinem Tod gegen diese auch in der Öffent-
lichkeit erhobenen Vorwürfe entschieden gewehrt und ein Unterlassungsbe-
gehren vor dem Bonner Landgericht durchgesetzt. Es scheint sich tatsächlich 
eher um die Glorifizierung eines Toten im Sinne tschekistischer Traditions-
pflege gehandelt zu haben, die im übrigen nur schwer mit dem Inhalt seiner 
Kaderakte in Übereinstimmung zu bringen ist, die ihm unter anderem er-
hebliche Leitungsprobleme attestiert.406 

Eher kann davon ausgegangen werden, daß ein Zusammenwirken ver-
schiedener Aktionen, also unter anderem die Tätigkeit des Hausmeisterehe-
paares Albrecht in der Langobardenallee, das Abhören der Telefongespräche 
des Ostbüros durch einen Mitarbeiter der Bundespost und das Fotografieren 
von Besuchern durch einen Westberliner Kleingewerbetreibenden, dazu führte, 

401 Vgl. auch Grebing; Kleßmann; Schönhoven: Situation der Sozialdemokratie (1992), S. 43. 
402 Bericht über Sonderaktionen, Dezember 1952; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
403 Stenographisches Protokoll des 23. ZK-Plenums v. 14.4.1955, zit. nach: Fricke; Engel-

mann: „Konzentrierte Schläge“ (1998), S. 328. 
404 Dieses und folgendes Zitat: Deckname Stabil (1988), S. 88 f. 
405 Koch: BRD contra DDR (1994), S. 199. 
406 BStU, ZA, KS 137/71. 
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daß teilweise Jahre später, auch in Verbindung mit den Aussagen übergelau-
fener Mitarbeiter, V-Leute des SPD-Ostbüros enttarnt werden konnten. Hin-
zu kommt der Fall des Bonner SPD-Kreissekretärs Fritz Lompscher, der mit 
Hilfe des Ostbüros 1954 seine Flucht aus Chemnitz in die Wege leitete, um 
dann bis 1962 die örtliche Parteiorganisation und das Ostbüro auszuspionie-
ren. Von ihm stammten vor allem Angaben über die personelle Besetzung 
der Dienststelle. Lompscher wurde im April 1963 zu zwei Jahren Haft ver-
urteilt.407 

Andere Verhaftungen könnten dadurch zustandegekommen sein, daß die 
Staatssicherheit erfahren hatte, daß sozialdemokratische V-Leute Kuren der 
Arbeiterwohlfahrt in Westdeutschland in Anspruch nehmen konnten.408 Auch 
die politische Weiterbildung von V-Leuten, durchgeführt in der SPD-Partei-
schule in Kochel, könnte zu Festnahmen beigetragen haben: Der Hausmei-
ster der Schule war als GM „Winkler“ bei der Staatssicherheit registriert.409 

Beim CDU-Ostbüro hatte das MfS, wie schon erwähnt, noch größere Pro-
bleme, Kontaktpersonen zu identifizieren, denn „durch die gründliche Aus-
wahl und Aufklärung der V-Leute wurden überwiegend ‚zuverlässige Per-
sonen‘ geworben“.410 Die Angaben zu den Festnahmen variieren stark. Ende 
der sechziger Jahre bezifferte das MfS im Rahmen des Vorgangs „Zentrum“ 
allein die im August/September 1952 festgenommenen CDU-V-Leute mit 
68 Personen.411 15 Jahre zuvor, 1955, ging die Staatssicherheit von bis da-
hin insgesamt gut 60 Festnahmen im Zusammenhang mit der Tätigkeit des 
CDU-Ostbüros aus; der größte Teil hiervon dürfte zwischen 1949 und 1952 
inhaftiert worden sein. Enthalten waren bei den 60 Personen noch „zwei Vor-
gänge mit insgesamt 11 Personen“ der BV Leipzig vom April 1954 sowie 
Festnahmen von kleineren Gruppen mit jeweils bis zu fünf Personen. Aller-
dings verfuhr das MfS bei der Zuordnung von Festnahmen sehr großzügig 
und listete etwa auch den „Agenten Dertinger“ und den Mitarbeiter der CDU-
Parteileitung Felix Schienköthe auf, die mit der Widerstandszentrale keinen 
Kontakt gehabt hatten.412 1959 zählte die Staatssicherheit insgesamt 91 Per-
sonen auf, die, unter dem Vorwurf, für das CDU-Ostbüro gearbeitet zu ha-
ben, in den vergangenen zehn Jahren festgenommen worden waren;413 ein 
großer Teil war zu diesem Zeitpunkt bereits wieder entlassen worden. 

407 Gerken, Richard: Spione unter uns (1965), S. 86 ff. 
408 BStU, ZA, AS 1003/67, Bd. 5, Bl. 3 ff. 
409 Ebenda, Bd. 8, Bl. 6, 52. 
410 Analyse über das „Ostbüro der CDU“ in Westberlin, o. D.; BStU, ZA, XX/AKG 1047, 

Bl. 33. 
411 Ebenda, Bl. 84. 
412 Schwerpunktplan v. 11.10.1955; BStU, ZA, AOP 690/60, Bl. 67. 
413 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, Bl. 206. 
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4 Das Verhältnis der Ostbüros untereinander 
und zu vergleichbaren Organisationen 

Eine Zusammenarbeit der Ostbüros ergab sich in den Anfangsjahren aus dem 
antikommunistischen Konsens der demokratischen Parteien. Dieser zeigte 
sich bei entsprechenden Anlässen, etwa bei der Großkundgebung gegen die 
Berlin-Blockade am 2. Juli 1948 in Hamburg, auf der Jakob Kaiser, Otto 
Suhr und Carl-Hubert Schwennicke gleichermaßen als Redner auftraten. Im 
September 1950 rief der Bundesminister für Gesamtdeutsche Fragen, Jakob 
Kaiser, Vertreter der demokratischen Parteien und Spitzenverbände erstmals 
zu einer Sitzung zusammen, um in diesem Rahmen Maßnahmen gegen die 
DDR und die kommunistischen Aktivitäten in Westdeutschland zu bespre-
chen. In der Folgezeit sollen „die Vertreter der Ostbüros der FDP, CDU, SPD 
sowie der KgU und der VPO vom Kaiser-Ministerium in Abständen von etwa 
zwei Monaten, bei besonderen politischen Ereignissen auch außerturnusmä-
ßig, zu gemeinsamen Besprechungen im Bundeshaus in Berlin-Wilmersdorf 
zusammengerufen“ worden sein, um über die politische Situation in der DDR 
zu konferieren.1 

1951 hatten die Ostbüros von SPD, CDU und FDP bei einer Besprechung 
der Leiter dieser Institutionen im Gesamtdeutschen Ministerium den Aus-
tausch von Warnmeldungen vereinbart. „Mitteilungen über noch in der Zone 
befindliche Agenten und Spitzel“ sollten danach insofern ausgetauscht wer-
den, „als die Parteien, die betroffen sind, von den anderen Parteien Mittei-
lung erhalten“. Personen, die sich schon in kommunistischem Auftrag aus 
der DDR in den Westen abgesetzt haben, sollten dem Bundesamt für Ver-
fassungsschutz mitgeteilt, Informationen über führende Funktionäre in der 
DDR sowie sachlicher Art an das Gesamtdeutsche Ministerium weitergege-
ben werden2. Neben staatlichen Stellen arbeitete das CDU-Ostbüro auch mit 
privaten Sicherheitsdiensten zusammen, so mit der „Beratungsstelle für Be-
triebsschutz“ in Essen – nach eigenem Selbstverständnis „an Auskünften über 
Personen aus der SBZ interessiert, die in der Bundesrepublik um eine Anstel-
lung nachsuchen oder bereits im Arbeitsprozeß stehen“.3 Ähnlicher Art war 
die Zusammenarbeit mit dem „Volksbund für Frieden und Freiheit“, der das 
CDU-Ostbüro als Gegenleistung für Überprüfungen auf neu eintreffende CDU-

1 Neue Justiz 8(1954)16, S. 461. Diese Darstellung kann, obwohl aus einer Urteilsbegrün-
dung in einem Schauprozeß stammend, als durchaus zutreffend angesehen werden. 

2 Brief von Jöhren v. 24.2.1951; ACDP, III-013, 830. 
3 Brief von der Beratungsstelle an das Ostbüro der CDU v. 21.1.1959; ACDP, III-013, 556. 
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Flüchtlinge aufmerksam machte.4 Gute Kontakte scheint es auch zum Unter-
suchungsausschuß Freiheitlicher Juristen gegeben zu haben,5 dem zahlreiche 
illegal in der DDR arbeitende Christdemokraten ebenfalls zuarbeiteten.6 

Kontakte oppositioneller CDU-Mitglieder und -Gruppen zur „Kampfgruppe 
gegen Unmenschlichkeit“ scheinen zudem nicht die Ausnahme gewesen zu 
sein.7 

Bei der SPD bestanden Kontakte hauptsächlich zu parteinahen Organisa-
tionen wie den Falken oder der Arbeiterwohlfahrt sowie dem eigenen Flücht-
lingsverband. Hervorzuheben ist allerdings die Zusammenarbeit mit dem 
Ostbüro des DGB, das 1951 in Berlin gegründet worden war und unter der 
Leitung von Gerhard Haas stand. Es wurde Zeit seiner Existenz logistisch 
vom SPD-Ostbüro unterstützt, in seinem Auftrag druckte das SPD-Ostbüro 
Schriften und schmuggelte sie in die DDR. 

Ein besonderes Kapitel sind die Kontakte des Ostbüros der SPD in die 
LDPD. Mitte 1948 war der Versuch des SPD-Ostbüros endgültig gescheitert, 
im SED-Apparat Positionen zu erobern.8 Vereinigungsunwillige Sozialde-
mokraten traten aus der SED aus, einige gingen in andere Parteien. Nur we-
nige sich der Sozialdemokratie zurechnende Personen wechselten nach der 
Zwangsvereinigung zur CDU. Einer dieser Einzelfälle ist das Landesvor-
standsmitglied der sächsischen SED, Arno Wend, der Hospitant der CDU-
Stadtratsfraktion in Dresden wurde. Ähnliches gilt für Günter Nollau, später 
Leiter des Bundesamtes für Verfassungsschutz, der ebenfalls aus Dresden 
stammt: Er gehörte „nominell der CDU an“, wurde jedoch von der SPD als 
„unser Mann“ bezeichnet.9 Doch bei der Ost-CDU Unterschlupf zu suchen, 
war in Hannover bzw. Bonn auch nie beabsichtigt gewesen. Statt dessen 
empfahl man den Ost-Genossen, eine Struktur innerhalb der LDPD aufzu-
bauen, in der man glaubte, sich leichter halten zu können als in der kommu-
nistischen Kaderpartei SED. Die Angst der Westliberalen, die SPD und ihr 
Ostbüro könnten die LDPD der DDR unterwandern, war schon früh ver-
breitet. Dazu trug sicherlich bei, daß viele enttäuschte Sozialdemokraten 
nach der Zwangsvereinigung 1946 der LDPD ihre Stimme gaben und teil-
weise auch Mitglieder der liberalen Partei wurden. Die LDPD hatte vor al-
lem in den Städten aus dem sozialdemokratischen Wählerpotential schöpfen 
können, mit eindrucksvollen Ergebnissen bei den Gemeinde-, Kreis- und Land-
tagswahlen im Herbst 1946.10 „Man wollte die noch wenig klassenbewußten 

4 Schreiben von Jöhren an Weygold v. 18.3.1952; ACDP, III-013, 750. 
5 Vgl. Aussage von Fasel; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bl. 52. 
6 Vgl. als eines von vielen Beispielen Mampel: So fing es an (1987), S. 416–437. 
7 Vgl. Richter: Ost-CDU (1991), S. 279. 
8 Murphy; Kondrashev; Bailey: Battleground Berlin (1997), S. 407. 
9 Schreiben i. A. Brandt an Hans Hermsdorf v. 15.6.1950; AdsD, WBA, Beruflicher Wer-

degang 1947–1966, Bd. 5. 
10 Krippendorff erwähnt die Städte Leipzig, Magdeburg, Eisenach und Gera. In: Krippen-

dorff: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands 1945/48 (1961), S. 99. 
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Teile der Arbeiterschaft gewinnen, jene einstigen Sozialdemokraten an sich 
ziehen, die aus diesem oder jenem Grunde mit der Verschmelzung von KPD 
und SPD zur SED nicht einverstanden waren.“11 Die Stimmen nahm man 
gerne, die Ex-Funktionäre der SPD wollte man nicht. Auch befürchtete man, 
die Sozialdemokraten könnten sich bei den Liberaldemokraten langfristig 
wohler fühlen als in der vereinigten Arbeiterpartei. Hans Lehmann und der 
in Haft gestorbene Schade aus Görlitz sind hierfür Beispiele. Symptomatisch 
für die Unterwanderungsängste der angestammten Funktionäre sind die Äu-
ßerungen des damaligen Brandenburger LDPD-Landessekretärs Wolfgang 
Schollwer, der im Februar 1949 in sein Tagebuch schrieb: „Wir müssen vor 
allem achthaben auf die ‚Sozis‘, die in der LDP Unterschlupf gefunden ha-
ben, um unter deren Deckmantel die alte sozialdemokratische Parteiarbeit 
fortzusetzen und die LDP-Politik systematisch zu sabotieren. Diese Leute 
sitzen zum Teil in den Orts- und Kreisvorständen unserer Partei und machen 
jede Politik, nur keine liberale.“12 

Das Problem blieb aktuell. Dem FDP-Ostbüro lagen ab Ende 1956 Hin-
weise vor, daß „nach zuverlässigen Aussagen aus Kreisen der Sozialdemo-
kratischen Partei das Ostbüro der SPD in der letzten Zeit mehr und mehr 
versucht, im Rahmen seiner Ostarbeit in die Organisation der LDPD einzu-
dringen und unter den Funktionären dieser Partei Mitarbeiter für den Aufbau 
von SPD-Organisationen nach der Wiedervereinigung zu gewinnen“.13 Zu-
dem waren mittlerweile einige V-Leute des Ostbüros der SPD festgenom-
men worden, so etwa Alfred Maiwald aus Neukirch,14 die Mitglieder der 
LDPD waren. Die Rivalität zwischen FDP und SPD bei der Ostarbeit zeigte 
sich auch im Zusammenhang mit der Flüchtlingsbetreuung. Mit Argusaugen 
beobachteten die zuständigen FDP-Mitarbeiter die Flüchtlingsarbeit der SPD, 
wie etliche interne Schreiben des FDP-Ostbüros an die Berliner Parteiorga-
nisation belegen.15 

Wolfgang Schollwer befürchtete aufgrund mehrerer konkreter Vorfälle 
eine planmäßige Unterwanderung der LDPD durch das SPD-Ostbüro. Be-
sonders deutlich war das im Fall Heinz Müller aus Grimma geworden. Die-
ser war vom Staatssicherheitsdienst Ende 1954 beauftragt worden, seinen 
ehemaligen Klassenkameraden Horst Becker, seit 1948 im SPD-Ostbüro be-
schäftigt, zu bespitzeln. Müller, der LDPD-Mitglied war, übernahm den Auf-
trag zwar zum Schein, weihte Becker jedoch ein, der ihn daraufhin Spiel-
material an die Staatssicherheit übermitteln ließ. Gleichzeitig erhielt Müller 
vom Ostbüro der SPD den Auftrag, sich um den Posten des Kreissekretärs 
der LDPD in Grimma zu bemühen, um Einblick in die Parteiorganisation zu 

11 Agsten; Bogisch: LDPD 1946–1949 (1974), S. 71. 
12 Schollwer: Potsdamer Tagebuch (1988), S. 110. 
13 Vermerk von Schollwer an Mende v. 6.2.1957; ADL, 2923. 
14 Vgl. Junge Welt v. 3.4.1956. 
15 Unterlagen in: ADL, 2923. 
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erhalten, was auch gelang. Nach seiner Flucht aus der DDR berichtete Müller 
dies in Gießen der FDP-Flüchtlingsbetreuerin Christa von Holly. Nachdem 
bekanntermaßen nicht wenige ehemalige Sozialdemokraten in der LDPD 
Unterschlupf erhalten hatten, war das Ostbüro der FDP von diesem Vorgang 
aufs Höchste alarmiert und informierte sofort die Parteispitze.16 

Es kam hinzu, daß verschiedene Liberaldemokraten nach ihrer Flucht im 
SPD-Ostbüro arbeiteten, so der stellvertretende Ostbürochef in Bonn, Helmut 
Bärwald, Charlotte Heyden, bis 1948 Stadtratsmitglied der LDPD und später 
Leiterin der Berliner Zweigstelle des SPD-Ostbüros, sowie der Flüchtlings-
betreuer Werner Maletzki alias Köhler, der nach der SED-Gründung zunächst 
zur LDPD übergewechselt war. Liberaldemokraten, die in den Flüchtlings-
lagern ankamen, wurden teilweise vom SPD-Ostbüro befragt und im Notauf-
nahmeverfahren betreut. Für die FDP bedeutete dies alles eine Gefährdung 
des Kernzieles ihrer eigenen Ostarbeit, denn sie mußte davon ausgehen, „daß 
die SPD die LDP unterwandert, um sich beim Eintreten des Tages X auf eine 
arbeitsfähige Organisation stützen zu können“.17 Sozialdemokratische V-Leute 
befanden sich im übrigen auch in der NDPD. So war ein enger Mitarbeiter 
von General Paulus Ostbüro-V-Mann: Hans Rosenburg, NDPD-Mitarbeiter 
aus Dessau, der von der Staatssicherheit im März 1954 enttarnt wurde. 

Überhaupt scheint das SPD-Ostbüro die Infiltration anderer Organisatio-
nen relativ systematisch betrieben zu haben. „Insbesondere durch Wandels 
Bemühungen ist es dem Ostbüro gelungen, in fast allen Westberliner Wider-
standsorganisationen, aber auch in den Westberliner Verwaltungsstellen Zu-
träger und Spitzel einzubauen oder zu gewinnen“, teilte ein ehemaliger SPD-
Ostbüro-Mitarbeiter Ende 1955 allen mit, die es hören wollten.18 

16 Vermerk für die Herren Mende, Döring, Stephan v. 22.2.1957; ADL, 2608. 
17 Ebenda. 
18 Lebensbeichte W., o. D.; ADL, 2923, S. 30. 
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5 Das Ende der Ostbüros 

5.1 Früher Niedergang bei der FDP 

Das zuletzt gegründete FDP-Ostbüro trat als erstes in die Phase seines Nie-
dergangs ein, allerdings in mehreren Etappen. Nach der Entführung Füld-
ners und den nachfolgenden Aktionen der Staatssicherheit wurde die Infor-
mationsstelle im Juni 1954 erneut verlegt, diesmal in die Charlottenburger 
Bismarckstraße. Porzig hatte für seine I-Stelle inzwischen wieder viele In-
formanten angeworben; in fast allen Bezirken der DDR sowie in Ostberlin 
konnte er auf Kontakte zurückgreifen.1 Doch schon im Monat darauf mußte 
diese Dienststelle geschlossen werden. Nach Ansicht der Staatssicherheit 
geschah dies „auf Beschluß der Bonner Leitung“ des Ostbüros.2 Dies war 
jedoch nur bedingt richtig. Tatsächlich hatten die Amerikaner den Finanz-
hahn abgedreht, so daß schon ab dem 20. Juli keine Informanten mehr be-
zahlt werden konnten.3 Porzig wechselte zur Organisation Gehlen, dem Vor-
läufer des BND, die sich nach einer Großaktion der Staatssicherheit in einer 
Krise befand.4 In der Folgezeit spielte das FDP-Ostbüro seine Verbindungen 
zu Porzig und seiner I-Stelle herunter. Sprachregelung war, „daß das Büro 
des Herrn Porzig keine Dienststelle des Ostbüros gewesen ist, sondern un-
abhängig“ von ihm arbeitete. „Da Herr Porzig ebenfalls der FDP angehört“, 
sei es „verständlich, daß er mit dem Ostbüro identifiziert wurde.“5 

Das von Entführungen, Einbrüchen und Verhaftungen gebeutelte Ostbü-
ro, das zudem ständig mit Personal- und Finanzproblemen zu kämpfen hatte, 
brauchte einen politischen Schirmherren, der es vor innerparteilichen An-
griffen vor allem im Bundesvorstand, in Schutz nehmen konnte. Man fand 
ihn im Berliner Landesvorsitzenden Carl-Hubert Schwennicke, der sich im 
April 1955 bereit fand, „die politische Aufsicht über das Ostbüro auszu-
üben“.6 Schwennicke war hierzu jedoch zeitlich kaum in der Lage. Er hatte 
genug mit seiner Parteiarbeit und seinem eigentlichen Beruf zu tun; er war 

1 Schreiben von Porzig an Naase v. 30.12.1953; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/B, Bl. 37. 
2 Auskunftsbericht über das Büro für Wiedervereinigung; ebenda, Bd. I, Bl. 11. 
3 Schreiben von Porzig an Naase v. 30.7.1954; ebenda, Bd. II/B, Bl. 43. 
4 Reese: Organisation Gehlen (1992), S. 194 ff., sowie Fricke; Engelmann: „Konzentrierte 

Schläge“ (1998), S. 42–47. Porzig arbeitete nach 1955 beim BND als Aufklärer im jour-
nalistischen Umfeld der sowjetischen Botschaft in Rolandseck bei Bonn (Schreiben von 
Helmar Meinel an den Autor v. 29.1.1999). 

5 Schreiben von Schollwer an Wrochem v. 26.5.1955; ADL, 2382. 
6 Besuchsbericht von Naase in Berlin, o. D. (April 1955); ADL, 2585. 
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Leiter der Siemens-Niederlassung in Berlin. Außerdem promovierte er auch 
noch gerade an der Technischen Universität Berlin.7 Das Hauptproblem war 
jedoch der schwindende politische Rückhalt für das Ostbüro bei der Mehr-
heit der FDP-Bundespolitiker. Naase hatte in einem Gespräch mit Thomas 
Dehler, dem FDP-Parteivorsitzenden, zwar grünes Licht für eine Weiterar-
beit bekommen, es wurde jedoch schon kurze Zeit später „im Gegensatz zu 
der Tendenz dieses Gesprächs“ deutlich, daß die von ihm „gehegten Be-
fürchtungen, das Ostbüro personell zu reduzieren und gegebenenfalls in sei-
ner politischen Arbeit zu beschränken“, berechtigt waren.8 

Hinzu kam das propagandistische Trommelfeuer aus der DDR. Seit 1953 
hatten LDPD-Funktionäre keine Gelegenheit ausgelassen, die „kriegsvorbe-
reitende Rolle des Ostbüros der FDP“9 in den düstersten Farben zu malen. 
Volkskammerpräsident Johannes Dieckmann forderte zudem am 28. April 
1955 die LDPD-Mitglieder auf, alle Parteifreunde zu melden, die zu den 
„republik- und volksfeindlichen Elementen“ gehören könnten.10 Der Spiel-
raum für regimekritische Liberale war in dieser Blockpartei mittlerweile mi-
nimal. 

Hans Bach quittierte nach zweieinhalb Jahren am 12. März 1955 seine Tä-
tigkeit als Leiter der Berliner Außenstelle. Die Staatssicherheit meinte, er sei 
wegen des Einbruchs vom vorangegangenen Januar entlassen worden,11 eine 
in der damaligen Zeit typische Überschätzung der eigenen Wirksamkeit. Die 
Personalfluktuation im Berliner Büro war überhaupt erheblich; die Staatssi-
cherheit zählte noch fünf weitere Personen auf, die von 1953 bis 1955 die 
nicht gerade große Dienststelle verlassen hatten.12 

Im Frühjahr 1955 wurde auch Günter Hegewald wieder aktiv – diesmal 
aus Ostberlin. Man gab ihn jetzt, fast ein Jahr nach seiner Flucht aus West-
berlin, in der DDR-Presse als „Kenner der imperialistischen Auftraggeber 
des FDP-Ostbüros“ aus.13 Er gab Hörfunkinterviews, um nach den Plänen der 
Staatssicherheit, „innerhalb der Reihen der FDP und auch im Ostbüro der 
FDP Unsicherheit hervorzurufen und Zersetzung zu betreiben“.14 Karl-Heinz 
Naase wurde als „zynischer junger Schnösel“ bezeichnet, andere Mitarbeiter 
als „eiskalt“, „brutal“ oder „machtgierig“. Parteimitgliedern der Berliner FDP 
schrieb Hegewald, vom Ghostwriter der Staatssicherheit zunächst versehent-
lich „G. Tregewald“ genannt, Briefe mit wüsten Anschuldigungen gegen das 

7 Schwennicke, Carl-Hubert: Organisationsprobleme industrieller Großbetriebe. Diss. TU 
Berlin 1955. 

8 Schreiben von Naase an Dehler v. 16.4.1955; ADL, 2585. 
9 Zit. nach: Ostdienst v. 27.7.1954, S. 7. 

10 Ostdienst v. 28.4.1955, S. 7. 
11 Vgl. den umfangreichen Auskunftsbericht in: BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 10 ff. 
12 Ebenda. 
13 Unterlagen hierzu in: BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8. Vgl. Mein Leben glich einer Hölle. 

In: Neues Deutschland v. 24.4.1955. 
14 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, Bl. 47. 
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FDP-Ostbüro. Von Militärspionage, Ausnutzung von Parteimitgliedern, Geld-
verschwendung, Prostitution und gemeiner Verbrechertätigkeit war hier die 
Rede.15 

Daß Hegewald von vornherein als inoffizieller MfS-Mitarbeiter erst in die 
Dresdener Oppositionsgruppe und dann in das Berliner Büro eingeschleust 
worden war, überstieg wohl das Vorstellungsvermögen auch der meisten 
Ostarbeiter. Der ehemalige kommissarische Leiter der Berliner Dienststelle, 
Friedrich Hemminger, schrieb nach dem ersten in der Ostberliner Presse ver-
öffentlichten Hegewald-Brief eine böse Erwiderung, in der er ihm vorwarf, 
er habe sich im FDP-Ostbüro „bei Kaffee, Kuchen, Ami-Zigaretten und reich-
lich Spesen ganz wohl“ gefühlt, bis ihm plötzlich die Erleuchtung gekommen 
sei, daß er und „die anderen Parteifreunde aus der SBZ“, die er dort getrof-
fen habe, für militärische Spionage mißbraucht worden seien.16 Ihn öffent-
lich der Stasi-Tätigkeit zu verdächtigen, kam Hemminger nicht in den Sinn. 

Nachfolger des ausgeschiedenen Hans Bach wurde kurzzeitig Gebhardt, 
der jedoch schon nach wenigen Wochen wieder ausschied. Es drohte in der 
Berliner Außenstelle ein ähnliches Leitungschaos wie zu Anfang der fünfzi-
ger Jahre. So schaltete sich der Landesvorsitzende Carl-Hubert Schwennicke 
ein und empfahl als Außenstellenleiter seinen Freund Siegfried Bernhardt, ei-
nen Verwaltungsfachmann, der zuvor Bezirksstadtrat in Charlottenburg und 
davor Landesgeschäftsführer der FDP gewesen war. Bernhardt übernahm die 
Leitung unter dem Decknamen Trautmann. Seine Einstellung stieß jedoch 
bei den Mitarbeitern nicht auf ungeteilte Gegenliebe, weil man ihn als Auf-
passer des Berliner Landesverbandes empfand. 

Im Laufe des Jahres 1955 spitzte sich der deutschlandpolitische Konflikt 
zwischen Adenauer und Dehler zu, und die DDR hatte jedes Interesse, die-
sen „Differenzierungsprozeß“ zu unterstützen. Die FDP hatte in dieser Zeit 
eine Reihe eigenständiger Gespräche mit dem sowjetischen Botschafter Va-
lerian Sorin begonnen, die in Bonn in der jugoslawischen Botschaft stattfan-
den und bei denen die Möglichkeiten ausgelotet werden sollten, noch zur 
Wiedervereinigung zu kommen.17 

Schwennicke lehnte Dehlers Forderungen nach Gesprächen mit der So-
wjetunion ab18 und trat, nachdem er im Bundesvorstand nicht die notwendi-
ge Unterstützung fand, von seinem Posten als Stellvertretender Bundesvor-
sitzender der FDP zurück. Im Ostbüro dachte man ähnlich über Gespräche 
mit DDR-Vertretern: „Abgesehen davon, daß die Vertreter der sogenannten 
DDR-Regierung nichts anderes sagen und abmachen dürfen als ihnen die 
Sowjets zuvor gestatten, würden es Millionen unseres Volkes als eine Pro-

15 Vgl. Schreiben von Tregewald (sic!) an Wrochem v. Mai 1955; ADL, 2382. 
16 Schreiben von Hemminger an Hegewald v. 5.6.1955; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, 

Bl. 85 f. 
17 Sommer: Liberal-Demokratische Partei Deutschlands (1996), S. 237 ff. 
18 50 Jahre Berliner FDP (1995), S. 47. 
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vokation betrachten, wenn westdeutsche Vertreter sich mit den Leuten an 
einen Tisch setzten, die am 17. Juni 1953 die Volkspolizei und die Sowjet-
truppen zur Niederknüppelung des deutschen Aufstandes veranlaßten“,19 hatte 
sich Naase im Juli 1953 gegenüber einem Bremer Parteifreund geäußert. 
Auch 1955 war das in etwa noch die Position der Ostarbeiter. 

Am 25. Februar 1956 zerbrach die Bonner Koalition aus CDU/CSU und 
FDP an Differenzen in der Wahlrechtsfrage und der Deutschlandpolitik. Die 
vier FDP-Minister, darunter der ehemalige Bundesvorsitzende Franz Blücher, 
schlossen sich daraufhin mit einigen FDP-Bundestagsabgeordneten zu einer 
eigenen regierungstreuen Fraktion zusammen. Zunächst lief sie unter dem 
Namen „Arbeitsgemeinschaft Freier Demokraten“, später dann als eigene Par-
tei unter dem Namen Freie Volkspartei (FVP), der auch Schwennicke später 
beitrat. 

Die DDR sah in diesen Vorgängen die Chance, den innerparteilichen Rück-
halt der Ostarbeiter in der FDP noch weiter zu schwächen. Günter Hegewald 
beklagte sich im April 1956 im Auftrag der Staatssicherheit sowohl beim 
Parteivorsitzenden Dehler als auch bei Parteifreunden im Westen Berlins 
über die „unaufrichtige Haltung“ der Kreise um Schwennicke und das Ost-
büro, die beabsichtigten, den FDP-Bundesvorsitzenden zu stürzen.20 Einen 
Monat später berichteten die Zeitungen der DDR über die „unaufrichtige“ 
Haltung der Berliner FDP; mehrere entwendete Briefe wurden zur Erläute-
rung als Faksimile abgedruckt.21 

Die Staatssicherheit war 1955 in den Besitz interner Unterlagen aus dem 
FDP-Ostbüro gekommen, „aus denen zu ersehen war, daß innerhalb der FDP 
zwischen einigen Funktionären Spannungen bestanden und sich eine gegen 
Carl-Hubert Schwennicke gerichtete Opposition herausgebildet hatte“. Laut 
MfS strebte Schwennicke schon damals an, „sich mit seinen Anhängern vom 
FDP-Landesverband abzuspalten und eine eigene Partei zu gründen. Diese 
Situation in der FDP nutzten wir aus und verschickten [ab April 1956] an 
Mitglieder und Funktionäre dieser Partei sogenannte Mitteilungsblätter, die 
sich ihrem Inhalt nach gegen den Schwennicke-Kurs richteten und verlang-
ten, daß Schwennicke austreten solle.“22 Auch erbeutete Unterlagen, etwa per-
sönliche Schreiben Schwennickes, wurden an führende FDP-Mitglieder ver-
sandt, um so Zwist in der Partei zu schüren. 

Siegfried Bernhardt hatte sich scheinbar Hoffnungen darauf gemacht, für 
die letzten Jahre seines Berufslebens in Bonn Naases Nachfolger zu werden.23 

19 Schreiben von Naase an Dieckmann v. 25.7.1953; ADL, 2415. 
20 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, Bl. 49 f. 
21 Vgl. Berliner Zeitung v. 24.5.1956; Der Morgen v. 25.5.1956. 
22 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/9, Bl. 83. Dies war eine erprobte Maßnahme der Staatssi-

cherheit, die sie auch bei anderen Parteien durchführte. Vgl. Wolle: SPD in Ostberlin (1995), 
S. 2956. 

23 Bericht v. 14.2.1956; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 2, Bl. 193. 
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Er mußte jedoch zum 30. Juni 1956 ausscheiden, weil er zu den Mitbegrün-
dern der Freien Volkspartei gehörte und seine Beschäftigungsgrundlage im 
Ostbüro der FDP damit erloschen war. Er begründete seinen Austritt aus Par-
tei und Ostbüro mit den Worten: „Ich kann aber nicht eine Arbeit fortsetzen, 
bei der ich mich in einem ständigen Konflikt mit der von der Partei vertrete-
nen politischen Auffassung befinde.“24 Dies war nicht völlig überzeugend, 
denn noch vier Monate zuvor hatte er dem Parteivorsitzenden Dehler vorge-
schlagen, das Ostbüro solle zukünftig „keine Spionage- und Flugblattaktio-
nen gegen die DDR“ mehr durchführen. Außerdem vermittelte er im Auftrag 
Dehlers Gespräche zwischen Kreis- und Bezirksverbänden von FDP und 
LDPD.25 Paul Cunow alias Willert, seit 1954 zunächst als Aushilfe, dann als 
Sachbearbeiter im Ostbüro beschäftigt, wurde zunächst ab dem 23. Juni 1956 
kommissarisch, dann anschließend offiziell der Leiter der Berliner Einrich-
tung. Cunow, zunächst eher eine Verlegenheitslösung, blieb bis zu seiner 
Pensionierung Leiter des wenig später in Referat Wiedervereinigung umbe-
nannten Ostbüros. 

Das Ostbüro hatte mit dem Ausscheiden Carl-Hubert Schwennickes sei-
nen großen Mentor verloren. Es hatte sich in der Vergangenheit immer auf 
die politische Unterstützung Schwennickes verlassen können. Auch die Flücht-
lingsbetreuungsstelle im Notaufnahmelager Marienfelde war von der Partei-
spaltung betroffen: „Aufgrund der innerparteilichen Ereignisse sind zwei 
Mitarbeiter, die in der Flüchtlingsbetreuungsstelle Marienfelde beschäftigt 
waren, ausgeschieden“,26 hieß es im aktuellen Monatsbericht des Berliner 
Ostbüros. 

Im Bundesvorstand der FDP witterten die Gegner des Ostbüros Morgen-
luft, wobei es sich nicht allein um die Anhänger einer anderen Deutschland-
politik handelte. Dem Parteichef in Nordrhein-Westfalen Friedrich Middel-
hauve zum Beispiel war das Ostbüro vor allem deshalb ein Dorn im Auge, 
weil es seiner Auffassung nach zuviel Mittel verschlang, FDP-Schatzmeister 
Hans-Wolfgang Rubin war das Ostbüro ebenfalls zu teuer. Dem Vorsitzen-
den der nordrhein-westfälischen Landtagsfraktion, Wolfgang Döring, paßte 
die konfrontative Ausrichtung der Ostarbeit nicht, daher verhandelte er auf 
eigene Faust mit der FDP-Führung.27 Nur einen Monat nach Schwennickes 
Parteiaustritt bahnte sich zumindest eine Kompetenzverringerung für das 
FDP-Ostbüros an. Karl-Heinz Naase versuchte Mitte Juli 1956 vergeblich, 
den Landesgeschäftsführer der Berliner FDP, Adolf Rieckhoff, in Stellung 

24 Schreiben von Bernhardt an Naase v. 25.6.1956; ADL, 2585. 
25 Bericht v. 14.2.1956; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 2, Bl. 193. 
26 Monatsbericht für Juni 1956 v. 9.7.1956; ADL, 2531. Es entbehrt nicht einer gewissen 

Komik, daß die Staatssicherheit Kynast anwerben wollte, obwohl es unzutreffende Be-
richte über seine Zusammenarbeit mit dem MfS gab. BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4, 
Bl. 205 ff. 

27 Vgl. hierzu Schollwer: Liberale Opposition (1991), S. 25. 
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zu bringen.28 Statt dessen geriet er selbst wieder in die Schußlinie. Die alten 
Vorwürfe der „Affäre Ludwig“ wurden wieder aufgekocht.29 Außerdem wur-
de ihm vorgeworfen, tendenziöse Stimmungsberichte über die negative Ein-
stellung von DDR-Besuchern zur Politik Dehlers angefertigt zu haben, ein 
Vorwurf, der möglicherweise sogar zutraf.30 

Auf Antrag von Wolfgang Döring und FDP-Schatzmeister Hans-Wolfgang 
Rubin sprach sich der FDP-Bundesvorstand am 31. August 1956 zunächst 
für die Einstellung aller Flugblattaktionen per Ballon aus; die Staatssicher-
heit führte diese Entscheidung fälschlicherweise allein auf den Parteivorsit-
zenden Thomas Dehler zurück.31 Karl-Heinz Naase hatte in der Diskussion 
als positiven Aspekt herausgestellt, daß diese Aufklärungsarbeit durch „pri-
vate Spenden“ ermöglicht werde, doch gerade die externe Finanzierung war 
zu einem der Hauptkritikpunkte an der Ostbürotätigkeit geworden. Schritt-
weise mußten die Außenstellen daraufhin ihre Ballonaktionen einstellen; in 
Gießen ließ man die restlichen Ballons bis Ende September 1956 in die Luft, 
in Uelzen zog sich dies bis in den Oktober hinein. 

Hintergrund für die Abkehr von der Ostarbeit, so wie sie sich in der ersten 
Hälfte der fünfziger Jahre herausgebildet hatte, waren die Gespräche von 
FDP-Vertretern mit der LDPD in Garmisch-Partenkirchen und Weimar.32 

Wolfgang Döring, Initiator der Unterredungen mit der LDPD, hatte schon 
Ende Juli 1956 in Garmisch gegenüber Spitzenfunktionären der LDPD erklärt, 
„daß auch ihm die Arbeit des Ostbüros nicht gefiel“.33 Döring, der später bis 
zu seinem frühen Tod eher ein Verfechter sozialliberaler Politik war, galt 
damals noch als Nationalliberaler, ein Weltkriegsoffizier, der aufgrund sei-
ner Verwicklung in die „Naumannaffäre“ des rechtslastigen Landesverban-
des Nordrhein-Westfalen von einem Untersuchungsausschuß des Bundesvor-
standes für ungeeignet erklärt wurde, FDP-Landesgeschäftsführer der Partei 
zu sein.34 

Was Naase vor allem enttäuschte, war das Umschwenken des Bundesge-
schäftsführers Werner Stephan, der im März 1955 seinen Antrittsbesuch im 
Ostbüro gemacht hatte und damals „zu verstehen gab, daß gewisse Tenden-
zen vorhanden seien, das Ostbüro auf die Betreuungsarbeit zu beschränken“. 
Nach einer Beschäftigung mit der Arbeit der Dienststelle hatte er aber er-
klärt, „daß er eindeutig für die Notwendigkeit der politischen Arbeit unseres 

28 Schreiben von Naase an Rieckhoff v. 23.7.1956; ADL, 2589. 
29 Vermerk zu Trautmann v. 31.1.1956; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 2, 

Bl. 184 f. Vgl. auch ebenda, Bl. 192. 
30 Bericht von Naase v. 14.2.1956; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 2, Bl. 192. 
31 Auskunftsbericht über das Büro für Wiedervereinigung; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, 

Bl. 15. 
32 Vgl. Engelmann: Brüchige Verbindungen (1993), S. 18–47. 
33 Ebenda, S. 26. 
34 Mende: FDP (1972), S. 81 ff. 
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Büros einstehen werde“.35 Stephan hatte damals dazu beigetragen, Dehler von 
der Notwendigkeit des Weitermachens zu überzeugen. Jetzt, ein Jahr später, 
schloß auch er sich zwangsläufig der Mehrheitslinie im Bundesvorstand an. 

Nicht nur das FDP-Ostbüro, auch die Staatssicherheit der DDR sah die 
FDP-LDPD-Gespräche des Jahres 1956 mit Unbehagen. Zwar unterstützte 
das MfS mit Hilfe seiner inoffiziellen Mitarbeiter die „verständigungsberei-
ten Kräfte“ innerhalb der FDP,36 befürchtete aber gleichzeitig, daß die Kon-
takte dazu dienen würden, „die Haltung der kleinbürgerlichen Parteien in 
der DDR abzutasten mit dem Ziel, sie in gewisser Beziehung politisch zu 
unterwandern“.37 Der „Block der antifaschistisch-demokratischen Parteien“ 
solle unterhöhlt, die kapitalistische Ordnung auch in der DDR wieder aufge-
richtet werden. 

Dehler versuchte seinerseits, die Kontakte zur LDPD-Führung im Interesse 
verhafteter Liberaler einzusetzen. Beispielsweise wurde Karl Hamann im 
Oktober 1956 freigelassen; Dehler hatte sich im Zusammenhang mit den 
Weimarer Gesprächen für ihn eingesetzt. Doch, ob die Freilassung wirklich 
mit der Intervention Dehlers und den liberalen Deutschlandgesprächen in 
Zusammenhang gebracht werden kann, ist anzuzweifeln. Denn schon im 
April 1956 war Hamanns Mitangeklagter Paul Baender freigelassen worden, 
und am 3. Mai 1956 verfügte die „Kommission des Zentralkomitees der SED 
zur Überprüfung von Angelegenheiten von Parteimitgliedern“ bereits die 
mögliche Freilassung des politischen Häftlings. „In der Angelegenheit des 
ehemaligen Ministers Hamann soll ein Vertreter des MfS in das leitende Bü-
ro der LDP gehen und nach Darlegung der Gründe für die Verurteilung Ha-
manns die Frage stellen, ob seine Freilassung gewünscht wird.“38 

Im Rückblick ist festzustellen, daß der Einbruch in das Bonner Ostbüro im 
Dezember 1955 und die danach folgenden „Enthüllungen“ den Ostarbeitern 
den letzten entscheidenden Rückhalt in der Parteiführung gekostet hat. Hin-
zu kamen die Entspannungsbemühungen des Jahres 1956, die sich nicht mit 
einer aggressiven grenzüberschreitenden Propaganda vereinbaren ließen. Die 
FDP konnte schlecht mit ihrem Ostbüro auf jene LDPD-Führung einschla-
gen, mit der sie gleichzeitig politische Gespräche führte. So wurde das Ost-
büro auf Beschluß des Bundesvorstandes der FDP vom 28. September 1956, 
also eine Woche vor dem zweiten Treffen in Weimar, zum 1. November in 
Referat Wiedervereinigung umbenannt, gegliedert „in die Sachgebiete Wie-
dervereinigung und Flüchtlingsbetreuung“.39 An der Sitzung des Ausschus-
ses „Kontakte mit der SBZ“, der am 19. September diese Entscheidung vor-

35 Schreiben von Naase an Schwennicke v. 17.3.1955; ADL, 2515. 
36 Vgl. Buschfort: Schwennicke (1997), S. 252–257. 
37 Dienstanweisung 20/56 zur Sachakte Kontakt v. 10.11.1956, S. 3; BStU, ZA, DSt 100980. 
38 Zit. nach: Beckert: Die erste und letzte Instanz (1995), S. 141. 
39 Wengst (Hg.): FDP-Bundesvorstand (1991), S. 202. 
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bereitet und die Einstellung der ausländischen Finanzierung empfohlen hatte, 
nahm Wolfgang Schollwer als Sekretär teil.40 

Letztendlich führte dieser Beschluß zu einer radikalen Einschränkung der 
Arbeitsmöglichkeiten des FDP-Ostbüros, da die US-Finanzierung aufgege-
ben werden mußte und Parteigelder kaum flossen. Die Gesamtausgaben der 
Bonner Zweigstelle des FDP-Ostbüros für Druck, Porto und Verpackung wur-
den im Jahr 1956 auf insgesamt rund 39 000 DM pro Monat geschätzt.41 Hier-
von erhielt die FDP nach Schätzungen der Staatssicherheit monatlich rund 
15 000 DM aus dem BMG. Die Deckung der Differenz konnte das MfS 
nicht erklären,42 sie wurde im wesentlichen von den Amerikanern getragen. 
Auf diese Weise erhielt das FDP-Ostbüro von Januar bis Oktober 1956 
151 646 DM.43 Thomas Dehler war das Finanzierungsproblem nach dem Ver-
zicht auf die amerikanischen Zuwendungen durchaus bewußt, er initiierte 
daher im November 1956 einen Spendenaufruf für die Ostarbeit. Doch die-
ser brachte nur enttäuschende 1 191 DM ein.44 

Die Abkehr der FDP von der Politik des Kalten Krieges gegenüber der DDR 
barg für die Machthaber im Osten allerdings neue Gefahren. Um allen Even-
tualitäten, die aus dem innerdeutschen Dialog entstehen konnten, gegenüber 
gewappnet zu sein, plante die Staatssicherheit, das Spitzelnetz sowohl in der 
LDPD als auch in der FDP dichter zu knüpfen. Eine grobschlächtige Dar-
legung der Situation durch den zuständigen stellvertretenden Minister, Bruno 
Beater, gipfelte in der Aufforderung an alle MfS-Dienststellen: „Das Auf-
treten von Rednern westdeutscher Parteien in Versammlungen obengenannter 
Parteien der DDR ist unter allen Umständen zu verhindern.“45 

Mit welchem Mißtrauen auch die Mitarbeiter des FDP-Ostbüros der An-
näherungspolitik der eigenen Parteiführung gegenüberstanden, belegen Ge-
rüchte, die im Zusammenhang mit den Gesprächen in Berlin kursierten.46 

Danach sollten vor der Wiedervereinigung die Mitglieder der LDPD-Füh-
rung „wie Loch, Gerlach, Täschner„ und andere „salonfähig“ gemacht wer-
den. Dafür müßten „selbstverständlich nachteilige und belastende Unterla-
gen, die vorliegen, aus dem Wege geschafft werden. Einige großindustrielle 
Unternehmen“ würden diese Schritte finanziell vorbereiten.47 Doch der Red-
neraustausch, für den die FDP mit der Aufgabe der eigenen Widerstands-
zentrale eine Vorbereitung erbracht hatte, kam nie zustande: Nach den bluti-
gen Ereignissen in Ungarn Anfang November 1956 wurden alle offiziellen 

40 Der Arbeitskreis war am 31.8.1956 gebildet worden. Vgl. Engelmann: Brüchige Verbin-
dungen (1993), S. 30. 

41 Auskunft v. 7.7.1956; BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, S. 350. 
42 BStU, ZA, AFO 267/82, Bd. 1, S. 118 f. 
43 Aufstellung, o. D. (Februar 1957); ADL, 2608. 
44 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/8, Bl. 362. 
45 Dienstanweisung 20/56 zur Sachakte Kontakt, S. 13; BStU, ZA, DSt 100980. 
46 Schriftwechsel Naase/Willert v. September/Oktober 1956; ADL, 2585. 
47 Schreiben von Willert an Naase v. 25.9.1956; ebenda. 
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Kontakte zur LDPD gekappt. Zwar gab es in den folgenden Jahren noch zahl-
reiche, meist inoffizielle Treffen westdeutscher Liberaler mit ostdeutschen 
LDPD-Funktionären, diese hatten aber keinen großen politischen Effekt.48 

Während in Bonn und Berlin um den Fortbestand des Ostbüros und die 
zukünftige Beschreibung seiner Aufgaben gerungen wurde, plagten die Mit-
arbeiter vor Ort ganz alltägliche Sorgen. Es werden mit der Umbenennung 
in Referat Wiedervereinigung „gewisse Änderungen wohl nicht zu umgehen 
sein“, schrieb der Uelzener Helmut Rieß in Verkennung der sehr bedrohli-
chen Situation an Naase: „Ich denke dabei an [...] Siegel, Stempel sowie 
Briefbogenkopfpapier.“49 Offiziell veränderte sich die Aufgabenbeschrei-
bung für das neue Referat gar nicht so sehr: Es sollte „Vorbereitungsarbeiten 
zur Wiedervereinigung Deutschlands“ leisten und „Flüchtlingsbetreuung“ 
durchführen.50 Tatsächlich wurden aber alle konfrontativen grenzüberschrei-
tenden Aktivitäten eingestellt: Nachrichtenbeschaffung, Propaganda und 
konspirative Verbindungsarbeit.51 

Das Wegfallen der US-Finanzierung beeinträchtigte auch noch weitere Tä-
tigkeiten wie zum Beispiel den Ärztlichen Beratungsdienst. Karl-Heinz Naase 
benötigte 15 000 DM Zuschuß für das Ostbüro und noch einmal 1 500 DM 
für den Beratungsdienst. Finanziell sei eigentlich alles recht gut gelaufen, 
„bis in Bonn irgendeiner der damals Verantwortlichen größenwahnsinnig 
geworden sei und auf die Finanzierungsquellen verzichtete“,52 schrieb der 
Berliner Ostbüroleiter später. Um die chronischen Finanzprobleme des Be-
ratungsdienstes zu lösen, kam Karl-Hermann Flach, neuer Leiter der Politi-
schen Abteilung der Bundesgeschäftsstelle, auf die Idee, ihn zum 1. März 
1958 aus dem Referat auszugliedern und in die Freie Demokratische Wohl-
fahrt e. V. einzubringen. Nach langwierigen Diskussionen und Interventionen 
auf höchster politischer Ebene53 zahlte das BMG ab 1960 eine zusätzliche 
monatliche Zuschußsumme von 600 DM;54 hiermit konnte der Betrieb an 
zwei Tagen pro Woche aufrechterhalten werden.55 Der FDP-Bundestags-
abgeordnete Wolfgang Stammberger sorgte dafür, daß die Pharmaindustrie 
Medikamente stiftete.56 

Selbst die LDPD-Flüchtlinge, die sich im Westen in Landesbeiräten und 
dem Bundesbeirat organisiert hatten, nahmen die De-facto-Abschaffung des 

48 Vgl. Engelmann: Brüchige Verbindungen (1993), S. 49–89, sowie Bode: Liberal-Demo-
kraten und deutsche Frage (1997), S. 305–349. 

49 Schreiben von Rieß an Naase v. 7.11.1956; ADL, 2582. 
50 Tätigkeitsbericht für die Zeit v. 20.4.1956–10.1.1957; ADL, 2606. 
51 Interview mit Hermann Marx v. 4.12.1996. 
52 Zit. nach: Information der Abt. II, o. D.; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. III, Bl. 147. 
53 Vgl. Vermerk von Flach für Stephan v. 5.11.1958; ADL, 2504. 
54 Ausgiebiger Schriftwechsel in: ADL, 2504. 
55 HVA, Abt. VII, an HA V v. 5.4.1960; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. III, Bl. 163. 
56 Ebenda. Stammberger, damals Vorsitzender des Gesundheitsausschusses des Deutschen Bun-

destages und später Justizminister, trat 1964 zur SPD über, aus der er 1978 wieder austrat. 
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Ostbüros ohne Erregung zur Kenntnis. Als beim LDP-Bundeskongreß Ende 
Mai 1957 der Vorsitzende „Walter Kunze in seinem [...] Geschäftsbericht 
den ehemaligen Mitarbeitern des Ostbüros für die geleistete Arbeit dankte, 
rührte sich kaum eine Hand zum Beifall. In der nachfolgenden Aussprache 
wurde auf die Tätigkeit unseres alten Referates nur zwei- oder dreimal, und 
dann nur im negativen Sinne hingewiesen“,57 mußte Wolfgang Schollwer 
frustriert feststellen. 

Die Schriftenreihen des FDP-Ostbüros wurden Zug um Zug eingestellt; 
nach den „Jedermann-Briefen“ mußte der „Ostdienst“ im Februar 1957 sein 
Erscheinen beenden. Zu diesem Zeitpunkt sollte auch die Berliner Dienst-
stelle samt Flüchtlingsbüro wieder dem Landesverband untergeordnet wer-
den; man sah beim Bundesvorstand in Bonn keine Notwendigkeit mehr, diese 
Arbeit bundeseinheitlich anzuleiten.58 Schollwer in Bonn und der Berliner 
Leiter Paul Cunow alias Willert konnten dieses Ansinnen und damit einen 
weiteren Bedeutungsverlust des Ostreferates verhindern, womit das Vorha-
ben aber nicht endgültig vom Tisch war. 

Neue Aktionen des Staatssicherheitsdienstes liefen ins Leere, da das Per-
sonal drastisch abgebaut wurde.59 Auch zu der konspirativen Festnahme der 
Tochter von Cunow, die für das Ostbüro Botendienste durchführte, scheint 
es nicht gekommen zu sein.60 Zudem war noch ein weiterer Einbruch ge-
plant, wurde jedoch nicht mehr ausgeführt.61 Die wichtigsten Unterlagen des 
Referates Wiedervereinigung waren ohnehin nicht mehr zu stehlen: Sie be-
fanden sich in zwei „verschnürten und versiegelten Koffer[n]“ bei der Deut-
schen Bank in Bonn.62 Allerdings wurde durch Vermittlung des GM „Rade-
berg“ im Sommer 1958 der GM „Irma“ in der Berliner Dienststelle des 
Referats eingestellt.63 Und über den Leiter des Büros Cunow sammelte das 
MfS emsig Informationen.64 

Geblieben waren dem Referat Wiedervereinigung die Aufgaben Flücht-
lingsbetreuung und Überprüfung; letztere war jedoch nur noch auf der Grund-
lage der alten Akten möglich war, da neue Berichte nicht mehr gesammelt 
werden durften. Daneben gab man Broschüren mit innerpolitischer Ziel-
richtung heraus, etwa gegen die SPD („Die SPD im Schlepptau der Sowjet-
politik“) oder gegen die neutralistische Gesamtdeutsche Volkspartei von 

57 Schollwer: Liberale Opposition (1991), S. 24. 
58 Schreiben von Schollwer an Rieckhoff v. 20.3.1957; ADL, 2585. 
59 Einschätzung v. 31.8.1956; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. II/4, Bl. 205 f. Operativplan 

Unkraut; ebenda, Bl. 203. 
60 Zwischenbericht v. 25.2.1955; ebenda, Bl. 272. 
61 Vgl. Schreiben HA I/2/b an HA V/3 v. 9.8.1958; ebenda, Bd. I, Bl. 107. 
62 Schreiben Referat Wiedervereinigung an die Deutsche Bank AG v. 22.11.1957; ADL, 

2582. 
63 „Einschätzung v. 18.8.1959“; BStU, ZA, AIM 748/61, Personalakte, Bl. 55; Treffbericht 

v. 8.7.1958; ebenda, Arbeitsakte, Bd. 5, Bl. 178 ff. 
64 Bericht v. 14.2.1956; BStU, ZA, AIM 748/61, Arbeitsakte, Bd. 2, Bl. 193. 
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Gustav Heinemann („Der Bourgeois als Bundesgenosse des Kreml“). Kon-
kurrenz erwuchs der FDP in Gestalt des Ostbüros der FVP, das mit Hilfe 
amerikanischer Finanziers gegründet worden war65 und im Flüchtlingslager 
Berlin-Marienfelde unter dem Namen „Mitteldeutsche Hilfsstelle FVP“ resi-
dierte. Deren Mitarbeiter taten alles, um zum Ansprechpartner für die LDPD-
Flüchtlinge zu werden und sie zur FVP „hinüberzuziehen“.66 

Auch nach dem Niedergang des FDP-Ostbüros machte sich Werner Hähn 
alias GM „Radeberg“ für das MfS nützlich. Im Auftrag der Staatssicherheit 
wechselte er von der FDP zur FVP und anschließend zur Deutschen Partei 
(DP). Er war wiederum an einem Einbruch beteiligt, diesmal in das DP-
Ostbüro; außerdem bekam er dessen Personenkartei in die Hände. Der Leiter 
des Ostbüros war gestorben, und „Radeberg“ holte sie einfach bei seiner 
Witwe ab. Wenig später war Hähn sogar im Gespräch als Leiter des DP-
Ostbüros. 

Karl-Heinz Naase, der das FDP-Ostbüro aufgebaut und sechs Jahre lang 
geleitet hatte, ging zum 1. Januar 1957 als Personalchef zur Druckerei „Maul 
& Co“ in Nürnberg,67 ein Betrieb, der dem Fotogroßhändler, FDP-Mitglied 
und HVA-Agenten Hannsheinz Porst gehörte. Nach einer „unfreundlichen 
Stellungnahme des Bundesvorstandes“ stand für ihn der seit langem erwo-
gene Entschluß, das Ostbüro zu verlassen, fest.68 Wolfgang Schollwer be-
kam, zunächst kommissarisch, die Referatsleitung in Bonn, wurde dann je-
doch bereits Mitte April 1957 abgelöst und in die Pressestelle versetzt.69 

Karl-Hermann Flach, zuvor Mitarbeiter des Leiters der FDP-Pressestelle 
Josef Ungeheuer, übernahm „im Zuge einer Umorganisation innerhalb der 
Bundesparteileitung der FDP [...] neben der Abteilung Politik, zu der auch 
das Referat Wiedervereinigung (früher Ostbüro der FDP) gehört, die Lei-
tung des Referats“.70 Flach war Realpolitiker; er war wie sein ehemaliger 
Chef Ungeheuer ein Anhänger der ostpolitischen Konzeptionen Karl Georg 
Pfleiderers, die in der FDP sehr umstritten waren.71 Er stellte Ende 1958 in 
einem Gutachten für die FDP-Bundestagsfraktion fest, man müsse sich „be-
reits jetzt darauf einstellen, [...] daß [es] eines Tages aufgrund der ständigen 
Aktionen der Sowjetunion [zu] eine[r] De-facto- wie De-jure-Anerkennung 
der DDR kommen muß“.72 Flach war Weggenosse von Arno Esch gewesen, 
der wegen seiner liberalen Widerstandsarbeit von den Sowjets hingerichtet 
worden war. Er hatte somit im Unterschied zu manchem anderen FDP-Po-

65 Bericht v. 9.10.1956; ebenda, Bd. 3, Bl. 110. 
66 Schreiben von Lorenz an Bundesgeschäftsstelle v. 8.5.1957; ADL, 2582. 
67 Naase machte sich dann später in Bonn mit einer eigenen Druckerei selbständig. 
68 Schreiben von Willert an von Holly v. 4.1.1957; ADL, 2743. 
69 Vgl. hierzu Schollwer: Liberale Opposition (1991), S. 9 f. 
70 Schreiben von G. an Rieß v. 23.12.1957; ADL, 2592. Vgl. auch Südwest-Merkur v. 

1.3.1957. 
71 Vgl. Bretschneider; Hofmann: Karl-Hermann Flach (1974), S. 23. 
72 Gutachten v. 1.12.1958; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. III, Bl. 309. 
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litiker eine realistische Vorstellung von den Verhältnissen in der DDR. Trotz-
dem oder gerade deswegen hielt er nichts von einer Weiterführung der kon-
frontativen Ostarbeit. Das Beibehalten von Personendatensammlungen wie 
der X-Kartei gefährdete oppositionelle LDPD-Mitglieder mehr als sie der 
FDP nutzen konnten. So sah er die Aufgabe des Referates Wiedervereini-
gung in der Information der westdeutschen Bevölkerung über die Verhält-
nisse in der DDR, aber auch in der Anbahnung von Kontakten zwischen 
LDPD und FDP. 

Mit der Umbenennung und Umprofilierung ihres Ostbüros exerzierte die 
FDP 1956/57 eine Marschrichtung vor, die zehn Jahre später auch die SPD 
einschlug. Das Referat Wiedervereinigung hatte im Grunde wenig mit seiner 
Vorläufereinrichtung zu tun. Es war vor allem kein politisches Kampforgan 
mehr, was allerdings das MfS nicht daran hinderte, es nach wie vor für ge-
fährlich zu halten. Noch 1962 rügte es seinen zuständigen Mitarbeiter, er 
habe „nicht genügend Maßnahmen unternommen“, daher sei es „nicht mög-
lich [gewesen], festzustellen, ob die zwar in geringer Anzahl erschienenen 
Besucher von C[unow] Aufträge erhielten“.73 Im selben Jahr gelang es der 
Staatssicherheit noch einmal, durch einen GM der Bezirksverwaltung Pots-
dam die Besucherzettel des Ostbüros zu erbeuten und damit DDR-Bürger zu 
identifizieren, die diese Dienststelle bis zum Mauerbau möglicherweise auf-
gesucht hatten. Acht Personen wurden vorläufig festgenommen und vernom-
men, ein Besucher deswegen, ein weiterer wegen des Kontaktes zum Unter-
suchungsausschuß Freiheitlicher Juristen verurteilt.74 Die Staatssicherheit 
schloß aus der Tatsache, daß die angeblichen Besucher steif und fest be-
haupteten, nie im FDP-Ostbüro gewesen zu sein, daß von den Mitarbeitern 
des Referats Wiedervereinigung „nur Namen in das Besucherbuch eingetra-
gen wurden, um einmal nachweisen zu können, daß laufend noch Besucher 
im ‚Ostbüro‘ erscheinen und zum anderen evtl. daraus finanzielle Vorteile 
zu ziehen“.75 Solche Befunde führten dazu, daß es in einer Dissertation der 
sogenannten Juristischen Hochschule des MfS über „die wichtigsten Zentren 
der politisch-ideologischen Diversion“ nur noch am Rande erwähnt wird.76 

Im Berliner Büro des Referates arbeiteten 1960 noch zwei Mitarbeiter, 
die lediglich Betreuungsaufgaben hatten. Hinzu kam der Ärztliche Beratungs-
dienst, über dessen finanzielle Probleme der Staatssicherheitsdienst perfekt 
informiert blieb.77 Trotz der weitgehenden Bedeutungslosigkeit der Einrich-
tung arbeitete die DDR nach wie vor auf ihre völlige Auflösung hin. Bei-
spielsweise wurde Carlheinz Freiherr von Brück, Beauftragter der LDPD für 
die Beziehungen zur FDP, nach Bonn zu Wolgang Schollwer geschickt, um 

73 Analyse v. 5.1.1962; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 294. 
74 Ebenda. 
75 Ebenda, Bl. 295. 
76 BStU, ZA, JHS 23017. 
77 Analyse v. 5.1.1962; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 292 f. 

224 

https://blieb.77
https://ziehen�.75
https://verurteilt.74
https://erhielten�.73


 

  
 

 
  

  

 

  

 

 

 

 

 
 

  

  

  

 

 
 

diesen – der inzwischen nicht mehr zuständig war – auf die entspannungspo-
litische Unglaubwürdigkeit der FDP hinzuweisen, solange dieses Referat be-
stehe.78 

Zu einschneidenden Personalreduzierungen kam es auch in den Außen-
stellen. Das Büro im Flüchtlingslager Uelzen wurde Mitte 1958 nur noch 
von zwei bis acht Besuchern im Monat aufgesucht; wenig später stellte der 
nur noch teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter fest, „daß sich fast alle ehemaligen 
LDP-Mitglieder an die SPD-Stelle Flüchtlingsbetreuung wenden“.79 CDU und 
SPD hatten zu dieser Zeit noch jeweils zwei Vollzeitbeschäftigte im Lager 
Uelzen. 

1959/60 aktualisierte die FDP, um zumindest im Westen noch einschlägige 
Auskunftspersonen zu haben, die jetzt „Gewährsleutekartei“ genannte West-
Kartei in einer Gemeinschaftsaktion aller noch verbliebenen FDP-Dienst-
stellen, eine Arbeit, die rund ein Jahr in Anspruch nahm. Ziel war es, für jeden 
DDR-Kreis im Westen über zwei oder drei Ansprechpartner zu verfügen. 

Überflüssig wurde das Referat Wiedervereinigung für die Bundes-FDP 
nach dem Mauerbau am 13. August 1961. Schon fünf Tage später konnte ein 
Informant der Staatssicherheit melden, daß sich „der Leiter des Ostbüros 
Willert [...] seit Montag in Berlin [aufhalte], um eine entsprechende Vorar-
beit für eine eventuelle Umorganisation in die Wege zu leiten“.80 Diese 
sollte so aussehen, daß die Arbeit des Büros von der Landesgeschäftsstelle 
mit übernommen oder daß es ganz aufgelöst wird. Letztendlich lief es darauf 
hinaus, daß Berlin lediglich noch Zeitungsartikel zur DDR auswertete. Der 
Ärztliche Beratungsdienst wurde, nachdem man sich im September und Ok-
tober 1961 damit begnügen mußte, an ehemalige Besucher Medikamente per 
Post zu versenden, völlig eingestellt. 

Im Jahr 1965 stellte die Staatssicherheit dann endlich fest, das FDP-Ost-
büro habe „immer mehr an Bedeutung verloren“ und spiele „in der Feindtä-
tigkeit gegen die DDR keine Rolle mehr. Die Bearbeitungen dieses Objektes 
werden daher eingestellt und die Unterlagen kommen ins Archiv der Abtei-
lung XII zur Ablage.“81 Das hinderte das MfS Mitte der siebziger Jahre je-
doch nicht daran, die im Keller des Berliner Landesverbandes abgestellten 
Aktenbestände erneut genauestens unter die Lupe zu nehmen. Wahrschein-
lich ließ die Staatssicherheit sämtliche Flüchtlingsbeurteilungen, über die 
Jahre hinweg einige zehntausend Stück, kopieren, um sie anschließend in 
Ostberlin auszuwerten.82 Hierzu gehörte auch der komplette Schriftwechsel 
des Ostbüros und seines Nachfolgereferats mit den Landesämtern bzw. dem 
Bundesamt für Verfassungsschutz und den Flüchtlingsämtern, außerdem Spit-

78 Vgl. hierzu Schollwer: Liberale Opposition (1991), S. 115 f. 
79 Monatsbericht von Arnhold v. 1.10.1958; ADL, 2592. 
80 Information der Abt. II/2 v. 18.8.1961; BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. I, Bl. 5. 
81 Handschriftlicher Vermerk v. 15.1.1965; ebenda, Bl. 40. 
82 Vgl. Akten mit Buchstabe B in: BStU, ZA, HA II 2708. 
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zelmeldungen und vieles mehr. Wahrscheinlich etwa zur gleichen Zeit wurde 
von einem Agenten der Staatssicherheit im Landesverband der Berliner FDP 
eine fotografische Dokumentation über die dort vorhandenen Karteikästen 
und Akten angelegt, es sollten „Beispiele für operativ-interessante Kartei-
karten des sich im Kellergeschoß befindlichen Archivs der Geschäftsstelle 
der FDP in Berlin (West)“ geliefert werden.83 Dokumente aus den sechziger 
Jahren wanderten so ebenfalls in die DDR, beispielsweise der Schriftwech-
sel des Referats mit Hans Füldner nach seiner Haftentlassung 1961.84 Au-
ßerdem „bearbeitete“ die Staatssicherheit immer noch die meisten ehemali-
gen Mitarbeiter des Ostbüros der FDP, selbst den mittlerweile 82jährigen 
Friedrich Hemminger.85 

5.2 Das SPD-Ostbüro im Konflikt mit Wehner und der 
Entspannungspolitik 

Die Vorgänge in der FDP, aber auch entsprechende Entwicklungen beim 
Ostbüro des DGB, die zu einer analogen Umbenennung führten, waren der 
Ausdruck einer veränderten politischen Situation, die auch auf die anderen 
Ostbüros wirkte. Schon 1959 konnte die Staatssicherheit über die SPD ver-
melden, „die konspirative Tätigkeit des Ostbüros soll angeblich wegfallen“.86 

In der nächsten Zeit solle ähnlich wie beim DGB-Bundesvorstand ein „Wie-
dervereinigungsbüro“ beim Parteivorstand geschaffen werden. Der Gesamt-
deutsche Minister Ernst Lemmer, der auch Vorsitzender der Exil-CDU war, 
machte 1960 den Ostbüros aller Parteien den Vorschlag, ihre Tätigkeit ganz 
einzustellen, da sie „heute nicht mehr die Bedeutung wie früher haben und 
zum großen Teil nur noch eine soziale Betreuungstätigkeit durchführen. Die 
DDR macht jedoch mit dem Bestehen der Ostbüros auch weiterhin Propa-
ganda, indem sie diese Büros als Agentenzentralen bezeichnet.“87 Dieser Vor-
stoß lief bei den Verantwortlichen ins Leere, zeigt jedoch, daß maßgebliche 
Politiker begannen, diese Institutionen als Ballast anzusehen. 

Bei der SPD ist das Ende der Ostbürotätigkeit vor allem mit dem Namen 
Herbert Wehner verbunden. Wehner hatte fast von Anfang an Material ge-
gen das Ostbüro und seinen Leiter Stephan Thomas  gesammelt. Nur in den 
ersten Jahren hatten beide noch gut zusammengearbeitet. So fertigte der ehe-
malige Kommunist Wehner nach seinem SPD-Parteieintritt 1946 zwei Bände 

83 BStU, ZA, HA II 2709. 
84 BStU, ZA, HA II 3283. 
85 BStU, ZA, HA II 2653. 
86 Einzel-Information v. 8.4.1959; BStU, ZA, AOP 13251/63, Bl. 58. Diese Information 

stammt wahrscheinlich vom GM „Christian“, der Kontakte zum Sekretär des SPD-Frak-
tionsgeschäftsführers Karl Mommer unterhielt. 

87 BStU, ZA, AOP 1539/65, Bd. III, Bl. 183. 
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mit persönlichen Beurteilungen prominenter KPD-Funktionäre für das Ost-
büro an.88 Später organisierte Stephan Thomas die Flucht von Wehners Bru-
der Rudolf in den Westen. Doch schon wenig später verschlechterte sich das 
Verhältnis zwischen den beiden, hatte Wehner doch erfahren, daß der Ost-
büroleiter im Auftrag des Parteivorsitzenden Kurt Schumacher Nachforschun-
gen über seine Zeit im sowjetischen und schwedischen Exil angestellt hatte. 
Deren Ergebnisse deckten sich nicht vollständig mit Wehners eigenen Aus-
sagen von 1946 gegenüber dem SPD-Parteivorsitzenden.89 Die Folge war, 
daß das Verhältnis Kurt Schumachers zu Herbert Wehner ruiniert war, mehr 
als ein Jahr lang sprach der Parteivorsitzende nicht mehr mit ihm. Doch 
Wehner suchte die Schuld an dieser Entfremdung nicht bei sich, sondern 
schob sie dem SPD-Ostbüro und insbesondere Stephan Thomas zu, der in sei-
ner Vergangenheit gewühlt hatte. Thomas hatte bei seinen Nachforschungen 
in Skandinavien insgesamt sieben Aktenordner mit Material angelegt, das 
größtenteils vom schwedischen Geheimdienst und der schwedischen Polizei 
stammte. Als Wehner nach Schumachers Tod 1952 von diesen Aktenbänden 
erfuhr, steigerte sich seine Abneigung gegen Stephan Thomas in offene Geg-
nerschaft. Er sammelte nun alles, was dem Ostbüro und dessen Leiter scha-
den könnte. Unversöhnlich arbeitete er auf eine Auflösung dieser Partei-
dienststelle hin. Nach seiner Wahl zum stellvertretenden Parteivorsitzenden 
im Mai 1958 ging Wehner folgendermaßen vor: Beschwerden ließ er sich 
schriftlich geben und wartete auf den Tag, an dem sie nützlich sein konnten, 
hielt sich aber ansonsten aus dem Tagesgeschäft des Ostbüros tunlichst her-
aus.90 

Das MfS versuchte, diesen Konflikt zu schüren. Es fälschte im Dezember 
1958 ein Rundschreiben von Stephan Thomas an 149 unterschiedliche Adres-
sen wie Unterbezirke, wichtige sozialdemokratische Funktionäre und die 
Presse. Thomas nahm darin kritisch zur Arbeit Wehners und anderer gegen 
das Ostbüro Stellung. Dabei war zwar das Briefpapier originalgetreu nach-
geahmt worden, der Sprachduktus jedoch, vor allem die mehrfache Anru-
fung Gottes war für den Atheisten Thomas untypisch.91 Überhaupt zielte die 
Staatssicherheit später vor allem darauf, Stephan Thomas in der Partei un-
möglich zu machen. Sie streute Gerüchte, wonach der SPD-Ostbürochef im 
Zusammenspiel mit „rechten Sozialdemokraten“ den Parteivorstand bespit-
zele und illegale Bandaufzeichnungen von Vorstandssitzungen anfertige. Miß-

88 PATh, Bde. A 128. Diese Bände, 1987 vom Autor eingesehen, sind mittlerweile nicht 
mehr auffindbar. Charakteristiken von hohen KPD/SED-Führern anzufertigen war ein oft 
an ehemalige Kommunisten herangetragener Wunsch des Ostbüros. Vgl. Herms: Heinz 
Lippmann (1966), S. 206. 

89 Wehners eigene Darstellung ist später weitgehend veröffentlicht worden. In: Wehner: 
Zeugnis (1984). 

90 BStU, ZA, ZAIG 9737, Bl. 172. 
91 Aktenvermerk v. 4.12.1958 u. Original des Schreibens in: BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 2a, 

Bl. 353 ff. 
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trauen erzeugen sollte etwa folgende Behauptung: „Seine speziellen Bemü-
hungen, in Konferenzpausen mit Funktionären Gespräche politischer und per-
sönlicher Natur zu führen, sind nur getragen von der Absicht, seine Ge-
sprächspartner bei ihm und seinen Freunden wie Mommer und Brandt bei 
passenden Gelegenheiten kompromittieren respektive erpressen zu können.“92 

Herbert Wehner verfügte 1958 über einen stattlichen Bestand an Negativ-
informationen über das Ostbüro, eine Sammlung von Beschuldigungen ge-
gen die Institution und dessen Leiter, mit denen er nun offen in den Kampf 
treten konnte. Im Mittelpunkt stand dabei ein von der Staatssicherheit fabri-
ziertes Schreiben, das vermeintliche und tatsächliche konspirative Fehler in 
der Arbeit des Ostbüros benannte. Nach der Abwahl von Fritz Heine aus 
dem Parteivorstand, dem bis dahin das Ostbüro unterstanden hatte, und der 
Wahl Herbert Wehners zum stellvertretenden Parteivorsitzenden auf dem 
Stuttgarter Parteitag Mitte Mai 1958 wurde die Lage für das Ostbüro und 
Stephan Thomas bedrohlich. „Noch während des Parteitages [...] diskutierte er 
[Stephan Thomas] mit einigen Freunden darüber, die Arbeit des Ostbüros auf 
anderer Grundlage, dem Einfluß Wehners entzogen, fortzusetzen.“93 Stephan 
Thomas hatte scheinbar mit einer US-Stelle über die Übernahme von Mitar-
beitern und Material verhandelt, so wie dies bei der I-Stelle der FDP und bei 
der KgU geschehen war, doch die Amerikaner waren angeblich nur bereit, 
einen Betrag von 25 000 DM zum Betrieb eines ostwissenschaftlichen For-
schungsinstitutes bereitzustellen.94 Herbert Wehner erhielt (wie im übrigen 
auch das MfS) über Umwege Nachricht von diesen Plänen. Diese hätten be-
deutet, mit Hilfe der vorhandenen Kontakte in der DDR eine echte nach-
richtendienstliche Organisation aufzubauen.95 

Auf Antrag von Herbert Wehner beschäftigte sich der Parteivorstand am 
10. Juli 1958 mit der Zukunft des Ostbüros.96 Jetzt war der Zeitpunkt ge-
kommen, das gesammelte Material einzusetzen. Doch Wehner erreichte sein 
Ziel zunächst nicht. Weder wurde er im Parteivorstand für das Ostbüro zu-
ständig noch wurde diese Parteidienststelle aufgelöst. Er bekam unter ande-
rem die Pressearbeit zugeteilt, wodurch er starken Einfluß auf das Ostbüro 
ausüben konnte, da ein wichtiger Teil seiner Tätigkeit Öffentlichkeits- und 

92 BStU, ZA, ZAIG 9737, Bl. 191. Später veröffentlicht u. a. in der „Berliner Zeitung“ und 
„Die andere Zeitung“. Auch hier schließt das MfS von sich auf andere: Zum Bundespar-
teitag der SPD 1954 in Berlin ging beispielsweise die Anordnung an die zahlreichen dort 
eingesetzten Kräfte des Ministeriums: „Beschaffung von kompromittierenden Tatsachen 
(auch Organisieren derartiger Tatsachen)“ über die Delegierten der SPD. Plan v. 15.7.1954; 
BStU, ZA, AS 79/54, Bl. 28. 

93 Bärwald: Ostbüro der SPD (1991), S. 128. 
94 BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 1, Bl. 231. 
95 Ebenda. Vgl. auch Stahl: Brief an von Caprivi v. 3.7.1958; AdsD, Fraktionsunterlagen, 

Korrespondenz Wehner, Bd. 731 A–E. 
96 Organisationsplan v. 10.7.1958, beschlossen auf der PV-Sitzung v. 10.–12.7.1958; AdsD, 

PV-Protokolle, 1958. 
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Propagandaarbeit war. Mit der Aufsicht über das Ostbüro wurde aber Max 
Kukil als Vertreter des Parteivorstandes in Berlin betraut. Doch Wehner 
scheint weiter insistiert zu haben, ein Informant der Staatssicherheit berich-
tete im August, er habe „die Absicht, die ‚Affäre‘ Ostbüro der SPD im Herbst 
zu bereinigen. Dazu benötigt [er] für die Parteivorstandssitzung – für den 
Vorsitzenden Ollenhauer – entsprechendes Material, was Hand und Fuß hat 
[...]“97 Die neuen, von Wehner im Parteivorstand vorgebrachten Vorwürfe 
führten zu einer Untersuchung der Ostbürotätigkeit durch Max Kukil, die 
Ende 1958 begann. Der Umstand, daß Kukil am 17. Januar 1959 wenige Stun-
den nach einem Besuch im Berliner Ostbüro an Herzversagen starb, führte 
zu der von der Staatssicherheit inspirierten Spekulation in der ostdeutschen 
Presse,98 er sei von Mitarbeitern des Ostbüros gerade noch rechtzeitig ver-
giftet worden, um seine Erkenntnisse nicht an den Parteivorstand der SPD 
weitergeben zu können. Auch in der Bundesrepublik wurde dieses Gerücht 
verbreitet.99 

Im Jahre 1962 machten Gerüchte die Runde, Stephan Thomas habe aufgrund 
seiner Gespräche mit dem früheren Ostbüroleiter Siggi Neumann starke Vor-
behalte gegen den Berliner Bürgermeister Willy Brandt, den neuen Hoff-
nungsträger der Partei. Thomas konterte, Neumann habe ihm zwar im Früh-
jahr 1948 gewisse Ratschläge gegeben, jedoch sei er dann „aufgrund der 
guten Zusammenarbeit“ zu einer „eigenen positiven Beurteilung“ gekom-
men.100 Die Absicht, die hinter diesem Gerücht stand, war relativ durchsich-
tig: Das noch aus gemeinsamen Berliner Kampftagen herrührende sehr po-
sitive Verhältnis zwischen Brandt und Thomas sollte belastet, die Stellung 
des Ostbüroleiters dadurch geschwächt werden. 

Ab 1964 war von Plänen die Rede, nach denen das Ostbüro aufgelöst wer-
den sollte, um in ein wissenschaftliches Institut zur Osteuropaforschung um-
gewandelt zu werden. Die Süddeutsche Zeitung meldete, der Hauptgrund für 
die Auflösung dieser Institution seien nicht die jahrelangen Auseinanderset-
zungen zwischen Thomas und Wehner, sondern daß „seit der Errichtung der 
Mauer die eigentliche Aufgabe des Büros, Kontakt zu den unterdrückten 
und verfolgten Sozialdemokraten in der DDR zu halten, immer schwieriger 
geworden sei“.101 Bärwald schreibt, 1965/66 sei ein Bonner Maklerbüro be-
reits mit der Suche nach geeigneten Büroräumen für das Institut beauftragt 
worden. „Über finanzielle und personelle Probleme wurde im Kreis von 

97 BStU, ZA, AS 1007/67, Bd. 2b, Bl. 152. 
98 BStU, ZA, ZAIG 9737, Bl. 187. 
99 Vgl. „Starb Max Kukil im rechten Augenblick?“ In: Die Andere Zeitung v. 26.2.1959. 

Der Chefredakteur dieser Zeitung, Gerhard Gleißberg, war zuvor Chefredakteur beim so-
zialdemokratischen Vorwärts gewesen. 

100 Geheime Aktennotiz von Thomas an Brandt v. 26.11.1962; PATh, ungeordnet. 
101 „SPD-Ostbüro wird aufgelöst“. In: Süddeutsche Zeitung v. 12.7.1964. 
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Freunden und Sympathisanten beraten.“102 Doch die Pläne wurden nicht reali-
siert. Auch die finanziellen Quellen flossen schwächer. Zwar zahlte das BMG 
noch, aber die SPD-Führung drehte den Finanzhahn immer weiter zu. Die 
sozialdemokratischen Zeitungsverlage, die das Ostbüro in den ersten Jahren 
stark unterstützt hatten, bestanden teilweise nicht mehr. Nur die Zusammen-
arbeit mit der Bundeswehr brachte etwas finanzielle Entspannung. 

Auch Stephan Thomas war sich mittlerweile im klaren darüber, daß sein 
angestammtes Aufgabengebiet keine Zukunft mehr hatte. Er arbeitete jetzt 
offen an einer politischen Wahlkarriere. Im März 1959 wurde er 2. Vorsit-
zender, später Vorsitzender des SPD-Ortsvereinsvorstandes in Bad Godes-
berg. Auf ein Bundestagsmandat hoffte er jedoch vergeblich. Im Ostbüro 
agierte er noch gut sechs Jahre unter der Führung seines Intimfeindes Her-
bert Wehner; engagierte sich in dieser Zeit verstärkt in der politischen Bil-
dung, sowohl bei der Friedrich-Ebert-Stiftung als auch bei verschiedenen Ein-
richtungen in England und in den USA. 

Anfang 1966 sah sich Thomas dem – unbegründeten – Vorwurf ausgesetzt, 
einer der „Heckenschützen“ gewesen zu sein, die mit großem Insiderwissen, 
unter anderem aus dem Ostbüro, Herbert Wehners Führungsstil kritisiert und 
an seine kommunistische Vergangenheit erinnert hatten. Eine parteiinterne 
Untersuchungskommission unter Leitung des späteren Bundesjustizministers 
Gerhard Jahn erbrachte keine Erkenntnisse über die Urheber der Kampagne. 
Tatsächlich hatten ein Mitarbeiter des Ostbüros, Rudi Maerker, und ein Re-
dakteur des (westdeutschen) „Vorwärts“, Carl Guggomos, die Presseberichte 
lanciert.103 

Mitte 1966 verließ Stephan Thomas „verbittert“ das Ostbüro, „dessen große 
Zeit der fünfziger Jahre allerdings längst vorbei“ war,104 und wechselte als 
Leiter der Abteilung Internationale Beziehungen für anderthalb Jahre zur 
Friedrich-Ebert-Stiftung. Um jeden Zusammenhang mit der „Heckenschützen-
affäre“ zu vermeiden, betonte die SPD in einer Pressemitteilung – fünf Tage 
nachdem die Meldung in vielen Zeitungen erschienen war –, Thomas sei „auf 
eigenen Wunsch und im besten Einvernehmen“ ausgeschieden, der Wechsel 
zur Stiftung bereits im Januar beschlossen worden.105 Bei der Friedrich-Ebert-
Stiftung leitete Stephan Thomas vor allem eine Ausdehnung der Tätigkeit 
nach Lateinamerika und Ostasien ein, bevor er auf Anregung seines Freun-
des und ehemaligen Staatssekretärs im BMG, Franz Thedieck, mit dem er 
lange Jahre vertrauensvoll zusammengearbeitet hatte, zum 15. Mai 1968 zum 
Chefredakteur des Deutschlandfunks berufen wurde.106 

102 Bärwald: Ostbüro der SPD (1991), S. 133. 
103 Zur zwielichtigen Rolle von Guggomos vgl. Knabe: Unterwanderte Republik (1999), S. 211 f. 
104 Vgl. „Thomas geht“. In: Christ und Welt v. 24.6.1966. 
105 Vgl. SPD-Pressemitteilung Nr. 327/66 v. 4.7.1966. 
106 Tagung zum 75. Geburtstag von Stephan Thomas, Politische Akademie Tutzing, Bd. XV/ 

1–9, S. 3. Stephan Thomas starb im Juni 1987 im Alter von 76 Jahren. 
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Zum Zeitpunkt, als Stephan Thomas das Ostbüro verließ, war nicht klar, ob 
es überhaupt bestehen bleiben sollte, zumal die SPD gerade in dieser Phase 
erstmals mit der SED ins Gespräch gekommen war und einen Redneraustausch 
vereinbarte. Zunächst kommissarisch, dann als Referatsleiter übernahm Hel-
mut Bärwald nach einem „geheimen“ Parteivorstandsbeschluß vom 28. April 
1967 das Büro, das fortan „Referat für gesamtdeutsche Fragen“ hieß. Bärwald 
wurde von Schatzmeister Alfred Nau am 5. Mai von diesem Beschluß unter-
richtet, dieser war jedoch kurioserweise schon einen Tag zuvor über den ge-
heimen Vorstandsbeschluß durch eine Meldung des Ostberliner Deutschland-
senders ins Bild gesetzt worden.107 

Im Zusammenhang mit den Redneraustauschverhandlungen geriet auch das 
Ostbüro wieder stärker in das Blickfeld der Staatssicherheit. „Es sind geeig-
nete IM in Richtung SPD und Ostbüro der SPD einzusetzen“, verlangte Stasi-
chef Mielke in der Aktion „Zirkel“.108 Um der Aufweichungswirkung des 
Dialogs mit der SPD entgegenzuwirken, begann das MfS die „Einleitung von 
Maßnahmen zur Aufarbeitung in der Vergangenheit abgeschlossener Vor-
gänge und politisch-operativer Schwerpunkte, wie ehemalige Agenten des 
Ostbüros der SPD, [...] unaufgeklärte Tatbestände der anonymen Feindtätig-
keit, im Archiv abgelegte Vorgänge, die im Zusammenhang mit dem Dialog 
von Interesse sind u. a.“. Für die anvisierte Rede Wehners in Chemnitz wur-
de ein Einsatzstab aus elf Personen gebildet. Einen Monat später wurde der 
Befehl „zur Sicherung der Weiterführung der Aktion ‚Zirkel‘ und zur Ver-
hinderung der hinterhältigen Absichten des Gegners, unter Ausnutzung des 
Meinungsaustausches in die DDR subversiv einzudringen“, ergänzt.109 Es 
bestätigte sich, was Stephan Thomas schon ein Jahr zuvor geschrieben hatte: 
„Viel mehr als konspirative Zusammenarbeit fürchten die Leute um Ulbricht 
die offene politische Auseinandersetzung.“110 

Interessanterweise wiederholte sich im Zusammenhang mit den Redner-
austauschverhandlungen bei der SPD 1966 das, was die FDP rund zehn Jahre 
zuvor durchexerziert hatte. Das Ostbüro wurde an die Kandare genommen: 
„Vor allem politische Texte müssen darauf geprüft werden, ob sie den all-
gemeinen Absichten des Gesprächs SPD-SED entsprechen. [...] Brandt habe 
die Leitung des Ostbüros angewiesen, daß besonders in der Periode des Ge-
sprächs alles Wehner vorgelegt werde, bevor es gedruckt oder vervielfältigt 
werde“,111 erfuhr die SED aus dem SPD-Parteivorstand. Trotz aller Vorsicht 
bei der SPD wurde der Redneraustausch schließlich doch von der SED abge-
sagt, doch auch danach wurden Bärwalds Aufgaben Zug um Zug beschnit-

107 Vgl. Das Deutsche Wort v. 22. Juli 1967, S. 4. 
108 Befehl Nr. 16/66 v. 15.6.1966, S. 35; BStU, ZA, DSt 100485. 
109 1. Ergänzung zum Befehl Nr. 16/66 v. 13.7.1966, S. 1; BStU, ZA, DSt 100485. 
110 „Es gibt viele Apels“. In: Kölner Stadt-Anzeiger v. 23.12.1965, S. 3 f. 
111 Staadt: Geheime Westpolitik der SED (1993), S. 185. 
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ten. So mußte er sich weitgehend auf Zeitungsauswertung und innenpoliti-
sche Aktivitäten beschränken, etwa gegen die aufkeimende APO und die Wie-
dergründungsversuche kommunistischer Parteien. 

Auch nach dem Mauerbau führte das SPD-Ostbüro noch regelmäßig Bal-
lonaktionen durch. Von der Staatssicherheit unterrichtet, beschäftigte sich 
die SED im Juni 1963 mit diesen Flugblattaktionen. „So wurden im I. Quar-
tal 1963 ca. 1 650 und im II. Quartal 1963 ca. 4 200 Flugblätter eingeschleust. 
Dabei muß berücksichtigt werden, daß bei der Einschleusung solcher Flug-
blätter mittels Ballon [...] in verschiedenen Fällen die Flugblätter nicht ab-
gegeben werden, sondern von Hand zu Hand gingen bzw. daß ihr Inhalt 
mündlich verbreitet wurde.“112 Obwohl erheblich weniger Flugblätter als 
früher eingeschleust wurden, lamentierte die DDR über die „friedensgefähr-
dende Rolle der Hetzballons“ und die Eingriffe in den internationalen Flug-
verkehr.113 Schon länger stand nicht der Inhalt der „Hetzschriften“ im Vor-
dergrund der Polemik, sondern die Ballons als solche wurden als gefährlich 
gebrandmarkt.114 Schon 1961 entfachte die SED eine Kampagne, bei der dem 
Ostbüro der SPD vielfache Sachbeschädigung durch Ballons vorgeworfen 
wurde.115 Große Ballons wurden daraufhin „wegen der heftigen Pressekam-
pagne, die die Zonenmachthaber [...] entfesselt hatten“,116 nicht mehr ver-
wendet. Doch auch die kleineren Ballons provozierten 1966 erneut eine 
Kampagne nach diesem Muster: Am 23. Mai 1966 soll ein SPD-Ballon „mit 
einer hohen Stichflamme“ direkt im Stadtgebiet von Quedlinburg abgestürzt 
sein. „Am 12. Mai 1966 stürzte ein mit hochexplosivem F-Gas gefüllter Hetz-
schriftenballon in eine Wohnsiedlung in Schkopau, Bezirk Halle, und ge-
fährdete das Leben zahlreicher Einwohner. [...] Am 30. März 1966 durch-
schlug ein abstürzender Hetzschriftenballon das Dach einer Werkanlage eines 
volkseigenen Betriebes in Hagenow.“117 DDR-Propagandafilme berichteten 
darüber, wie spielende Kinder angeblich beinah erschlagen worden wären.118 

Im Oktober 1967 kam es, wohl nicht zuletzt auch wegen der ständigen 
Angriffe aus Ostdeutschland, zur Einstellung der Ballonaktionen. Das Par-
teipräsidium betrachtete diese Aktionsform als nicht mehr zeitgemäß, und 
das Ostbüro mußte sich darauf verlegen, Propagandamaterial wie den „Sozial-
demokrat“ per Post an ausgesuchte Adressen in der DDR zu verschicken.119 

Dies führte zu einer starken Drosselung der Auflagen von Informationsma-
terial. Für den „Sozialdemokrat“ bedeutete es beispielsweise eine Reduktion 

112 Schreiben Abteilung Parteiorgane v. 11.6.1963; SAPMO-BA, DY 30, IV A2/12/135. 
113 Neues Deutschland v. 30.6.1966. 
114 BStU, ZA, ZAIG 9737, Bl. 177. 
115 Vgl. „Im stillen Wald von Bleckede“. In: Schweriner Volkszeitung v. 10.10.1961. 
116 Monatsbericht über Sonderaktionen, Oktober 1961, S. 5; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
117 BStU, ZA, ZAIG 9737, Bl. 22. 
118 Spione waren wir nicht. Film von Erika Fehse, WDR, 3.12.1997. 
119 Monatsbericht über Aktionen, Juli–Oktober 1967, S. 1; AdsD, Ostbüro-Archiv. 
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von 600 000 Stück auf 15 000 bis 30 000 Exemplare ab 1968.120 Schon zu-
vor war das Erscheinen des „Ostspiegels“ eingestellt worden.121 

Obwohl das Ostbüro der SPD seine Aktivitäten Zug um Zug reduzierte, 
wurden V-Leute des Ostbüros bis Mitte der siebziger Jahre weiterhin ver-
haftet. In einigen Fällen rollte die Staatssicherheit Vorgänge auf, die auf die 
Zeit vor dem Mauerbau zurückgingen. So hatte das MfS schon 1961 „Hetz-
zettel“ eines V-Mannes „Bachmann“ beschlagnahmt, die Überwachung des 
Briefverkehrs nach Westen ermöglichte aber erst 1967 eine Identifizierung der 
eingesetzten Schreibmaschine. Der Autor, ein SED-Parteisekretär aus Dres-
den, aktiv auch in der Nationalen Front, im FDGB und in der DSF, wurde 
daraufhin verhaftet.122 Nachforschungen ergaben, daß er seit 1951 mit dem 
SPD-Ostbüro in Verbindung gestanden hatte. 1959 hatte er den V-Mann 
„Pohl“ mit dem Ostbüro in Verbindung gebracht; „Pohl“ wurde 1968 ver-
haftet.123 Auch er war in der Partei und „gesellschaftlich“ aktiv gewesen. 
1967 nahm das MfS zudem einen Rundfunkmechaniker in Großenhain fest, 
weil er sich an das Ostbüro mit der Bitte gewandt hatte, ihm bei der Ausreise 
zu helfen.124 

Die Staatssicherheit behielt Stephan Thomas auch nach seiner Zeit als Ost-
büroleiter im Auge: als Mitarbeiter der Friedrich-Ebert-Stiftung, als Chefre-
dakteur des Deutschlandfunks und als Pensionär. 1971 war Stephan Thomas 
„mit wackeligen Knien“, wie er dem Autor schilderte, zum ersten Mal durch 
die DDR nach Berlin gefahren. Noch 1987, Stephan Thomas war mehrfach 
auch in Begleitung des Autors nach Polen gereist, erließ die Staatssicherheit 
ein „Fahndungsersuchen zur Einleitung einer Reisesperre“ für den „nicht vom 
Transitabkommen DDR/BRD erfaßten Transit“.125 Als Begründung für die 
Sperre hieß es, 21 Jahre nach Beendigung der Ostbürotätigkeit, Stephan Tho-
mas sei „langjähriger hauptamtlicher Mitarbeiter und zuletzt Leiter der Agen-
tenzentrale ‚Ostbüro der SPD‘“ und habe in dieser Zeit die „Diversions- und 
Spionagetätigkeit gegen die DDR“ gesteuert. 

Helmut Bärwald quittierte nach internen Auseinandersetzungen im Januar 
1971 den Dienst. Die SPD behauptete, er habe vor allem deswegen ausschei-
den müssen, weil er das NPD-Mitglied Bernd Hengst mit der Nachtwache 
im Ostbüro beauftragt habe. Hengst hatte anderthalb Jahre zuvor mit einer 
Schußwaffe ein Attentat auf ein DKP-Büro in Bonn verübt. Zum Zeitpunkt 
von Bärwalds Weggang wurde gegen Hengst und andere Neonazis wegen 
des Verdachts der Zugehörigkeit zu einer kriminellen Vereinigung und ille-
galen Waffenbesitzes ermittelt. Der Wachmann hatte mit Gesinnungsfreun-

120 Bärwald: Ostbüro der SPD (1991), S. 136 f. 
121 Ebenda, S. 135. 
122 BStU, ZA, AS 630/70, Bd. 1, Bl. 124 ff. 
123 Ebenda, Bl. 132 ff. 
124 Sachstandsbericht v. 13.6.1967; BStU, ZA, AS 622/70, Bd. 10, Bl. 125–127. 
125 Fahndungsersuchen v. 19.2.1987; BStU, ZA, ZMA XX 1521, Bl. 203. 
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den unter anderem Schießübungen auf Plakate mit der Abbildung von Willy 
Brandt durchgeführt. 

Bärwald dagegen begründete seine Kündigung nach 22 Dienstjahren mit 
dem Unbehagen über die Deutschland- und Ostpolitik der Regierung Brandt.126 

Der möglicherweise ausschlaggebende Grund für das Ausscheiden von Bär-
wald kam jedoch erst im November 1974 an die Öffentlichkeit. Danach hatte 
der ehemalige Referatsleiter über Jahre hinweg als „Sonderverbindung127 

55207“ des BND diesem vertrauliche Informationen über Gespräche in der 
„Baracke“, vor allem über die neue Ostpolitik, geliefert. Belege für die ille-
gale Inlandsaufklärung des BND und Bärwalds Verwicklung darin waren im 
März 1974 in einer BND-Außenstelle in München sichergestellt worden.128 

Über diese Aktivitäten des BND schrieb Günther Nollau wenig später, sie 
habe weniger den Kommunisten als vielmehr demokratischen Politikern ge-
golten.129 Helmut Bärwald verließ im September 1971 die SPD und arbei-
tete als freier Mitarbeiter der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, beispielsweise 
beim Guillaume-Untersuchungsausschuß, mit.130 

Das Bonner Ostbüro wurde nach Bärwalds Abgang aufgelöst.131 Die Berli-
ner Zweigstelle arbeitete als „Büro für innerdeutsche Beziehungen“ weiter. 
Zunächst waren hier noch Charlotte Heyden, Käthe Fraedrich, eine Schreib-
kraft und ein Fahrer beschäftigt, später nur noch Fraedrich. Die Staatssi-
cherheit stellte fest, das Büro befasse sich „mit der Befragung ehemaliger 
DDR-Bürger, allgemeinen Informationssammlungen und der Beteiligung an 
Paketaktionen“. Überhaupt – so das MfS – sei „dieses Büro immer mehr in 
eine echte Bedeutungslosigkeit hineingerutscht und Ausdruck unrealistischer 
Zielstellungen und Bestrebungen der reaktionären imperialistischen Kreise, 
den Sozialismus zu beseitigen, geworden“.132 Willi Storbeck alias Bobby 
Keller, der sich gelegentlich um das Berliner Büro kümmerte, führte 1981 
nach der Pensionierung von Käthe Fraedrich im Auftrag des Parteivorstan-
des die Auflösung der Dienststelle und die Vernichtung des Berliner Archivs 
durch. Die in 35 Jahren gesammelten Unterlagen wurden zu einem Großteil 

126 Vgl. Quick v. 17.2.1971, S. 22 ff. 
127 Die Funktion der bezahlten Sonderverbindungen wird beschrieben bei Nollau: Das Amt 

(1978), S. 205: „Es gab regelmäßige Geldleistungen an Presseangehörige, deren Gegen-
leistung, falls es überhaupt eine gab, jedenfalls nicht auf dem Gebiet der Auslandsaufklä-
rung lag.“ 

128 Vgl. Stern v. 28.11.1974, S. 222; Die Welt v. 18. und 19.10.1974; Frankfurter Rundschau 
v. 21.11.1974; Süddeutsche Zeitung v. 19.11.1974. 

129 Nollau: Das Amt (1978), S. 196. 
130 Angeblich hatte es im SPD-Ostbüro eine belastende Karteikarte über Günther Guillaume 

gegeben, die aufgrund des Bedeutungsverlustes des Ostbüros jedoch nicht zum Tragen 
kam. Bärwald war vor allem beim CDU-Bundestagsabgeordneten Werner Marx tätig, 
dessen politische Karriere Ende 1979 durch die MfS-Mitarbeiterin Inge Goliath vorzeitig 
beendet wurde. 

131 Auch die illegale KPD, die in Ostberlin residierte, wurde 1971 aufgelöst. Ein Zusammen-
hang ist durchaus denkbar. 

132 BStU, ZA, JHS 21149, Bd. 1, Bl. 73. 
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in einem nahe gelegenen Krematorium verbrannt. Die zwischen 1972 und 1981 
in Bonn angefallenen, aber nicht sortierten Berichtskopien wurden später vom 
ehemaligen Bonner Ostbüro-Mitarbeiter Walter Ramm alias Körner geord-
net und mit dem Großteil der Sachakten der Friedrich-Ebert-Stiftung überge-
ben. Sie sollten für 30 Jahre nur einem begrenzten Personenkreis zugänglich 
sein, etwa zur Durchsetzung von Rentenansprüchen für Zeiten der Inhaftie-
rung in der SBZ/DDR und in der UdSSR. Nach der friedlichen Revolution 
in der DDR beschloß der SPD-Parteivorstand jedoch, die Unterlagen zu-
sammenzuführen und der wissenschaftlichen Forschung zugänglich zu ma-
chen. 

5.3 Schleichender Bedeutungsverlust bei der CDU 

In den ersten Jahren der Bundesrepublik war der Einfluß der Exil-CDU recht 
beachtlich. Mit zwei Ministern, Jakob Kaiser im Gesamtdeutschen Ministe-
rium und Hans Lukaschek im Vertriebenenministerium stellte sie in der er-
sten CDU-geführten Bundesregierung unter Konrad Adenauer wichtige Amts-
träger. Das Gewicht der Exil-CDU ging jedoch später kontinuierlich zurück, 
was sich auch auf die Stellung des Ostbüros auswirkte. Einen Einschnittt 
brachte der Tod des langjährigen Ostbüroleiters Werner Jöhren. Sein Nach-
folger Alfred Krause mußte nach dem Mauerbau 1961 mit den erschwerten 
Arbeitsbedingungen kämpfen, und auch der innerparteiliche Einfluß schwand: 
„Das Wartepotential für veränderte Verhältnisse“133 war entbehrlicher ge-
worden. Ausdruck dieser Entwicklung war der Rücktritt Ernst Lemmers als 
Minister für gesamtdeutsche Fragen im Dezember 1962, der durch den Kar-
rierepolitiker Rainer Barzel ersetzt wurde. Bis dahin galt das Gesamtdeut-
sche Ministerium als Erbhof der Exil-CDU. Die Ablösung Lemmers löste in 
Exil-CDU-Kreisen große Empörung aus, zumal sie sich unter demütigenden 
Begleitumständen vollzog.134 Man sprach von einer „Katastrophe“ und von 
einem „Irrenhaus“ in Bonn, konnte aber an diesem Vorgang die geschwächte 
Stellung der Ost-CDU-Flüchtlinge in der Union ablesen.135 

In diesem Zusammenhang verringerten sich auch die Möglichkeiten des 
Ostbüros der CDU, das aber im Gegensatz zu seinen Pendants bei FDP und 
SPD nicht unter Druck innerparteilicher Entspannungsanhänger stand. Be-
achtlich war daher die Zahl der verbreiteten Druckschriften auch noch in den 
sechziger Jahren. Das MfS konfiszierte noch 1963 654 230 „Hetzschriften“ 
des Ostbüros der CDU; 1967 waren es immerhin noch 356 700.136 1968 wur-

133 Interview mit Alfred Sagner v. 13.2.1995. 
134 Vgl. Lemmer: Manches war doch anders (1968), S. 360. 
135 Schreiben von Kaltenborn an Gradl v. 13.12.1962; ACDP, III-013, 843. 
136 Analyse über das „Ostbüro der CDU“ in Westberlin, o. D.; BStU, ZA, XX/AKG 1047, 

Bl. 54. 
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den allerdings auch bei der CDU die Ballonaktionen eingestellt. Anfang der 
siebziger Jahre beschäftigte sich die Dienststelle dann lediglich noch mit der 
Sichtung des vorhandenen Materials, dem Sammeln von historisch bedeut-
samen Unterlagen137 und der Presseauswertung. Auch das Publikationsorgan 
der Exil-CDU, „Der Tag“, der Geburtshelfer des Ostbüros, wurde eingestellt. 
1965 war Gradl nach Konflikten mit der Witwe von Jakob Kaiser als Her-
ausgeber der Zeitung zurückgetreten. 1967 mußte die Zeitung liquidiert wer-
den, 1971 wurde sie aus dem Handelsregister gestrichen.138 „Der Kurier“, 
der 1963 mit dem „Tag“ zunächst zusammengelegt worden war, wurde schon 
1966 aufgegeben. 

Im Visier behielt das MfS besonders den stellvertretenden Leiter des CDU-
Ostbüros, Wilhelm Heidepriem, der von 1952 bis 1956 aus politischen Grün-
den in DDR-Haft gewesen war. 1960 wurde ein Freund auf ihn angesetzt, 
der ihn auskundschaften sollte, sich jedoch offenbarte und dann flüchtete.139 

Im März 1967 meldete die Ost-Berliner „BZ am Abend“, Heidepriem werbe 
Agenten an.140 Die Staatssicherheit beschuldigte ihn und den späteren Astro-
nauten Reinhardt Furrer Ende 1967 gar der Einschleusung von Waffen, fal-
schen Pässen und vielem mehr.141 Anscheinend war Heidepriem an zahlrei-
chen Fluchthilfeunternehmen beteiligt.142 Wilhelm Heidepriem schied Ende 
April 1972 aus dem in Deutschlandbüro umbenannten Ostbüro der CDU aus 
und wurde Leiter des Besucherdienstes im Reichstag. Doch die Staatssicher-
heit vergaß ihn nicht, am 24. April 1973 wurde gegen ihn ein Haftbefehl 
wegen des Verdachts auf „staatsfeindlichen Menschenhandel“ erwirkt, der nie 
vollstreckt werden konnte, da Entführungen inzwischen nicht mehr zum gän-
gigen Repertoire der Staatssicherheit gehörten und Heidepriem so vorsichtig 
war, nicht die Transitrouten zu benutzen. 

Die CDU beschloß 1981, „prinzipiell“ werde „archivlich wertvolles Ma-
terial der Exil-CDU, insbesondere des Deutschlandbüros, der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung anvertraut, mit Ausnahme der im Deutschlandbüro liegenden 
Personenkartei“.143 1987 teilte der CDU-Bundesgeschäftsführer Peter Ra-
dunski dem gerade gewählten Exil-CDU-Parteivorsitzenden Siegfried Dübel 
mit, man müsse das Berliner Büro der Exil-CDU aufgrund finanzieller Spar-
maßnahmen auflösen, die Arbeit solle von Bonn aus mit dem schon vorhan-
denen Apparat weitergeführt werden. Die restlichen Archivmaterialien, so 

137 Schreiben von Haß an Dittert v. 22.7.1962; ACDP, I 300, 3/3. 
138 1974 gründete die Bundesknappschaft, Sozialversicherung des Bergbaus, eine Zeitschrift 

gleichen Namens. 
139 Diese und nachfolgende Angaben entstammen Unterlagen, die dem Autor von Wilhelm 

Heidepriem dankenswerterweise zur Verfügung gestellt wurden. 
140 BZ am Abend v. 11.3.1967, S. 1. 
141 Thüringer Tageblatt v. 25.10.1967, S. 1 f. Vgl. auch Berliner Zeitung v. 17.10.1967, S. 1 f. 
142 Vgl. Analyse über das Ostbüro der CDU in Westberlin, o. D.; BStU, ZA, XX/AKG 1047, 

Bl. 63. 
143 Beschluß v. 2.11.1981; ACDP, Nachlaß Gradl, I 294, 69-4. 
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verfügte die Parteizentrale, sollten an die Konrad-Adenauer-Stiftung abge-
geben werden.144 Doch die heftige Gegenwehr von Johann Baptist Gradl, des 
letzten prominenten Politikers der Exil-CDU, scheint die Abwicklung noch 
verzögert zu haben.145 Sie zog sich jedenfalls bis zum Vorabend der Wie-
dervereinigung im Mai 1990 hin. Die Personenkartei des Ostbüros kam mit-
samt den übrigen Akten zur Konrad-Adenauer-Stiftung nach St. Augustin; in 
Berlin blieb ein kleines Büro zur Betreuung der alten Parteimitglieder üb-
rig.146 Bemerkenswert ist, daß diese einzige noch existierende Ost-Dienst-
stelle einer Partei im Wendeherbst 1989 noch aktiv wurde. „Wir haben Ende 
Oktober, also vor Öffnung der Mauer, beschlossen, sämtliche Orts-, Kreis-
und Bezirksverbände [der Ost-CDU] anzuschreiben.“147 Als wenig später die 
CDU-Bundesparteileitung unter Generalsekretär Volker Rühe diese Adres-
sen ebenfalls benötigte, konnte man sie vollständig liefern. 

144 Schreiben von Radunski an Dübel v. 25.6.1987; ebenda. 
145 Dieses und nachfolgende Zitate: Schreiben v. 25.2.1988; ebenda. 
146 Interview mit Jürgen Stargardt v. 7.3.1997. 
147 Ebenda. Vgl. auch Dübel: Exil-CDU (1996), S. 261. 
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Schlußbemerkungen 

Die Ostbüros der westdeutschen demokratischen Parteien waren das Produkt 
einer spezifischen und ziemlich einmaligen historischen Situation. Ohne die 
Teilung Deutschlands in einen demokratischen und einen kommunistischen 
Teil, die politische Verfolgung im Osten und die Massenflucht in den We-
sten, ohne den Kalten Krieg und auch ohne die alliierte Präsenz in Deutsch-
land wären solche Einrichtungen kaum in dieser Form möglich gewesen. Sie 
waren Ausdruck des Selbstbehauptungswillens sozialdemokratischer, christ-
demokratischer und liberaler Kräfte, die durch die sich verfestigende kom-
munistische Diktatur im Osten Zug um Zug ausgeschaltet worden waren und 
daher nur noch aus dem westlichen „Exil“ und im Untergrund agieren konn-
ten. Dabei war es von entscheidender Bedeutung, daß die deutsche Teilung 
zunächst allgemein als Provisorium betrachtet wurde, die Tätigkeit der Ost-
büros somit als eine politische Investition in eine gesamtdeutsche demokra-
tische Zukunft gelten konnte. 

Neben dieser „innenpolitischen“ Komponente sind aber auch die Wirkun-
gen der globalen Blockkonfrontation zu erkennen, deren Bedeutung sich schon 
allein an der Rolle ablesen läßt, die verschiedene alliierte Stellen im Zusam-
menhang mit den Ostbüros spielten, die sich ganz zwangsläufig auch zu 
Kampforganisationen des Kalten Krieges entwickelten. Zuweilen zeigen sich 
sogar Ansätze einer nachrichtendienstlichen Instrumentalisierung, die mit dem 
parteipolitischen Charakter der Ostbüros nur noch mittelbar in Verbindung 
gebracht werden können. 

Die demokratischen und ethischen Motive der Widerstandstätigkeit der Ost-
büros wurden gewissermaßen von den drei langjährigen Leitern Stephan Tho-
mas, Werner Jöhren und Karl-Heinz Naase verkörpert: Alle drei waren so 
integer, daß die Staatssicherheit größte Probleme hatte, sie zu diffamieren. 
Es reichte in Publikationen und Presseveröffentlichungen lediglich zur Ein-
schätzung, sie seien „eiskalt“, „skrupellos“, „kaltschnäuzig“ oder „von den 
US-Imperialisten gekauft“. Konkretere substantielle Vorwürfe gab es nicht. 
Bei Stephan Thomas ergab sich die Ablehnung der SED-Diktatur aus seiner 
Gegnerschaft zur NS-Diktatur. Karl-Heinz Naase wurde aufgrund seines 
Alters erst nach 1945 politisch sozialisiert. Von Werner Jöhren war eine kon-
servative, aber nicht demokratiefeindliche Haltung aus der Weimarer Zeit 
bekannt. Alle drei einte das Bestreben, einer weiteren Diktatur auf deutschem 
Boden Widerstand entgegenzusetzen. 

Die ursprüngliche Aufgabe der Ostbüros war die Betreuung der jeweils 
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„eigenen“ politischen Flüchtlinge, die dem kommunistischen Druck ausge-
wichen waren, und ihre Eingliederung im Westen; später spielte dieser eher 
karitative Aspekt eine geringere Rolle. Hier und vor allem im Zusammen-
hang mit der Überprüfung der Flüchtlinge für das Notaufnahmeverfahren 
übten die Ostbüros quasi staatliche Funktionen aus. Das entscheidende poli-
tische Betätigungsfeld war jedoch die illegale Arbeit auf dem Gebiet der 
SBZ/DDR. Hier erfüllte das Ostbüro der SPD eine Vorbildfunktion für die 
anderen Ostbüros, teilweise auch für andere Organisationen dieses Typs wie 
UFJ und KgU. Das SPD-Ostbüro entstand als erstes, weil die vereinigungs-
unwilligen Sozialdemokraten als erste in der SBZ systematisch verfolgt wur-
den; aber auch die konsequente Politik von Kurt Schumacher, der sich mit 
der Einverleibung der SPD in eine kommunistische Partei nicht abfinden 
wollte, war ein wichtiger Aspekt. Ähnliches gilt für die CDU: Jakob Kaiser 
und der legal gewählte Hauptvorstand der CDU widersetzten sich den An-
ordnungen der sowjetischen Besatzungsmacht, als eine noch weitere Anpas-
sung den Verlust der eigenen politischen Identität bedeutet hätte. Es blieb 
nur noch das Ausweichen in den Westen und der Versuch, von dort aus weiter 
in den Osten politisch hineinzuwirken. 

Bei SPD wie CDU waren die Ostbüros noch vor der Gründung der DDR 
das Sprachrohr der legitimen Interessen der Partei für den Teil Deutschlands, 
in dem eine freie Entfaltung der Parteitätigkeit nicht mehr möglich war. Be-
sonders deutlich war das bei der CDU, wo das Ostbüro gewissermaßen als 
Stabsstelle der Exil-CDU der SBZ fungierte, welche den Status eines regel-
rechten Landesverbandes der West-CDU hatte. Die FDP versuchte zu einem 
späteren Zeitpunkt ähnliches mit ihren LDP-Beiräten, doch diese erreichten 
nie die gleiche Bedeutung. Die SPD hatte keine Exilorganisation, und in ih-
rem Ostbüro waren zahlreiche westdeutsche Sozialdemokraten beschäftigt. 
Seine stärker westliche Prägung wurde gewissermaßen von Stephan Thomas 
symbolisiert, der aus britischer Kriegsgefangenschaft kam und nach 1945 von 
Anfang an im Westen zu Hause war. Die Ostbüros von CDU und FDP be-
standen dagegen nahezu ausschließlich aus SBZ/DDR-Flüchtlingen. 

Die Ostbüros von SPD und CDU hatten durchaus auch mit Akzeptanzpro-
blemen innerhalb ihrer Parteien zu kämpfen, doch waren sie nie so ausge-
prägt wie bei der FDP. Das FDP-Ostbüro wurde verspätet und nicht zuletzt 
deshalb geschaffen, weil man mit SPD und CDU mithalten wollte. Eine wirk-
lich gute Verankerung in der eigenen Partei hatte es nicht. 

Die sowjetischen Sicherheitsorgane und die Staatssicherheit waren in der 
Lage, die Tätigkeit aller Ostbüros nachhaltig zu beeinträchtigen: durch Des-
information und Psychoterror, Anschläge und Entführungen sowie vor allem 
durch die systematische Verhaftung ihrer Verbindungsleute. Die konkreten 
Auswirkungen waren dabei höchst unterschiedlich. Beim Ostbüro der FDP 
waren die Folgen der MfS-Aktionen einschneidend; dessen De-facto-Auf-
lösung schon zur Jahreswende 1956/57 konnte die Staatssicherheit durchaus 
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auch als eigenen Erfolg verbuchen. Auch an der innerparteilichen Diskredi-
tierung des SPD-Ostbüros war sie nicht unbeteiligt. Bei der CDU scheint der 
Einfluß eher gering gewesen zu sein. 

Die SED und insbesondere ihre Sicherheitsorgane interpretierten westli-
che Aktivitäten in Analogie zum eigenen Handeln. Für sie waren die Ostbü-
ros „Agentenzentralen der imperialistischen Geheimdienste“, von denen sie 
„angeleitet, kontrolliert und finanziert“ wurden, obwohl sie diese Überzeu-
gung trotz guter Kenntnisse des Innenlebens der Organisationen nie wirklich 
belegen konnten. Zwanghaft suchten die Sicherheitsorgane nach dem ein-
heitlichen Plan und der zentralen Steuerungsinstanz der von ihnen bekämpften 
„Feindzentralen“, ohne ihre Pluralität angemessen berücksichtigen zu kön-
nen. Eine einheitliche, etwa durch das BMG gesteuerte Ostarbeit der Partei-
en konnte es aber gar nicht geben, da die Ansichten hierüber zwischen den 
Parteien zu sehr divergierten und sie auch auf diesem Feld durchaus in Kon-
kurrenz zueinander standen. Besonders absurd waren die Verschwörungs- und 
Steuerungstheorien im Zusammenhang mit den Ereignissen des 17. Juni 1953. 
Eine Planung und Steuerung des Aufstandes konnte niemals belegt werden, 
trotzdem wurde insbesondere das Ostbüro der SPD dafür jahrzehntelang ver-
antwortlich gemacht. 

Ungeachtet der operativen Erfolge der Staatssicherheit sind Niedergang 
und Auflösung der Ostbüros vor dem Hintergrund der jeweiligen parteipoli-
tischen Konstellationen zu sehen. Bei der FDP war eine frühe Kehrtwende 
in der Ost- und Deutschlandpolitik entscheidend; chronische Finanzproble-
me und Personalquerelen taten ein übriges. Bei der SPD spielte der langjäh-
rige Kampf von Herbert Wehner gegen den „Agentenschuppen“, wie er das 
Parteireferat abschätzig nannte, eine große Rolle; hier bedeutete der Beginn 
der Entspannungspolitik das Ende des Ostbüros. Bei der CDU trat dagegen 
ein eher schleichender Bedeutungsverlust ein, der erst spät zu organisatori-
schen Konsequenzen führte. 

Mit dem Einsetzen der Entspannungspolitik hatte sich die Ostbüroarbeit 
politisch überlebt. Und noch später, als in der DDR zwei bundesdeutsche 
Fernsehprogramme und etliche Hörfunkprogramme ungehindert empfangen 
werden konnten, wären konspirativ oder per Gasballon verbreitete Flug-
blätter der Ostbüros ziemlich anachronistisch gewesen. Gleichwohl blieben 
die Nachfolgeeinrichtungen der Ostbüros mit veränderten Aufgaben teilwei-
se noch bestehen. Hier zeigte sich ein bürokratisches Beharrungsvermögen, 
das auch aus der öffentlichen Verwaltung bekannt ist. 

Eine der Hauptaufgaben der Ostbüros in den ersten Jahren war die Kon-
taktpflege zu den eigenen politischen Anhängern im Osten im Hinblick auf 
eine Wiedereinführung demokratischer Verhältnisse in der SBZ/DDR. Diese 
Aktivitäten traten um so mehr in den Hintergrund, als die Hoffnungen auf 
eine Lösung in der deutschen Frage schwanden und die Machtverhältnisse 
im Osten sich verfestigten. Die Frage, ob die Arbeit der Ostbüros diese Ent-
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wicklung in der SBZ/DDR eher gefördert oder behindert hat, muß offen 
bleiben. Natürlich hat sie zur Konfrontationsatmosphäre des Kalten Krieges 
beigetragen, aber oppositionelles Handeln, auch wenn es von außen gestützt 
wird, bedeutet immer Herrschaftsbegrenzung. Die Verteufelung der „sozial-
demokratischen Agentenzentrale Ostbüro“ im Zuge der Stalinisierung der 
SED 1948/49 hatte somit durchaus auch eine Reklamewirkung, die dem Wi-
derstandskampf der SPD Anhänger zuführte. Ähnliches läßt sich auch für 
Ostbüros der bürgerlichen Parteien verzeichnen. 

So hatte die Ostarbeit der demokratischen Parteien eine ambivalente Wir-
kung: Einerseits organisierten sie Strukturen, die den Oppositionellen einen 
letzten Rückhalt verschafften, andererseits diente die Geißelung ihrer „ver-
brecherischen Tätigkeit“, etwa in Schauprozessen, dem SED-Regime zur 
Gängelung der eigenen Bürger. So wurde der „Differenzierungsprozeß“ zwi-
schen sogenannten „fortschrittlichen“ und „reaktionären“ Parteimitgliedern 
vorangetrieben und unentschiedenen Mitgliedern die Konsequenzen opposi-
tionellen Handelns drastisch vor Augen geführt. Der Zwang zur rituellen Di-
stanzierung der Parteifunktionäre in CDU und LDPD sowie von ehemaligen 
Sozialdemokraten in der SED von den inhaftierten „Agenten“ förderte zwangs-
läufig die politische Anpassung dieser Funktionäre. 

Die zahllosen Verhaftungen von Oppositionellen als „Agenten“ der Ost-
büros waren zwar auch durch die reale Tätigkeit der Ostbüros mit bedingt, 
dennoch hätte es in jedem Fall Verhaftungen von „feindlich“ eingeschätzten 
Mitgliedern von SED, CDU und LDPD und ihre Brandmarkung als Agenten 
gegeben. Dies war notwendig, um die Identität von äußerem und innerem 
Feind zu demonstrieren und durch das erzeugte Feindbild das eigene System 
zu stabilisieren. Es gehörte schließlich zu den Techniken stalinistischer Herr-
schaft, „Agenten“ auch dort zu „überführen“, wo es sie real gar nicht gab. 

Der Vorwurf, die Ostbüros hätten Spionage betrieben, wurde seit ihrer 
Gründung – und nicht nur im Osten – erhoben. Dabei wird erstaunlicherweise 
ausgerechnet von Kommunisten unterschlagen, daß unter bestimmten Bedin-
gungen Spionage politischer Widerstand sein kann. Gerade in der Geschichte 
der NS-Zeit gibt es zahlreiche Beispiele hierfür, man denke an den in der 
DDR heroisierten Richard Sorge oder an die „Rote Kapelle“, die in der Tra-
ditionspflege des MfS eine so große Rolle spielten. 

Hinzu kommt, daß die Sicherheits- und Propagandaorgane der DDR mit 
einem hypertrophen und semantisch unscharfen Spionagebegriff arbeiteten, 
der es erlaubte, Tätigkeiten zu kriminalisieren, die in demokratischen Ge-
sellschaften als legale Nachrichtenübermittlung gelten. Vieles von dem, was 
die Ostbüros sammelten, waren öffentlich zugängliche Informationen, deren 
Verwendung und Weitergabe in Rechtsstaaten zur Ausübung der Informati-
onsfreiheit gehören: der Ingenieur, der mitteilte, welche Arbeiter in seinem 
Betrieb nach dem 17. Juni 1953 verhaftet wurden; der Justizangehörige, der 
Gerichtsurteile bekanntmachte; das Parteimitglied, das über die Zusammen-
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setzung von Gremien berichtete; der Wismutarbeiter, der über Unfälle in den 
Urangruben sprach. Aber auch mit Spionage im eigentlichen Sinn hatten die 
meisten Ostarbeiter und Widerständigen in der damaligen Zeit keine Pro-
bleme, weil sie der DDR jegliche staatliche Legitimität absprachen. Insbe-
sondere in der ersten Hälfte der fünfziger Jahre wurde die Auseinandersetzung 
von östlicher Seite so hart geführt, daß fast jedes Mittel zur Schädigung und 
Destabilisierung der kommunistischen Herrschaft angebracht erschien. Die-
ses Faktum verflüchtigte sich in den siebziger und achtziger Jahren aus dem 
öffentlichen Bewußtsein. 
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Anhang 

Abkürzungsverzeichnis 

Abt. Abteilung 
ACDP Archiv für Christlich-

Demokratische Politik 
ADL Archiv des Demokrati-

schen Liberalismus 
ADN Allgemeiner Deutscher 

Nachrichtendienst 
AdsD Archiv der sozialen De-

mokratie 
AFO Archivierte Feindobjekt-

akte 
AIM Archivierter IM-Vorgang 

bzw. archivierter IM-
Vorlauf 

AKG Auswertungs- und Kon-
trollgruppe 

AOP Archivierter Operativer 
Vorgang 

AP Allgemeine Personen-
ablage 

APN Außenpolitischer Nach-
richtendienst (des DDR-
Außenministeriums) 

AS Allgemeine Sachablage 
ASt Archivierte Akte der 

Staatsanwaltschaft 
ASt Außenstelle 
AU Archivierter Untersu-

chungsvorgang 
BA Bundesarchiv 
BBC British Broadcasting 

Corporation 
BDJ Bund Deutscher Jugend 
BHE Block der Heimatver-

triebenen und Entrech-
teten 

BHI 

BMG 

BMWi 

BND 
BPO 
BRD 

BStU 

BTB 
BV 
BVM 

BZ 
CDU 

CIA 

CIC 

CIG 

CSU 
DBD 

DDP 

DDR 

Bank für Handel und In-
dustrie 
Bundesministerium für 
Gesamtdeutsche Fragen 
Bundesministerium für 
Wirtschaft 
Bundesnachrichtendienst 
Betriebsparteiorganisation 
Bundesrepublik Deutsch-
land 
Der Bundesbeauftragte 
für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen Deut-
schen Demokratischen 
Republik 
British Troups Berlin 
Bezirksverwaltung 
Bundesverteidigungs-
ministerium 
Berliner Zeitung (West) 
Christlich-Demokratische 
Union 
Central Intelligence 
Agency 
Counter Intelligence 
Corps 
Central Intelligence 
Group 
Christlich-Soziale Union 
Demokratische Bauern-
partei Deutschlands 
Deutsche Demokratische 
Partei 
Deutsche Demokratische 
Republik 
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DFG Deutsche Forschungs-
gemeinschaft 

DGB Deutscher Gewerkschafts-
bund 

DKP Deutsche Kommuni-
stische Partei 

DP Deutsche Partei 
DPD Demokratische Partei 

Deutschlands 
DRK Deutsches Rotes Kreuz 
DSF Gesellschaft für Deutsch-

Sowjetische Freundschaft 
DSt Dokumentenstelle 
e. V. eingetragener Verein 
FDGB Freier Deutscher Ge-

werkschaftsbund 
FDJ Freie Deutsche Jugend 
FDP Freie Demokratische 

Partei 
FES Friedrich-Ebert-Stiftung 
FNA Franz-Neumann-Archiv 
FVP Freie Volkspartei 
GBl. Gesetzblatt 
Gestapo Geheime Staatspolizei 
GI Geheimer Informator 
GM Geheimer Mitarbeiter 
GST Gesellschaft für Sport 

und Technik 
GVS Geheime Verschlußsache 
HA Hauptabteilung 
HDO Hilfsdienst Ost 
HICOG High Commissioner for 

Germany 
HJ Hitlerjugend 
HQ Headquarters 
HV A Hauptverwaltung Aufklä-

rung (des MfS) 
IM Inoffizieller Mitarbeiter 
I-Stelle Informationsstelle 
IWE Informationsbüro West 
JHS Juristische Hochschule 

(des MfS) 
JU Junge Union 
K 5 Dezernate 5 der Krimi-

nalpolizei 

KGB 

KgU 

KP(D) 

KPdSU 

KS 
KVP 
KZ 
LDP(D) 

LV 
MF 
MfS 

MGB 

NDPD 

NKWD 

NS 
NSDAP 

NTS 

o. D. 
o. J. 
o. O. 
OMG 

OMGBS 

Komitet Gossudarstwen-
noi Besopasnosti: Komi-
tee für Staatssicherheit 
(der UdSSR) 
Kampfgruppe gegen 
Unmenschlichkeit 
Kommunistische Partei 
(Deutschlands) 
Kommunistische Partei 
der Sowjetunion 
Kader und Schulung 
Kasernierte Volkspolizei 
Konzentrationslager 
Liberal-Demokratische 
Partei Deutschlands 
Landesverband 
Mirkofilm oder -fiche 
Ministerium für Staats-
sicherheit 
Ministerstwo Gossu-
darstwennoi Besopasno-
sti: Ministerium für 
Staatssicherheit (der 
UdSSR) 
National-Demokratische 
Partei Deutschlands 
Narodny Komissariat 
Wnutrennich Del: Volks-
kommissariat für innere 
Angelegenheiten (der 
UdSSR) 
Nationalsozialismus 
Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei 
Narodny Trudowoi 
Sojus: Volksarbeitsbund 
(russische Emigranten-
organisation) 
ohne Datum 
ohne Jahr 
ohne Ort 
Office of Military 
Government 
Office of Military Go-
vernment, Berlin Sector 
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OPC Office of Policy Coordi-
nation (der CIA) 

OSO Office for Special Opera-
tions (der CIA) 

PATh Privatarchiv Thomas 
PKK Parteikontrollkommission 
PR/ISC Public Relations/Infor-

mation Services Control 
PSK Psychologische Kampf-

führung 
PV Parteivorstand 
RIAS Rundfunk im amerikani-

schen Sektor 
SA Sturmabteilung (der 

NSDAP) 
SAPMO-BA Stiftung Archiv der Par-

teien und Massenorgani-
sationen der DDR im 
Bundesarchiv 

SBZ Sowjetische Besatzungs-
zone 

SDAG Sowjetisch-Deutsche 
Aktiengesellschaft 

SdM Sekretariat des Ministers 
SDU Soziale Demokratische 

Union 
SED Sozialistische Einheits-

partei Deutschlands 
SfS Staatssekretariat für 

Staatssicherheit 
SMA(D) Sowjetische Militäradmi-

nistration (in Deutsch-
land) 

SMT Sowjetisches Militär-
tribunal 

SNB Sowjetisches Nachrich-
tenbüro (Vorläufer von 
ADN) 

SPD 

SDS 

SS 
SSD 
TRO 
UFJ 

UGO 

VEB 
V-Leute 

VOS 

VP 
VPH 

VPO 

VVS 

WBA 
WDR 
ZA 
ZAIG 

ZK 
ZKG 

ZMA 
ZPKK 

ZPO 

Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands 
Sozialistischer Deutscher 
Studentenbund 
Schutzstaffel (der NSDAP) 
Staatssicherheitsdienst 
Transformatorenwerk 
Untersuchungsausschuß 
Freiheitlicher Juristen 
Unabhängige Gewerk-
schaftsopposition 
Volkseigener Betrieb 
Verbindungsleute, Ver-
trauensleute 
Vereinigung der Opfer 
des Stalinismus 
Volkspolizei 
Vereinigung politischer 
Häftlinge des Sowjetsy-
stems 
Vereinigung Politischer 
Ostflüchtlinge 
Vertrauliche Verschluß-
sache 
Willy-Brandt-Archiv 
Westdeutscher Rundfunk 
Zentralarchiv 
Zentrale Auswertungs-
und Informationsgruppe 
(des MfS) 
Zentralkomitee 
Zentrale Koordinierungs-
gruppe (des MfS) 
Zentrale Materialablage 
Zentrale Parteikontroll-
kommission 
Zentralverband Politi-
scher Ostflüchtlinge 
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